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87.076 BRG 

87.076 - Geschäft des Bundesrates. 
Fernmeldegesetz 

Einreichungsdatum 7.12.1987 
Stand der Beratung Erledigt 

Botschaft/Bericht: BBI 1988 1, 1311 FF 1988 1, 1260 

Chronologie 
07.12.87 Botschaft des BR zum Fernmeldegesetz (FMG) 
Während bisher Endgeräte und Hauszentralen zum Monopol der 
PTT gehörten und der BR über punktuelle Lockerungen ent­
schied, hebt das neue Fernmeldegesetz (881 88 1, 1311) das 
Apparatemonopol der PTT grundsätzlich auf. Der von einer 
Kommission beratene BR beschliesst über Ausnahmen der Li­
beralisierung, die nur aus zwei Gründen möglich sind: Der 
freie Markt stösst dort an Grenzen, wo analoge schweizeri-
sche Apparate im Ausland nicht zum Import zugelassen wer­
den; zudem darf die Sicherheit des Fernmeldeverkehrs nicht 
durch Ramschware gestört werden. Alle von den PTT oder vom 
privaten Handel angebotenen Teilnehmeranlagen unterstehen 
einer Zulassungspflicht. Zuständig für die Typenprüfung 
ist die PTT-Prüfstelle, die selbständig und unabhängig von 
den Weisungen der Unternehmensleitung tätig sein soll. Am 
Monopol der PTT bei den Fernmeldenetzen rüttelt das neue 
Fernmeldegesetz nicht, bringt aber bei den Fernmeldedien-
sten mehr Wettbewerb: Die Grunddienste (Telefon, Telex, 
Telefax, Telepac, zukünftiges "Swissnet", Abgabe von Miet­
leitungen) verbleiben im Monopol der PTT, währen die er­
weiterten Dienste wie Meldungsvermittlung, Speicher- und 
Chiffrierdienste sowie Auskunfts- und Informationsdienste 
der Konkurrenz geöffnet werden. 

06.02.90 NR verabschiedet FMG mit 117:0 
Aus Gründen des Persönlichkeits- und Datenschutzes hebt 
der NR mit 91 :27 den Eintragungszwang von PTT-Abonnenten 
auf. Nicht einverstanden mit dem BR ist der NR in der 
Frage der Zulassungsstelle: Im EVED soll eine unabhängige 
Kontrollinstanz eingerichtet werden, damit die PTT nicht 
Schiedsrichter in eigener Sache sind. Zudem soll eine 
gemischte Fernmeldekommission den BR in allen einschlägi­
gen Fragen beraten. 

13.12.90 SR verabschiedet FMG mit 24:0 
Der BR soll die Kompetenz erhalten, auch Dritten das Er­
bringen von Dienstleistungen im Bereich der Grunddienste 
(Ausnahme: Telefon) auf Mietleitungen oder Funknetzen zu 
gestatten sowie Fernmeldenetze vom Monopol der PTT auszu­
nehmen. Der SR schlägt ein BA für Kommunikation vor, das 
sämtliche Bewilligungs- und Rechtsverfahren übernehmen 
und die vom NR vorgesehene Fernmeldekommission ersetzen 
soll. Mit 21 :7 hält der SR an der Pflicht der Abonnenten 
fest, sich im Telefonbuch eintragen zu lassen. 

21.03.91 NR mit 71 :52 gegen obligatorischen Telefonbucheintrag 
Im Bereich der Grunddienste stimmt der NR der weiteren 
Oeffnung des PTT-Monopols zu, bleibt aber im Bereich des 
Netzmonopols hart: Mit 85:45 lehnt er die vom SR dem BR 
generelle Kompetenz ab, Fernmeldenetze vom Monopol aus­
zunehmen. Die Schaffung eines BA für Kommunikation ist 
unbestritten. 
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06.06.91 SR bekräftigt mit 23:4 obligatorischen Telefonbucheintrag 
Mit 17:9 erklärt sich der SR einverstanden, dass der BR 
weitere Fernmeldenetze nur dann vom Netzmonopol der PTI 
ausnehmen kann, wenn sie von geringer Bedeutung sind. 

17.06.91 NR Zustimmung 

21 .06.91 Schlussabstimmung im NR (123:0) und SR (41 :0) 

Zuständig EVED 
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87. 076 - Objet du Conseil federal. 
Loi sur les telecommunications 
Fernmeldegesetz 

Date de depöt 7.12.1987 
Etat actuel Liquide 

Message/Rapport: BBI 1988 1, 1311 / FF 1988 1, 1260 

Chronologie 
07.12.87 Botschaft des BR zum Fernmeldegesetz (FMG) 
Während bisher Endgeräte und Hauszentralen zum Monopol der 
PTI gehörten und der BR über punktuelle Lockerungen ent­
schied, hebt das neue Fernmeldegesetz (BBI 88 1, 1311) das 
Apparatemonopol der PTI grundsätzlich auf. Der von einer 
Kommission beratene BR beschliesst über Ausnahmen der Li­
beralisierung, die nur aus zwei Gründen möglich sind: Der 
freie Markt stösst dort an Grenzen, wo analoge schweizeri-
sche Apparate im Ausland nicht zum Import zugelassen wer­
den; zudem darf die Sicherheit des Fernmeldeverkehrs nicht 
durch Ramschware gestört werden. Alle von den PTI oder vom 
privaten Handel angebotenen Teilnehmeranlagen unterstehen 
einer Zulassungspflicht. Zuständig für die Typenprüfung 
ist die PTI-Prüfstelle, die selbständig und unabhängig von 
den Weisungen der Unternehmensleitung tätig sein soll. Am 
Monopol der PTI bei den Fernmeldenetzen rüttelt das neue 
Fernmeldegesetz nicht, bringt aber bei den Fernmeldedien-
sten mehr Wettbewerb: Die Grunddienste (Telefon, Telex, 
Telefax, Telepac, zukünftiges "Swissnet", Abgabe von Miet­
leitungen) verbleiben im Monopol der PTI, währen die er­
weiterten Dienste wie Meldungsvermittlung, Speicher- und 
Chiffrierdienste sowie Auskunfts- und Informationsdienste 
der Konkurrenz geöffnet werden. 

06.02.90 NR verabschiedet FMG mit 117:0 
Aus Gründen des Persönlichkeits- und Datenschutzes hebt 
der NR mit 91 :27 den Eintragungszwang von PTI-Abonnenten 
auf. Nicht einverstanden mit dem BR ist der NR in der 
Frage der Zulassungsstelle: Im EVED soll eine unabhängige 
Kontrollinstanz eingerichtet werden, damit die PTI nicht 
Schiedsrichter in eigener Sache sind. Zudem soll eine 
gemischte Fernmeldekommission den BR in allen einschlägi­
gen Fragen beraten. 

13.12.90 SR verabschiedet FMG mit 24:0 
Der BR soll die Kompetenz erhalten, auch Dritten das Er­
bringen von Dienstleistungen im Bereich der Grunddienste 
(Ausnahme: Telefon) auf Mietleitungen oder Funknetzen zu 
gestatten sowie Fernmeldenetze vom Monopol der PTI auszu­
nehmen. Der SA schlägt ein BA für Kommunikation vor, das 
sämtliche Bewilligungs- und Rechtsverfahren übernehmen 
und die vom NA vorgesehene Fernmeldekommission ersetzen 
soll. Mit 21 :7 hält der SA an der Pflicht der Abonnenten 
fest, sich im Telefonbuch eintragen zu lassen. 

21.03.91 NA mit 71 :52 gegen obligatorischen Telefonbucheintrag 
Im Bereich der Grunddienste stimmt der NR der weiteren 
Oeffnung des PTI -Monopols zu, bleibt aber im Bereich des 
Netzmonopols hart: Mit 85:45 lehnt er die vom SR dem BR 
generelle Kompetenz ab, Fernmeldenetze vom Monopol aus­
zunehmen. Die Schaffung eines BA für Kommunikation ist 
unbestritten. 
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06.06.91 SR bekräftigt mit 23:4 obligatorischen Telefonbucheintrag 
Mit 17:9 erklärt sich der SR einverstanden, dass der BR 
weitere Fernmeldenetze nur dann vom Netzmonopol der PTI 
ausnehmen kann, wenn sie von geringer Bedeutung sind. 

17.06.91 NR Zustimmung 

21.06.91 Schlussabstimmung im NR (123:0) und SR (41 :0) 

Competence EVED 

Seite 2 von 2 

Mots clefs libres PTI, Monopol, Wettbewerb, Medien, Kommunikation, Fernmeldewesen, FMG, BAKOM, 
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Loi sur !es telecommunications 

zweite Sitzung- Oeuxieme seance 

Dienstag, 6. Februar 1990, Vormittag 
Mardi 6 fevrler 1990, matln 

08.00h 

Vorsitz-Presidence: M. Ruffy 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 7. Dezember 1987 (8811988 1. 1311) 
Message et proiet de loi du 7 decembre 1987 (FF 1988 1. 1260) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Auer, Berichterstatter: Die Berichterstattung der Kommission 
berührt folgende Themen: die technische Entwicklung der Te­
lekommunikation, ihre wirtschaftliche und gesellschaftspoliti­
sche Bedeutung, die Frage Monopol/Liberalisierung, die für 
die Kommission gegebenen weiteren Rahmenbedingungen, 
ihre Arbeit und ihre wichtigsten Anträge. 
Damit wir uns nicht wiederholen. und um etwas Zeit zu sparen, 
haben Herr Caccia und ich die Themen aufgeteilt. Sie werden 
nämlich durch die Erläuterungen)n der Detailberatung noch 
reichlich in Anspruch genommen werden. Wir bemühen uns 
des weiteren. nicht zu wiederholen. was bereits in der Bot­
schaft des Bundesrates steht Abschliessend wird Herr Bun­
desrat Ogi die Gesetzesrevision noch von höherer Warte aus 
beleuchten. 
Um sich über die Auswirkungen der Telematik -die Kombina­
tion von Telekommunikation und Informatik - auf Wirtschaft 
und Bevölkerung im allgemeinen und einige ihrer Aspekte im 
besonderen zu orientieren, lud die Kommission Vertreter inter­
essierter Kreise zu Referaten und Diskussionen ein: so vom 
Schweizerischen Konsumentenbund unseren ehemaligen 
Kollegen Roger Mugny, der auch der Studienkommission an­
gehört hatte; von der Protelecom die Herren Jean Gimmi und 
Dr. Heinz Frey; von der Asut. der Schweizerischen Vereini­
gung von Fernmeldebenützern. die Herren Martial Sialm und 
Generaldirektor Heinrich Steinmann; von der PTT-Vereini­
gung, dem Dachverband der PTT-Gewerkschaft, Herrn Ernst 
Hoffmann; vom Verband der Schweizerischen Kabelnetzbe­
treiber Herrn Josef Willmann; von der Vereinigung Schweizer 
Berggebiete Herrn Dr. Peter Furger; ferner Herrn Professor 
Martin Rotach von der ETH Zürich, der uns die Manto-Studie 
vorstellte, sowie Herrn Professor Hansjörg Mey von der Uni­
versität Bern, der uns vor allem bei der Erörterung technischer 
Fragen behilflich war. 
Die während drei Jahren von vierzig Wissenschaftern ausgear­
beitete und 1987 veröffentlichte Manto-Studie befasst sich in 
verschiedenen Szenarien mit den Chancen und Risiken der 
Telekommunikation für Verkehr, Siedlung und den Menschen. 
Sie sei Ihnen zur Lektüre empfohlen. 
Alle Eingeladenen unterstrichen die grosse Bedeutung der Te­
lematik und des neuen Gesetzes. Die Telematik wird heute ne­
ben Boden, Kapital und Arbeit ein immer bedeutenderer Pro­
duktionsfaktor. Ihre Nutzung ist zu einem wichtigen Wettbe­
werbsvorteil geworden, für viele Unternehmen zu einer Exi-
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stenztrage. Die Schweiz ist angeblich das computerdichtes 
Land der Welt. 
Die Hersteller von Geräten und der immer grösser werdenc 
Sektor der Anbieter von Software sind ausgesprocher 
Wachstumsbranchen. Geräte und Dienstleistungen zusar 
men ergaben 1986 einen Weltmarkt von ungefähr 800 Millia 
den Franken, Jener der Telekommunikationseinrichtungen c 
lein von rund 150 Milliarden Franken. Die Wachstumsrate b1 

in diesem Gebiet durchschnittlich 7 Prozent. 
In Schweiz sind rund 20 000 Menschen in der Fernme 
deindustrie tätig und etwa gleichviel bei den Femmeldedier 
sten der PTT. Dank Telematik konnten rund 200 000 neue A 
beitsplätze geschaffen und dank ihrer Nutzung wesentlic 
mehr erhalten werden. Von allen schweizerischen Arbeitspfä 
zen hängen heute 55 bis 60 Prozent direkt oder indirekt vo1 
der Telematik ab. Ende 1987 zählte man in unserer Wirtscha1 
und in der Verwaltung 215 000 Personalcomputer um 
430 000 Terminals. Heute dürften es eine Million Bildschirmar 
beitsplätze sein. 
Die Telematik trägt wesentlich zur Produktivitätssteigerun{ 
der Wirtschaft bei und damit zu unserem wachsenden materi 
eilen Wohlstand. Entscheidend waren vor allem der wirtschaft 
liehe Durchbruch der Mikroelektronik und die damit einherg& 
hende spektakuläre Verbesserung des Preis/Leistungs-Ver· 
hältnisses. Die Geräte sind nicht nur leistungsfähiger. sondern 
auch billiger geworden. Die Digitalisierung wird diesen Trend 
noch verstärken. 
Wichtig ist die Anwendung der Telematik heute nicht nur bei 
der Produktion - diese wird sicherer und sparsamer -. son­
dern auch bei den Dienstleistungen. wobei ja auch die produ­
zierende Wirtschaft immer mehr zu einer Dienstleistungskom­
ponentenwirtschaft geworden ist. Administrative Vorgänge 
können automatisiert werden. Moderne Forschung und Ent­
wicklung sind heute ohne den Rückgriff auf Datenbanken und 
die dafür benötigten Fernmeldeeinrichtungen nicht mehr 
denkbar. Auch die Medizin ist darauf angewiesen. 
Eindrucksvoll ist der Einsatz der Telematik vor allem bei den 
Banken. Herr Steinmann von der Schweizerischen Bankge­
sellschaft, die das grösste private Netz betreibt und so quasi 
nebenbei auch das grösste Software-Unternehmen der 
Schweiz ist, unterstrich die Zuverlässigkeit unserer PTT. Die 
Banken sind Tag für Tag, während 24 Stunden, auf Verfüg­
barkeiten von 99,8 bis 99,9 Prozent angewiesen und daher 
stark von den Fernmeldediensten abhängig. 
«Wenn uns die PTT diese Dienste abstellen», sagte Herr Stein­
mann, «stehen wir still. und zwar katastrophal still.» Ich meinte 
früher, Geld se, für die Banken das Wichtigste. Ich lernte, dass 
Information offenbar ebenso wichtig ist. 
Für die Wirtschaft sind nicht nur die Dienstleistungen der PTT 
von grosser Bedeutung. sondern auch ihre Aufträge. Sie in­
vestieren bis 1992 in ihren Fernmeldediensten jährlich 2, 7 Mil­
liarden Franken, innert fünf Jahren allein 3,5 Milliarden für 
neue Zentralen. 
Nicht zutreffend ist die Meinung, die Telematik vernichte Ar­
beitsplätze. Zwar führt neue Technik alleweil zu Verlusten von 
angestammten Arbeitsplätzen, gesamthaft aber schuf sie 
neue und sicherte vor allem die Erhaltung bestehender. Die 
Erfahrung lehrt, dass Arbeitsplätze vor allem dann gefährdet 
sind, wenn die technische Umstellung nicht oder zu spät er­
folgt. Arbeitslosigkeit ist also keine Folge der Mikroelektronik, 
deren Nichtanwendung jedoch eine ihrer Ursachen. 
Bei den Banken und Versicherungen z. 8., die in sehr hohem 
Masse Telekommunikation einsetzen, sind keine Leute freige­
setzt, ihre Dienstleistungsangebote aber stark erhöht worden. 
Ohne Datenverarbeitung könnten sie heute ihr riesiges Trans­
aktionsvolumen gar nicht mehr bewältigen. 
Für beide, die Wirtschaft und die PTT. ist das neue Fernmelde­
gesetz von grosser Bedeutung. «Es wird die PTT auf ihrem 
Weg ins nächste Jahrtausend entscheidend prägen», hält der 
Verwaltungsrat des Unternehmens in seinem Geschäftsbe­
richt 1988 fest. 
Ein letzter wirtschaftlicher Aspekt: Die Telematik trägt auch we­
sentlich zu qualitativem Wachstum bei. Sie ermöglicht die Ein­
sparung von Rohstoffen, eine sinnvollere Materialverwertung; 
sie braucht weniger Energie als herkömmliche Produktion, 
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vermeidet ökologisch nicht erwünschten Personen- und Gü­
terverkehr auf Schiene und Strasse und ermöglicht die Reduk­
tion der Lagerbestände. Information und ihre Verbreitung er­
setzen Matene und Energie. Herstellung und Betrieb von Infor­
mationsverarbeitungsgeräten belasten die Umwelt nicht an­
nähernd so stark wie Motoren oder Maschinen. Bei der Her­
stellung eines Chips machen die Rohmaterialkosten 1 bis 2 
Prozent aus. bei einem Auto 40 Prozent Entsor-

,n,,c::Tr::1ru:m Q8Stehen. aber Sie weniger problemat!SCh 
Branchen. 

hat Ihre Kommission auch geseilschaftspolitische 
Auswirkungen der Telematik. dabei auch den Datenschutz. 
Wir werden bei der Detailberatung darauf zurückkommen. 
Unser Gesetz ist allerdings primär ein technisches. Es kann 
Fluch oder Segen der neuen Errungenschaften nicht oder nur 
in geringem Masse beeinflussen. 
Zu diesem Problemkreis. der auch Gegenstand der erwähn­
ten Manto-Studie ist haben wir Herrn Professor Herbert Kubi­
cek von der Universität Bremen eingeladen. der sich mit kriti­
schen Publikationen über Telematik einen Namen gemacht 
hat. Aus zeitlichen Gründen. aber auch weil die angeschnitte­
nen Probleme mit dem Fernmeldegesetz nicht zu lösen sind, 
sei dieser durchwegs anregende Teil unserer Beratungen nur 
kurz gestreift. 
Wie bei jedertechnischen Neuerung gibt es auch bei der Tele­
matik Sonnen- und Schattenseiten und Menschen. die einsei­
tig nur die eine oder nur die andere sehen. Zukunftsgläubige 
und Pessirrnsten. Dem Telefon -wer möchte heute darauf ver­
zichten? - sagte man keine grosse Zukunft voraus, weil der 
manuellen Verbindungsherstellung mit Stöpseln physikali­
sche Grenzen gesetzt waren. Als die automatischen Zentralen 
aufkamen, fühlten sich die vielen Telefonistinnen in ihrer Exi­
stenz bedroht. 
Eine verständlicherweise von vielen als negativ empfundene 
Folge der Telematik ist der Qualifikationsverfall. Mehr Men­
schen müssen heute mehr umlernen als früher und das einst 
Erlernte zugunsten von etwas N1:c:Jem aufgeben. Umgekehrt 
kann dank der Telematik monotone und geisttötende Routine­
arbeit zu einem grossen Teil durch Automaten ersetzt werden. 
Ohne dies wäre auch die Arbeitszeitverkürzung nicht möglich 
geworden. Jedenfalls musste sich der Mensch bei anderen 
neuen Techniken mehr der Maschine anpassen als bei der Te­
lematik. Diese versetzt uns in die Lage, ihren Einsatz mehr 
nach den menschlichen Bedürfnissen auszurichten. Ein Bei­
spiel: Dank Telematik können heute Gehörlose via Bildschirm 
miteinander telefonieren und Blinde über akustische Signale 
ihre am Bildschirm geschriebenen Texte selbst korrigieren. 
Wir alle wissen um die Problematik der Informationsgesell­
schaft, vor allem der Einweg-Information. 
Im Jahre 1837 erfand Samuel Morse den ersten brauchbaren 
elektromagnetischen Schreibapparat. den Telegrafen. Als 
man dem Schriftsteller Henry David Thoreau berichtete. es 
könne nun ein Mann vom Staate Maine innerhalb eines 
Augenblicks eine Meldung an einen Mann in Texas schicken. 
soll er gefragt haben: «Aber was haben die beiden einander zu 
sagen?» Diese Frage stellt sich allerdings auch in anderen Be­
reichen der Kommunikation, oft auch schon bei zwei Men­
schen. die sich an einem Tisch gegenübersitzen und nicht zu 
kommunizieren vermögen. 
Es geht hier vielfach um Philosophisches. Als Thomas von 
Aquin zwei Steinmetzen, die an einem riesigen Quader meis­
selten, nach ihrem Tun befragte, antwortete der eine: «Ich ver­
diene hier mein Geld», der andere: «Ich baue an einem Dom.» 
Die Menschheit ist durch die Telekommunikation zusammen­
gerückt, die Welt dadurch zu einem grossen Dorf geworden. 
Die Verletzlichkeit allerdings ist grösser. Dies gilt nicht nur für 
die Wirtschaft, sondern auch für moderne Waffen, was die 
Hoffnung nährt, dass sie auch deswegen nicht eingesetzt wer­
den. Das grösste Restrisiko bleibt allemal der Mensch. 
All diese Fragen können wir, wie erwähnt, mit unserem Gesetz 
nicht lösen. «Vom Neandertaler zum Digitaler», sagten kürzlich 
die Kabarettisten Birkenmeier. Wir wissen. dass wir nebst der 
Informations- auch eine Kulturgesellschaft brauchen, in der 
sich der Mensch erst voll verwirklichen kann. 
Die fortgeschrittene Fernmeldetechnik hat das bestehende 
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Gesetz aus dem Jahre 1922 längst überholt. Wie bei Radio 
und Fernsehen musste in rechtstaatlich nicht gerade vorbildli­
cher Weise auf dem Vollzugsweg nachgeholfen werden. 
Unsere Kommission stand nicht nur vor den Tatsachen der 
dargelegten wirtschaftlichen und der technischen Entwick­
lung sowie vor der hier zentralen politischen Frage «Monopol 
oder Liberalisierung?» zu beiden wird Herr Kollege Caccia 
sprechen-. sondern hatte auch drei weitere äussere Rahmen­
bedingungen und Jalons zu beachten. 
1. Die Frage der Europatauglichkeit des Gesetzes. Wirschen­
ken diesem Problem ein besonderes Augenmerk. Die Kom­
mission hat daher das am 30. Juni 1987 herausgegebene 
Grünbuch. eine sektorielle Ergänzung des EG-Weissbucnes 
von 1985. über die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes 
bei der Telekommunikation in ihre Beratungen mit einbezo­
gen. Sie hörte dazu weiter in den «Hearings» Herrn Staatsse­
kretär Prof. Blankart und Herrn Dr. Vuilleumiervom Bawi, Sekti­
onschef für internationale Industriefragen. an. Das Bawi hatte 
zwar im Mitberichtsverfahren den Gesetzesentwurf gutgeheis­
sen. In der Kommission bezeichnete ihn Staatssekretär Blan­
kart. was die handelspolitische Seite betrifft, jedoch nur als ei­
nen Kompromiss. Zu diesem stehe er freilich. Als Verantwort­
licher für die Aussenwirtschaft wäre ihm allerdings, statt der 
vorgesehenen «evolutiven" Liberalisierung, eine stärkere Oeff­
nung lieber gewesen, nicht nur im Hinblick auf die EG. son­
dern auch auf unsere Verpflichtungen gegenüber dem Gatt. 
Bedenken äusserte er insbesondere gegenüber «len vorgese­
henen Schutzbestimmungen zugunsten einheimischer Indu­
strie, der Reziprozitätsklausel in Artikel 34, den dort stipulierten 
selektiven Retorsionsmassnahmen, der Abgrenzung von 
Grunddiensten und erweiterten Diensten. wo unser Konzept 
nicht voll mit jenem des EG-Grünbuches übereinstimmt, so­
wie vor allem gegenüber den Zulassungsbestimmungen für 
Teilnehmeranlagen in der Fassung des Bundesrates. Den zu­
letzt genannten «Tolggen» in unserem Europazeugnis hat die 
Kommission gelöscht. Sie musste bei ihren Beratungen be­
rücksichtigen, dass sich innerhalb der EG die Entwicklung im 
Fluss befand und weiterhin befindet. Die Meinungsbildung 
dort ist noch keineswegs abgeschlossen. 
Bei unseren Beratungen kamen wir zum Schluss, die Geset­
zesvorlage als EG-konform qualifizieren zu dürfen, nicht zu­
letzt aufgrund des Zeugnisses, das ihr der Autor des EG-Grün­
buches ausgestellt hatte. 
Nun sind aber seit der Verabschiedung des Gesetzes durch 
unsere Kommission - Mitte August letzten Jahres - in Brüssel 
neue Richtlinien veröffentlicht und diskutiert worden, so eine 
Richtlinie der EG-Kommission über die Liberalisierung von 
Dienstleistungen und eine solche des Ministerrates zur Har­
monisierung für Netze und bestimmte Dienstzutritte. 
Diese Entwürfe sind uns bekannt. Sie sind jedoch in der EG 
teils ziemlich umstritten. verbindliche Texte stehen heute noch 
nicht fest. Unser Entwurf ist unter Umständen später aufgrund 
der definitiven Brüsseler Beschlüsse in einigen Punkten anzu­
passen oder zu ergänzen. Nicht betroffen werden jedenfalls 
unsere Bestimmungen über die Teilnehmeranlagen, mit der 
Ausnahme von Artikel 33 Absatz 3, und über das Netzmono­
pol. Hingegen wird die in der EG diskutierte Liberalisierung 
von Datenübermittlungen möglicherweise eine Ueberarbei, 
tung erfordern. Der Zweitrat wird diesen Fragen besondere 
Beachtung schenken müssen. 
Orientieren lassen hat sich Ihre Kommission auch über die Re­
form der Deutschen Bundespost sowie über das neue Fern­
meldegesetz von Schweden. 
2. Ein zweiter, wenig glücklicher Jalon, den wir nicht umfahren 
konnten, ist die PTT-Mischrechnung, eine vor allem durch das 
Parlament geschaffene Crux. Sie ist in dreierlei Hinsicht pro­
blematisch: 
Erstens haben wir die Mischrechnung innerhalb der PTT­
Betriebe. Die Post ist defizitär, das Fernmeldewesen rentabel. 
Dort bestehen für das Jahr 1988 350 Millionen Franken Verlust, 
hier rund 760 Millionen Franken Gewinn. 
Zweitens bestehen auch innerhalb der Fernmelderechnung 
grosse Ungleichgewichte. Während die gesamten Fernmelde­
dienste einen Kostendeckungsgrad von 116 Prozent aufwei­
sen, beträgt er im Inland blos.s um die 100 Prozent. Im Aus-
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landverkehr beziffert sich der Kostendeckungsgrad hingegen 
auf 184 Prozent Noch vor wenigen Jahren waren es sogar we­
sentlich mehr als 200 Prozent Dieses Geld fliesst vorwiegend 
durch die Verknüpfung unserer Wirtschaft mit der Welt. Hier 
aber ermöglicht das Monopol schon seit einiger Zeit kein be­
liebiges Eigenleben mehr im stillen helvetischen Gärtchen: 
Zum einen konkurrenzieren sich die nationalen PTT - und wer­
den es nach der Verwirklichung des EG-Binnenmarktes noch 
mehr tun zum anderen können international tätige Unter­
nehmen ihre Netzknotenpunkte ins billigere Ausland verle­
gen. Der Schweiz verbleibt dann nur noch die Zubringer­
strecke. Mehrfach sind denn auch bekanntlich die Auslandta­
xen reduziert worden. deutlicher gesagt: mussten reduziert 
werden. letztmals in erheblichem Masse auf den 1. Mai 1989 
hin. 
Drittens: Ein noch kritischerer Punkt der Mischrechnung sind 
die den PTT durch die Politik aufgezwungenen gemeinwirt­
schaftlichen Leistungen. Sie belasten ihren Haushalt mit über 
300 Millionen Franken jährlich. Davon entfallen zwei Drittel auf 
die Zustellung von Zeitungen und nahezu 100 Millionen Fran­
ken auf den defizitären Postautodienst. Diese gemeinwirt­
schaftlichen Leistungen sind weder durch die Verfassung 
noch durch Gesetze abgestützt. Ausser der erwähnten Misch­
rechnung gibt es noch eine regionale. Der erwünschte Aus­
gleich von jährlich rund 150 Millionen Franken zugunsten fi. 
nanzschwächerer Landesteile und zu Lasten der Agglomera­
tionen kann wenigstens von der Bundesverfassung her be­
gründet werden. Eine Monatszeitschrift titelte letztes Jahr: 
"Unsere Post ist gelb, ihre Zukunft schwarz.» Etwas weniger in 
«Schwarz-Gelb-Malerei» machte im letzten Dezember die 
«Basler-Zeitung». Sie fragte: «Blühen den PTT bald rosarote 
Zeiten?» («BaZ» vorn 6.12.89) 
In der Tat zeigt die Unternehmensplanung, dass sich trotz Tax­
erhöhung bei der Post die Schere zwischen Kosten und Erträ­
gen weiter öffnet Wir als Politiker weisen die PTT-Betriebe zum 
amen immer wieder an, sich unternehmerisch zu verhalten, 
zum anderen hängen wir ihnen Bleigewichte an und stellen so 
unseren Auftrag selbst in Frage. Auch die Leute der PTT kön­
nen einen Pudding nicht an die Wand nageln. Die Gefahren 
der Vernachlässigung des Verursacherprinzips und der da­
durch verursachten Verzerrungen von Wettbewerb und PTT­
Rechnung sind ernstzunehmen. Früher oder später wird das 
Parlament jedenfalls den misslichen Rechtszustand beheben 
müssen. Mit dem Fernmeldegesetz können wir es nicht. 
Ihre Kommission hat sich eingehend mit den Problemen der 
Mischrechnung beschäftigt. Einen Antrag, die PTT dürften 
nicht mit Kosten belastet werden, die in keinem Zusammen­
hang mit den von ihnen gesetzlich zu erbringenden Leistun­
gen stünden, lehnte sie ab, ebenso die zur Diskussion ge­
stellte Trennung der PTT in einen Post- und in einen Fernmel­
debetrieb. Ein solcher mit einer Verfassungsrevision verbun­
dener Auftrag würde die zeitlich ohnehin dringliche Verab­
schiedung des Gesetzes noch weiter verzögern, und zwar er­
heblich. 
Zur Frage der Mischrechnung bestellte die Kommission des 
weiteren ein Gutachten bei Herrn Professor Charles Blankart 
von der Technischen Universität Berlin, der in der «NZZ» ver­
schiedene Grundsatzartikel zur Telekommunikation und auch 
zum vorliegenden Gesetz veröffentlicht hat und der auch zu 
den Anhörungen eingeladen worden war. Schriftlich und 
mündlich nahmen PTT und Departement dazu Stellung. 
Das theoretisch interessante Gutachten (Charles 8. Blankart, 
«Alternativen zur Mischkalkulation der PTT, Gutachten zuhan­
den der Kommission des Nationalrats für die Vorbereitung des 
Fernmeldegesetzes», Berlin, 19.1.89) vermittelt einige prü­
fenswerte Anregungen, stellt jedoch weniger Alternativen zur 
Mischrechnung in den Vordergrund ordnungspolitische Fra­
gen, vor allem bezüglich Monopol und Liberalisierung, Fragen 
die bereits in der Studienkommission eingehend erörtert wor­
den waren. Die vorn Gutachter aufgezeigten Wege lassen ver­
schiedene Antworten auf staats-, regional-, sozial- und raum­
planerische Fragen offen und wären zum Teil wohl nur auf 
dem Wege einer Verfassungsänderung zu realisieren, jeden­
falls nicht ohne völligen Neubeginn der Gesetzesrevision. 
Die erwähnte Frage der Abgeltung der von den PTT zu erbrin-
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genden gemeinwirtschaftlichen Leistungen bleibt offen. Die 
auch in unserer Kommission kritisierte Mischkalkulation ist im 
übrigen nicht primär eine Folge des Monopols. 
Die Auseinandersetzung über die verschiedenen Thesen ist in 
zwei Beiträgen von Dr. Fritz Mühlemann und von Professor 
Blankart in der «NZZ» vom 30. November 1989 nachzulesen. 
3. Ein weiterer Jalon. den Ihre Kommission zu beachten hatte 

diesmal ein politischer-. ist das sechsjährige Verfahren zum 
Entwurf des Gesetzes: der in der Botschaft (S. 19ff.) geschil­
derte Weg vorn Auftrag über einen ersten Entwurf 
des PTT-Verwaltungsrates, die gute und speditive Arbeit der 
Studienkommission und das Vernehmlassungsverfahren bis 
zum vorliegenden Entwurf vorn 7. Dezember 1987. 
Die Studienkommission, in der praktisch alle interessierten 
Kreise vertreten waren. hatte den Entwurf einstimmig verab­
schiedet. Er wurde im Vernehmlassungsverfahren gut auf· 
genommen. Dieses ergab bei den wichtigsten Gesetzesneue­
rungen weitgehende Uebereinstirnmung. Das breit abge­
stützte Verfahren war für Ihre Kommission Fingerzeig genug. 
nicht alles bisher Geleistete auf den Kopf stellen zu wollen. 
Sie führte dennoch ausführliche Anhörungen oder Hearings, 
wie man heute sagt, und intensive Gespräche mit Vertretern 
der PTT und des Departernentes durch. Sie nahm zu allen an 
sie gerichteten Eingaben Stellung und fühlte sich frei, Ihnen ei­
nige wesentliche Aenderungen vorzuschlagen. 
Die Kommission hielt zwischen dem 17. August 1988 und dem 
15. August 1989 insgesamt acht Sitzungen ab. davon zwei 
zweitägige. Eine Sitzung fand in Sursee statt, in einer der Tele­
kommunikations-Modellgemeinden. Die Kommission orien­
tierte sich über das dortige Projekt. 
Wir behandelten 66 Anträge, die teilweise in die Fahne Ein­
gang gefunden haben. Bei zwei Absenzen hiess die Kommis­
sion das Gesetz in der Gesamtabstimmung mit 21 zu O Stim­
men gut, also oppositionslos und ohne Enthaltungen. 
Ich möchte Herrn Bundesrat Ogi als Departernentsvorsteher 
danken. der Widerspenstigkeiten der Kommission rechtzeitig 
spürte und ihnen mit Gegenvorschlägen Rechnung trug. Dan­
ken möchte ich auch den Herren Dr. Fritz Mühlernann, Für­
sprecher Rolf Lüthi und dem wissenschaftlichen Adjunkten 
Peter Fischer, von den PTT-Betrieben den Herren Generaldi­
rektor Trachsel. Fürsprechern Hans Rüegsegger und Rolf 
Zaugg, die allen Sitzungen beiwohnten, sowie den Fürspre­
cherinnen Elisabeth Undt und Geraldine Codat und den Für­
sprechern Peter Nobs und Albert Känzig. die 600 Seiten gutes 
Protokoll verfasst haben, Frau Annemarie Huber von den Par­
lamentsdiensten für ihre Hilfe und schliesslich den Mitgliedern 
der Kommission, die sich gut vorbereiteten, konstruktiv mitar­
beiteten. strittige Fragen ausdiskutierten und damit ermöglich­
ten. dass Ihnen nur ein einziger Minderheitsantrag unterbreitet 
wird. 

M. Caccia, rapporteur: Cornrne vous l'a dit le president de la 
comrnission, M. Felix Auer, Je suivrai sa proposition de traiter 
trois chapitres qui s'ajouteront au trois autres qu'il a traites lui­
merne. Je consacrerai le premier chap1tre aux quelques 
reflexions sur le developpernent des telecomrnunications, le 
developpernent des services et des applications. le develop­
pernent technique. pour donner une idee de l'evolution en 
cours et voir ce qui se passe en Suisse et aux PTT. Le 
deuxierne chapitre touchera les problernes du rnonopole et de 
la liberalisation, la question de savoir ce qui se passe a l'etran­
ger et en Suisse aujourd'hui. Quant au troisierne chapitre, il 
sera consacre aux propositions de changernents ernanant de 
votre cornrnission. par rapport au projet du Conseil tederal. 
Je parlerai taut d'abord du developpernent des telecornrnuni­
cations et, avant taut, du developpernent des services et des 
applications. A ce sujet, un tableau assez interessant figure 
dans re Livre vert de la Cornrnunaute europeenne, qui 
presente le developpernent des telecornrnunications a partir 
de l'introduction officielle du telegraphe en 1847 jusqu'a nos 
jours, avec une proiection vers les annees 2000. On constate 
une evolution exponentielle ces dermeres dizaines d'annees, 
avec taute une serie de possibilites qui nous rnenent vers l'an 
2000 et qui sont deja en partie realisees, ou qui le seront au 
cours de cette decennie. De la transrnission des donnees a lar-
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ges bandes. de la telecopie en couleur, de la messagerie elec­
tronique qui est en partie deja realisee - la teleimpression du 
Journal, les telecopies vocales, le telephone haute fidelite, la vi­
siophonie, la quadriphonie. la television haute definition. On 
pourrait continuer a enumerer tous les aspects des appareils 
mobiles. 
Quels sont !es moteurs de ce developpement? II taut rappeler 

y a des conditions. des donnees physiologiques a la base 
devetoppement actuel. La capac1te d'absorpt1on. d'infor­

mat,on de ia part de l'homme et de ses sens depend pour 87 
pour cent de la vue, pour 1 O pour cent seulement de I' ouie et 

3 pour cent des autres sens. 
donnees expliquent les efforts en cours pour transmettre 

de Ja meilleure maniere possible les images, surtout pour pas­
ser de la transmission des images fixes a celle des images en 
mouvement. Des donnees techniques ont largement deter­
min~ cette evolution et c'est surtout la revolution de l'informati­
que combinee a !a revolution des telecommunications. Ce 
sont les moteurs technologiques du developpement que nous 
vivons. Le professeur von Weizsäcker a dit: «L'ordinateur est 
dans l'ere actuelle et future de l'information ce qu·a ete la ma­
chine a vapeur dans la revolution industrielle des dix-huitieme 
et dix-neuvieme siecles. Comme la voie ferree a rendu mobile 
la machine a vapeur. ainsi les reseaux de telecommunications 
et !es serv1ces qu1 y sont lies rendent mobile l'ordinateur.». 
Mais voyons d'un peu plus pres le developpement technique. 
en passant des reseaux jusqu 'aux installations d · usagers et en 
concluant finalement sur quelques aspects lies au developpe­
ment futur. 
En ce qui concerne !es reseaux, il y a eu une une evolution 
enorme pour ce qui tauche aux lignes de transmission. On est 
passe des lignes aeriennes bien connues aux cables ä couple 
de fils metalliques, aux cables coaxiaux, aux cäbles a fibres 
optiques. A chaque fois, la capacite de transmission a aug­
mente de maniere considerable, et meme de tai;:on stupe­
fiante; dans le cas des fibres optiques, on a meme soustrait la 
transmission aux influences et aux perturbations electro­
magnetiques. 
Au dela de la transmission par cäbles, il y a la transmission par 
liaison radio. On est passe de la diffusion tous azimuts aux fais­
ceaux diriges, on est passe des ponts radio terrestre aux ponts 
radio par satellites. Quant aux centraux de communications, 
on a commence- le president l'a rappele- par la commutation 
manuelle. puis au debut de ce siecle. vers 1910, a la commuta­
tion electro-mecanique et au debut des annees 1970 a la com­
mutation semi-electronique pour en arriver a la commutation 
optique. 
Pour !es techniques de transmission. on est passe du systeme 
analogique. avec multiplex (base sur des methodes de modu­
lations analogiques), a la transmission digitale ou numerique, 
avec meme des systemes de compression de l'information 
pour augmenter la capacite de transmission des reseaux. 
Quelles sont les consequences financieres de cette evolution? 
En 1970. les investissements pour les reseaux representaient 
encore 85 jusqu'a 90 pour cent du total. ceux destines aux ter­
minaux les 1 O ou 15 pour cent restants. Aujourd'hui. les inves­
tissements pour les terminaux ont depasse ceux destines aux 
reseaux. 
Venons-en aux installations d'usagers. Le developpement a 
ete la aussi exponentiel. Aujourd'hui, on trouve facilement ap­
pliques le telegraphe, le telephone, le telex, le fac-simile, la 
telecopie, le teleteX, le Videotex, le repondeur automatique, le 
video-telephone, la video-conference, le telephone mobile, 
l'appel de personnes, !es telecopies mobiles etc. On trouve 
ensuite toutes sortes d'ordinateurs ou d'informatiques appli­
ques a ces services. Avec l'informatique, des 1960, a com­
mence aussi la transmission de donnees entre ordinateurs et, 
dans !es annees 1980, on en arrive a des lignes commutees, 
soit a la commutation en paquet, messageries electroniques, 
teleimpression, transmissions de donnees de et pour ordina­
teurs mobiles et l'on va continuer sur cette lancee. 
A la base de cette evolution, il y a naturellement les composan­
tes electroniques. D'un cöte, on trouve les composantes de 
l'informatique. Comme vous le savez. on est passe du transis­
tor, decouvert a la fin des annees 40, au circuit integre sur large 

29 

echelle et des limites sont deja atteintes en matiere de physi­
que, limite que represente la vitesse de la lumiere (qui joue un 
röte dans la transmission a l'interieur de ces elements et de 
ces composantes memes informatiques). En 1968, on a cons­
truit le prem1er «chip» de stockage qui permettait de stocker 64 
bits, c·est-a-dire huit lettres. En 1989. l'annee derrnere donc, 
on a mis sur le marche le premier «chip» de stockage de 4 mil­
lions de bits, permettant de stocker 300 pages de texte dacty-
1,vir.:i,nh,e:. D'un autre cöte. on trouve aussi le developpement 
des composantes dans le secteur de l'optoelectronique, 
c'est-a-dire l'electronique qui traite de la lumiere. et notam­
ment les progres du laser semi-conducteur et des detecteurs 
optoelectrornques ultra-rapides qui ont perm1s l'application 
des fibrt!s optiques. 
Parallelement a toutes ces transtormations. des problemes de 
standardisation ont surgi. lls existent dans les telecommunica­
tions, ou la standardisation des protocoles de transmission est 
indispensable au fonctionnement des communications entre 
usagers; mais au-dela de cette standardisation des protoco­
les, les particularites des installations d'usagers font leur ap­
parition et constituent peut-etre le support du protection­
nisme: toute une serie de specifications redondantes qui en 
ont cree les bases, en effet. Mais le probleme de la standardi­
sation se pose egalement dans le domaine de l'informatique. 
L'utilisation, a l'origine hors circuit, de l'ordinateur, puis 
branche sur des circuits locaux, a fait que I' on a developpe des 
standards propres a chaque marque d'ordinateurs. Certaines 
maisons ont meme adopte une strategie de l'incompatibilite. 
Ce sont en effet les gros producteurs eux-memes qui ont im­
pose les standards industriels et non pas les hommes politi­
ques ou les PTT. 
Quelles sont en fait les potentialites d'evolution future? On en­
visage d'augmenter la capacite de transmission des fibres op­
tiques au moyen de nouvelles fibres et surtout de nouveaux la­
sers, de nouvelles sources de lumiere; on envisage l'ameliora­
tion des nouvelles possibilites de representation de l'image 
au-dela du tube cathodique qu'on connait bien. De nouveaux 
systemes de transmission radio, avec limitation de la bande 
utilisee, sont en train de se developper. ainsi que de nouveaux 
systemes de codification de l'information. Des logiciels nou­
veaux, bases sur l'intelligence artificielle. vont venir modifier le 
monde des installations d'usagers. Des perspectives inedites 
sont elaborees pour les composantes basees sur la supracon­
ductivite. et on envisage meme de realiser des communica­
tions a partir de particules elementaires comme les neutrinos. 
J' en viens au programme europeen de recherche et de deve­
loppement pour donner une idee des efforts accomplis dans 
ces directions. Le programme COST s · occupe des techniques 
de transmission radio a !arge bande; ESPRIT est un pro­
gramme europeen technologique a large spectre. Le but est 
d'associer des entreprises concurrentes dans l'elaboration 
d'un tronc commun a partir duquel elles pourront voler de 
leurs propres ailes. Le financement est assure a parts egales 
par la Communaute europeenne et par les entreprises. 
La premiere phase du programme ESPRIT (1984-1987) a vu 
l'engagement de 1,5 milliards d'ECUS. c'est-a-dire environ 2.5 
m1lliards de francs. ESPRIT 2, soit la phase couvrant la periode 
1987-1991. qui ouvre la participation a des entreprises de 
pays de l'AELE, depassera 5 milliards de francs. II est bien evi­
dent que, dans le cas d'entreprises de pays de l'AELE, ce sont 
ces derniers qu i paieront le 50 pour cent et non pas la Commu­
naute europeenne. 
Le programme EUREKA vise a limiter le retard technologique 
de l'Europe, et 19 pays y sont engages. On a lance 200 projets. 
Les deux principaux Interessent les telecommunications: ce 
sont la television a haute definition, d'une part. et JESSI. a sa­
voir un programme pour le developpement de composantes 
micro- electroniques d'avant-garde. 
II y a encore un programme RACE - Recherche avancee pour 
les communications en Europe - qui prepare l'introduction de 
communications integrees a large bande dans les reseaux eu­
ropeens. Au cours de la periode 1987-1992, la Communaute 
europeenne met a disposition environ 800 m,llions de francs, 
soit environ la moitie du budget de ce programme. 
Le programme STAR- Special Telecommunication Action for 
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Regional Development- se oropose de stimuler le developpe­
ment economique des regions les moins favorisees de la 
Communaute europeenne par l'utilisation de services de 
telecommunication avancee. Entre 1987 et 1991, la Commu­
naute engage 1 ,3 milliard de francs suisses dans ce pro­
gramme. soit 55 pour cent du financement 
Mais quese passe+il en Suisse et aux PTI du point de vue des 
reseaux? Les progres cons1derables de ces demiers. aussi 
bien quantitatifs que quaHtatifs, augmentent leur capac1te de 
transport et l'integration des differents services sur un seul 
reseau. Le fondement technique de ces changements est la 
d1gitalisation. qui permet de reduire a la meme forme divers ty­
pes d'informations voix, donnees, textes. images et de les 
transmettre ensemble sur le meme reseau. La technique. d'ail­
leurs connue depuis longtemps, est celle de la modulation a 
impulsions codifiees. Au lieu d'un signal variable de fa9on 
continue, l'information est constituee d'une serie de valeurs 
numeriques representees a leur tour par des series d'impu!­
sions. Depuis 1984. on equipe les centraux digitaux des PTI 
avec le systeme de telecommunication integree qui permet de 
commuter et de transmettre l'information directement saus 
forme digitale. Jusqu'en 1992, a peu pres 85 a 90 pour cent 
des mille centraux seront equipes. Les couts d' equipement at­
teindront 3,5 milliards de francs repartis sur cinq ans. 
La technique digitale se combine de fa9on extraordinaire avec 
un autre produit de la technologie: la fibre optique. La mise en 
place des cäbles en fibre optique se poursuit a un rythme 
eleve. Pour l'ensemble de l'amenagement du reseau, on 
prevoit des investissements de l'ordre de 2,8 milliards de 
francs en cinq ans. 
Swissnet est la denomination du reseau numerique a integra­
tion de services de la Suisse, qui ressortira de cette evolution. 
Swissnet 1, la premiere phase de realisation avec quelques li­
mitations dans ses prestations, sera disponible a partir de 
cette annee pour environ 80 pour cent des abonnes qui le 
desireront Swissnet 2, la deuxieme phase, sera disponible du 
moment ou suffisamment de centraux seront equipes avec le 
dispositif du systeme de telecommunication integre dont je 
viens de parler. 
Venons-en aux services des PTI. II vaut la peine de consulter 
la publication des PTI Services et prestations des telecommu­
nications. A cöte des services traditionnels tels que la deviation 
des appels, les conferences telephoniques, les services d'in­
formation. etc., vous y trouvez les services appeles: telemati­
que, telex, commutations de messages avec systeme SAM ou 
ARCOM 400. telefax, publifax, Telepac. teletex. videotex, vi­
deoconference, etc. 
Par consequent, la vitesse de cette evotution montre bien la 
difficulte a reglementer cette matiere. Elle est donc la condition 
meme pour nous conduire a la realisation d'une loi-cadre ne 
comportant pas trop de details qui deviendraient caducs lors 
de l'entree en vigueur de la loL 
J'en viens au deuxieme chapitre qui traite des problemes du 
monopole et de la liberalisation. Taut d'abord, la question du 
monopote en general: dans les pays europeens, l'organisa­
tion des telecommunications a ete liee en general au mono­
pole de l'entrepnse des PTI. Ce monopole s'etendait, avec 
quelques differences pour les divers pays, du reseau aux ins­
tallations d'usagers et aux services. Les raisons du monopole 
sont multiples. Protectionnisme en faveur de l'industrie des 
telecommunications de chaque pays et retard technologique 
de cette industrie en ont ete les consequences, voulues ou 
non. 
L'Europe a commence a bouger, soit avec la fusion d'entrepri­
ses de telecommunications. soit avec differentes formes de 
cooperation entre entreprises d'informatique et de telecom­
munications. Sur le plan politique, la Communaute euro­
peenne a donne la direction a suivre dans le Livre vert, dont je 
cite quelques passages: «L'objectif essential est de develop­
per les conditions dans lesquelles le marche offrira aux utilisa­
teurs europeens une plus grande variete de services de 
telecommunications, de meilleure qualite et a un cout moin· 
dre, permettant a l'Europe de recueillir, tant a l'interieur qu·a 
I' exterieur, les pleins benefices d'un secteur des telecommuni· 
cations puissant» De plus: «La convergence des technologies 
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des telecommunications, de l'informatique et de l'audiovisuel 
rend obsoletes les lignes de demarcation traditionnelles entre 
les reseaux de telecommunications et le secteur des termi­
naux, et entre les services traditionnellement foumis dans le 
cadre d'un monopole et ceux foumis dans un environnement 
ouvert a la concurrence. En outre, les satellites sont a present 
capables de fournir des services a l'echelon mondial, tant sur 
le plan national que transnationaL» Les princlpales conse­
quences t1rees de cette demarche et de ces reflexions sont, 
toujours dans le Livre vert. les suivantes: acceptatlon du 
cipe de l'exclusiv1te ou de droits speciaux des PTI pour 
et l'expioitation du reseau. acceptation du princ1pe de l'exclu­
sivite d'un nombre lim1te de services de base, offre libre des 
autres services qu'on appelle elargis, libre realisation des 
marches des terminaux, separation de la reglementation et de 
l'exploitation. contröle des subventions croisees. 
Enfin, que se passe+il reellement dans les pays europeens? 
La Grande-Bretagne mene sans doute la danse avec la privati­
sation de British Telecom. qui a eu lieu en 1981, et l'ouverture 
du marche a la firme Mercury. Les resultats en ce qui concerne 
le renouveau technologique sont evidents, la baisse de qualite 
du service aux petits utilisateurs de la peripherie en est le prix. 
Les autres pays europeens rencontrent pas mal de difficultes a 
rester dans le sillon communautaire, bien qu·avec des attitu­
des tres differentes qui vont de la Hollande, qui suit un peu 
l'exemple britannique. jusqu'ä la France et l'ltalie qui freinent 
ia mise en pratique des directives generales du Livre vert. Avec 
la nouvelle loi, on peut affirmer qu'on est plus proche des re­
com mandations du Livre vert que la plupart des membres des 
Douze. 
II y a lieu de faire une remarque ä propos du Conseil de l'Eu­
rope: !'Assemblee parlementaire du Conseil de l'Europe, mer­
credi dernier, a discute un rapport sur les enjeux des telecom­
munications en Europe et a approuve une resolution qui tau­
che les domaines economique, culturel, social, scientifique et 
geopolitique. On peut considerer la decision des represen­
tants des Parlaments des 23 pays comme une decision d'ap­
probation de la substance du Livre vert de la Communaute eu­
ropeenne. 
En ce qui concerne la Suisse, penchons-nous d'abord sur l'ar­
ticle 36 de la Constitution federale: le mandat qui en decoule 
et ses limites. Je citerai en particulier le point 132 du message: 
«Conformement a la doctrine et a la jurisprudence en vigueur, 
l'article 36 de la constitution autorise la Confederation a 
prevoir un regime monopolistique pour tes postes et les 
telecommunications.» Le texte de l'article donne au legislateur 
la poss1b1lite de privatiser certains secteurs des postes et des 
telecommunications, du moment qu'il n'enonce pas les servi­
ces que les postes et les telephones sont appeles a reafiser di­
rectement 
Quelle est la pratique recente des PTI en ce qui concerne les 
reseaux? Tauten ayant le monopole. aujourd'hui deja la loi 
permet d'attribuer a des tiers des concessions pourdes utilisa­
tions particulieres (c'est le cas par exemple des reseaux de 
television et de radio ou des Chemins de fer federaux). A 
Geneve, Bäle et Nyon. on est meme en train d' experimenter de 
nouvelles formes de collaboration entre PTI et prives. II faut re­
connaitre que les PTI suisses ont amenage un reseau exem­
plaire. destine ä la desserte des regions peripheriques, et qui 
est aussi fiable. L'enquete de EUSIDIC, Survey of public data 
networks, de 1988, a mis en evidence un taux de succes de 
100 pour cent pour la transmission de donnees de la Suisse, 
suivie a quelque distance par !es autres onze pays les plus 
developpes d'Europe, le meilleur etant la Belgique, le pire, la 
France. 
Mais qu·en est-il apropos des services? Je vous ai deja cite la 
quantite des services qui ont ete developpes par les PTI. Ce 
catalogue contient evidemment une partie abondante de ser­
vices que la nouvelle loi a defini comme services elargis. 
Ceux-ci sont aujourd'hui deja offerts par des tiers et la nouve!le 
loi est ici absolument necessaire pour reglementer et creer 
une clarte suffisante en ce qui conceme l'organisation de ces 
services. 
Pour ce qui est des installations d'usagers, du monopole ab­
solu, on est passe aujourd'hui deja au droit exclusif des PTI de 
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fournir le premier apparetl telephonique avec les equipements 
eventuels de communication d'abonnes et les installations 
necessaires aux services telex. Toutes les autres installations 
ct·usagers sont actuellement liberalisees. a condition qu'elies 
soient homologuees par !es PTT. 
Troisieme chapitre: les propositions de votre commission. Je 
parlerai des definitions. du monopole. de l'agrement. de la 
orotection des donnees, des redevances et de la Commission 
des telecommurncations. Votre commission s·est abondam­
ment penchee sur les definitions de l'article 3 en essayant de 
formuler des solutions ouvertes sur les evolutions futures, 
sans pretendre que la nouvelle loi puisse durer autant que l'ac­
tuelle. Les deux modifications les plus importantes touchent la 
lettre a (inclusion des messages destines a des machines) et 
la lettre e. qui redefinit de fa~on limitative le service de base a la 
place des services de base. II faut admettre que la formulation 
de ces definitions ne correspond pas exactement a celles en 
vigueur aujourd'hui dans la Communaute europeenne. 
A propos du monopote et des concessions, la redefinition 
mentionnee du service de base equivaut aussi a une limitation 
de la portee du monopole des services. La question du mono­
pole revient aux articles 18 et 19 a propos de reseaux. Votre 
commission a voulu surtout ouvrir la loi au futur reseau urbain 
a fibre optique. qui demande des investissements considera­
bles. rnais offrira aussi des capacites exceptionnelles. L'utilisa­
tion econome de ces investissements pourrait se faire avec un 
modele de cooperation entre PTT et prives. tel qu'il est prevu a 
l 'article 18. La seule controverse politique a subsister apres les 
travaux de la commission est liee a l'article 19. II s'agit de la 
possibilite de donner au Conseil federal une competence plus 
!arge pour exclure des reseaux hors du monopole des PTT. 
En ce qui concerne l'agrement, votre commission a voulu ap­
pliquer de far;:on coherente, le principe de la separation des 
instances d'agrementation de l'entreprise des PTT. Celle-ci ne 
sera plus juge et partie, ma1s il faudra definir les prerogatives 
d'un laboratoire d'essais et d'une autorite d'agrementation ex­
terieurs aux PTT. 
Quant a la la protection des donnees, la commission a voulu 
souligner sa preoccupation de la protection de la sphere 
privee, soit en permettant la non-inscription d'un abonne dans 
l'annuaire telephonique (article 12), soit en demandant un dis­
positif technique special pour les installations de commuta­
tion. au service de particuliers tels que les hötels, !es höpitaux, 
etc., installations qui permettent a l'operateur d'ecouter les 
conversations (article 33, alinea 3). 
Redevances: la commission s'est livree a une grande discus­
sion a propos de l'opportunite d'introduire des taxes de com­
munication independantes de la distance. pour des raisons de 
politique regionale et d'amenagement du territoire. c'est-a­
dire de decongestionnernent des grandes villes. II en est sorti 
un compromis qui laisse une certaine marge de manoeuvre au 
Conseil federal et evite d'imposer une solution qui produirait 
une augmentation importante et trop rapide des taxes pour les 
conversations dans le rayon urbain. 
Cornrnission des telecommunications: la commission a voulu 
une conception nouvelle de cette Commission des telecom­
munications, qui soit rentorcee quant a son mandat et quant a 
son poids politique, tout en restant consultative. II faudra 
necessairement bien definir les procedures qui touchent la Di­
rection generaie des PTT, le Conseil d'administration des PTT, 
la Commission des telecommunications, le departement. 
Donc, la commission doit s'inserer d'une far;:on harmonieuse 
dans un domaine delicat ou plusieurs instances sont appelees 
a se prononcer et. en particulier, a prendre des decisions. 
Je termine ce rapport devant le plenum en remerciant, aussi 
au nom des membres de la commission, en particulier M. le 
president Felix Auer pour la far;:on dont il a mene les travaux et 
s·est engage dans la preparation de ce debat. 

Le president: Je vous signale que le debat sur l'entree en ma­
tiere est limite aux rapporteurs de groupe. 

M. Martin: A titre de preambule, je m'associe aux dernieres 
reflexions de M. Caccia concernant la presidence de cette 
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commission et je remercie M. Auer de l'esprit qu'il a fait regner 
durant nos travaux. 
Je souligne l'importance de ce texte legislatif. importance a la 
mesure du developpement extraordinaire des telecommuni­
cations. qui modifie fondamentalement nos activites quoti­
diennes. C'est dire la valeur d'un consensus au sujet de cette 
loi; or, consensus tres large il y a eu. 
J'aborde maintenant un certain nombre de problemes qui ont 
du etre examines par la comrnission. T out d · abord. la question 
du monopole des PTT. Cette loi souleve les problemes deli­
cats des relations entre les PTT et l'economie privee. La vo­
lonte des radicaux a ete de liberer du monooole des PTT le 
maximum de prestations dans une mesure compatlble. natu­
rellement. avec la sauvegarde du droit des utilisateurs de 
beneficier des meilleures prestations dans l'ensemble du 
pays. 
La question se posait pour !e service de base defini par la com­
mission comme la transmission de messages pour des tiers, 
par un reseau de telecommunications. Chacun a realise assez 
vite que le monopole des PTT devait etre entierement sauve­
garde pour ce service. En effet, mettre en competition les PTT 
et les entreprises privees dans ce domaine, c'etait aboutir 
immediatement a une pseudo-concurrence. Logiquement, la 
concurrence n'aurait existe que sur les reseaux rentables. 
c·est-a-dire dans les parties du pays a forte densite de popula­
tion. Les reseaux moins rentables auraient ete laisses a la 
seule charge des PTT a qui on aurait fait I' Obligation de les des­
servir. Economiquement. on aurait ainsi abouti a priver les PTT 
d'une partie au moins des reseaux interessants pour leur lais­
ser tous ceux qui auraient ete deficitaires: c'etait inadmissible, 
d'ou la necessite de confier le service de base aux PTT seuts. 
Des motifs de secret, de confidence des reseaux militant aussi 
en faveur de cette solution. 
En revanche, il taut liberaliser au maximum la fourniture des 
services elargis qui sont. pour l'essentiel, les installations 
d'abonnes. En effet. les raisons invoquees pour le monopole 
du service de base n'existent plus pour les services elargis, car 
les installations sont les memes et presentent le meme interet 
commercial dans tout le pays. Pour ces services donc, les PTT 
se trouveront en concurrence avec des entreprises privees, 
mieux, ils ne pourront pas, selon les propositions qui vous 
sont soumises, faire du dumping, pour l'offre de telles presta­
tions, en utilisant d'eventuels benefices du service de base 
afin d'abaisser les prix demandes pour les services elargis. 
La commission a en outre introduit une poss1bilite de collabo­
ration entre les PTT et I' economie privee, pour les services elar­
gis. les relations ne devant donc pas s'exprimer uniquement 
en termes de concurrence. 
Le projet du Conseil federal prevoyait que l'agrement des Ins­
tallations d'usagers, soit l'autorisation d'installer tel ou tel type 
d'appareil, incombait aux seuis PTT. lls auraient ete ainsi juges 
et concurrents. Cela n'a pas paru correct a votre commission 
et aux commissaires radicaux en particulier. qui ont soutenu la 
competence du Conseil federal pour designer une autorite 
independante en tant que responsable de l'agrement. Nous 
pouvons a cet egard aussi nous rallier a l'amendement pro­
pose par Mme Nabholz a l'article 34. 
Enfin, en ce qui concerne la Commission des telecommunica­
tions. le groupe radical soutient la creation d'une commission 
consultative. a disposition du Conseil federal. pour le conseil­
ler sur les questions relatives aux telecommunications. La con­
sultation est une obligation du Conseil federal, pour traiter cer­
tains problemes, mais le gouvernement peut aussi decider de 
lui-meme de confier d'autres täches a la commission. 
En conclusion, au nom du groupe radical-democratique, je 
vous invite a accepter l'entree en matiere ainsi que las articles 
dans la version admise par la commission, a l'exception de 
l'article 19, alinea 2. ou la majorite de notre groupe soutiendra 
l'amendement de la minorite. 

Columberg: Das neue Fernmeldegesetz ist eine ausseror­
dentlich wichtige Vorlage. Mit dieser Regelung stellen wir die 
Weichen für die weitere Entwicklung der Telekommunikation 
in unserem Lande. Dabei müssen wir uns bewusst sein, dass 
die Informationen in unserem heutigen Wirtschaftsleben eine 
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zentrale Rolle spielen. Der Kommissionspräsident Felix Auer. 
und Fulvio Caccia haben diese Aspekte eingehend und kom­
petent dargestellt 
Die Informationen gewinnen zunehmend den Charakter eines 
Produktionsfaktors. Gute, preiswerte und zuverlässige Fern­
meldenetze werden zu einem entscheidenden Standortfaktor. 
Sie lassen sich durchaus mit einem leistungsfähigen Auto­
bahnnetz vergleichen. Die rasant voranschreitende Entwick­
lung in diesem Bereich bringt immer neue Errungenschaften 
auf den Markt. beispielsweise in der Form einer schnelleren 
und leistungsfähigeren Uebermittfung wie ISDN oder Swiss­
net oder von modernen Teilnehmeranlagen. Die liese1:za1e­
bung muss sich dieser dynamischen Entwicklung anpassen. 
Dabei muss es insbesondere auch darum gehen, den gewalti­
gen europäischen Liberafisierungsbestrebungen Rechnung 
zu tragen. Die Verwirklichung eines freien Wettbewerbs erfor­
dert allerdings Zeit und wird nicht alle Bereiche erfassen. So 
anerkennt auch die EG das Netzmonopol und ein Monopol bei 
Fernmeldediensten. Die Ausführungen in der «NZZ» vom letz­
ten Samstag waren zumindest einseitig und voreilig. Man 
sollte EG-Entwürfe nicht mit EG-Recht verwechseln. Zudem 
gilt es auch, zwischen guten Absichten und der eigentlichen 
Realität zu unterscheiden. Den EG-Bestrebungen entspre­
chend sieht auch der nun vorliegende Gesetzentwurf eine teil­
weise Liberalisierung vor. Teilnehmeranlagen und erweiterte 
Dienste werden dem Wettbewerb zugeführt, während das Mo­
nopol beim Netz und beim Grunddienst erhalten bleibt. Diese 
Lösung entspricht unseren Bedürfnissen und den schweizeri­
schen Besonderheiten. Sie ist aber auch europafähig. 
Wenn wir das Fernmeldegesetz in der vorliegenden Fassung 
durchbringen, wird die Schweiz eines der fortschrittlichsten 
und liberalsten Gesetze in ganz Europa besitzen. Das heute 
gültige Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetz aus dem Jahre 
1922 bedarf dringend einer neuen Fassung. Die CVP-Fraktion 
will, dass die Fernmeldebedürfnisse von Bevölkerung und 
Wirtschaft in allen Landesteilen zuverlässig, preiswert und 
nach den gleichen Grundsätzen und unter Berücksichtigung 
neuer Technologien befriedigt werden können. Mit der Geset­
zesvorlage werden diese Ziele anvisiert, deshalb findet sie un­
sere volle Unterstützung. 
Die PTI-Betriebe werden beauftragt, die Grundversorgung 
des Landes mit Diensten der Nachrichtenübermittlung, soge­
nannten Grunddiensten, sicherzustellen. Das Gesetz räumt ih­
nen zu diesem Zweck ein Monopol ein. Zusätzliche Dienstlei­
stungen, sogenannte erweiterte Dienste, sollen sowohl Dritte 
als auch die PTI anbieten können. Dasselbe istfür die Teilneh­
meranlagen vorgesehen. Auch hier ist eine vollständige Libe­
ralisierung des Marktes beabsichtigt, die aber - ich betone 
dies - schrittweise verwirklicht werden soll. Damit wird den be­
rechtigten Interessen der Fernmeldebenützer Rechnung ge­
tragen, ohne aber die einheimische Fernmeldeindustrie ab­
rupt einer grossen und folgenschweren Konkurrenz auszuset­
zen. Die CVP-Fraktion erachtet dieses schrittweise Vorgehen 
als richtig. Auf alle Fälle wäre es nicht zu verantworten, wenn 
durch ein Vorprellen der Schweiz die Existenz unserer Fern­
meldeindustrie aufs Spiel gesetzt würde. Die Kommission 
übernimmt 1m wesentlichen die bundesrätlichen Anträge, 
schlägt aber in einigen Punkten Verbesserungen vor. Am 
Grunddienstmonopol zugunsten der PTI-Betriebe wird fest­
gehalten. Dieser Entscheid ist deshalb von zentraler Bedeu­
tung, weil das Monopol die Voraussetzung für eine ausrei­
chende Versorgung des ganzen Landes mit Fernmeldedien­
sten ist. Würde dieser Grundsatz nicht im Gesetz verankert 
werden, müsste schon bald mit einem Gefälle zwischen Ag­
glomerationen und dünnbesiedelten Gebieten gerechnet wer­
den. Dies wiederum hätte gravierende negative Auswirkungen 
für die wirtschaftliche Entwicklung der und für die Lebensbe­
dingungen in den Randregionen, weil gerade die entfernteren 
Landesteile auf ein leistungsfähiges und gut ausgebautes 
Kommunikationsnetz angewiesen sind. 
Ein Konkurrenzsystem würde zu Doppelspurigkeiten in der In­
frastruktur und damit zu einer Verschleuderung volkswirt­
schaftlicher Ressourcen führen. Im Netzbereich dürfen des­
halb keine Konzessionen gemacht werden. Uebrigens ergab 
sich das auch aus dem Vernehmlassungsverfahren. Weder 
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die politischen Parteien noch die Wirtschaft noch die Banken 
haben hier eine Aenderung verlangt und gewünscht. Deshalb 
kommt der Antrag Frey Walter sehr überraschend. Die CVP· 
Fraktion wird ihn einstimmig ablehnen. Hingegen sollten die 
PTI-Betriebe Fernmeldenetze in Zusammenarbeit mit Dritten 
erstellen können. Diese Kooperation ist sinnvoll. Sie entspricht 
unserer schweizerischen Praxis. und sie finde1 unsere volle 
Unterstützung. 
Um die Betriebssicherheit und die Kompatibilität der Fern­
meldenetze und -dienste zu gewährleisten. müssen die Teil­
nehmeranlagen gewisse Anforderungen erfüllen. Diese sind 
vom Netzbetreiber. also von den PTI-Betrieben. festzulegen. 
Die Ueberprtifung, ob diese Anlagen den Anforderungen ent­
sprechen. hat durch eine anerkannte Prüfstelle zu erfolgen. 
Mit dieser Aufgabe können allenfalls die PTI-Be1riebe, aber 
auch andere Instanzen oder sogar eine ausländische Stelle 
betraut werden. Hingegen darf die Zulassungsbewilligung nur 
durch eine unabhängige Behörde erteilt werden. 
Diese Aufgabenteilung ist für die Vermeidung von Interessen­
konflikten unerlässlich. Wir haben deshalb diese Entflechtung 
vorgeschlagen, und die Kommission hat unsere Anträge über­
nommen. 
Eine sehr wichtige Frage sind die Uebermittlungsgebühren, 
die Tarife. Beim Postverkehr ist der Einheitstarif eine Selbstver­
ständlichkeit. So kostet die Beförderung eines Briefes 50 Rap­
pen. unabhängig von der Distanz. Ganz anders beim Telefon. 
Dort haben wir nicht weniger als vier Tarifzonen. Die Distanz 
spielt also eine wesentliche Rolle. 
Erfreulicherweise wurden in den letzten Tarifrevisionen bedeu­
tende Korrekturen im Sinne einer Angleichung vorgenom­
men; sie genügen jedoch noch nicht. Mit den heutigen techni­
schen Möglichkeiten der Vermittlungs- und Uebertragungs­
technik verliert die Entfernung an Bedeutung. Unsere Kom­
mission hat deshalb zu Recht den Grundsatz von distanzun­
abhängigeren Verbindungstaxen im Gesetz verankert Das 
langfristige Ziel sind jedoch distanzunabhängige Tarife. Die­
ses Ziel lässt sich aber nur schrittweise verwirklichen. Deshalb 
begnügen wir uns im Augenblick mit dem Etappenziel, mit den 
distanzunabhängigeren Tarifen. Diese Zielsetzung entspricht 
einer wichtigen regionalpolitischen - ich würde sagen: auch 
staatspolitischen - Forderung. 
Die CVP hat sich seit Jahren für die Verwirklichung dieses Zie­
les eingesetzt. Heute subventionieren die Randregionen die 
nicht kostendeckenden Ortsgespräche. Der Kosten­
deckungsgrad der Ortsgespräche beträgt nämlich lediglich 
74 Prozent. Hingegen haben wir bei der Entfernungszone eine 
Ueberdeckung von 116 Prozent Die Randregionen subventio­
nieren also die Agglomerationen. Dies ist ein unhaltbarer Zu­
stand, der korrigiert werden muss. Eine Tarifreform ist drin­
gend notwendig. Das Fernmeldegesetz zielt erfreulicherweise 
in diese Richtung. 
Der vom Bundesrat vorbereitete und von der Kommission ver­
besserte Entwurf ist eine sehr wertvolle Grundlage für die Be­
friedigung der künftigen Telekommunikationsbedürfnisse. Er 
bringt mehr Wettbewerb, wo Wettbewerb erwtinscht ist. bei­
spielsweise bei den Endgeräten. Das Monopol bleibt jedoch 
dort bestehen, wo es für die gle1chmässige Versorgung unse­
res Landes mit Fernmeldediensten unerlässlich ist. 
Die Vorlage strebt distanzunabhängigere Tarife an, um allen 
Regionen die gleichen Chancen einzuräumen. Dies ist staats­
politisch wichtig. Sie garantiert einen fairen Wettbewerb durch 
die Schaffung eines unabhängigen Zulassungsverfahrens für 
Teilnehmeranlagen. Es handelt sich um eine sinnvolle, zweck­
mässige Rahmenordnung für eine gedeihliche Weiterentwick­
lung des Kommunikationsbereiches, eines Bereiches, wel­
cher für unsere Gesellschaft und Wirtschaft von zentraler Be­
deutung ist. 
Namens der CVP-Fraktion bitte ich Sie, auf die Vortage einzu­
treten und überall der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 
Diese hat gute Arbeit geleistet. 

Lanz: Die sozialdemokratische Fraktion kann sich mit dem 
Fernmeldegesetzentwurf, wie er von der vorberatenden Kom­
mission verabschiedet wurde - ausgenommen bei Artikel 42 
Absatz 2 Buchstabe b -. einverstanden erklären. Nach der Be· 
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urteiiung unserer Fraktion bietet der Entwurf Gewahr. dass 
dem Zweckartikel 1 entsprechend die Fernmeldebedürfnisse 
von Bevölkerung und Wirtschaft in allen Landesteilen zuver­
lässig, preiswert und nach gleichen Grundsatzen erbracht 
werden können. Dieser Zweckartikel - auch ohne die Ergän­
zung der Kommission ist und bleibt für uns Leitlinie für das 
neue FMG. 
Wir stehen also zum ausgehandelten Konzept Ich fasse es 
kurz zusammen: 
a) Für Fernmeldenetze und für den Grunddienst verfügen die 
PTT über das Monopol. 
b) Die erweiterten Dienste und die Teilnehmeranlagen werden 
liberalisiert, letztere schrittweise. was für uns sehr wichtig ist 
Die PTT stehen also künftig im Wettbewerb mit Privaten. 
c) Zulassungsstelle für Teilnehmeranlagen werden nicht mehr 
die PTT sein. Dafür ist neu eine unabhängige Behörde vorge­
sehen. 
d) Der Bundesrat lässt sich in bestimmten Fernmeldefragen 
von einer neu zu schaffenden Kommission beraten. 
e) Die Verbindungstaxen werden im Inland möglichst unab­
hängig von der Distanz festgelegt. 
Weitere Privatisierungsgelüste. die über das Einigungswerk 
der Kommission hinausgehen, sind für uns Sozialdemokraten 
nicht akzeptabel. Ich denke an die Minderheitsanträge zu den 
Art/kein 18 und 19, die ein Rosinenpicken aus dem Monopol­
kuchen ermöglichen würden. Wir halten auch mit aller Deut­
lichkeit fest. dass wir eventuell wieder aufkeimende Versuche, 
mit dem FMG gleichzeitig die PTT und deren Mischrechnung 
entflechten zu wollen. zurückweisen würden. 
Der FMG-Entwurf, wie er Ihnen vorliegt, liegt auf der Linie der 
EG-Absichten und ist damit - nach heutigem Denkschema - a 
priori zukunftsträchtig. Die EG-Kommission hat für das Fern­
meldewesen ihre programmatischen Vorstellungen in einem 
Grünbuch dargelegt. Sie hat dieses Grünbuch unter ihren Mit­
gliedstaaten zur Diskussion gestellt. Die Reaktionen der EG­
Staaten lassen - wenn man auch zwischen den Zeilen zu lesen 
versteht-für unseren Gesetzentwurf folgendes festhalten: 
1. Im Netzbereich und den damit verbundenen Grunddien­
sten der Nachrichtenübermittlung deckt sich das FMG weitge­
hend mit den Absichten der EG-Staaten, die ebenfalls am Mo­
nopol festhalten wollen. 
2. Für den Bereich Teilnehmeranlagen und die erweiterten 
Dienste sind die EG-Absichten mit dem FMG-Entwurf iden­
tisch. 
3. Das Problem der Trennung betrieblicher und hoheitlicher 
Funktionen ist im neuen FMG ebenfalls gelöst. Mit einem Satz 
- darin kann ich Herrn Columberg bestätigen-: Im Fernmelde­
sektor wird die Schweiz EG-Grünbuch-konform, also europa­
fähig. 
Das Gesetz ist auch offen für die rasante technische Entwick­
lung im Fernmeldewesen. Mit dem im Aufbau begriffenen 
dienstintegrierten Digitalnetz, Swissnet genannt wird es mög­
lich sein, über eme einheitliche Anschlussstelle und eine ein­
zige Leitung die verschiedensten Endgeräte wie Telefon, Tele­
fax. Videotex, Bildtelefon, Rechner usw. anzuschliessen. Die 
Absicht dieses Digitalnetz baldmöglichst landesweit anzubie­
ten, was den regionalpolitischen Vorstellungen der Sozialde­
mokraten entspricht. kann dank dem Monopol in diesem Jahr 
verwirklicht werden. 
Eine Liberalisierung der Fernmeldenetze würde künftigen In­
tentionen eher zuwiderlaufen. Wenn wir an das europaweit 
einheitliche Mobiltelefonnetz, Natel D, oder an das sich in Pla­
nung befindende internationale polivalente Breitbanddigital­
netz denken, ist für unser Land eine andere als die im FMG vor­
gesehene EG-konforme Monopollösung für die flächen­
deckende Bereitstellung dieser Fernmeldenetze neuester 
Technologie nicht denkbar. Abgesehen davon. dass der Auf­
bau von parallelen Infrastrukturen in unserem kleinen land ein 
wirtschaftlicher Unsinn wäre, ist festzuhalten, dass die 
Schweiz trotz oder gerade wegen dem Monopol der PTI im in­
ternationalen Vergleich bisher ausgesprochen gut abge­
schnitten hat In bezug auf die Telefondichte stehen wir in Eu­
ropa an zweiter Stelle und, was die Qualität unseres Kommuni­
kationsnetzes anbelangt stehen wir im Vergleich mit allen eu­
ropäischen Ländern an der Spitze. 
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letzteres bestätigt sogar die European Association of Informa­
tion Service, die in ihrem Bericht die Fehlübermittlungen im 
europäischen Datennetz aus Benützers1cht darstellt Dieser 
Bericht wurde von der ASSUD. der Schweizerischen Vereini­
gung der Grossbenützer aus Industrie und Wirtschaft, die an 
den Erhebungen mitbeteiligt war. unter dem Titel «Datennetze 
auf der Anklagebank» auszugsweise veröffentlicht und zeigt 
folgendes Bild: Für die Schweiz ergibt sich eine Fehlerquote 
von O Prozent Bei den Datennetzen der europäischen 
Staaten liegt die Fehlerquote zwischen 1 und 35 Prozent 
Gleiches lässt sich über das schweizerische Telefonnetz sa-

Die Statistiken der CEPT. der europäischen Konferenz 
Post- und Fernmeldeverwaltungen. eindrücklich, 

dass unser Netz das zuverlässigste und die der 
Telefonapparate die optimalste in ganz ist 
Ob diese technische Spitzenqualität. insbesondere die mini­
male Störungsanfälligkeit der Teilnehmerapparate, mit dem 
FMG erhalten bleibt ist eher fraglich. Bisherige ausländische 
liberalisierungserfahrungen lassen nicht unbedingt optimisti­
sche Erwartungen aufkommen. Die SP-Fraktion rechnet aber 
mit den Kräften des Marktes und dem eher nüchtern abwägen­
den Kaufverhalten von Frau und Herrn Schweizer und ist zu­
versichtlich, dass so eine allseits akzeptable und befriedi­
gende Lösung entstehen wird. 
Die von einem vermeintlich grossen Kundenkreis gewünschte 
Liberalisierung des wohl wachstumsintensivsten und innovati­
onsreichsten Teils des Fernmeldebereichs liegt im Zuge der 
Zeit. Welch faszinierende Zukunftsaussicht muss es sem. die 
grenzenlose Freiheit zu erlangen und aus einem gegenüber 
der Vergangenheit um ein Vielfaches vergrösserten Angebot 
immer die technisch vollkommenste, dem neuesten Design 
entsprechende Teilnehmeranlage besitzen zu können. Der 
Rat und die Oeffentlichkeit müssen sich allerdings 1m klaren 
sein, dass sich die Liberalisierung der Teilnehmeranlagen 
nicht nur auf deren Beschaffung, sondern auch auf die Inbe­
triebsetzung, die Funktionstüchtigkeit und die Reparatur der 
Anlagen bezieht. 
Jederzeit via Störungsdienst Nummer 112 von den PTI zu ver­
langen. dass der plötzlich funktionsuntüchtige Apparat bald­
möglichst zu reparieren sei, und das erst noch ohne Kosten­
folge, diese Möglichkeit wird bei den gekauften Geraten in Zu­
kunft nicht mehr bestehen. Alle Aufwendungen der PTI, die 
durch private Teilnehmeranlagen verursacht werden, zum Bei­
spiel durch Störungen des Fernmeldeverkehrs, sind künftig 
durch kostendeckende Entschädigungen abzugelten. 
Sie gehen sicher mit mir und der Fraktion einig, im entmono­
polisierten Fernmeldesektor seien die PTI auch von den Mo­
nopolverpflichtungen zu entlasten. Die Fernmeldekommis­
sion nach Artikel 35bis wird von der SP-Fraktion als Kompro­
miss zwischen den Vorstellungen des Bundesrates und den 
weitergehenden Anträgen in der Kommission akzeptiert. Wir 
smd jedoch ganz eindeutig der Meinung, die Fernmeldekom­
mission habe sich nicht in unternehmerische Belange der PTI 
einzumischen. Die Geschäftsführung der PTI-Betriebe gehört 
nach wie vor in die Kompetenz und die Verantwortung des 
PTI-Verwaltu ngsrates, Es ist für uns unerlässlich, dass auf Ver­
ordnungsstufe eine präzise Abgrenzung zu den bestehenden 
PTI-Gremien vorgenommen wird. Bezüglich Zusammenset­
zung der Fernmeldekommission verlangen wir eine angemes­
sene Vertretung des Fernmeldepersonals. 
Das FMG schafft in einem Teilbereich des Fernmeldewesens, 
der von unserer legislatorischen Tätigkeit nur indirekt beein­
flusst wird, eine bessere, klarere Situation. Ich denke hier an 
die Frequenzverwaltung respektive die Koordination mit dem 
Ausland und an die Funküberwachung, die den PTI gemäss 
dem internationalen Fernmelderecht obliegen. Weil die elek­
tromagnetischen Wellen an den Landesgrenzen nicht halt­
machen. erweist es sich als notwendig, die Verwendung des 
auswertbaren radioelektrischen Spektrums international und 
zentral zu koordinieren. Von Bedeutung ist dabei die Mitarbeit 
in den zuständigen internationalen Gremien, die sich mit Fre­
quenzplanung und Frequenzzuteilung befassen. Die Funk­
überwachung umfasst alle technischen Vorkehrungen, um bei 
den drahtlosen Fernmeldenetzen jeder Art die Uebertra­
gungssicherheit zu gewährleisten. Dazu gehört, insbeson-
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dere dafür zu sorgen. dass nur Geräte zugelassen werden, die 
einerseits dem Gebot der Frequenzökonomie gehorchen und 
andererseits nicht durch unerwünschte Nebenwirkungen wie 
Störstrahlungen einer optimalen Kanalzuteilung zuwiderlau­
fen. Wenn man weiss, wer und was sich auf radioelektrischen 
Wellen bewegt und somit auf die Zuteilung von Frequenzen 
angewiesen ist - ich erwähne nur einige: Radio, Fernsehen, 
drahtlose Telefonie. Radar. die Unmenge der Funks (Polizei-, 
Militär-, Rangier- und Rettungsfunk) hat man Ver-
ständnis dass die für die Frequenzverwaltung und die 
Frequenzüberwachung zuständigen Stellen froh sein werden. 
dass ihre endlich gesetzlich klar abgestütz1 wird. 
Der Ersatz für das hoffnungslos veraltete Telegrafen- und Tele­
fonverkehrsgesetz ist längst überfällig. Darum stimmt die SP­
Fraktion, wie eingangs erwähnt. dem Fernmeldegesetz zu. Lo­
gischerweise ist sie auch für Eintreten. 

M. Coutau: C'est avec impatience que le groupe liberal atten­
dait ce projet de loi. En effet, les telecommunications et la 
telematique sont des domaines ou la science et la technique 
donnent et donneront encore a l'evolution contemporaine de 
nos societes des impulsions a la tois fulgurantes et spectacu­
la1res. L'enumeration que vous a presentee tout a l'heure le 
rapporteur de langue frarn;aise a ete suffisamment impres­
sionnante pour que je ne revienne pas sur !es quasi-miracfes 
qu il est possibie de realiser auiourd'hui gräce a la combinai­
son de l'informatique et de la telecommunication. 
Ces techniques mettent en cause les relations etablies depuis 
de nombreuses decennies entre trois partenaires: la produc­
tion industrielle des equipements. les administrations publi­
ques chargees des reseaux de communication et les usagers. 
Pour ce qui est des producteurs, l'ampleur des investisse­
ments de recherche et de fabrication a donne naissance a des 
entreprises de dimensions au moins continentales sinon mon­
diales. Leur developpement a donc largement outrepasse les 
trontieres nationales. entrainant des phenomenes de normali­
sation et de concurrence internationale totalement nouveaux. 
Les fabrications nationales restent pourtant en partie un gage 
de l'independance et de la securite des acquisitions de ma­
teriels strategiquement tres sensibles. dans l'acception aussi 
bien industrielle que militaire du terme. 
Jusqu·a un passe assez recent, ces producteurs. en Suisse 
comme dans la quasi-totalite des autres pays, travaillaient en 
etroits rapports avec les entreprises publiques detentrices du 
monopole des telecommunications. Ce monopole est fonde 
sur la necessite d'assurer aussi bien l'acces de l'ensemble 
des usagers potentiels au reseau des telecommunications 
que la securite et la fiabilite de ces reseaux. Pendant long­
temps. cette collaboration entre industries et PTT a permis de 
tournir des prestations demandees. mais elle a presente aussi 
les inconvenients d'un protectionnisme couteux et dangereu­
sement soporifique, aussi bien du cöte des tarifs que de la 
technique. Les coups de boutoir de la concurrence et des 
technologies nouvelles ont provoque des reveils parfois 
severes. Ainsi par exemple. en Suisse. ou la qualite et l'effica­
c:te du systeme avaient une reputation fort env1ee - plus d'ail­
leurs que les tanfs nous nous sommes soudain retrouves, au 
debut des annees 80, devant l'echec retentissant du projet 
IFS. II a fait l'effet d'une decharge d'adrenaline, a la fois salu­
taire et revelatrice d'un retard certain, accumule insensible­
ment au cours des annees precedentes. On s'aper9ut que la 
pression des innovations etrangeres ne permettait plus de 
contröler ni d'offrir aux usagers tous les materiels nouveaux 
disponibles sur las marches. 
En effet, las usagers. pour parler d'eux, doivent pouvoir benefi­
cier non seulement de la securite et de la fiabilite, mais aussi 
de l'innovation technologique une fois encore fulgurante. Les 
telecommunications sont en effet devenues un des elements 
fondamentaux du choix d'imolantation des centres de deci­
sion des entreprises qui trava1llent a l'echelle internationale. 
Faule de telecommunications conformes aux performances 
des concurrents, ce sont des pans entiers de l'economie qui 
sont menaces, avec les consequences deplorables qui en 
decoulent sur les revenus publics et prives ainsi que sur I' em­
ploi. 
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Je m·empresse d'ajouter que l'industrie suisse, tout comme 
nos PTT, se sont rendu compte du danger avant meme qu'il 
devlnt evident pour chacun. a la suite de l'echec du projet IFS. 
Des efforts de recherche et d · innovation avaient deja ete entre­
pris pour rattraper Je retard accumule a l'abri d'un monopole 
trop etroitement conc;:u et interprete. Aujourd'hui les 
resultats sont heureusement sensibles et meme prometteurs 
a pi usieurs egards. tant du point de vue de la technique que de 
celui du tarif des prestations. On a ment1onne des projets 
sont en vo1e de realisat1on. tels que Swissnet ou les projets 
communes modales. Toutefois, des modifications 

et c'est le groupe liberal salue 
ce loi avec un certain soulagement. 
Par souci d'efficacite et de rapidite, nous nous sommes rallies 
aux grandes lignes de ce projet. bien qu'il eut gagne encore 
en attrait a nos yeux s'il s'etait engage avec un peu plus de 
resolution dans la voie de la liberalisation et de l'assouplisse­
ment du carcan monopolitique. II est vra1 qu'outre le souci de 
trouver un compromis applicable dans les meilleurs delais 
nous avons ete sensibles a deux autres elements. 
Le prem1er. nous en convenons, est le röle difficilement con­
tournable du service public. Dans un pays aussi divers et aussi 
imbrique dans le tissu international que la Suisse, ce service 
public reste necessaire pour assurer efficacement et effective­
ment un acces equitable aux services de base et une securite 
confirmee du reseau. Nous n avons pas juge que les exem­
ples des grands pays qui ont totalement privatise leurs 
telecommunications pouvaient etre utilement transposes en 
Suisse. Une ouverture nous semble indispensable et nous la 
souhaitons aussi large que possible, mais nous admettons 
qu'elle reste mesuree et progressive. 
Le second element tient a la phase de developpement, dont 
l'industrie suisse a encore besoin pour affronter la concur­
rence internationale dans de bonnes conditions. Des recon­
versions profondes sont en cours pour adopter des techni­
ques et des systemes nouveaux. Ouvrir toutes grandes les 
portes aujourd'hui dans l'idee de se defaire correlativement du 
monopole des PTT pourrait bien reduire a neant ces reconver­
sions prometteuses. Une certaine reserve est encore de mise 
a cet egard, du moins tant que les marches etrangers. qui res­
tent pour leur part assez largement impermeables aux pro­
duits helvetiques. continuent dans cette voie. 
Toutefois, il taut etre bien conscient que cette reserve ne peut 
avoir qu'un caractere transitoire et que la libre concurrence fi­
nira par l'emporter sur les marches internationaux de plus en 
plus ouverts. Je fais notamment allusion au projet des Com­
munautes europeennes presente dans le celebre Livre vert et 
concretise en partie seulement dans une toute recente direc­
tive presentee en premier debat devant le Conseil des minis­
tres. Si attentifs que nous devions etre a cette evolution, je 
pense qu'un peu de temps s'ecoulera encore jusqu'au mo­
ment ou l'ouverture effective de toutes les frontieres intracom­
munautaires a I' ensemble des materiels normalises et des ser­
vices des telecommunications aura lieu. A cet egard, nous de­
vons veiller a obtenir des accords de reciprocite equitables. 
Le projet du Conseil federal etait fonde a bon escient sur une 
conception de loi-caare assez ramassee et souple pour per­
mettre des ajustements necessites par l'evolution technique et 
concurrentielle ulterieure. sans exiger ä chaque fois une pro­
cedure parlementaire complete. II apportait egalement une li­
beralisation certaine en matiere de services etargis et de termi­
naux d'usagers. encore que trop timide a nos yeux. II restrei­
gnait quelque peu le monopole des PTT et conservait pourtant 
des competences nettement excessives en matiere d' homoto­
gation des appareils agrees et de conditions d'octroi de con­
cessions a des tiers. Enfin. les modalites tarifaires nous sem­
blaient peu conformes a un fonctionnement des PTT con­
sideres comme une veritable entreprise commerciale. 
C'est dire que nous sommes satisfaits du fait que, sur ces dif­
ferents points. la commission ait su trouver des convergences 
propres a ameliorer le texte original. Les definitions de l'article 
3 nous sembtent plus precises et assez proches d'une syste­
matique europeenne. De meme. le mono pole excfusif des PTT 
sur l'etablissement et l'exploitation des reseaux ou l'octroi des 
concessions a ete module par la possibilite d'une collabora-
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tion avec des tiers. Des exemples d'une teile collaboration ont 
deja ete testes avec succes. notamment a Bäle et a Geneve. et 
nous pensons judicieux d'en prevoir expressement la possibi­
lite dans !a loi. L'exclusivite de l'agrement des installations 
d'usagers reservees aux PTI a ete confiee a une autorite inde­
pendante. ce qui enleve a la regie son röle tres discutable de 
iuge et de partie interessee en la matiere. 
Enfin. la comm,ssion suggere la creation d'une Commission 
consultative des te!ecommunications. reurnssant les differents 
milieux concemes: scientifiques. 1ndustriels, usagers, etc. 
Nous nous de cette innovation qui va dans le sens 
d'un representatif. Nous esperons que cette com-
mission aux competences assez larges soit un Instrument a la 
fo1s maniable et constructif, qui trouve aupres du Conseil 
federal une oreille attentive. 
Certains ont m1s en doute la compatibilite europeenne de 
cette loi teile qu'elle sort des debats de la commission. Le 
groupe liberal cons1dere qu·a l'exception de trois ou quatre 
dispositions. d'importance finalement secondaire, la loi sera 
compatible avec ce que devrait etre la conception de l'Europe 
communautaire pour ce que l'on peut en savoir aujourd'hui. 
Mais notre loi doit encore faire l'objet de dispositions d'appli­
cation. Le Conseil federal sera, nous le souhaitons, inspire, 
lors de l'elaboration des ordonnances et reglements corres· 
pondants. par le souci de cette compatibilite qui doit etre res­
pectee precisement dans les details. 
En conclusion, je souligne l'esprit tres pos1tif qui a regne au 
sein de la commission, confrontee pourtant ä des problemes 
techniques tres complexes et de portee economique, sociale, 
et finalement politique considerable. Le climat, sous la hou­
lette tres documentee du president. etait a la conciliation, et les 
liberaux se rejouissent de pouvoir y apporter leur caution, 
meme si certaines de leurs concessions leur coütent. C'est a 
nos yeux le prix qu'il faut mettre a la mise en vigueur aussi pro­
chaine que possible d'une loi qui reponde, meme avec parfois 
trop de reserve encore, aux exigences d'une competitivite 
technique favorable aux usagers que nous sommes tous en 
matiere de telecommunications modernes. 

Frey Walter: In Anbetracht der wirtschaftlichen und gesell­
schaftspolitischen Bedeutung der Telekommunikation be­
trachtet es die SVP-Fraktion als äusserst wichtig und drin­
gend. eine neue gesetzliche Regelung für das 1924 in Kraft ge­
tretene Telegrafen- und Telefonverkehrsgesetz zu finden. 
Heute sind in der Schweiz über 50 000 Personen im Fernmel­
desektor tätig, 20 000 davon in der herstellenden Industrie. Mit 
gutem Recht wird diese Branche als enorm wachstumsträch­
tig und technisch entwicklungsfähig bezeichnet. Informatio­
nen und deren Uebermittlung gewinnen immer mehr den Sta­
tus eines Produktionsfaktors wie Arbeit. Boden oder Kapital 
und bestimmen damit die Standortqualität eines Landes in der 
Zukunft entscheidend mit. Qualität und Preis sowie eine faire 
regionale Verteilung dieser Dienstleistungen gehen jeden in 
diesem lande etwas an. Die rasche technische Entwicklung 
und die internationale Verflechtung machen die Materie recht 
komplex. ganz abgesehen von den nationalen Wünschen der 
Konsumenten und der staatlichen und privaten Dienstlei­
stungsanbieter. 
Die Nationalratskommission ist im neuen Fernmeldegesetz 
weitgehend dem Konzept des Bundesrates gefolgt. Dies 
spricht für eine gute Botschaft. Unter der umsichtigen Leitung 
des Kommissionspräsidenten Auer hat sich die Kommission 
nach eingehender, detailreicher Diskussion in einigen Punk­
ten jedoch zu zusätzlicher Liberalisierung im Telekommunika­
tionsbereich durchgerungen. Auch wird der Monopolbereich 
der PTI enger und präziser umschrieben und die Zusammen­
arbeit mit Privaten geregelt. Die Kommission spricht sich für 
die Schaffung einer Fernmeldekommission aus, die die Lan­
desregierung nicht nur bei der Liberalisierung von Teilnehmer­
anlagen. sondern bei allen einschlägigen Fragen, welche den 
Wettbewerb zwischen PTI und Privaten regeln, anhören kann. 
Die Befürwortung einer distanzunabhängigeren Tarifgestal­
tung für den lnlandverkehr findet sicher auch in unseren SVP· 
Kreisen Anhänger. Wir glauben, dass der Balanceakt zwi­
schen Monopol im Gemeinschaftsinteresse und gesunder, 
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freier Marktwirtschaft recht gut geglückt ist. Ob er EG-kompati­
bel ist. wissen wir heute noch nicht. Die sogenannten EG­
Grünbuch-Richtlinien vom Juni 1987 mit ihren Deregutie­
rungsvorschlägen im Endgerätebereich und den sogenann­
ten Mehrwertsdiensten können durchaus erfüllt werden. Ob 
die EG noch weitergehen will - es gibt ernstzunehmende An­
zeichen dafür. ich denke an den Mietleitungsbereich -. wird 
die Zukunft zeigen. Wir müssen auf jeden Fall flexibel bleiben. 
Es wäre doch kaum von Gutem. wenn der Schweizerische Ge­
werbeverband und/oder der Vorort einen EG-Beitritt vehement 
befürworten müssten, weil dort der Markt liberaler und weni­
ger als in unserem lande wäre. Diese Bemerkung gilt 
übrigens nicht nur für das Fernmeldegesetz. 
Zu den einzelnen Punkten: Die SVP-Fraktion unterstützt die 
Fassung der Kommissionsmehrheit. mit Ausnahme von Arti­
kel 12, wo wir der Bundesratsfassung zustimmen. Hanspeter 
Seiler wird den Antrag stellen. Bei Artikel 19 stimmen wir der 
Minderheit zu. Die Begründung werde ich beim Minderheits­
antrag selbst liefern dürfen. Bei Artikel 42 Absatz 2 Buchsta­
be b stimmt die Fraktion mehrheitlich für die Mehrheit. Ein Arti­
kel, der das Hackerunwesen bekämpft, ist nicht im Gesetz vor­
handen. Es wurde uns versichert, dass ein solcher im Straf­
gesetzbuch oder in der Datenschutzgesetzgebung Eingang 
finden müsse. Der Ständerat kann das noch verifizieren. 
Die SVP-Fraktion ist einstimmig für Eintreten. befürwortet libe­
rale Lösungen auf der Basis sozialer Gerechtigkeit und hofft 
auf eine speditive Beratung des neuen Fernmeldegesetzes. 

Frau Diener: Wenn für Sie Telekommunikation fast gleich­
bedeutend war mit Telefon, dann müsste spätestens jetzt klar 
werden. dass sich hinter diesem harmlosen Wort Telekommu­
nikation die grösste techrmlogische Revolution versteckt, die 
in rasantem Tempo eine Arbeits-. Freizeit- und Lebensverän­
derung herbeiführt, die weit über die Industrialisierung des 
letzten Jahrhunderts hinausgeht. Die Wirkung der Telekom­
munikation führt, pointiert gesagt, zum digitalen Leben oder 
zum verkabelten Menschen. Ganz bezeichnend für diese Si­
tuation heute ist das Grundmuster, das immer wiederkehrt, 
nämlich das der menschlichen technischen Entwicklung. Wir 
diskutieren technische Normen. wir bekämpfen allenfalls libe­
ralisierungstendenzen, wir streiten um Marktanteile. Doch was 
uns unterbleibt, ist die Frage nach Sinn und Wünschbarkeit ei· 
ner solchen Entwicklung, die möglichen Auswirkungen auf 
unsere soziale Gesellschaft. auf unsere individuelle Entwick­
lung, auf unsere Umwelt oder auf unsere Arbeitsplätze. 
Typisch ist das Grundmuster, dass uns erst bei der Realisie­
rung der Auswirkungen. spat. meistens zu spät. die Augen auf­
gehen und sich Fehler kaum mehr korrigieren lassen. Für 
mich persönlich und für die grüne Fraktion besteht die politi· 
sehe Dimension und Diskussion des Fernmeldegesetzes 
nicht in Marktanteilen. Darum werde ich jetzt einige für die 
Grüne Partei brennende Fragen in den Raum stellen, auch 
wenn mir bewusst ist. dass diese Fragen vordergründig wenig 
mit den Artikeln des Fernmeldegesetzes zu tun haben. 
Eine ganz zentrale Frage für die Grüne Partei ist die Frage: Wer 
bestimmt die künftige Entwicklung? Artikel 1 des Gesetzes hält 
fest, dass «die Fernmeldebedürfrnsse von Bevoikerung und 
Wirtschaft zuverlässig, preiswert und unter Berücksichtigung 
neuer Technologien» befriedigt werden sollen. In dieser 
Zweckbestimmung steckt bereits die Widersprüchlichkeit. 
Wer definiert die Fernmeldebedürfnisse der Oeffentlichkeit? 
Der Bevölkerung? Der sogenannte freie Markt mit seiner Ange­
botsvielfalt? Oder die Wirtschaft mit ihren Bedürfnissen? Das 
Glasfasernetz, ISDN für Ton, Text, Bild und Daten, bringt eine 
Vielzahl von Nutzungsmöglichkeiten, doch die Bedürfnisse 
des sogenannten Durchschnittbürgers oder der Durchschnitt­
bürgerin sind bei weitem nicht die Bedürfnisse der Wirtschaft 
oder der Dienstleistungsbetriebe. Doch zwecks Rentabilität 
werden Herr und Frau Schweizer zur Kasse gebeten zur Mit­
finanzierung eines Fernmeldeangebotes. das keinem breit ab­
gestützten öffentlichen Bedürfnis entspricht. Heute ist mir klar: 
Telekommunikation hat nur noch ganz am Rande etwas mit 
Telefon zu tun. Bürokommunikationssysteme, Teleconsulting, 
Videokonferenz und Telearbeit, Teleshopping, Telebanking, 
Telespiele usw. führen hin zur totalen lnformationsgesell-
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schaft. Die Frage stellt sich hier: Wollen und dürfen wir das 
wirklich? Laufen wir nicht Gefahr, zur zweigeteilten Gesell­
schaft zu werden, denn es wird immer Gruppierungen geben. 
die den Umgang mit der rasant ändernden Technik nicht be­
wältigen können? Ich denke an ältere oder technisch nicht so 
begabte Menschen, die zu sogenannten Telekommunikati­
ons-Analphabeten werden können. 
Noch ein Wort zur zweigeteilten Gesellschaft. Es sich 
z.B. heute schon, dass Männer tatsächlich die interessante 
Arbeit machen, die Programmierungsarbe1t. und die Frauen 
dann entsprechend die langweilige, Bildschirmar­
beit. Brauchen wir, wie es in Artikel 1 formuliert ist, immer wie-
der diese neuesten davon. ob sie 
die Effizienz nachweisbar und ob sie zusätzliche öko-
1,.,,-,,.,,.,h., oder soziale Belastungen bringen? 

grüne Fraktion nimmt hiezu eine sehr kritische Haltung 
ein. Sie beantragt darum, in Artikel 1 die Forderung nach neue­
sten Technologien zu streichen. Die Digitalisierung des heuti­
gen Fernmeldenetzes ist im Grunde genommen eine Rationa­
lisierungsinvestition zugunsten des fernmeldeorientierten 
Dienstleistungssektors und eröffnet die Erschliessung grosser 
zukünftiger Märkte im Bereich Endgeräte und Mehrwertsdien­
ste. 
Im Jahre 1989 betrug dieser Markt mehr als eine Billion Deut­
sche Mark. Das ist eine eins mit zwölf Nullen! Noch anders 
ausgedrückt: Die Bedeutung dieser Branche wird zur Jahrtau­
sendwende diejenige der Automobilindustrie übertreffen. Für 
die Umrüstung der Fernsprechnetze werden zum Beispiel in 
Deutschland 200 Milliarden Franken investiert. In der Schweiz 
rechnet man mit einer Investition von 20 Milliarden Franken. 
Also Investitionen in Riesenhöhen, obwohl die Schweiz heute 
schon über ein anerkannt gutes Fernmeldenetz in Form eines 
flächendeckenden Netzes verfügt. 
Es stellt sich die Frage: Ist das der Wunsch der breiten Bevöl­
kerung, oder ist es der Wunsch der Industrie? Abgesehen von 
den Finanz- und Bedürfnisfragen stellt sich noch eine Reihe 
von weiteren Problemen: zum Beispiel die ganzen Fragen des 
rechtlichen Sektors, Stichwort Datenschutz- bei uns noch ab­
solut ungelöst. Oder die Fragen: Wie laufen die technischen 
Entwicklungen im Sektor der Endgeräte? Wird hier ein 
Schwergewicht im Datenschutz gewährleistet? Das sind näm­
lich politische Entscheide, die letztlich in der Forschung und in 
der Entwicklung gefällt werden. 
Ein weiteres Stichwort wäre z. B. der Arbeitnehmerschutz. die 
ganze Problematik der Heimarbeit. Heimarbeit ist Ja der Lock­
vogel der Telekommunikation. obwohl eine Studie der ETH 
beweist. dass die räumliche Arbeitsteilung wohl möglich, aber 
ökonomisch und karrieremässig nicht attraktiv wäre. Ohne 
rechtliche Weiterentwicklung entsteht faktisch ein rechtsfreier 
und für die bisher Geschützten ein schutzloser Raum. 
Ein weiterer Komplex ist die Frage nach den Menschen in die­
sem ganzen Gefüge. Die Entwicklung unserer Individualität 
findet durch die menschlichen Kontakte statt. Eine Auswei­
tung der Daten- und Textübertragung führt zwangsläufig zu ei­
ner weiteren menschlichen Vereinsamung am Arbeitsplatz 
und zu Hause. Ist unsere Vision eine totale technische Kom­
munikationsgesellschaft mit tiefer menschlicher und sozialer 
Vereinsamung? Die insgesamt zu erwartenden Auswirkungen 
für unsere sozialen Beziehungen, für unsere Persönlichkeits­
entwicklung, für unsere Kultur werden darum auch davon ab· 
hängen, wie die Anwenderorganisationen ihre soziale Verant­
wortung und die sogenannte Wahlmöglichkeit wahrnehmen. 
Eine weitere Frage ist die Frage der Verletzlichkeit. Wenn alle 
Dienste auf ein Netz autgeschaltet sind, nimmt die Verletzlich­
keit eines Systems klar zu. Es geht mir hier nicht nur um die 
technisch bedingten Ausfälle, sondern auch z. B. um Sabo­
tage oder um unzulässige Manipulationen. Die Grüne Partei 
erwartet darum technische Alternativen und ein Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung. 
Ein weiterer Komplex, der für die grüne Fraktion sehr wichtig 
ist, ist die Frage der Dritten Welt. Im Zusammenhang mit der 
Telekommunikation stellt sich für uns in der Schweiz, aber 
auch vor allem in der Dritten Welt, die zentrale Frage: Welchen 
gesellschaftlichen Gruppierungen kommen die w1rtschaftli· 
chen, politischen und kulturellen Errungenschaften letztlich 
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zugute? Wer erhält ein höheres Einkommen aus der Anwen­
dung? Wer kann ihren Prestigewert für sich nutzbar machen? 
In den meisten Ländern der Dritten Weit zeigt sich folgendes: 
Profiteure sind erstens die multinationalen Konzerne, welche 
die Technologien liefern, zweitens die multinationalen Ban­
ken, die den Import der Produkte und deren Installierung und 
Unterhalt finanzieren, und drittens die neue Klasse, die über­
haupt in der Lage ist, diese Technologieprodukte zu gebrau­
chen. Abhängigkeit von ausländischen Experten und Läh­
mung der einheimischen technologischen 
sind andere Stichworte. Wegen des ungleichen Preisniveaus 
zwischen den meist frei zugänglichen unverarbeiteten und 
den kostspieligen verarbeiteten Informationen wird die Aus­
landverschuldung der Drittweltländer noch weiter ansteigen. 
Klar ist heute schon: Information ist Macht. Das zeigt sich z.B. 
beim Getreidehandel. Oekonomische Information ist ökono­
mische Macht. 
Den letzten Fragenkomplex. den ich anschneiden möchte. 
das sind die ökologischen Folgen. In dreissig Jahren erwarten 
wir in der Schweiz ungefähr 26 Millionen EDV-Geräte mit ei­
nem Gewicht von ungefähr 500 000 Tonnen. Unsere Abfallun­
kultur schafft sich hier einen neuen Alpengürtel. Es werden pro 
Jahr ungefähr 40 000 Tonnen High-Tech-Geräte auf dem Ab­
fall landen. Müllberge wachsen uns ja bekanntlich heute 
schon über den Kopf. Laut Buwal brauchte es viel effizientere 
Rauchgasreinigungsanlagen und vor allem Recyclinganla­
gen. Wenn wir gegen diese Kurzlebigkeit der Endgeräte Mass­
nahmen ergreifen möchten, müssen wir z. B. zur Vermietung 
übergehen - damit würde die Lebensdauer der Endgeräte klar 
verlängert - oder zu einem Materialmanagement, wie es eine 
Grossbank kürzlich eingeführt hat. Diese hat seither eine Ein­
sparung von 60 Prozent des Abfallberges erreicht. Was nicht 
zu vergessen ist: Herstellung, Recycling und Betrieb brau­
chen Energie, Strom. Vielleicht können wir in der Debatte vom 
Donnerstag und vielleicht schon morgen darauf zurückkom­
men. 
Gestützt auf diese Ausführungen reiche ich heute im Namen 
der grünen Fraktion eine parlamentarische Initiative ein, die 
die Forderung nach Unterstützung eines Instituts für Informati­
ons- und Kommunikationsökologie enthält. So etwas besteht 
schon in der Bundesrepublik Deutschland. Dieses Institut soll 
keine abgehobene akademische Einrichtung sein, sondern 
sich aktiv in die Auseinandersetzungen um Informations- und 
Kommunikationstechniken und deren Auswirkung auf uns 
Menschen einmischen. Mit Forschungen und Gutachten, Stel­
lungnahmen und Argumenten. mit Bildungs- und Vermitt­
lungsarbeit soll eine Verzahnung von Technik. Ethik. Wissen­
schaft. Arbeitswelt und menschlichen Bedürfnissen entste­
hen. Die Arbeitsergebnisse sollen insbesondere Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmern, Verbraucherinnen und Verbrau­
chern sowie anderen Betroffenen der Informations- und Kom­
munikationstechnik zur Verfügung gestellt werden. Die grüne 
Fraktion glaubt. dass dies kein Luxus ist Im Gegenteil. bei der 
ausserordentlichen Bedeutung dieser eingeleiteten Entwick­
lung brauchen wir flankierende Massnahmen und eine echte 
politische Diskussion. 

Wldmer: Es ist vor allem das Votum von Herrn Columberg mit 
seiner euphorischen, begeisterten Darstellung des prächtigen 
Gesetzes, das Ihnen unterbreitet wird, das mich veranlasst, 
doch einige realistische Bemerkungen anzubringen. 
Ich will ja nicht soweit gehen zu sagen, das Gesetz sei 
schlecht. Man kann zugunsten des Gesetzes anführen, dass 
der seinerzeitige Entwurf durchaus in Ordnung war. Aber er 
geht auf das Jahr 1983/84 zurück. Es muss auch ausdrücklich 
gesagt werden, dass die Kommission unter dem Präsidium ei­
nes sehr fleissigen und einsatzfreudigen Herrn Felix Auer un­
gemein fleissig war. Jedoch ist es klar, dass das Gesetz von 
der Entwicklung eingeholt und überholt worden ist. Das gilt er­
stens in bezug auf die technische.Entwicklung, das gilt zwei· 
tens in bezug auf die politische Entwicklung in Europa - ich 
denke an das Tempo, das die EG in der Zwischenzeit ange­
schlagen hat-, und das gilt drittens - das ist mehr eine persön­
liche Bemerkung - für einen anderen entscheidenden Wandel 
der letzten Jahre, nämlich den, dass man diesen technischen 
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Fortschritt nicht mehr nur als positiv empfindet. Die Probleme, 
die sich heute im Zusammenhang mit der rasanten techni­
schen Entwicklung stellen. werden von diesem Gesetz über­
haupt nicht empfunden und aufgefangen. Man hat mir dann 
gesagt - das ist mir schon bewusst für solche Dinge habe 
es in einem schweizerischen Gesetz keinen Platz. Dazu kann 
ich nur mit einer gewissen Resignation sagen. dass entschei­
dende Punkte der Thematik in diesem Gesetz nicht berührt 
werden. 
Nun zur Hauptschwäche. Die Hauptschwäche sehe ich im 
grundsätzlichen Fortbestand des Monopols. und zwar 1n einer 
für die Schweiz sehr typischen Form: Auf der einen Seite wer­
den die sogenannten Grunddienste weiterhin in Monopolform 
von der PTI verwaltet aber auf der anderen Seite gibt es eine 
weitgehende Kartellisierung in der ganzen Telekommunikati­
onsbranche. Das gibt es auch in anderen Ländern, aber ei­
gentlich nirgends in dieser spezifischen Form wie bei uns. 
Zuerst zum Monopolcharakter: Selbstverständlich weiss ich, 
dass es aussichtslos ist dieses Monopol zu brechen. Das ist 
ja aus den Voten hervorgegangen, die Sie schon gehört ha­
ben. Es wäre eine Illusion, da noch Hoffnungen zu haben. 
Aber Sie erlauben mir doch ein paar Worte als Hinweis auf 
andere Formen der Telekommunikation, beispielsweise in 
den Vereinigten Staaten. In den USA können Sie. wo immer 
Sie wohnen, mit einer privaten Firma einen Telefonvertrag 
abschliessen. Sie haben die freie Wahl zwischen verschiede­
nen Unternehmungen, die untereinander in Konkurrenz ste­
hen. Das führt natürlich zu einem permanenten Preiskampf 
und zu Sonderangeboten. Diese Telefongesellschaften kämp­
fen um die Abonnenten, indem sie möglichst interessante Of­
ferten machen. Das verbessert die Dienstleistung, und es ist 
für mich vor allem wesentlich, dass sich auf diese Art und 
Weise eine stärkere Kreativität beim Angebot entwickelt hat. 
Die Konsequenz davon ist natürlich, dass man aus den USA 
billiger in die Schweiz telefoniert als aus der Schweiz nach 
Amerika. Der Kommissionspräsident hat Ihnen in seinem ein­
leitenden Referat richtigerweise gesagt, dass im laufe der letz­
ten Zeit immer wieder Anpassungen erfolgt sind. Die schwei­
zerischen Tarife wurden gesenkt, damit man nicht immer von 
Amerika in die Schweiz telefoniert, weil das soviel günstiger 
ist. Anhand dieses Beispiels sehen Sie die Vorteile sehr gut, 
die ein freies System auf dem Gebiet des Telefons für das 
Publikum hat. Ich möchte dieses System nicht idealisieren. Ich 
bin mir absolut bewusst. dass das amerikanische System 
auch seine Schwächen hat. aber klar ist, dass ein monopol­
freies System eine grössere Leistungsfähigkeit bringt. Des­
halb bin ich für den Antrag Frey Walter, obwohl ich mir auch 
da über die Mehrheiten in diesem Rat keine grossen Illusionen 
mache. 
Das zweite grosse Problem ist die Europatauglichkeit. Der 
Präsident hat korrekterweise gesagt ich möchte das aus­
drücklich verdanken dass der Bawi-Chef, Herr Blankart. in 
der Kommission Bedenken geäussert hat. Daran sieht man 
sehr gut. wie das Gesetz durch die Entwicklung eingeholt 
wurde. Sie haben vom Kommissionspräsidenten eine schnft­
liche Mitteilung erhalten. in der auch angekündigt wird, dieses 
Gesetz müsse wohl bald in der einen oder anderen Form an­
gepasst werden, vor allem eben hinsichtlich der sogenannten 
Europakompatibilität. Dafür ein konkretes Beispiel: Das Ge­
setz sieht vor. dass Importgeräte in der Schweiz nur aus Jenen 
Ländern zugelassen sind, die ihrerseits Schweizer Geräte in 
ihrem Land zulassen. Das ist natürlich hE:Wte schon nicht mehr 
den EG-Normen entsprechend. Man sieht anhand dieses Bei­
spiels, dass es nur eine Frage der Zeit ist, bis wir wieder eine 
Reform dieses Gesetzes durchführen müssen. 
Ich fasse zusammen: Man muss korrekterweise anerkennen, 
dass es eine fleissige Kommission war, die viele Hearings 
durchgeführt hat und sich grosse Mühe gegeben hat. ein 
schweizerisches Gesetz zu entwickeln. Ich möchte auch aus­
drücklich festhalten, dass der ursprüngliche Gesetzesentwurf 
damals zeitgemäss war. Aber das ganze Gesetz ist zu nach­
giebig gegenüber dem Monopolanspruch der PTI. Ich 
schliesse mit einer gewissen Resignation und finde mich da­
mit ab, dass es heute offensichtlich nicht möglich ist. ein bes­
seres Gesetz zu machen. Resignation, aber mit einem gewis-
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sen Trost das gebe ich zu -: Die Schweiz wird auch mit die­
sem Gesetz leben können. 

Auer, Berichterstatter: Ich möchte für die gute Aufnahme des 
Gesetzes wenn man von den beiden letzten Voten. nament­
lich Jenem von Frau Diener. absieht danken. 
Ich habe - weil diese Kritik zu erwarten war - im Eintretensvo­
tum dargelegt dass auch die Telematik. wie andere Technolo-

ihre Schatten- und Sonnenseiten hat Wir haben deshalb 
auch eigens Herrn Professor Kubicek in die Kommission ein­
rio1:,n~m und die Manto-Studie. die diese Probleme behandelt, 
n::,r·tor,on lassen - sie hat den Bund immerhin 3 Millionen Fran­
ken gekostet-. obwohl wir wussten. dass wir all diese sehr tief­
gehenden menschlichen und gesellschaftlichen Probleme mit 
dem Gesetz nicht lösen können. 
Es ist nun einmal so: Es gibt Menschen, die sich freuen, dass 
das Glas noch halbvoll ist, und andere. die traurig sind, weil es 
halbleer ist. Frau Diener. Sie haben etwas zu viel die leere im 
Glas und offenbar auch im Menschen - gesehen und etwas 
zu schwarzgemalt. 
Was den Arbeitnehmerschutz betrifft - über Bildschirmarbeit 
wird schon lange diskutiert-. ist es Sache des Arbeitsrechtes, 
der Gewerkschaften und der Arbeitgeber. diese Frage zu re­
geln. Auf den Datenschutz werde ich in der Detailberatung zu­
rückkommen. Dieser ist kein neues Problem und primär Auf­
gabe des Datenschutzrechts. 
Sie sagten. die Heimarbeit sei ein «Lockvogel». Ich sehe ge­
rade darin etwas Positives, dass man nämlich dank Telematik 
Arbeitsplätze nach Hause verlegen kann. 
Was die Bedürfnisse des Menschen betrifft, ist in einer freien 
Gesellschaft kein Mensch gezwungen. von einem Angebot 
Gebrauch zu machen. Niemand muss daheim Fernsehen 
schauen, um das spektakulärste Produkt der Telematik zu 
nennen. Man kann zwar aus unserer «Leistungsgesellschaft» 
aussteigen. Aber wenn man 65 Jahre alt ist, bezieht man die 
AHV, und diese wird von den anderen in dieser Leistungs­
gesellschaft, die ihr nicht den Rücken kehren, erbracht. 
Tatsächlich werden die zwischenmenschlichen Beziehungen 
am Arbeitsplatz durch die Automatisierung beeinflusst. Es 
wird gesagt. die Telearbeiter und die Telearbeiterinnen könn­
ten vereinsamen. Nun gibt es Studien, die sagen, durch die 
moderne Technologie gehe der Mensch wegen der Trennung 
von Wohn- und Arbeitsplatz zugrunde; die Familie sei nicht 
mehr beisammen. Der Vater ist fort. die Kinder müssen ohne 
ihn aufwachsen. Nun will man ihm die Möglichkeit geben, die 
Arbeit daheim zu verrichten und sich mit der Frau in die Arbeit 
zu teilen. Das ist nun auch wieder nicht recht. Unglücklicher­
weise lässt man solche Studien immer wieder von Soziologen 
machen. und diese sind tatsächlich in der Lage, in beiden Fäl­
len das Gegenteil als richtig zu erachten. 
Ich habe auf die zusätzliche Verletzlichkeit der Gesellschaft 
durch die Telekommunikation hingewiesen. Sie besteht aber 
schon heute. Wir sind schon absolut verletzlich, was die Elek­
trizität anbelangt. Im Zweiten Weltkrieg konnten wir uns mit 
Kriegswirtschaft gerade noch durchmogeln. Aber stellen Sie 
sich ein modernes Hochhaus mit alten Leuten vor1 Wenn der 
Strom abgestellt ist, geht der Lift nicht mehr. Ohne Gas kön· 
nen die Leute nicht kochen. Sie sind zum Teil vom Radio und 
vom Telefon abhängig. Solche Abhängigkeiten sehen wir. 
Die Dritte Welt kann von unseren Fortschritten immerhin inso­
fern profitieren, als sie die Forschungs- und Entwicklungsko­
sten nicht mehr aufbringen muss. Die Schweiz brauchte 200 
Jahre, um aus dem Nichts ein Industriestaat zu werden. Sie 
musste den Wohlstand grösstenteils selbst erarbeiten. Nun ist 
es nicht so, dass alle Entwicklungsländer hinter dem Mond da­
heim sind. Taiwan war ein Entwicklungsland, ist heute aber ei­
ner der grössten Anbieter in der Telekommunikation. Das­
selbe gilt für Hongkong, Südkorea oder für Singapur. Es sind 
also nicht nur die grossen multinationalen Unternehmen, die 
etwas anbieten. es sind zum Teil auch Unternehmen aus Ent­
wicklungsstaaten und aus der kleinen Schweiz -, die heute 
moderne Telekommunikation produzieren. 
Was die Entfremdung von der Arbeit betrifft, würde ich sagen: 
Gerade in diesem Punkt ist die Telekommunikation ein Segen, 
indem nämlich monotone, langweilige Arbeit vom Roboter 
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und von anderen Automaten übernommen werden kann. 
Wenn Sie sich an den Film «Modem Times» von Charlie Chap­
lin erinnern, werden Sie feststellen. dass es die Vorgänge, die 
Chaplin in diesem Film persifliert, heute in der Produktion 
kaum mehr gibt. 
Noch etwas zur Oekologie: Ein Auto wiegt ungefähr 1 .5 t und 
braucht enorm viel Energie. um 100 kg vom Punkt a zum 
Punkt b zu transportieren. Mit der Telematik können Sie solch 
grosse Energiemengen einsparen. Sie können mit erheblich 

Energie mehr leisten. Ein Schreibautomat verbraucht 
Elektrizität als die konventionelle elektrische Schreib-

Soviel ich habe, hat auch Herr Rebeaud 
einen PC. 
Die Informationsverarbeitung ermöglicht das papierlose Büro. 
In Frankreich brauchen 4 Millionen Haushalte dank des Mini­
tels kein Telefonbuch mehr. Dadurch braucht man rund 
150 000 Bäume weniger. Das ist ökologisch auch etwas Er­
freuliches. Und wenn die Pendlerhäufigkeit durch die Heimar­
beit reduziert werden kann - in Amerika rechnet man damit 
dass im Jahre 2000 15 bis 20 Prozent aller Arbeitsplätze da­
heim sein werden-. wird man ökologisch unerwünschten Ver­
kehr einschränken können. Ob dann die Freizeit ökologisch 
vernünftiger genutzt wird, diese Frage kann ich freilich nicht 
beantworten. Das kann auch unser Gesetz nicht. 
Im Betrieb. in dem ich arbeite. kann ich immerhin feststellen, 
dass dank Telekommunikation weniger Papier verwendet wer­
den muss. Die alten. grossen Computer waren in riesigen Kel­
lern untergebracht mit gewaltigen Air-Condition-Anlagen, mit 
denen diese Dinger zu kühlen waren. Sie funktionierten noch 
mit Röhren. Diese sind heute dank der Mikroelektronik ersetzt. 
die relativ wenig Energie braucht. Es wird auch weniger ge­
reist; Sie können statt dessen Telekonferenzen abhalten usw. 
In der Agrochemie können Sie den Einsatz von Pestiziden und 
Herbiziden mit Computern genau steuern und den Verbrauch 
vermindern. Sie können die Zollabfertigung erleichtern usw. 
Das Problem der Entsorgung: Ich weise auf die Pressekonfe­
renz hin, an der IBM Schweiz über die Lösung dieses Pro­
blems orientiert hat. nachzulesen u. a. in der «Basler Zeitung» 
vom 16. September 1989. Es bestehen Probleme, aber sie 
sind lange nicht so schlimm wie bei anderen Produkten. Auch 
die PTT - ich verweise auf eine Stellungnahme der Generaldi­
rektion hierzu - schenken der Entsorgung umweltschädigen­
der und giftiger Stoffe grosse Beachtung und haben Massnah­
men ergriffen. 
Die westlichen Versicherungsgesellschaften in Europa ver­
brauchen im Jahr - ist Herr Spälti da? - 40 Millionen Bäume al­
lein für die vielen Akten. die mit ihrer Tätigkeit verbunden sind. 
Der gewaltige Papierkrieg wird durch die Telekommunikation 
erheblich reduziert. weil sie einen grossen Teil des Administra­
tionen - Formulare bei Schadenfällen usw. -via Telekommuni­
kation abwickeln können. 
Weiter sei an die Telemedizin erinnert, Dieses «Tele» haben 
Sie vergessen. Frau Diener! Wir haben heute die Radiogra­
phie. die Echographie, die Tomographie. Mit Telematik kann 
vor ailem bei der Diagnose geholfen werden. 80 Prozent aller 
Antibiotika werden falsch oder wirkungslos eingesetzt wegen 
ungenügenden Angaben. wegen falscher Diagnose oder weil 
der Arzt oder die Aerztin nicht im Bilde ist. Da kann ihm compu­
tergestützte Medizin nachhelfen. oder wie die «AZ» vom 6. Fe­
bruar 1989 in Basel titelte: «Der gute Doktor fällt aus.» Die elek­
tronische Arztpraxis ist bald einmal der Normalfall. Ich weiss 
wohl, Frau Diener, dass etwa 50 Prozent aller Krankheiten psy­
chosomatischer Natur sind und dass das Problem der Verein­
samung des Menschen besteht; dieses allerdings auch ohne 
die Telematik. Ich habe bereits darauf hingewiesen. dass 
heute Telematik Blinden und Tauben einen grossen Dienst er­
weisen kann. Wir haben also Fortschritte zu verzeichnen. Ich 
glaube nicht unbedingt, dass man der geschilderten Pro­
bleme wegen ein neues Institut gründen muss. es sei denn, 
man würde dort keine Soziologen beschäftigen. 

M. Caccia, rapporteur: Jene veux pas repeter en frarn;:ais les 
propos de M. Auer. mais simplement faire quelques remar­
ques sur l'intervention de Mme Diener. Elle a evoque un point 
delicat des rapports entre la science. la technique et l'homme. 
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II est evident qu'il y a dans cette evolution de la science et de 
la technique non seulement des aspects positifs mais egale­
ment des aspects negatifs, Mme Diener a parle de l'aspect 
negatif du travail a la maison, Or. le travail par telematique 
n'est pas necessairement un travail a la maison, II y a des 
exemples qui permettent une decentralisation vers !es regions 
peripheriques et celle-ci n'equivaut absolument pas a un tra­
vail a la maison. 
En outre. certains aspects du travatl a la maison sont tres 
positifs. Je connais le cas d'un handicape tres grave qui 
habite a Giub1asco et qu1 est devenu expert programmateur; 

travaille pour l'Ecole polytechnique federale de Zurich taut 
en restant chez lui. grace a la possibilite de travail a domi­
c1le realisee par la telematique. On pourrait certainement ci­
ter de nombreux cas positifs mais egalement negatifs de 
cette evolution. 
Le ton des considerations de Mme Diener me pousse a faire 
quelques remarques a propos de «technology assesse­
ment», c'est-a-dire de l'evaluation des consequences des 
applications de la technique. C'est un theme qui est tres 
debattu aux Etats-Unis ainsi qu'en Europe. Je pense que cet 
effort que l'homme. la societe. les autorites potitiques doi­
vent faire pour evaluer en temps utile. si possible, les conse­
quences de l'application de nouvelles technologies est un 
effort sans doute positif. II ne faudrait pas toutefois, la non 
plus. se faire des illusions. II y a une dynamique de la recher­
che scientifique, il y a une dynamique du developpement 
technologique qui permettent tres souvent, a posteriori. ou 
dans une phase tres avancee de la production. de l'utilisation 
d'une certaine technologie, de comprendre effectivement 
quels peuvent etre les aspects negatifs de cette technologie. 
Si l'on pretendait decider, a fortiori, par des choix politiques, 
quelle est la recherche scientifique et quel est le developpe­
ment technologique qui ne doivent pas se faire. on arriverait 
a une situation tres penible ou la liberte de la science et 
meme la liberte d'invention de l'homme seraient gravement 
touchees. Donc, un effort doit etre fait. taut en faisant atten­
tion a ne pas couper !es racines memes du developpement 
et de la capacite de l'homme a repondre au defi de l'evolu­
tion et a resoudre les problemes qui se posent. 

Bundesrat Ogl: Die beiden Kommissionsreferenten. die Her­
ren Nationalräte Auer und Caccia. haben Ihnen die Vorlage 
bereits in kompetenter und treffender Weise vorgestellt. Auch 
haben die Fraktionssprecher die Botschaft positiv ergänzt und 
gewürdigt. Eine Ausnahme bestätigt die Regel: Als ich heute 
morgen Herrn Nationalrat Widmer anhörte. glaubte ich. einen 
anderen Widmer zu hören. In der Kommission waren die Aus­
sagen von Herrn Nationalrat Widmer - wenn ich in Sachen 
Fernmeldegesetz, das wir jetzt diskutieren, dem Protokoll 
folge doch recht positiv. 
Ich werde mich hier auf einige wichtige Punkte beschränken 
und möchte als erstes der Kommission und speziell ihrem Prä­
sidenten danken und meine Anerkennung aussprechen. Die 
Kommission hatte es nicht einfach. Sie war fleissig, das 
stimmt: aber sie war auch sehr gut. Sie musste sich voll in eine 
technisch und wirtschaftlich äusserst komplizierte Materie ein­
arbeiten. Dabei waren zahlreiche Experten aus den verschie­
densten Fachrichtungen und Kreisen anzuhören. Der Kom­
missionspräsident hat Ihnen ausführlich darüber berichtet. So 
konnte sie ihre Meinungsbildung zusätzlich fachlich abstützen 
und ihre Kenntnisse vertiefen. 
Das Fernmeldegesetz hat aber nicht nur technische, sondern 
durchaus auch politische Substanz und Konsequenzen. Die 
unterschiedlichsten Interessen waren unter einen Hut zu brin­
gen, was nicht ganz einfach war. Heute liegt ein durchdachter. 
sorgfältig durchberatener Entwurf vor. Lediglich ein Minder­
heitsantrag ist gestellt. 
Die Kommission hat interessante Ergänzungsanträge einge­
bracht und ihre Aufgabe mit Bravour gelöst. Sie konnte sich al­
lerdings - ich darf das hier in aller Bescheidenheit sagen -
auch mit einem ausgereiften Entwurf des Bundesrates ausein­
andersetzen: Er datiert aus der Zeit. als Bundesrat Schlumpf 
Vorsteher dieses Departementes war. Deshalb darf ich das so 
sagen. 
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Auch das Vernehmlassungsverfahren hat uns gezeigt. dass 
der Entwurf grundsätzlich richtig liegt. 
Der Bundesrat schlägt Ihnen per saldo eine substantielle Libe­
ralisierung vor. Eine Liberalisierung ist nötig aus technischen 
Gründen, eine Liberalisierung ist nötig aus wirtschaftlichen 
Gründen. und wir brauchen eine Liberalisierung auch mit Blick 
auf Europa. 
Dabei dürfen aber sozial- und regionalpolitische Ueberlegun­
gen nicht zu kurz kommen. Daran musste auch gedacht wer­
den, Herr Nationalrat Widmer. 
Die Sicherstellung der Grundversorgung der ganzen Bevölke­
rung in allen Landesteilen muss im Auge behalten werden. 
Das ist staatspolitisch wichtig und verfassungsrechtlich auch 
geboten. Ich bin deshalb etwas erschrocken über massive zu­
sätzliche Forderungen in Zeitungsartikeln der letzten Tage. 
Herr Columberg hat das angesprochen. und ich möchte ihm 
beipflichten. EG-Entwürfe, die da herumschweben. dürfen 
nicht schon als beschlossenes EG-Recht dargestellt werden. 
Wir können den Liberalisierungskuchen nicht zweimal vertei­
len und auch nicht zweimal essen! 
Das Fernmeldegesetz unterscheidet im Fernmeldebereich 
Netze. Dienste und Teilnehmeranlagen. Den PTI-Betrieben 
kommt die Aufgabe zu. Bevölkerung und Wirtschaft im ganzen 
lande mit einem Grundangebot zu versorgen. Ich betone: im 
ganzen lande. Das gilt also sowohl für Zürich wie für das Löt­
schental, sowohl für Basel wie das Calancatal. Dazu verfügen 
die PTI über ein Netz- und Grunddienstmonopol. Der Bundes­
rat wollte es so, und auch Ihre Kommission wollte es so. Ueber 
das Netz- und Grunddienstmonopol stellt der Staat wie in an­
deren Verkehrsbereichen die Infrastruktur zur Verfügung. Aus­
ländische Erfahrungen bestätigen es: Die Schweiz ist zu klein 
für eine Liberalisierung der Netze. Ineffiziente Doppelspurig­
keiten und Parallelnetze sind in unserem Land zu vermeiden. 
Ein Verzicht auf das Grunddienst- und Netzmonopol würde 
die Grundversorgung der Rand- und Berggebiete gefährden. 
Denken Sie auch hier wiederum an das Lötschental und an 
das Calancatal. Deshalb ist der Bundesrat gegen den Minder­
heitsantrag in Artikel 19. 
Hingegen sollen und können die erweiterten Dienste und Teil­
nehmeranlagen liberalisiert und damit auf dem freien Markt 
angeboten werden. Interessante Neuerungen werden so 
möglichst rasch und ungehindert entwickelt. eingeführt und 
benutzt werden können. Der Telematikbereich wird in den 
Wettbewerb übergeführt. Das liegt im Interesse der Konsu­
menten. Das liegt aber auch im Interesse der Dienstleistungs­
betriebe. im Interesse der Industrie und letztlich auch im Inter­
esse der PTI-Betriebe. Die Liberalisierung der Telematik stärkt 
die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. Sie dient uns allen. 
Die Kommission hat diesen Punkt besonders gründlich be­
handelt. Zu Recht. wie ich meine. Sie hat erkannt. dass die Ab­
grenzung von Monopol und Markt und damit die Definitions­
frage von zentraler Bedeutung sind. Sie hielt dabei am System 
des Bundesrates fest. 
Die Komm1ss1on bringt hingegen eine nützliche Präzisierung 
an. Auf diese und die weiteren Kommissionsanträge werden 
Sie in der Detailberatung noch ausführlich eingehen können. 
Alles in allem erwies sich jedoch der bundesrätliche Entwurf 
als tragfähige Basis. Seine Ausgestaltung als Rahmengesetz 
erlaubt es. auch die künftige Entwicklung zu berücksichtigen 
und allenfalls noch aufzufangen. Gleichzeitig werden aber die 
nötigen Leitplanken vorgegeben. Es wird auch dafür gesorgt, 
dass die PTI nicht Richter in eigener Sache sein werden. Ho­
heitliche Aufgaben werden der Verwaltung übertragen, zum 
Beispiel der Zulassungsbehörde. Wir werden uns allerdings 
auch überlegen müssen, ob die heutige Organisation noch 
ausreicht. Institutionelle Fragen werden sicher auf uns zukom­
men. Die Kommission hat auch ein Gremium zur Beratung der 
Behörden vorgesehen, die Fernmeldekommission. Diese 
kann aber nur beratend tätig sein. Es wäre undenkbar, ihr ho­
heitliche Tätigkeiten zuzuweisen, wie dies eine sonst seriöse 
Tageszeitung offenbar möchte. Ein aus Interessenvertretern 
gebildetes Aufsichtsorgan wäre für die Schweiz in der Tat ein 
Novum. 
Das Fernmeldegesetz, wie es Ihnen vorgelegt wird, ist europa­
fähig. Gerade im Bereich der Telekommunikation. wie schon 
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bei Radio und Fernsehen. zeigt es sich. dass die Schweiz 
keine Insel ist. Kommunikation ist grenzüberschreitend. Wir 
brauchen die internationale Kommunikation. Wir brauchen 
grenzüberschreitende Verständigung, und wir haben der Ent­
wicklung in der EG grösste Beachtung geschenkt. Das Fern­
meldegesetz deckt sich weitgehend mit den im Grünbuch« Te­
lekommunikation» der EG-Kommission enthaltenen Ideen. 
Das erhielten wir übrigens auch von Brüssel bestätigt. Das 
Problem liegt allerdings darin. dass die künftige Telekommu­
nikationsordnung der EG noch nicht endgültig feststeht. Noch 
vieles ist im Fluss. Wer Militärdienst leistet, we1ss. dass eine 
Kompanie sich nicht nach einem beweglichen Punkt ausrich­
ten kann, wenn es heisst: Auf zwei Gliedern Sammlung! Dann 
muss der Kommandant stillstehen. Fixpunkt sein. 
Ausrichten konnte sich der Bundesrat nach der Grundlagenar­
beit des sogenannten Grünbuches. und das hat er getan. Wir 
werden aber die Entwicklung in Brüssel weiter aufmerksam 
verfolgen. Ich schliesse nicht aus. dass sich die eine oder an­
dere Modifikation noch ergeben könnte, dies vor allem im Be­
reich der Dienste. Sie sehen es richtig, Herr Kommissionsprä­
sident. Wir werden weiterhin offen sein. und wir werden nöti­
genfalls die Kommission des Ständerates auf neue Entwick­
lungen aufmerksam machen. 
Wenn das Beamtenrecht auf Gesetze anzuwenden wäre. 
müsste das heute noch geltende Telegrafen- und Telefonver­
kehrsgesetz vom 14. Oktober 1922 nun in Pension sein. Es 
war zu seiner Zeit ein ausgezeichnetes Gesetz. Es hat uns 
über eine lange Zeitspanne sehr gut gedient. Doch heute ist 
dieses Gesetz veraltet. und ich teile vollumfänglich die Auffas­
sung von Herrn Nationalrat Lanz. Wir brauchen dringend eine 
neue, moderne Fernmeldeordnung. Denken Sie an die Ent­
wicklung, die hier geschildert wurde, und denken Sie an die 
EG 1992. Lassen wir das alte Telegrafen- und Telefonverkehrs­
gesetz in den wohlverdienten Ruhestand treten. Ersetzen wir 
es durch ein heutiges, der Zeit angepasstes. modernes Ge­
setz: das Fernmeldegesetz. Letzteres entspricht einer drin­
genden Notwendigkeit. Das Fernmeldegesetz. wie es vorliegt 
und von Ihnen beraten wird. ist ausgewogen. flexibel, zu­
kunftsgerichtet und was sehr wichtig ist europafähig. Des­
halb brauchen wir dieses Gesetz dringend. 
Ich bitte Sie um Eintreten. Ich danke Ihnen für die Bereitschaft, 
die Vorlage im Rahmen dieser Sondersession zu behandeln. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans oppos1tion d 'entrer en matiere 

Fernmeldegesetz (FMG) 
Loi sur les telecommunications (L TC) 

Detailberatung Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
.... , preiswert, nach gleichen Grundsätzen und unter Berück­
sichtigung neuer Technologien befriedigt .... 

Antrag Rebeaud 
.... preiswert und nach gleichen Grundsätzen . 
(gemäss Entwurf des Bundesrates) 

Art. 1 
Proposition de la commission 
.... , avantageuse, selon les memes principes et en tenant 
compte des technologies nouvelles. 

michael.tellenbach
Textfeld



Loi sur les telecommunications 

Proposition Rebeaud 
.... avantageuse et selon les memes principes. 
(vers1on du Conseil federal) 

M. Rebeaud: Le groupe ecologiste, au nom duquel je 
presente cette propos1tion, vous suggere d'enlever la mention 
des technologies nouvelles a l'article prem1er. celui des buts 
de la loi. et de revernr au texte original du Conseil federal. La 

materielle de cette mod1fication, du pmnt de vue 
que. est orobablement faible sinon nulle. En revanche. nous 
avons le sentiment que sa symbolique est 
Vous savez qu'en polltique les symboles et la charge orr,r.tn1t:> 

comportent font partie de la realite sur laquelle nous de­
vons travailler. auss1 bien que les elements concrets qu1 se 
definissent par des ch1ffres. 
Quelle peut donc etre la signification de cette allusion aux 
technologies nouvelles dans l'esprit de la commission? Pour 
ma part, jene vo1s qu'une explication possible. La commission 
a voulu mettre en valeur les developpements actuels et futurs 
dans le domaine des telecommunications. Elle nous invite - et 
avec nous le peuple suisse - a partager en quelque sorte l'eu­
phorie et l'optimisme presque beat des milieux d'affaires de­
vant ce que M. Coutau a appe!e tout a !'heure «les quasi-mira­
cles que nous offre la technologie moderne en matiere de 
telecommurncations". Je comprends que l'on s·enthou­
siasme pour les decouvertes qui ont ete faites et pour !es pers­
pectives qu'elles ouvrent. Neanmoins. je voudrais tout de 
meme que ce Parlement garde une certaine distance critique 
a cet egard. Nous ne voudrions pas que le Parlament donne 
l'impression au peuple qu'il partage l'enthousiasme ou la fas­
cination d'un certain nombre de milieux a l'egard des develop­
pements que connaissent et promettent les telecommunica­
tions. 
Tout a !'heure, Mme Diener a exprime quelques unes de nos 
reserves. En votant cette loi, il est important que nous sachions 
quels sont les problemes que va creer le developpement des 
telecommunications. II taut mentioner, par exemple, la ques­
tion des dechets. Les materiels doivent se renouveler extreme­
ment vite. Selon les chiffres de l'Ecole polytechnique federale 
de Zurich, nous en sommes a 4000 tonnes de dechets a recy­
cler chaque annee, c'est-a-dire d'anciens ordinateurs Jetes. 
Ces dechets contiennent quelques tonnes de materiaux peu 
sympathiques, difficiles a eliminer comme le cadmium, le zinc 
et d'autres metaux lourds. II faudrait qu'a chaque achat de 
nouvel appareil l'elimination totale et neutre, du point de vue 
ecologique, soit integree dans le pnx. Peut-etre que le rnveau 
de ceux-ci feraient alors reflechir un peu !es entreprises ou 
meme !es individus qui veulent toujours avoir le materiel der­
nier cri. etre branches sur la derniere nouveaute. 4000 tonnes 
auiourd'hui. c'est enorme. Mais. on nous predit - si les deve­
loppements «enthousiasmants» se venfient 40 000 tonnes 
de dechets en l'an 2025 a eliminer et a trier chaque annee. On 
se dirige vers des absurdites et nous devons en etre cons­
c1ents. 
J'aimerais que nous examinions aussi clairement les limites 
de l'utllite des nouvelles technologies. Nous devnons nous 
poser regulierement la question: «A quoi tout cela sert-il?» 
Quelle est l'utilite d'une videoconference avec un voisin situe a 
1·autre bout de la ville, alors qu'un bon reseau pedestre ou une 
bonne bicyclette nous permettrait d'avoir avec lui un contact 
plus charnel, plus direct et probablement moins couteux en 
energie? A quoi celasert-il d'avoir le choix entre vmgt program­
mes de television alors que l'on ne peut en voir qu'un a la fois? 
Si on veut tous les regarder, on fait du zapping, c'est-a-dire 
qu'on est incapable de se fixer sur un programme et qu'on 
saute, dans une espece de terreur panique de rater le bon pro­
gramme, de l'un a l'autre. pourfinalement n'en voir aucun. Les 
limites du cerveau humain imposeront des frontieres au deve­
loppement de l'offre. Essayez d'ecouter deux concerts en 
meme temps, un disque de Charlie Parker d'un cöte et la neu­
vieme de Beethoven de l'autre, la fanfare des Paquis et celle 
du quartier voisin en meme temps? Deux oeuvres de grande 
qualite qui sont envoyees a notre cerveau en meme temps 
donnent une cacophonie epouvantable. II y a des limites a 
l'utilite de l'expansion de l'offre. 
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Ainsi, si le sens que j'attribue a l'adjonction de la commission 
sur les nouvelles technologies est correct, il faut le supprimer. 
Si tel n'est pas le cas, j'attends alors avec interet les explica­
tions des porte-parole de la comm,ssion. Mais jene crois pas 
qu'il puisse y avoir d'autre sens. 
Je vous fournis une petite explication a propos des rapports 
des EJCQfOgistes avec les nouvelles technologies. Je ror\An,nc 

notamment a M. Auerqui, tout a !'heure. m'a presque reproche 
d'utiliser un ordinateur pour ecnre mes textes. J'estime que 
I' on devrait me complimenter car. dans les nouvelles technolo-

il taut utiliser ce qui est utile. Nous n'avons rien contre !es 
techmques permettent d'econom,ser de renergie. c'est-a­
dire d'augmenter les prestations d'un appareil en utilisant 
moins d' energie. J' espere que tel est le cas de mon ordinateur 
qui est moins lourd qu'une grosse machine a ecrire. qui me 
permet de gagner non seulement du temps mais egalement 
d'ameliorer la presentation de mon texte. Taut cela est tres 
bien. C'est la question des limites qui est soulevee et non celle 
de la religion. 
Pour terminer, je ferai part d'un petit paradoxe ou, si vous 
preferez, d'une fable a l'intention de M. Auer. Les performan­
ces des appareils electroniques dans le domaine du traite­
ment de texte et de la presentation sont si avancees au­
jourd'hui que chacun est en mesure de produire des lettres 
parfaites avec un en-tete decore et des caracteres d'imprime­
rie, gräce a des imprimantes laser que chacun peut se payer 
s il dispose d'un minimum de moyens. II esttellementfacile de 
sortir un produit parfait que certaines entreprises commercia­
les se mettent a reutiliser d'anciennes machines a ecrire, ces 
bonnes vieilles machines dont les lettres laissaient des tra1-
nees noires sur les feuilles (la marque du ruban), avec des ca­
racteres legerement irreguliers qui donnent un aspect plus hu­
main, qui sentent la marque du doigt qui a tape sur la touche. 
II parait que les gens lisent plus ce type de courrier. C'est in­
teressant. car on developpe en meme temps des programmes 
informatiques qui permettent d'eviter de rediger des lettres 
parfaites. A la longue, on creera des programmes informati­
ques extremement compliques. tres sophistiques, consom­
mateurs d'energie et de science pour donner f'illusion que la 
lettre expediee a ete tapee avec une vieille machine a ecrire. 
alors qu'il aurait simplement suffit de reprendre une ancienne 
machine et de taper dessus avec de vrais doigts pour obtenir 
le meme resultat sans depense d'energie. 
Nous devons etre conscients de ce genre de paradoxe. C'est 
la ra1son pour laquelle le groupe ecologiste vous recom­
mande d'entrer en matiere et reconnait. comme je le prouve 
avec mon petit PC dans la salle des pas perdtis, qu'if peut y 
avoir des utilites, qu'il taut savoir les cho1sir, mais qu'en revan­
che le Parlement devrait, en renom;ant a cette adjonction de la 
commission. manifester qu'il ne partage pas l'enthousiasme 
sans reserve des milieux qui ont surtout interet a la vente la 
plus rapide possible d'appareils qui sont utiles seulement 
dans certains cas. J'aimerais aussi que. du cöte des PTI et de 
l'administration, on se donne pour regle de choisir les nou­
veaux achats non pas parce qu'il y a des machines nouvelles 
sur le marche mais parce que, a un moment donne. les ancien­
nes machines ne suffisent plus a remplir leur fonction. 

Mühlemann: Es ist richtig und legitim, dass wir hier auch von 
den Gefahren und Risiken der Telematikgesellschaft spre­
chen. Ich habe viel Respekt, Frau Diener, vor Ihren Argumen­
ten. Sie wissen, dass wir uns mit dieser Materie in der Kommis­
sion sehr ausführlich und sehr gründlich auseinandergesetzt 
haben. Es besteht tatsächlich in der modernen Informations­
gesellschaft die Gefahr, dass die rein mathematisch-logischen 
Denkgrössen dominieren und das Emotionale zurücktreten 
muss. Wir beraten aber hier über ein Fernmeldegesetz, wo es 
um solche Grössenordnungen geht. Wenn Sie anderes in Er­
gänzung zum heutigen Thema wollen, so müssen Sie das Kul­
turförderungsgesetz unterstützen, das in Vorbereitung ist Wir 
benötigen dringend neben der modernen Telekommunika­
tion auch kulturelle Werte als sinnvolle Ergänzung zu einem 
ganzheitlichen Menschsein. 
In der Kommission wurden drei Gefahren analysiert: die Ge­
fahr der sozialen Rückständigkeit oder sozialen Vereinsa-
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mung, die Gefahr des ungenügenden Datenschutzes und 
die Gefährdung, Herr Rebeaud, der Oekologie. 
Es ist tatsächlich so. dass es ältere Menschen gibt, die Mühe 
haben. in diese Materie einzusteigen. Es ist eine Frage einer 
Generation. bis das verschwindet. Aber in Tat und Wahrheit 
braucht es hier eben eigentliche Lernanleitungen. In den 
zwölf Telekommunikationsgemeinden sind solche öffentli­
chen Institutionen in Vorbereitung und schon in Betrieb. Wir 
stellen fest. dass der Mensch in etwa 15 Stunden die elemen­
taren Kenntnisse für den Computer erwirbt. Wenn er Auto 
fahren lernen will. braucht er 20 Stunden. Es ist also eine 

des Ueberw1ndens der Schwellenangst. Zur sogenann­
ten zur Isolation, zu Hause einsam mit der techni­
schen Maschmerie im Dialog zu stehen. müssen wir doch 
auch sagen. dass sehr vieles wertvolle Ergänzung bietet: 
Auch der ältere Mensch bezieht Informationen. die er ohne 
die Televisionstechnik rncht erhalten würde. Es bietet also 
nicht nur Nachteile, sondern auch Vorteile, wenn wir diese 
technischen Hilfsmittel sinnvoll nutzen. 
Im Bereich des Datenschutzes gebe ich Ihnen recht. Wir sind 
hier ziemlich stark in Verzug. Gerade die Diskussion über 
die Bundespolizei hat gezeigt, wie wichtig diese Materie ist. 
die wir jetzt einmal regeln sollten. 
Herr Rebeaud, die Frage der Oekologie im Rahmen der 
Beseitigung technologischer Maschinerien ist tatsächlich ein 
echtes Problem. Wenn Sie die Situation im Silicon Valley 
betrachten, haben wtr dort heute eine eigentliche Technolo­
giefeindlichkeit wegen der ungenügenden Beseitigung der 
Abfälle. Sehr viele Firmen ziehen aus dem Silicon Valley in 
andere Gebiete, zum Teil nach Europa. Dieses Problem ist 
nicht zu verkennen, aber auf der anderen Seite müssen wir 
die Chancen sehen. die in der neuen Technologie stecken. 
Wir sind in einem internationalen Wettbewerb. Wir haben 
heute keine Chance mehr, in der Herstellung von Computern 
in der Weltwirtschaft mitzusprechen. Wir waren einmal an der 
Spitze und haben diese Position verloren. In Deutschland 
besteht ein Glasfasernetz. das weit qualifizierter ist als das 
unsrige, aber beschränkt auf eine Autobahn, die von Ham­
burg über Frankfurt und München an den Bodensee führt. 
Dort werden, früher als bei uns, Bildtelephone erscheinen 
und uns in eine nachteilige Situation bringen. Es gilt das­
selbe für die Televisionstechnik, wo wir es verpasst haben. 
einen Fernsehsatelliten zu kaufen. Wir befinden uns in gewis­
sen Rückständen, und deshalb kommen wir mit Ihnen in den 
politischen Streit. Wir denken etwas weiter als Sie, weil wir 
in Kausalnetzen denken. Wir glauben. dass die moderne 
Technologie Chancen bietet, um Erfindungen zu machen, 
die man wirtschaftlich ausnutzen kann. 
Unser Nachbarstaat BRD wird ein Wirtschaftswachstum von 
4 bis 5 Prozent aufweisen. Unser Wirtschaftswachstum wird 
sich wahrscheinlich unter 2 Prozent bewegen. Wenn wir nur 
mit diesem Wirtschaftswachstum leben müssen. fehlen uns 
am Schluss die nötigen finanziellen Mittel, um Ihre Anliegen 
zu verwirklichen: die ökologischen, die sozialen und die kultu­
rellen. In dieser Beziehung, das müssen wir ganz klar sagen, 
ist unsere politische Einstellung, unser politisches Programm. 
letztlich anders. Wir leben mehr von den Chancen und weni­
ger von den Risiken. 
Ich darf Sie bitten, die Ergänzung «unter Berücksichtigung 
neuer Technologien» mit gutem Gewissen im Text zu belas­
sen, so wie es von der Kommission neu hinzugefügt wurde. 

Auer, Berichterstatter: Zuerst einige allgemeine Bemerkun­
gen zum Zweckartikel. Der beantragte Zusatz wurde von der 
Kommission mit 12 zu 8 Stimmen beschlossen: Das Gesetz 
soll somit der Befriedigung der Bedürfnisse von Bevölkerung 
und Wirtschaft in allen Landesteilen zuverlässig, preiswert, 
nach gleichen Grundsätzen und auch «unter Berücksichti­
gung neuer Technologien» dienen. 
Es soll damit ein neues qualitatives und dynamisches Krite­
rium in den Zweckartikel aufgenommen werden. Damit die 
Wirtschaft Entschuldigung, jetzt rede ich schon wieder von 
der Wirtschaft! - konkurrenzfähig bleibt, muss sie auch bei der 
Telekommunikation dem technischen Fortschritt folgen. 
1. Diese Forderung richtet sich nicht primär oder gar allein an 
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die PTT. sondern gilt allgemein für die Entwicklung der Tele­
kommunikation im Interesse von Volk und Wirtschaft. 
2. Hier möchte ich Herrn Rebeaud darauf hinweisen: Es heisst 
«neuer Technologien» und nicht «der neuen Technologien». 
mit anderen Worten: Es wird kein Auftrag an die PTT erteilt, al­
leweil das technisch Neueste anzuschaffen. Sie soll es aber 
prüfen und dann einführen, wenn es echten, auch menschli­
chen Bedürfnissen von Bevölkerung und Wirtschaft dient. 
3. Es wird also nicht quasi ein Grundrecht für jedermann und 
Jedefrau geschaffen. von den PTT Anspruch auf jedes neue 
technische Gerät erheben zu können. 
Im übrigen schafft der Zweckartikel kein unmittelbar anwend­
bares materielles Recht. Er ist vielmehr eine Hilfe zur Interpre­
tation der nachfolgenden Bestimmungen. 
Was den in Artikel 1 erwähnten Ausdruck «preiswert» betrifft -
ich muss das zu den Materialien sagen-. bedeutet dieser nicht 
einfach «billig». Es geht vielmehr um das Verhältnis von Preis 
und Leistung. Veraltete Technologie z.B. kann billig sein. Sie 
ist aber unter Umständen nicht «preiswert», gemessen an den 
Leistungen anderer, neuerer Technologien, möglicherweise 
auch ökologisch weniger guter. 
Wir werden im laufe der Beratungen auf ein hier verwendetes 
weiteres Kriterium der Zielsetzung zurückkommen. nämlich 
auf jenes der «gleichen Grundsätze». Damit wird, in Ueberein­
stimmung mit dem Verfassungsauftrag, die Bedeutung der 
Regionalpolitik im Fernmeldegesetz angesprochen. 
Der Hinweis meint aber nicht, dass jede Berggemeinde so­
gleich Anspruch auf jede technische Neuerung der PTT erhe­
ben kann oder dass diese derart verbilligt werden soll, dass 
die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in den Zentren in 
Frage gestellt wird. 
Es sollen aber niemals derart grosse Diskrepanzen - Herr Wid­
mer, jetzt komme ich auf Ihre Schilderungen aus Amerika zu­
rück - zwischen Angebot und Leistung entstehen, wie sie etwa 
in den USA zwischen wirtschaftlichen Zentren und ländlichen 
Gebieten in weniger entwickelten Staaten zu beobachten 
sind. 
Wie bei allen Gesetzen gilt im übrigen auch hier das Prinzip 
der Verhältnismässigkeit. 
Der Antrag Rebeaud geht in zwei Richtungen: Eine betrifft das 
Wirtschaftliche, die andere das Gesellschaftliche. Was das 
Wirtschaftliche betrifft, ist es so. dass wir unter anderem dank 
technischer Neuerungen einen höheren Lebensstandard ge­
niessen. Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Ein Mobiltelefon für Au­
tos kostete noch vor wenigen Jahren 20 000 DM. heute ist es 
für 1000 bis 2000 DM zu erhalten. Telefax kostete früher Tau­
sende von Franken. heute können Sie es für rund 1000 Fran­
ken haben. Die elektrische Rechenmaschine kostete ebenfalls 
Tausende von Franken, heute können Sie für zehn Franken ei­
nen Taschenrechner kaufen. All diese Verbilligungen und da­
mit die Erhöhung des materiellen Wohlstandes wären ohne 
techrnsche Neuerungen nicht möglich gewesen. Wir wollen 
uns mit diesem Gesetz die Zukunft dieser Entwicklung nicht 
verbauen. 
Das zweite ist der gesellschaftliche Aspekt des Antrages Re­
beaud. Er hat gesagt, er fürchte die «symbolische Bedeu­
tung», die sinnlose Begeisterung und Faszination für die Tele­
kommunikation. Ich glaube, diese Frage können wir nun nach 
dem liebenswürdigen Dialog zwischen Frau Diener und mir 
abhaken. 
Was die Entsorgung betrifft, die Sie auch angeschnitten ha­
ben, ist diese Sache des Umweltschutz- und nicht des Fern­
meldegesetzes. Dort ist das zu regeln. Das trifft auch für schon 
vorhandene Telekommunikationsgeräte zu, auch für Ihren PC, 
der draussen steht. 
Auch ich sehe ein: Technik kann nie Emotionen ersetzen. sie 
kann allerdings solche erzeugen. Sie kann auch nicht 
menschliche Kontakte ersetzen. Liebesbriefe sind alleweil 
schöner als ein Telefon oder gar die Kommunikation am Bild· 
schirm. 
Das Minitel in Frankreich das wissen die Romands besser als 
wir Deutschschweizer - hat ganz neue Formen der Beziehun­
gen zwischen Mann und Frau geschaffen. Aber das ändert 
nichts daran, dass die direkten Augen-, Ohren-, Nasen- und 
Hautkontakte nach wie vor viel schöner sind. 
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Lai sur les telecommunications 

Was Herr Rebeaud an Positivem über seinen PC gesagt hat, 
gilt allgemein für die Telekommunikation. 
Ich bitte Sie also namens der Kommission, der Fassung, wie 
sie auf der Fahne steht, zuzustimmen. 
Ich bin aber überrascht namentlich überrascht dass Herr 
Mühiemann eine andere Bestimmung nicht kritisiert hat- es ist 
nämlich hier von «Technologien» die Rede- und dass dieser 
Ausdruck nicht beispielsweise von den Herren und Damen 
Schulmeistern in diesem Saal beanstandet worden ist. Es ist 
nämlich ein gedankenloses Modewort. «Technik» würde 
durchaus genügen. «Technologie» heisst nämlich die Lehre 
der Technik. Darum geht es aber nicht. Der Ständerat wird das 
vielleicht korrigieren. Man hat dort in der Regel ein besseres 
Sprachgefühl. Es hat im Zweitrat auch mehr CVP-Vertreter, die 
Klosterschulen besucht und dort noch gutes Deutsch gelernt 
haben. (Heiterkeit) Wenn es im Ständerat nichts nützt. kann 
vielleicht die Redaktionskommission nachhelfen. 

M. Caccla, rapporteur: Je complete la reponse que M. Auer a 
donnee a M. Rebeaud. Ce dernier a motive sa proposition en 
evoquant en particulier les degäts de l'hyperinformation. Des 
problemes existent, on ne peut le nier. L'hyperinformation 
ainsi que les difficultes dues ä la production de dechets ne 
sont pas strictement liees a fa telematique et a l'informatique. II 
faut convenir que l'on publie aujourd'hui et depuis quelque 
temps dejä beaucoup plus de livres que ce qu'il vaut la peine 
de lire. La liberte dans la circulation des idees et des informa­
tions est un principe de notre societe auquel il est tres delicat 
d'assigner des limites. En tout cas, on est en train de traiter une 
loi sur les telecommunications qui ne reglementera pas tous 
les domaines releves dans l'intervention de M. Rebeaud. On 
ne peut pas, jusqu'ä aujourd'hui, reprocher aux PTT de s'etre 
precipites sur chaque nouveaute technique apparue sur le 
marche. D' ou la decision de la commission, par 12 voix contre 
8. de completer l'article premier en tenant campte des nouvel­
les technologies de maniere que les systemes d'information 
suisses puissent disposer d'une technique raisonnablement 
evoluee. 
M. Auer a explique une petite dlfference dans la formulation al­
lemande difficile ä reproduire en fram;;ais. La langue fram;:aise 
peut difficilement faire la distinction entre «neuer Technolo­
gien» et «der neuen Technologien». Cela signifie que l'on 
n'exige pas des PTT de se jeter sur la derniere nouveaute, 
meme non necessaire du point de vue technique ou du point 
de vue du marche, mais qu'il faut etre raisonnablement a jour 
avec les nouvelles technologies et cela non seulement dans 
les grands centres mais aussi, dans la limite du possible. faire 
profiter tout le pays et non seulement les regions a forte den­
s1te de population des possibilites offertes par les nouveaux 
reseaux et les nouveaux systemes de communication. M. Re­
beaud admet que l'adjonction proposee par la commission ne 
cree pas un droit materiel directement applicable. II a lui­
meme reconnu que sa proposition de biffer cette modification 
a une portee symbolique. Pour les autres parties de l'article 
premier que M. Auer a expliquees. je renonce ä m'exprimer. 
Pour les materiels et pour le protocole. ce qu'il a explique est 
fixe et pourra servir d'interpretation. 

Bundesrat Ogi: Ich verstehe das Anliegen der Mehrheit der 
Kommissionsmitglieder. Die Berücksichtigung neuer Techno­
logien im Fernmeldebereich ist selbstverständlich von gröss­
ter Bedeutung. Auch die Berücksichtigung aller Landesteile 
ist. in Etappen ausgeführt, sehr wichtig. 
Artikel 1 ist der Zweckartikel. Er zeigt auf. welches Ziel das Ge­
setz anstrebt. Damit erreichen wir eine Orientierungshilfe für 
die Interpretation des ganzen Gesetzes. Die Berücksichtigung 
neuer Technologien scheint mir eher ein Mittel zum Zweck zu 
sein. Sie ist eigentlich auch in der bundesrätlichen Fassung 
implizit enthalten. Normalerweise soll die Einführung neuer 
Technologien zur Verbesserung von Dienstleistungen oder 
zur Entwicklung neuer Dienstleistungen führen. Ich betone vor 
allem die Verbesserungen. Damit können neue und alte Fern­
meldebedürfnisse zuverlässiger, preiswerter - wir haben das 
gehört-. aber auch energiesparender befriedigt werden. In 
diesem Sinne ist das Anliegen der Kommission wohl bereits 
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im Antrag des Bundesrates enthalten. Darum ist der Zusatz 
auch unseres Erachtens nicht nötig. 
Herr Nationalrat Rebeaud unterstützt die bundesrätliche Fas­
sung; ich danke ihm dafür. Wir sind der Meinung, dass diese 
Fassung, wie wir sie vorgelegt haben, eigentlich genügen 
sollte. Indes ist die Frage nicht von ausschlaggebender 
oder von zentraler Bedeutung, und wir müssen auch zur 
Kenntnis nehmen, dass der Zweckartikel keine normative 
Kraft hat. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Rebeaud/Bundesrat 
Für den Antrag der Kommission 

Art. 2 
Antrag der Kommission 

Minderheit 
offensichtliche Mehrheit 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Auer, Berichterstatter: Ganz kurz: In der Abgrenzung der Gel­
tungsbereiche des vom Nationalrat im Oktober letzten Jahres 
verabschiedeten Radio- und Fernsehgesetzes und des Ihnen 
jetzt vorgelegten Fernmeldegesetzes sollten keine Schwierig­
keiten entstehen. Das war nicht zuletzt dadurch möglich, dass 
neun Mitglieder unserer Kommission auch der Kommission 
Uchtenhagen angehören. 
Das Fernmeldegesetz regelt die Individualkommunikation 
(Uebermittlung von Nachrichten zwischen einzelnen Teilneh­
mern), das Radio- und Fernsehgesetz dient der Verbreitung 
von Rundfunkprogrammen -wir werden später bei der Detail­
beratung darauf zurückkommen. Dies gilt auch für Kabel­
netze, die primär der Massenkommunikation dienen. 
Gestützt auf das FMG können auf diesen Netzen durch die 
PTT aber auch Telekommunikations-Dienste übertragen wer­
den. Dies bedingt jedoch - wir werden bei Artikel 18 darauf hin­
weisen -, dass die Verkabler den PTT hierfür das Netz oder 
Teile davon zur Verfügung stellen. 
Sobald über TV-Kabelnetze Individualkommunikation abge­
wickelt wird, sind sie nicht vom Fernmeldenetzmonopol aus­
genommen. Wäre dem anders, müsste das gleiche Recht 
auch für andere private Netze eingeräumt werden. Dadurch 
würde der Verfassungsauftrag - Grundversorgung zu glei­
chen Bedingungen in allen Landesteilen - zumindest in Frage 
gestellt. 
Das Teleshopping, das wir aus Frankreich kennen, gehört 
zum Radio- und Fernsehgesetz, weil hier Programm- und Wer­
bebestimmungen eine Rolle spielen. Videotex wiederum ist 
ein Dienst, der von den PTT erbracht wird und dem Fernmelde­
gesetz untersteht. Wir werden bei den Artikeln 4 und 18 auf 
weitere Unterscheidungen hinweisen müssen. 

M. Caccia, rapporteur: L'article 2 definit le domaine d'applica­
tion de la loi sur les telecommunications et etablit donc la dis­
tinction avec le domaine d'application de la loi sur la radio­
television qui vient d'etre adoptee par !es Chambres federales. 
La loi sur les telecommunications regle la communication indi­
viduelle, la transmission de messages entre des usagers, et la 
loi sur la radiotelevision regle la distribution de programmes 
de televisions et de radios. II y a la possibilite d'avoir des 
reseaux sur lesquels on distribue des programmes de radio­
television ou peuvent passer aussi des communications qui 
sont soumises ä la loi sur les telecommunications. On revien­
dra sur ce point ä I' article 18 de cette meme loi. 
Au moment au sur des reseaux de distribution de program­
mes radiotelevision il y a un trafic individual qui s'effectue, 
c'est evidemment le monopole de reseau qui entre en vigueur 
et qui s·applique dans ce cas-la. 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
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a. «Nachrichten»: Informationen. die für Menschen oder Ma­
schinen bestimmt sind; 
b ..... : 
c. «Fernmeldenetz»: Die Einrichtungen und die Verbindun­
gen. die zur Nachrichtenübermittlung zwischen Teilnehmer­
anlagen bestimmt sind: 
d. «Teilnehmeranlagen»: Anlagen, die beim Teilnehmer an ein 
Fernmeldenetz angeschlossen werden können und zum Sen­
den. Empfangen oder Vermitteln von Nachrichten dienen: 
e. «Grunddienst»: Nachnchtenübermittlung für Dritte über ein 
Fernmeldenetz: 
f. «erweiterte Dienste»: Dienstleistungen. die auf dem Grund­
dienst aufbauen und die Ergänzung, Speicherung, Verände­
rung oder eine andere Form der Bearbeitung von Nachrichten 
zum Gegenstand haben. die zur Ueberm,ttlung bestimmt 
sind: 
g ... 
h. "" 

Art.3 
Proposition de la commission 

a ..... destinees a des personnes ou a des machines; 
b ... .. 
c. «Reseau de telecommunications»: les equipements et les 
liaisons servant a transmettre des messages entre les installa­
tions d'usagers: 
d. «Installation d'usager»: les installations qui, chez l'usager. 
peuvent etre raccordees a un reseau de telecommunications 
et servent a emettre. a recevoir ou a commuter des messages; 
e. «Service de base»: la transmission de messages pour des 
tiers par un reseau de telecommunications; 
f. «Services elargis»: prestations de service derivees du ser­
vice de base et consistant a completer, mettre en memoire, 
modifier ou tra1ter sous une autre forme les messages des­
tines a etre transmis: 
g. "'' 
h. '"' 

Bst. a, b-Let. a, b 

Auer, Berichterstatter: Die Definition der Begriffe ist etwas vom 
schwierigsten im vorliegenden Gesetz, und ich werde Sie jetzt 
leider mit deren Erläuterung langweilen müssen. 
1. Es ist schwierig, Begriffe aus der Technik festzulegen. die 
sich in einem enormen Wandel befindet. Würde man - was 
auch diskutiert wurde - eine Enumeration vornehmen und alle 
Dienste und Teilnehmeranlagen aufzählen. wäre das Gesetz 
beim Inkrafttreten möglicherweise bereits veraltet. Es muss je­
doch auch fortschreitender Technik und damit der Zukunft 
Rechnung tragen. 
2. Es ist daher nicht zu vermeiden - und dasselbe ist in neue­
ren ausländischen Gesetzen ebenfalls zu beobachten dass 
gewisse «Grauzonen» verbleiben, die später durch den Bun­
desrat in den Verordnungen. durch die PTT und/oder durch 
die Gerichte zu interpretieren sind. Für die Vollziehungsver­
ordnungen sind besondere Vernehmlassungsverfahren vor­
gesehen. 
3. Technische Begriffe müssen auch justitiabel sein: wir ma­
chen ein Gesetz und kein technisches Vademecum. 
4. Sie müssen mit den im Ausland verwendeten vergleichbar 
sein, insbesondere mit dem EG-Grünbuch über die Telekom­
munikations-Dienstleistungen und -Geräte. 
5. Die in Artikel 3 festgelegten Begriffe - zusammen mit jenen 
im Zweckartikel 1 - präjudizieren in weitgehendem Masse die 
weiteren Bestimmungen des Gesetzes. 
6. Sie sind auch ordnungspolitisch von erheblicher Bedeu­
tung, vor allem was die Definitionen des Grunddienstes und 
der erweiterten Dienste betrifft. Sie bestimmen weitgehend 
den Grenzbereich von Monopol und Liberalisierung. 
Die vorgeschlagenen Begriffe tragen der Unterscheidung von 
Diensten. Netzen und Teilnehmeranlagen Rechnung, ferner 
den vier Grundoperationen, die mit Nachrichten vorgenom­
men werden können: Aufbewahrung einer Nachricht oder ei-
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ner Information (technisch: Speicherung), Weiterleitung (tech­
nisch: Uebertragung), Verteilung (technisch: Uebermittlung) 
und Verarbeitung (technisch = Wandlung). 
Die Kommission unterbreitet Ihnen die neuen, in der Reihen­
folge und teils auch materiell vom bundesrätlichen Gesetzent­
wurf abweichenden Definitionen im Konsens mit dem Bundes­
rat und den PTT. Sie brauchte zur Weg- und Konsensfindung 
nicht weniger als vier Sitzungen. Möglich wurden die einstim­
migen Anträge dank des Beizugs des Informatikers Professor 
Mey, der aktiven Kooperation des insbeson­
dere von Generalsekretär Mühlernann, der als Präsident der 
seinerzeitigen Studienkommission über ein enormes Wissen 
verfügt, der Zusammenarbeit mit den PTT, dank den grossen 
technischen Erkenntnissen und Erfahrungen, die Kollege Fritz 
Lanz als ehemaliger PTT-Fernmeldefunktionär der einzige 
Fachmann in der Kommission - mitgebracht hat. und Kollege 
Jean-Pierre Bonny, der als Jurist den Begriffwirrwarr ause,nan­
derzuhalten wusste und gemeinsam mit dem Departement 
entsprechende Anträge ausarbeitete. 
Was die Reihenfolge der Definitionen betrifft, nennt die Kom­
mission, wie der Bundesrat, zuerst die «Nachrichten» und die 
«Nachrichtenübermittlung». Vor den Diensten aber figurieren 
die Begriffe «Fernmeldenetz» und «Teilnehmeranlagen» und 
erst dann jene der beiden «pieces de resistance», des «Grund­
dienstes» und der «erweiterten Dienste». Die Reihenfolge sagt 
nichts über die Wichtigkeit der einzelnen Begriffe. Sie ergibt 
sich vielmehr aus der Logik: Ein Begriff kann aus dem voran­
gegangenen abgeleitet werden. 
Zu den einzelnen Buchstaben. vorerst zu Buchstabe a (Nach­
richten): Gemäss Antrag der Kommission sind Nachrichten 
nicht nur Informationen. die für Menschen bestimmt sind, son­
dern auch Informationen für Maschinen, worunter auch Ge­
räte zu verstehen sind. Gernäss einem Bundesgerichtsent­
scheidvon 1979 (BGE 105 lb389), einem Entscheid, der in der 
Botschaft in Ziffer 213.1 erwähnt wird, sind elektrische oder ra­
dioelektrische Impulse nur dann im Sinne des Gesetzes von 
1922 «Zeichen» und fallen nur dann gernäss Artikel 36 Bun­
desverfassung unter das Regal, wenn sie zur sinnlichen Wahr­
nehmung durch Menschen bestimmt sind. Gernäss diesem 
Bundesgerichtsentscheid untersteht ein Gerät. mit dem per 
Funk ein Garagetor automatisch geöffnet werden kann, nicht 
dem Fernmelderegal. 
Während der Bundesrat die Interpretation des Bundesgerichts 
übernommen hat ist Ihre Kommission der Auffassung, dass 
wir als Gesetzgeber nicht daran gebunden sind. Die Formulie­
rung, die sie vorschlägt, Nachrichten sind «Informationen, die 
für Menschen oder Maschinen bestimmt sind». schliesst die 
gehabten Interpretationsschwierigkeiten aus und trägt den 
heutigen technischen Gegebenheiten besser Rechnung - der 
erwähnte Bundesgerichtsentscheid erfolgte übrigens mit nur 
3 zu 2 Stimmen. 
Die Uebernahrne der bundesgerichtlichen Auslegung hätte 
zur Folge, dass in der modernen Ueberrn1ttlungstechnik zum 
Beispiel die Datenübermittlung zwischen Computersystemen, 
wenn sie nicht für Menschen bestimmt ist, rechtlich keine 
Nachrichtenübermittlung wäre. Heute werden aber irnrnrner 
mehr Nachrichten an Maschinen und Geräte weitergeleitet, 
ohne dass ein Mensch sie sinnlich wahrnehmen kann. 
Die Neufassung der Kommission bedeutet nicht, dass die 
blosse Fernsteuerung zur Oeffnung eines Garagetors (eine 
reine Maschinensteuerung) oder dass ähnliche Netze wieder 
staatlichem Einfluss unterstellt werden sollen. Hier wird der 
Bundesrat Ausnahmen vorn Netzmonopol und damit von der 
Konzessionspflicht machen können. Wir kommen bei Artikel 
19 Absatz 2 darauf zurück. 
Weiter ersetzen wir in Buchstabe a das Wort «Mitteilungen» 
durch das unseres Erachtens passendere Wort «Informatio­
nen» (im Französischen beide Male «inforrnations»). 
Auf die Streitfrage «Monopol oder Liberalisierung? .. haben die 
vorgeschlagenen Aenderungen keinen Einfluss. Dort sind vor 
allem die Definitionen von Grunddienst, erweiterten Diensten 
und Netz sowie die Ausnahmen vorn Netzmonopol mass­
gebend. Die vorgeschlagene Formulierung scheint uns Klar­
heit zu schaffen und der technischen Entwicklung besser 
Rechnung zu tragen. 
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Loi sur les telecommunications 

Zu Buchstabe b (Nachrichtenübermittlung) sind keine Bemer­
kungen anzubringen. 

M. Caccla, rapporteur: Comme je l'ai deja dit lors du debat 
d'entree en matiere, en ce qui concerne les definltions nous 
nous trouvons devant un probleme delicat: la formulation de 
definitions dans une matiere qui est touchee par une evolution 
tres importante. On a donc essaye d'adopter des definitions 
qui bennent compte. dans Ja mesure du possible. de l'evolu­
tion en cours et de l'evolution future previsible. 
On ne peut nier qu'il reste des zones floues et mal definies qui 
doivent etre reglees par voie d'ordonnance. voie qui permet 
plus facilement de s'adapter a l'evolution. On a bien sur es­
saye de formuler des definitions qui soient Justiciables et 
comme l'a dit le president, on n'a pas fait un traite de techni­
que dans le cas present. On s'est efforce de rester des 
definitions qui ont ete adoptees dans le Livre vert tout en n · ob­
tenant pas ou en ne poursuivant pas une identite absolue. Les 
formulations adoptees determinent largement quelques dis­
positifs qu' on trouve ulterieurement dans la loi. Certaines sont 
importantes du point de vue politique. comme !es definitions 
de services de base et de services elargis, qui touchent direc­
tement a la determination de la frontiere entre le monopole et 
la liberalisation. 
On a tente. avec ces definltions, d'etablir assez clairement Ja 
distinction entre les services, les reseaux. les instaltations 
d'usagers ainsi qu'entre les quatre operations elementaires 
qui sont executees sur des messages. seit la conservation de 
messages ou d'informations - en termes techniques, 
stockage - la transmission, la distribution - en termes techni­
ques. commutation - et le traitement de ces messages. 
La commission a fait ces propositions de changement avec le 
consensus du Conseil federal et des PTT, avec un apport parti­
culier de la part de differentes personnes qui se sont engagees 
dans ce travail et que M. le president a deja particulierement 
remerciees. L'ordre de presentation de ces definitions est 
change en ce sens que ce n'est pas !'ordre d'importance de la 
definition qui prevaut, c'est celui de la logique de la definition 
elle-meme. 
Apropos des messages. a la lettre a, la commission a voulu in­
clure aussi dans le terme de «messages» les echanges entre 
machines ou appareils, et non pas seulement comme le vou­
lait jusqu'a maintenant la jurisprudence, des messages des­
tines a etre pen;;us par l'homme. comme l'a defini un arrete du 
Tribunal federal de 1979. D'apres la jurisprudence et la loi ac­
tuelles, le systeme d'ouverture automatique d'une porte de 
garage n'est pas soumis a la loi sur les telecommunications. 
Avec la nouvelle proposition de votre commission, les don­
nees que s'echangent des machines sont egalement soumi­
ses a cette loi sur les telecommunications et il taut bien admet­
tre que la transmission des donnees va devernr la partie la plus 
importante du trafic qui passe sur les reseaux des PTT. En taut 
cas. cela ne signifie pas que votre commission vous propose, 
avec cette extension de la definition. de soumettre a l'avenir 
meme les systemes d'ouverture de portes de garage au mo­
nopole des PTT. II y a bien sur un article 19 qui admet les ex­
ceptions a ce propos. 
La formulation que nous vous proposons nous semble ame­
ner plus de clarte et mieux tenir campte de t'evolution des 
techniques. 

Bundesrat Ogl: Artikel 3 des Gesetzes regelt - wie bereits ge­
sagt- die Begriffe, und diese Begriffe sind von grundlegender 
Bedeutung. Ich äussere mich hier nur zu Buchstabe a. 
Die Kommission möchte den Nachrichtenbegriff erweitern, 
um sämtliche Kommunikationen damit zu erfassen, das heisst 
die Kommunikation zwischen Menschen, die Kommunikation 
zwischen Menschen und Maschinen sowie die Kommunika­
tion zwischen Maschinen. Das hat Einfluss auf den Geltungs­
bereich des Gesetzes. Der Antrag des Bundesrates stützt sich 
auf die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichtes. Die­
ses hat die Maschinenkommunikation in Anwendung des heu­
tigen Gesetzes als Gegenstand der Uebertragung vom Fern­
melderegal ausgeschlossen. Es hat aber auch festgestellt. 
dass es für die Erfassung von Maschinenkommunikation 
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durch das Regal einer Neuumschreibung in der Verfassun~ 
oder im Gesetz bedarf. Offenbar möchte dies die Kommissior 
nun tun. Sie hat sich dabei von Experten beraten lassen. E, 
geht um eine gesamthaftere Regelung des Fernmeldewe 
sens. um die Sicherheit der Fernmeldenetze. um eine umtas 
sende Frequenzverwaltung und effiziente Fernmeldepolizei. 
Sicherlich tragt der Aenderungsantrag der technischen Ent 
wicklung Rechnung. Denn die Unterscheidung der Maschi 
nenkommunikation von der zwischenmenschlichen Kommu 
n1kation ist im Zeitalter der Uebermittlung schwe1 
möglich. Andererseits erfolgt dem Einbezug der Maschi 
nenkommunikation eine Ausweitung des Regals. Sollten Sie 
dem Antrag der Kommission zustimmen. wird der Bundesral 
bei der Regelung der Ausnahmen vom Netzmonopol in An· 
wendung von Artikel 19 Absatz 3 diesbezüglichen Bedenken 
Rechnung tragen müssen. 
Zur Sicherung einer geordneten Verwaltung der Frequenzen 
und des Fernmelderegals sowie eines ungestörten Fernmel­
deverkehrs hat der Bundesrat entsprechende Bestimmungen 
ins Fernmeldegesetz aufgenommen. Ich verweise auf die Arti­
kel 28 und 35 sowie auf die im Anhang aufgeführten Aenderun­
gen des Elektrizitätsgesetzes. Darum ist es unseres Erachtens 
nicht notwendig, die Maschinenkommunikation einzubezie­
hen. 
Die Kommission beantragt auch, den Begriff «Mitteilungen» 
durch «Informationen» zu ersetzen. Das scheint uns konse­
quent. 
Der Antrag der Kommission ist als Ganzes gesehen konse­
quent, und ich wäre bereit, Artikel 3 Buchstabe a in der Version 
der Kommission zu akzeptieren. 

Angenommen -Adopte 

Bst. C - Let. C 

Auer, Berichterstatter: In Ergänzung zum Antrag des Bundes­
rates ist bei der Definition des Fernmeldenetzes in der Fas­
sung der Kommission nicht nur von «Verbindungen» die Rede. 
die zur Nachrichtenübermittlung notwendig sind, sondern 
auch von «Einrichtungen» - Je in der Mehrzahl -, und zwar 
nicht zwischen bestimmten «Punkten» (gemäss der Fassung 
des Bundesrates), sondern zwischen «Teilnehmeranlagen» 
(diese werden in Buchstabe d definiert). 
Das Fernmeldenetz ist die Infrastruktur der Uebermittlung, 
ähnlich dem Strassen- oder dem Eisenbahnnetz. Es kann aus 
Kabeln best~hen, neuerdings aus Glasfaserkabeln mit ihren 
riesigen Kapazitäten. Es kann sich um ein Richtstrahl- oder um 
ein Netz via Satelliten handeln. Wenn Sie das Gerät verwen­
den. mit dem Sie in der Stube drahtlos den Fernsehapparat 
bedienen, erstellen Sie ebenfalls ein Fernmeldenetz. Ein Netz 
erfordert nicht nur «Verbindungen», sondern auch «Einrichtun­
gen», wie Zentralen. Vermittlungs-, Kabel- und Verstärker-Ein­
richtungen. Deshalb die beantragte Ergänzung. 

M. Caccia, rapporteur: La commission vous propose de deve­
lopper la definition de «reseau» en aioutant aussi «les equipe­
ments» qui sont necessa1res pour 1a realisation des infrastruc­
tures de communication. Ces infrastructures peuvent etre 
construites sur des cäbles, sur des liaisons par radio. qu'elles 
soient terrestres ou par sateflites, mais il taut aussi. pour que 
cette infrastructure fonctionne, des equipements, des cen­
traux, des equipements d'amplification, il taut dans certains 
cas des emetteurs, des recepteurs. L'idee est donc que l'infra­
structure doit etre traitee de fa9on complete, de la la sugges­
tion d'ajouter les equipements aux liaisons mentionnees dans 
la proposition du Conseil federat. 

Angenommen -Adopte 

Bst. d - Let. d 

Auer, Berichterstatter: Sieht man von der von der Kommission 
gewahlten Mehrzahl «Teilnehmeranlagen» ab, so ist ihr Antrag 
identisch mit jenem des Bundesrates in Buchstabe f. Es heisst 
nicht «Anlagen, die an ein Fernmeldenetz angeschlossen 
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sind», sondern «angeschlossen werden können». Es ist hier 
von «Senden». «Empfangen» oder «Vermitteln» die Rede. 
Zuhanden der Materialien ist festzuhalten. dass im Begriff 
«Vermitteln» auch die Verarbeitung von Nachrichten mit einge­
schlossen ist, d. h. aber nur die übermittlungstechnisch zwin­
gend notwendigen Umwandlungen. Kurzspeicherungen von 
Sprache, Daten. Bildern usw. Diese Vorgänge stnd nicht zu 
verwechseln mit Bearbeitungstätigkeiten vergleichbarer Art. 
welche die Dienstleistungen im Bereich der erweiterten 
Dienste kennzeichnen. Auf diese werden wir bei Buchstabe f 
zu sprechen kommen. 

M. Caccia, raoporteur: La modification proposee par la com­
mission qui rnet au pluriel «installations d'usagers» est a peine 
perceptible par rapport a la propos1tion du Conseil federal. II 
faut souligner que ces installations ne doivent pas etre neces­
sairement reliees au reseau pour etre considerees comrne 
telles. II suffit qu'elles puissent etre reliees au reseau. 

Angenommen - Adopte 

Bst. e-Let. e 

Auer, Berichterstatter: Eine der wichtigsten Neuerungen des 
Gesetzes ist die Unterscheidung zwischen dem Grunddienst 
und den erweiterten Diensten. Der Bundesrat definiert in 
Buchstabe c den Grunddienst als «Fernmeldedienst der 
Nachrichtenübermittlung». Die Kommission schlägt in Buch­
stabe e vor, der Grunddienst sei «Nachrichtenübermittlung für 
Dritte über ein Fernmeldenetz». Im ganzen Gesetz sprechen 
wir nicht mehr von den Grunddiensten, sondern, in der Ein­
zahl, vom Grunddienst. Entsprechende Aenderungen - dies 
sei jetzt vorweggenommen - ergeben sich bei den Artikeln 4, 
5, 16, 17, 23 und 36. 
Von der Definition her gibt es nur einen einzigen Grunddienst. 
Alle andern Dienste sind erweiterte Dienste. Der Grunddienst 
ist quasi die Telekommunikationsgrundversorgung. Auf eine 
einfache Formel gebracht: Der Grunddienst ist die Bereitstel­
lung und der Betrieb des Uebermittlungsnetzes. 
Mehrere solche Infrastrukturen nebeneinander zu haben, 
wäre volkswirtschaftlich wenig sinnvoll; gleich wie es ein Ne­
beneinander von Eisenbahnlinien, Wasser- oder Gasleitun­
gen nicht wäre, deren Eigentümer sich konkurrenzieren woll­
ten. Das Monopol der PTT, festgehalten in Artikel 4 Absatz 1, ist 
daher für den Grunddienst angebracht. 
Der Grunddienst ist eine Dienstleistung die Uebertragung 
und Vermittlung von Nachrichten über ein Fernmeldenetz -. 
die von den PTT für Dritte erbracht wird. z. B. der Telefon-. der 
Telex-. der Telefax-. der Datenübermittlungs- oder der Mietlei­
tungsdienst. 
Im Gegensatz zu den erweiterten Diensten spielt beim Grund­
dienst der Regionalgedanke eine entscheidende Rolle. Wäh­
rend die erweiterten Dienste dem Wettbewerb offenstehen 
und der Markt Angebot und Nachfrage bestimmt. wird der 
Grunddienst im Rahmen der technischen Möglichkeiten 
grundsätzlich überall angeboten. Er dient der Grundversor­
gung des ganzen Landes. Für ihn besteht auch eine Lei­
stungspflicht der PTT, für die erweiterten Dienste hingegen 
nicht. Ich verweise auf Artikel 5. 
Dabei besteht der Grunddienst nicht nur in der Nachrichten­
übermittlung von Netzanschluss zu Netzanschluss. die Ab­
nahme einer Nachricht von einer Steckdose, deren Weiterlei­
tung über Netz und Zentralen und die Ablieferung an eine an­
dere Steckdose. sondern in weiteren Dienstleistungen wie die 
Zuteilung einer Nummer beim Teilnehmer, die Sicherstellung 
der Tarifierung, die Administrierung usw. 
Falls Sie den Eindruck haben, die Definitionen und unsere Er­
läuterungen seien etwas kompliziert, so ist dieser Eindruck 
richtig. Klüger werden Sie aber auch nicht. wenn Sie dazu die 
Erläuterungen des Bundesrates lesen; dafür sei Ihnen die Lek­
türe der ersten 80 Seiten des Telefonbuches wärmstens emp­
fohlen. 

M. Caccia. rapporteur: A la lettre e, on trouve la nouveaute 
principale de cette loi, a savoir la definition du service de base. 
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La nouveaute proposee par la commission reside dans la defi­
nition au singulier du service de base comme transmission. 
pour des tiers, d'informations ou de messages sur un reseau 
de telecommunications. II y a donc. d'apres cette definition, un 
seul service de base qui constitue en quelque sorte l'approvi­
sionnement de base en matiere de telecommunications du 
pays. II existe un devoir de prestations de la part des PTT, dans 
toutes les parties du pays. alors que ce n est pas le cas pour 
les services elargis. bien que l"infrastructure de base permette 
tres souvent de fournir les memes services elargis dans le 
pays tout entier. 
n taut rappeler qu'il ne s·agit pas. en tout cas, simplement de 
transmission de messages d'une prise a l'autre, la ou peuvent 
etre branchees des 1nstallations d'usagers. Ce service inclut 
egalement des services administratifs que les PTT doivent as­
sumer - attribution de numeros de telephone, securite des 
communications, tarification etfacturation. 

Bundesrat Ogi: Die Kommission versucht in ihrem Antrag, den 
Begriff des Grunddienstes sprachlich klarer zu fassen. Es han­
delt sich hier um einen zentralen Begriff des Fernmeldegeset­
zes. Es ist wichtig, dass verständlich wird, was damit gemeint 
ist. Der Begriff des Grunddienstes ist im Zusammenhang mit 
den anderen Definitionen zu sehen. So werden die Nachrich­
tenübermittlung in Buchstabe b und das Fernmeldenetz in 
Buchstabe c definiert. Inhaltlich dürften sich die beiden Versio­
nen, die des Bundesrates wie die der Kommission. ungefähr 
decken. Die Kommissionsfassung mag präziser sein. Mit Blick 
auf die in Artikel 4 und 6 vorgenommene Wettbewerbsrege­
lung ist dies von Bedeutung. Die von der Kommission er­
reichte Klärung des Begriffes ist gut und verständlich. Ihre Ver­
sion enthält genügend Flexibilität. um - und das ist wichtig -
der technischen Entwicklung Rechnung zu tragen. Sie ist aber 
auch genügend klar, um insbesondere Befürchtungen zu zer­
streuen, das Grunddienstmonopol der PTT-Betriebe könnte 
auf Kosten der Privaten ausgedehnt werden. Das war auch die 
Absicht des Bundesrates und seines Antrages. Die Definition 
der nationalrätlichen Kommission ist griffiger. Der Bundesrat 
kann sich mit dem Vorschlag der Kommission einverstanden 
erklären. 

Angenommen - Adopte 

Bst. f-Let. f 

Auer, Berichterstatter: Eine neue Definition beantragt Ihnen 
die Kommission ebenfalls für die erweiterten Dienste in Arti­
kel 3 Buchstabe f (beim Bundesrat Buchstabe d). Erweiterte 
Dienste sind Dienstleistungen. die auf dem Grunddienst auf­
bauen und welche die «Ergänzung, Speicherung, Verände­
rung oder eine andere Form der Bearbeitung von Nachrichten 
zum Gegenstand haben, die zur Ueberm1ttlung bestimmt 
sind». 
Die erweiterten Dienste erst erweitern den Grunddienst und 
führen zum vollen Volumen der Telekommunikation. Der 
Grunddienst erfüllt quasi die Grundbedürfnisse der Telekom­
munikation; die erweiterten Dienste sind Spezialdienste für be­
sondere Bedürfnisse. Im Gegensatz zum Grunddienst. der 
den PTT vorbehalten ist, spielt hier der Wettbewerb. Wer einen 
erweiterten Dienst anbietet, ist freilich auf den Grunddienst 
und damit auf die PTT angewiesen. Dies gilt auch beim Ange­
bot von erweiterten Diensten auf Mietleitungen, die zum 
Grunddienst gehören. 
Wenn ein «ausreichendes Bedürfnis» besteht, können unter 
gewissen Bedingungen freilich auch die PTT erweiterte 
Dienste anbieten. Wir werden bei Artikel 7 darauf zurückkom­
men. 
Wer Nachrichten bearbeitet. die ihm übermittelt worden sind -
für sich selbst oder für Dritte -. ohne sie anschliessend über­
mitteln zu lassen, erbringt keinen Fernmeldedienst, auch nicht 
einen erweiterten. 
Es sei dies an einem Beispiel erläutert: Wenn die Swissair eine 
telefonisch oder über Fax beantragte Flugreservierung in ih­
rem Computer vornimmt, die entsprechenden Daten dort spei­
chert und später für die Rechnungsstellung verwendet, ist dies 
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kein Fernmeldedienst. auch nicht. wenn sie beispielsweise 
über Telefax ihrer Kundin oder ihrem Kunden Bestätigung, 
Rechnung oder Versicherungsformulare übermittelt. Die 
Swissair bedient sich hier bloss der Telekommunikation für die 
Erbringung ihrer angestammten Dienstleistungen. Sie bietet 
aber dann einen erweiterten Dienst an. wenn sie der Telefon­
abonnentin oder dem Telefonabonnenten die automatische 
Buchung über einen mit dem Telefonnetz verbundenen Bild­
schirm (z. B. Videotex) ermöglicht. Die entsprechende Daten­
bearbeitung ist unmittelbar mit der Nachrichtenübermittlung 
verknüpft; die Dienstleistung «Fernbuchung» baut darauf auf 
und kann ohne diesen Grunddienst gar nicht angeboten wer­
den. 
Was im Gesetz bei den erweiterten Diensten erwähnt wird, ist 
beim Grunddienst ausgeschlossen. Das Gesetz ist offen für 
neue erweiterte Dienste. für Dienste. die wir möglicherweise 
heute noch gar nicht kennen. Im übrigen bedürfen die erwei­
terten Dienste keiner Zulassung gemäss Artikel 32 und fol­
gende. 
Allerdings kann die Zuteilung eines Dienstes zum Grund­
dienst oder zu den erweiterten Diensten zu Abgrenzungspro­
blemen führen, vor allem wenn das «Swissnet» - die Umstel­
lung von der Analog- auf die Digitaltechnik - verwirklicht sein 
wird. 
Die beiden wichtigsten Unterscheidungskriterien (Nachrich­
tenübermittlung beim Grunddienst und Verarbeitung von 
Nachrichten bei den erweiterten Diensten) können zu Schwie­
rigkeiten führen. Eine genauere Umschreibung der beiden 
Dienste. als es Ihnen die Kommission vorschlägt. ist schwer­
lich möglich. weil man sich sonst auf die bestehende Technik 
beschränken müsste, die zukünftige Entwicklung also aus­
klammern würde. Die erwähnten Abgrenzungsprobleme sind 
in den Schranken dieses Gesetzes durch den Bundesrat unter 
Beizug der in Artikel 35bis beantragten Fernmeldekommis­
sion zu regeln, allenfalls durch die Rechtssprechung. 
Entschuldigen Sie, dass wir diese Begriffe so ausführlich er­
läutern. aber wir haben von der Kommission ausdrücklich den 
Auftrag bekommen. dies zuhanden der Materialien zu tun. weil 
es für die Verordnungen und den übrigen Vollzug des Geset­
zes präjudizierend wirkt. 
Zu Artikel 3 Buchstaben g und h sind keine Bemerkungen an­
zubringen. 

M. Caccia, rapporteur: A la lettre f. on definit les services elar­
gis en utilisant dans ce cas le pluriel. Ce sont des services 
fondes sur le service de base reserve aux PTI et qui touchent 
le stockage, la modification de messages et tout traitement 
poss1ble sous quelque forme que ce soit. a condition que ces 
messages soient destines a la transmission. Sans transmis­
sion de messages, il n'y a pas de services elargis. 
Contrairement au service de base. qui est reserve aux PTI. !es 
services elargis sont soumis a la concurrence. mais ceux qui 
veulent offrir des services elargis ont l'obligation d'utiliser le 
service de base des PTI puisque la transmission est un 
element constituant du service elargi lui-meme. Les PTI peu­
vent offrir des services elargis. sur la base de l'article 7, a con­
dition qu'il y ait une necessite. II y a une sorte de clause du be­
soin qui s'applique dans ce cas-la. 
Quelques problemes se posent quant a la distinction des do­
maines d'application des deux definitions, service de base et 
services elargis. Si l'on pense notamment a la realisation du 
reseau integre Swissnet, ces problemes se poseront neces­
sairement. Les criteres de distinction utilises - transmission de 
messages dans le cas du service de base et traitement de 
messages pour les services elargis - ne permettent pas de 
resoudre ces problemes de fa<;on exhaustive. Le Conseil 
federal. avec l'appui de la Commission pour les telecommuni­
cations prevu a l'article 35, ou avec l'aide de la jurisprudence. 
devra essayer d'etablir chaque fois la definition qui s'applique 
dans le cadre de services elargis nouveaux. De ce point de 
vue, par rapport a la loi actuelle, la loi est ouverte a tout service 
elargi nouveau qui pourrait se presenter a l'avenir. meme si 
auiourd'hui on ne peut meme pas l'imaginer. 
II n'y a pas d'autres remarques apropos des autres lettres de 
cet article. L'explication assez longue de ces definitions a ete 
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donnee par le president et le rapporteur, sur invitation € 

presse de la commission qui a cru y voir des elements impc 
tants pour les applications futures par voie d'ordonnance de 
part du Conseil federal. et par consequent des problemi 
d'interpretation qu1 pourraient surgir. 

Angenommen - Adopte 

Bst. g, h - Let. g, h 
Angenommen -Adopte 

1. Abschnitt 
Antrag der Kommission 
Titel 
Grunddienst 

Sectlon 1 
Proposition de /a commission 
Titre 
Service de base 

Angenommen -Adopte 

Art.4 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Recht. den Grunddienst zu 
Abs.2 
Der Bundesrat regelt den Grunddienst im einzelnen. 

Art.4 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
.... fournir le service de base. 
Al. 2 
Le Conseil federal regle les questions de detail relatives au ser 
vice de base. 

Auer. Berichterstatter: In der heiklen Frage «Monopol oder Li 
beralisierung?» ist Artikel 4 entscheidend, allerdings nicht al 
lein. Er ist in Zusammenhang zu sehen mit Artikel 18. der das 
Netzmonopol stipuliert, mit Artikel 19, der Ausnahmen hieven 
vorsieht, sowie mit den Artikeln 22 und 26 im 3. Kapitel, den 
Bestimmungen über Fernmeldenetze von Dritten. 
Zur Klarstellung: Auch dann, wenn durch eine Konzession 
oder Bewilligung die Errichtung und der Betrieb eines Fern­
meldenetzes an Dritte übertragen werden, bleiben die PTI die 
alleinigen Anbieter des Grunddienstes. das heisst der Nach­
richtenübermittlung für Dritte. Der Inhaber der Konzession 
oder Bewilligung kann damit nur für sich selbst Nachrichten­
übermittlung betreiben. Ich sage das im Hinblick auf Anträge, 
die zu den Artikeln 18 und 19 eingereicht worden sind. 
Beim Grunddienst ist mithin das Monopol der PTI unerschüt­
terlich. Die PTI haben das «ausschliessliche» Recht. den 
Grunddienst zu erbringen (Art. 4 Abs. 1). 
Diese Ausschliesslichkeit - das definitive und absolute Mono­
pol der PTI - war in der Kommission nicht unbestritten. Wes­
halb solle der Grunddienst nicht auch an Dritte übertragen 
werden können, sofern dadurch die öffentlichen Dienstleistun­
gen der PTI nicht beeinträchtigt würden und deren Leistungs­
pflicht dennoch in allen Landesteilen erfüllt würde? Die Zu­
kunft dürfe auch hier nicht verbaut werden. 
Auch wenn die Priorität bei den PTI liege, forderte ein erster 
Antrag in der Kommission, solle der Bundesrat «in besonde­
ren Fällen» die Kompetenz erhalten, den Grunddienst an Dritte 
übertragen zu können, wo dies volkswirtschaftlich sinnvoll sei. 
Das Grunddienstmonopol solle gegebenenfalls nur dort «an­
geknabbert» werden, wo die PTI die gleiche Leistung nicht er­
bringen könnten. Der damit beauftragte Dritte müsse dabei al­
lerdings verpflichtet werden - getreu dem Zweckartikel des 
Gesetzes -, seine Dienste nach gleichen Grundsätzen in allen 
Landesteilen zu erbringen. Entsprechend sei Artikel 4 Absatz 1 
zu streichen, allerdings auch Artikel 5 (Leistungspflicht) ent­
sprechend zu ergänzen. Das Monopol solle nicht zu einem 
Dogma hochstilisiert werden. wurde in der Diskussion weiter 
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gesagt wenn Vernünftigeres durch eine gewisse Einschrän­
kung erlangt werden könne. 
Ein zweiter Antrag wollte Artikel 4 insofern etwas ,,mildern». als 
Z>Nar die PTT den Grunddienst zu erbringen hätten, der Bun­
desrat jedoch in einem neuen Absatz 3 autorisiert werden 
sollte. Dritte damit zu beauftragen, namentlich solche, die be­
reits über ein Fernmeldenetz verfügen - auch hier ohne Beein­
trächtigung der öffentlichen Dienstleistungen der PTT. 
Ein dritter Antrag schliesslich wollte mit einer Kann-Formel 
den PTT das Recht einräumen, in Zusammenarbeit mit Dritten 
den Grunddienst sicherzustellen. 
In einer ersten Abstimmung wurde die «Exklusiv»-Formulie­
rung des Bundesrates in Absatz 1 der milderen Form in den 
Anträgen 2 und 3 mit 12 zu 8 Stimmen vorgezogen und in einer 
Z>Neiten Abstimmung die Streichung gemäss Antrag 1 mit 3 zu 
16 Stimmen abgelehnt. Die beantragte Ergänzung durch ei­
nen Absatz 3 (Zusammenarbeit PTT und Dritte bei der Erbrin­
gung des Grunddienstes) wurde mit 8 zu 11 Stimmen verwor­
fen. 
Die Kommissionsmehrheit ist der Auffassung, dass mit einer 
Einschränkung des Grunddienstmonopols ein fundamentales 
Prinzip der vorliegenden Gesetzeskonzeption und die einheit­
liche Versorgung des Landes in Frage gestellt würden. Auch 
im Vernehmlassungsverfahren und, mit einer Ausnahme. 
auch in den Anhörungen ist nicht bestritten worden. dass der 
Grunddienst ausschliesslich Sache der PTT ist Mit einer 
Lockerung des Grunddienstmonopols würden lukrative Ge­
schäfte für die PTT verlorengehen. denn niemand würde ihnen 
solche streitig machen wollen. wenn sie nicht rentieren. Die 
teilweise Erbringung des Grunddienstes durch Private würde 
zum «Rosinen picken». Die ohnehin auf wackligen Füssen ste­
hende Mischrechnung der PTT käme noch mehr ins Wanken. 
Weiter würden sich bei der Nachrichtenübermittlung durch 
Dritte besondere Datenschutzprobleme ergeben. wenn zum 
Beispiel über Kabelnetze, die heute Fernsehprogramme wei­
terleiten, auch Nachrichten übermittelt würden. Das Monopol 
ist im übrigen die Konsequenz der in Artikel 3 beschlossenen 
Definitionen. 
Der Monopolbereich der PTT ist schon heute nicht mehr, was 
er einst war. Schätzungsweise 40 bis 45 Prozent des schweize­
rischen Telekommunikationsmarktes sind bereits liberalisiert, 
ein Einkaufsvolumen von immerhin rund einer Milliarde Fran­
ken. Das frühere vollständige PTT-Monopol wird durch die Li­
beralisierung der Teilnehmeranlagen weiter eingeschränkt. 
Gemeinsame Nutzung ist. wie die Verkabelungsprojekte Gent. 
Basel und Nyon zeigen, auch bei Beibehaltung des Grund­
dienstmonopols möglich. Dies gilt auch für die Zusammenar­
beit der PTT mit den SBB, die gemäss Artikel 19 nicht unter das 
Netzmonopol fallen. 
Was die Zusammenarbeit mit den Kabelfernsehbetreibern be­
trifft. so erklärte Generaldirektor Trachsel in der Kommission. 
die PTT seien grundsätzlich bereit. bei jenen Bandbreiten zu 
mieten und damit zu einer besseren ökonomischen Nutzung 
beizutragen. 
Dass die unterlegenen Minderheiten keine Anträge stellen. ist 
unter anderem auf die Ihnen von der Kommission beantragte 
Lockerung d.es Netzmonopols zurückzuführen (Artikel 18). 
Im Unterschied zur Fassung des Bundesrates in Artikel 4 Ab­
satz 2 fehlt in jener der Kommission das Kriterium des «aus­
reichenden Bedürfnisses» nach einem Grunddienst. Dieses 
Weglassen ist die logische Konsequenz der Neuformulierung 
des Begriffes «Grunddienst» in Artikel 3 Buchstabe e, wo nur 
noch von einem Grunddienst die Rede ist. 

M. Caccla, rapporteur: L'article 4 regle la question du mono­
pole du service, monopole qui s'etend dans d'autres domai­
nes a l'article 18. apropos du reseau en particulier. 
Pour la clarification, il taut rappeler que si par concession 
quelqu'un obtient la possibilite de realiser et d'exploiter un 
reseau. il ne peut en revanche offrir ce service de base sur le 
reseau dont il est titulaire. II peut utiliser le reseau seulement 
pour ses besoins et non pour ceux de tiers. 
Des propositions ont ete presentees a la commission afin de li­
miter ce monopole de service de base. Elles ont ete refusees 
par la ma1orite de la commission qui part de l'idee qu'on ne 
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peut pas limiter le monopole des PTT a propos de ce service. 
C'est un principe fondamental, le seul qui permette d'assurer 
une desserte uniforme. dans tout le pays, du service de base 
des telecommunications. Et meme dans !es «hearings», a une 
exception pres, aucune contestation n'a ete formulee a pro­
pos du monopole de ce service de base. 
L'abandon de ce princ1pe engendrerait le risque que !es acti­
vites rentables so1ent soumises a la concurrence et que toute 
la desserte non rentable d'une partie du pays reste a la charge 
des PTT. 
II y a lieu de relever qu·une part cons,derable du marche des 
telecommunications est deja liberalisee. Le monopole des ins­
tallations des usagers, notamment. a ete totalement leve. 
Cette loi offre donc une ouverture particuliere dans ce do­
maine. 
On voit plutöt une possibilite de limiter le monopole dont jouis­
sent les PTT dans la voie prevue a l'article 18, soit dans celle de 
la collaboration entre detenteurs de reseaux prives de distribu­
tion de programmes de radio-television et les PTT, collabora­
tion qui s'est etablie dans quelques cas, a Bäle, Nyon. Geneve 
par exemple. Le directeur general de !'Entreprise des PTT a ac­
corde son appui ä cette evolution qui permet d'utiiiser de 
far;:on plus raisonnable, du point de vue economique, les ins­
tallations existantes ou futures. 
A l'alinea 2, an a abandonne le critere du besoin suffisant figu­
rant dans la version du Conseil federal, pour la pure et simple 
raison que l'on a defini le service de base au singulier. II n'y en 
a donc qu·un seul qui reste du monopole des PTT. 

Bundesrat Ogi: Wir opponieren den beiden Anträgen der 
Kommission zu Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 2 nicht. 
Nur kurz zum Grunddienstmonopol, das in der Kommission 
viel zu reden gab. Die Interessen wurden gut abgewogen. Es 
geht um die landesweite Grundversorgung mit Fernmelde­
diensten; denken wir nur an das Lötschental und an das Ca­
lancatal! Der Grunddienst ist Träger für alle anderen Dienst­
leistungen, und die Grundversorgung ist Aufgabe der PTT­
Betriebe. Dafür erhalten sie das Monopol, das eng mit dem 
Netzmonopol verbunden ist. Bei der kleinen geographischen 
Ausdehnung der Schweiz ist es volkswirtschaftlich nicht sinn­
voll, den Grunddienst von mehreren Anbietern parallel erbrin­
gen zu lassen. Schliesslich besteht der Grunddienst im we­
sentlichen darin, das Fernmeldenetz zu betreiben und die da­
mit verbundenen Dienstleistungen dem Kunden anzubieten. 
Wie wir bei der Definition gesehen haben, heisst dies «Ueber­
tragung und Vermittlung von Nachrichten für Dritte über ein 
Fernmeldenetz». 
Für besondere Bedürfnisse gibt es dann den Artikel 18, wo die 
Möglichkeit von Netzkonzessionen an Dritte vorgesehen ist. 
Dort möchte die Kommission ja ausdrücklich auch die Mög­
lichkeit der Zusammenarbeit der PTT-Betriebe mit Dritten vor­
sehen. Das Grunddienstmonopol ist notwendig, damit die PTT 
ihren Versorgungsauftrag erfüllen können. 

Angenommen - Adopte 

Art.5 
Antrag der Kommission 
.... verpflichtet, den Grunddienst in .... 
Proposition de la commission 
.... fournir le service de base .... 

Angenommen -Adopte 

Art. 6, 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art 8 
Antrag der Kommission 
.... von Dritten technische Vorschriften erlassen. 
Proposition de la commission 
.... des prescriptions techniques applicables .... 
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Auer, Berichterstatter: Die Artikel 6 bis 8 gehören zusammen. 
Wir erläutern sie deshalb gemeinsam. 
Die erweiterten Dienste werden, wie erwähnt. liberalisiert, wo­
bei auch die PTI mitbieten können. Sie müssen jedoch hierfür 
die Ermächtigung des Bundesrates haben. Diese wird nur er­
teilt wenn hierzu ein ausreichendes Bedürfnis besteht. Dies 
wird in Artikel 7 Absatz 1 festgelegt. Damit wird die gesetzliche 
Grundlage geschaffen. damit die PTI überhaupt einen erwei­
terten Dienst erbringen können. 
Die Auflagen in Artikel 7 Absatz 2 (kaufmännische Grundsätze, 
Nichtverwendung von Monopolerträgen) schliessen nicht 
aus. dass in einer Einführungsphase der von den PTI angebo­
tene erweiterte Verdienst defizitär ist. Dies gilt in der Regel 
auch in der Privatwirtschaft. wenn ein neuer Markt erschlossen 
werden soll. Auch dort sind bei einem neu lancierten Produkt. 
oft jahrelang, Verluste in Kauf zu nehmen und mit Gewinnen 
aus anderen Geschäften oder mit Krediten zu decken. 
Auf die Dauer muss jedoch ein erweiterter Dienst der PTI zu­
mindest selbsttragend sein. So können siez. B. nicht während 
Jahrzehnten einen defizitären Videotex-Dienst anbieten. 
Anders liegen die Dinge bei Artikel 7 Absatz 3: Hier wird der 
Bundesrat ermächtigt, auch dann durch die PTI einen erwei­
terten Dienst anbieten zu lassen - nach gleichen Grundsätzen 
und in allen Landesteilen-, wenn dieser defizitär ist bzw. durch 
Monopolerträge verbilligt werden muss, wenn also kein Markt 
vorhanden ist und keine Aussicht besteht, dass ein Dritter ei­
nen solchen Dienst anbietet. Das Einspringen der PTI muss 
aber im Landesinteresse liegen (vgl. Botschaft Ziff. 222.2). 
Wie aber steht es mit dem Telefon-Auskunftsdienst Nummer 
111? Dieser ist bekanntlich defizitär. Der Bundesrat hat bis 
heute noch nicht entschieden, ob sich dieser erweiterte Dienst 
inskünftig auf Absatz 2 oder auf Absatz 3 von Artikel 7 stützen 
soll. Entscheidet er sich für Absatz 2 - erweiterte Dienste dür­
fen nicht mit Monopolerträgen verbilligt werden -, so müssen 
konsequenterweise die Taxen erhöht werden, mindestens bis 
zur Kostendeckung. Zieht er jedoch Absatz 3 heran, müsste er 
ihn als «im Landesinteresse» liegend betrachten und könnte 
das Defizit, wie heute, durch andere PTI-Einnahmen decken 
lassen. 
Es ist nicht unwahrscheinlich, dass in der Telekommunikati­
onsversorgung unseres Landes einmal den erweiterten 
Diensten die gleich grosse Bedeutung zukommen wird wie 
heute dem Grunddienst. Und es ist denkbar, dass aus regio­
naipolitischen, jedoch im Gesamtinteresse liegenden Grün­
den später einmal auch dort erweiterte Dienste durch die PTI 
angeboten werden sollten. wo sie privatwirtschaftlich nicht er­
bracht werden. Wichtige Standort-Voraussetzung ist aller­
dings der Grunddienst. An diesen können schon heute auch 
in den abgelegensten Dörfern z. B. Computer angeschlossen 
werden. 
In Artikel 8 schlägt die Kommission vor, die Vorschriften. die 
der Bundesrat für erweiterte Dienste Dritter erlassen kann. auf 
das «Technische» zu beschränken und das «Administrative» 
zu streichen. Dabei ist «technische Vorschriften» insofern weit 
auszulegen. als damit auch das Verfahren. z. B. die Zuteilung 
von Rufnummern. gemeint ist. 
Im übrigen handelt es sich um eine Kann-Formel: Erweiterte 
Dienste umfassen auch die nichts oder nur wenig 
mit dem Fernmeldenetz zu tun haben und wofür keine techni­
schen Vorschnften erlassen werden müssen. Solche sind je­
doch notwendig, um die Voraussetzung für die Schnittstellen 
festzulegen. Erlässt der Bundesrat für die erweiterten Dienste 
Bestimmungen, so gelten diese auch für die PTI. Erweiterte 
Dienste können. wie ausgeführt. von Dritten und von den PTI 
angeboten werden. Ausser dem erwähnten Auskunftsdienst 
Nummer 111 zählen dazu auch Weck-, Videotex-. Comtex­
und Meldevermittlungsdienste beim Telex. 
Die Rechtsbeziehungen zwischen den Anbietern solcher 
Dienste und deren Benützerinnen und Benützern bezüglich 
der Dienstleistungen sind privatrechtlicher Natur. Das 

dafür ist eine gemäss üt)llaat11orn3m·echt 
Leistung. Was die Tarifierung es zwei 
ten: Entweder Inkasso durch die PTI. wie beim Videotex. oder 
Inkasso durch den Dienstanbieter selbst, sofern dieser den 
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Dienstbenützer identifizieren kann. z.B. durch Teilnehmer­
identifikation beim Swissnet 2. das noch kommen wird. 

M. Caccla, rapporteur: Les articles 6 a 8 traitent des services 
elargis iiberalises qui peuvent aussi etre offerts par les PTI. 
Pour ce faire. ils doivent etre au benefice d'une autorisation du 
Conseil federal qu1 la donne en cas de besoin suffisant. 
L'alinea premier de l'article 7 stipule donc la base legale en la 
matiere. 
Les PTI doivent offrir leurs services selon des principes com­
merciaux. comme cela ressort de l'alinea 2 de l'article 7. lls ne 
peuvent pas couvrir les frais de ces services avec les redevan­
ces de l'activite liee au monopole. II faut cependant rappeler 
que. selon les pnncipes commerciaux, meme dans le secteur 
prive, il n'est pas possible de realiser des benefices dans une 
phase d'introduction. On doit meme travailler dans des situa­
tions deficitaires. Cette regle reste vaiable pour les PTI. Mais, a 
la longue, les services elargis offerts par notre regie doivent au 
moins couvrir leurs coüts. 
A l'alinea 3 de l'article 7, le Conseil tederal peut autoriser les 
PTI a offrir un service elargi, meme si les prmcipes commer­
ciaux ne sont pas respectes, dans des regions ou des condi­
tions non rentables. mais ceta seulement en cas d'interet parti­
culier a i'echelon national. 
Dans le meme ordre d'idee, qu·en est-il du service d'informa­
tion 111? Doit-il couvrir les frais. selon I' article 7, alinea 2, ou le 
declare+on service d'interet national. relevant aiors de l'arti­
cle 7, alinea 3? 
II n'est pas impossible que, dans le futur, des services elargis 
acquierent une importance comparable au service de base. 
A l'artic!e 8, ia commission vous propose de limiter les pres­
criptions du Conseil federal aux aspects techniques. Par as­
pects techniques, il faut aussi comprendre !es quelques ques­
tions administratives que les PTI sont appeles a regler, telles 
que les attributions de numeros et d'autres dispositions de ce 
genre. Les dispositions existantes du Conseil federal concer­
nant les services elargis doivent egalement valoir pour les PTI 
et non pas seulement pour les particuiiers. Les rapports juridi­
ques qui se creent entre celui qui offre des services elargis et 
les utilisateurs decoulent du droit prive et non du droit public. 
Pour la tarification des services elargis, il y a deux possibilites. 
L'une est l'encaissement des redevances de la part des PTI, 
meme pour les particuliers, comme c'est le cas aujourd'hui 
pour le videotex; l'autre, quand le Swissnet permettra a ceux 
qui offrent des services d'identifier les utiiisateurs, est un 
systeme de tarification et d'encaissement qui passe directe­
ment des prives offrant des services aux utilisateurs pnves. 

Bundesrat Ogi: ich äussere mich nur zu Artikel 8 und möchte 
Sie bitten, der Version des Bundesrates zu folgen. Die Version 
des Bundesrates 1st offener und damit auch besser. Sonst stra­
pazieren wir das Wort «technisch». und wir müssen dann viel­
leicht doch administrative Vorschriften erlassen. lch bitte Sie 
um es in aller Kürze zu sagen -. dem Bundesrat die Hände 
nicht zu binden; es geht um ein Rahmengesetz. Es ist eine 
kleine Differenz, und ich bitte Sie. der Version des Bundesrates 
zu 

Art. 6, 7 
Angenommen -Adopte 

Art. 8 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Art. 9 
der Komm1ss1on 

zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition la comm1ss1on 
Adherer au proJet du Conseil federai 

44Stimmen 
24Stimmen 
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Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
a ..... 
b. wichtige betriebliche Gründe es erfordern. 

Art. 10 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au proiet du Conseil tederal 
Al. 2 
a ..... ; 
b. Lorsque d'importants motifs lies a l'exploitation l'exigent. 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 

a ... .. 
b ... .. 
c. wichtige betriebliche Gründe es erfordern. 
Abs.4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 11 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 

a .... . 
b .... . 
c. Lorsque d'importants motifs lies a l'exploitation l'exigent. 
Al.4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Auer, Berichterstatter: Der Bundesrat schlägt in Artikel 10 Ab­
satz 2 vor, ein Abonnement könne nicht nur verweigert wer­
den, wenn anzunehmen sei, es werde zu rechtswidrigen 
Zwecken verwendet (Buchstabe a), sondern auch, wenn «an­
dere wichtige Gründe es erfordern». Ihrer Kommission schien 
diese Formulierung etwas willkürlich. Was sind «andere wich­
tige Gründe»? Sie schlägt statt dessen die Formulierung 
«wichtige betriebliche Gründe» vor, dies analog auch bei den 
Vorschriften über den Widerruf eines Abonnements in den Arti­
keln 11 und 25. 

M. Caccia, rapporteur: A propos des articles 9, 10 et 11. une 
petite divergence qui nous separe du Conseil federal con­
cerne l'article 10, alinea 2 a propos ,<d'autres motifs impor­
tants». Notre commission vous propose de se limiter a «des 
motifs lies a l'exploitation», cons,derant que «d'autres motifs 
importants» est uneformulation trop arbitraire. En effet. le refus 
d'abonnement est tres rare. Aucun cas de ce genre ne s'est 
produit durant ces dernieres annees. 

Angenommen -Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. t bis (neu) 
Der Abonnent kann verlangen, dass er nicht ins Abonnenten­
verzeichnis aufgenommen wird. 
Abs. 2 
Der Bundesrat kann die Verwendung von Angaben regeln, die 
den Verzeichnissen zugrunde liegen. 

Antrag Seiler Hanspeter 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Art.12 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. tbis (nouveau) 

Fernmeldegesetz 

L'abonne peut exiger de ne pas etre mentionne dans l'an­
nuaire des abonnes. 
Al. 2 
Le Conseil federal peut reglementer rutilisation des donnees 
necessaires a l'etablissement des annuaires. 

Proposition Seiler Hanspeter 
Adherer au projet du Conseil federal 

Seiler Hanspeter: Ich bitte Sie, in Artikel 12 der Fassung des 
Bundesrates zuzustimmen. Ich begründe meinen Antrag wie 
folgt Kommunikation kann nur dann spielen, wenn die Partner 
auch bekannt sind, wenn ein Teilnehmerverzeichnis grund­
sätzlich umfassend und vollständig ist. Ein Telefonbuch wird 
in vielen Fällen von Privaten und von der Wirtschaft auch als 
Adressbuch benützt. Korrektes Adressieren von Briefen würde 
erschwert oder verunmöglicht, wenn, wie in Frankreich, etwa 
ein Viertel der Abonnenten von der Möglichkeit des Nichtein­
trags Gebrauch machte. Personen, deren Telefonnummern 
nicht in Erfahrung gebracht werden können, sind Personen 
ohne Telefonanschluss gleichzustellen. Diese wären für die 
übrigen Abonnenten telefonisch nicht erreichbar, und das 
wäre für diese - zum Beispiel auch für Behörden oder beson­
ders in dringenden Fällen, in Notfällen - ein schweres Hinder­
nis mit unter Umständen recht unangenehmen Auswirkun­
gen. Es besteht also ein öffentliches Interesse an einem um­
fassenden Teilnehmerverzeichnis. Geheim soll das Telefonge­
spräch sein, nicht geheim aber die Angaben, die Nummern, 
die ja schliesslich eine der Voraussetzungen zur Kommunika­
tion selber bedeuten. 
Die schon heute überlasteten Auskunftsdienste Nummer 111 
hätten bei Annahme des Kommissionsantrages mit Bestimmt­
heit mit einer ins Gewicht fallenden Zunahme von Anfragen zu 
rechnen. Die Auskunftsdienste dürften aber diese Nummer 
nicht bekanntgeben, dies führte doch zu Verunsicherung, zu 
Unannehmlichkeiten für das Personal, zu praktisch vielseitig 
unbefriedigenden Situationen, ja zu einem zeitweiligen Zu­
sammenbrechen dieser Dienststelle. Auch die Beschimpfun­
gen des Personals dürften deshalb beträchtlich zunehmen. 
Die Anfragen bei der Nummer 111 nach einem Telefonan­
schluss von Personen im gleichen Haus oder in der Nachbar­
schaft des nichtveröffentlichen Anschlusses nähmen be­
stimmt zu. Und. diese Personen hätten dann die unange­
nehme Aufgabe, den Inhaber des nichtveröffentlichten An­
schlusses ans Telefon zu rufen, sie erhielten verschiedene 
Mehranrufe unnötiger Art, oder sie müssten - aus nachbarli­
chen Gründen -entsprechende Mitteilungen hinterlassen. 
Es bestehen ja heute bereits Möglichkeiten, sich vor Miss­
brauch zu schützen, ich denke an den Zweitanschluss, der 
nicht ins Telefonbuch kommen muss. Ich nenne etwa den 
Dienst Nummer 26, der Ihnen auch bekannt sein dürfte. Zu­
dem wird die technische Entwicklung weitere Möglichkeiten 
eröffnen, so etwa die sogenannte selektive Zulassung ab etwa 
1994. Dadurch wird den Argumenten, die für die Kommissi­
onsfassung sprechen. weitgehend Rechnung getragen. Zu­
dem hat derjenige, der keine Werbesendungen oder Wer­
beanrufe wünscht, ja schon heute, trotz Vermerk im Telefon­
buch, die Möglichkeit, diese von sich fernzuhalten. Ich denke 
etwa an den Auftrag zur Streichung der Adresse für den Ver­
kauf, ich denke auch an einen entsprechenden Eintrag im Te­
lefonbuch. 
Aus all diesen praxisbezogenen Ueberlegungen finde ich die 
Fassung des Bundesrates besser, zweckdienlicher und richti­
ger, und ich bitte Sie, ihr den Vorzug zu geben. 

Leuenberger-Solothurh: Ich möchte Sie eindringlich bitten. in 
diesem Punkt der Kommission zu folgen. Sie hat sich die Auf­
gabe nicht leicht gemacht und recht eingehend über diese 
Frage diskutiert. Ich nehme an, die Anhänger von Liberalis­
mus und Individualismus in diesem Saal verzeihen mir, wenn 
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ich für einmal individualistische und liberale Anliegen zu ver­
treten wage. Ich tue es aus Ueberzeugung, und ,eh habe m,r 
die Sache reichlich - lange und gut - überlegt. 
Die Forderung, dass der Abonnent des Telefondienstes zum 
Beispiel verlangen kann, dass er nicht ins Abonnentenver­
zeichnis eingetragen wird, ist eigentlich eine so banale. klare 
Grundforderung, dass man darüber gar nicht zu diskutieren 
bräuchte. Es gehört doch zu den Grundrechten. dass ich mich 
zwar beim Telefondienst abonnieren kann. aber dann 
kann: Ich will allgemein nicht erreichbar sein. Ich will 
bar sein für Personen. denen ich meine Nummer privat 

Es ist mein Privatentscheid. für wen ich telefonisch er­
reichbar sein kann. 
Wenn argumentiert wird. es sei im öffentlichen Interesse. dass 
beispielsweise alle Telefonabonnenten jederzeit für Jeder­
mann/trau erreichbar seien, so weckt das bestenfalls die Angst 
vor dem Grossen Bruder. Wer kann mich letztlich verpflichten, 
überhaupt Telefonabonnent zu werden? Wenn Herr Seiler 
Hanspeter seine Forderung konsequent zu Ende denkt, 
müsste er vorschlagen: Jede Schweizerin, jeder Schweizer 
haben einen Telefonanschluss zu abonnieren und rund um 
die Uhr erreichbar zu sein. 
Werden wir aber wieder praktisch und fragen wir uns, was uns 
die PTI antworten, wenn wir diese Forderung stellen, Jeder 
Abonnent könne verfangen, nicht ins Abonnentenverzeichnis 
aufgenommen zu werden. Da wird uns dann folgendes Rezept 
präsentiert: Die PTI sagen uns. sie wüssten, was wir zu tun 
hätten. nämlich dass wir einen zweiten Telefonanschluss am 
gleichen Ort abonnieren müssten! Dieser Zweitanschluss 
muss dann nicht eingetragen werden. Damit man Sie auf dem 
Erstanschluss nicht mehr stören kann, lassen Sie dort einen 
Stecker installieren und ziehen diesen heraus. Sie sind dann 
über die Nummer, die im Telefonbuch steht. nicht mehr er­
reichbar. 
Spass beiseite! Das war eine Fehlleistung eines Mitarbeiters. 
der das einmal in der Hitze des Gefechtes gesagt hat. Das pas­
siert uns allen einmal. 
In diesem Saal dürften verschiedene Persönlichkeiten sitzen, 
die wissen. dass sich bestimmte Personenkategorien - bei­
spielsweise alleinstehende Frauen - aufgrund ihres Telefon­
bucheintrages übelste Belästigungen gefallen lassen müs­
sen. Diese Frauen könnten Lieder darüber singen, was pas­
siert, wenn sie hingehen und verlangen, dass man sie aus 
dem Telefonverzeichnis streicht. Erstens dauert das recht 
lange, weil ein Telefonverzeichnis eine gewisse Gültigkeits­
dauer hat. und zweitens ist die heutige Praxis recht streng. Vor 
der Kommission haben die PTI-Vertreter ausgeführt, es gebe 
nur recht wenige Telefonteilnehmer, denen heute der Nicht­
eintrag erlaubt wird. Wir haben uns dann über die Praxis in den 
Nachbarländern erkundigt und uns sagen lassen müssen. in 
der BRD sei man strikt - da ist man schliesslich auch für die 
Freiheit: da muss sich jeder eintragen lassen' In Oesterreich 
kann man sich auf Antrag aus dem Verzeichnis streichen las­
sen: man bezahlt etwas dafür. In Frankreich Sie haben es 
von Herrn Hanspeter Seiler gehört kann man sich auf Antrag 
auch herausstreichen lassen. In Italien ist der Antrag noch be­
sonders zu begründen. In England hat ein Nichteintrag be­
trächtliche Kosten zur Folge. 
Ich sage es noch einmal: Es geht mir hier um Anliegen des 
Persönlichkeitsschutzes, und es soll möglich sein, dass ich 
zwar Telefonabonnent bin, aber trotzdem die Wahl habe, von 
wem ich mich nachts um 24 Uhr anrufen lassen will, und dass 
dieser Entscheid sonst niemandem offensteht. 
Eine kleine Nebenfolge hat der Nichteintrag ins Telefonbuch 
natürlich auch unter konsumentenschützerischen Aspekten. 
Wir alle wissen, dass die PTI mit ihren Telefonverzeichnissen 
gratis und franko verschiedensten Leuten eine Fundgrube von 
Daten zur Verfügung stellen. Bei einer solchen Datenfund­
grube muss ich mindestens die Chance haben, zu erklären, 
ich möchte da nicht eingetragen sein. Jene, die glauben, ich 
sei kommunikationsfeindlich. kann ich beruhigen: Ich persön· 
lieh habe nicht die Absicht, mich aus dem Telefonbuch strei­
chen zu lassen. Ich rede gern mit Leuten, auch mit solchen. 
die mir wüst sagen. Aber ich will für Bürgerinnen und Bürger. 
für die diese Telefonbucheintragungen Belästigungen zur 
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Folge haben. die Möglichkeit, sich herausstreichen lassen zu 
können. 

Frau Diener: Ich möchte an das Votum von Herrn Leuenber­
ger-Solothurn anschliessen. Es geht mir darum. dass dieser 
Telefonanschluss heute ganz klar von den PTI im Telefon­
buch eingetragen wird, und zwar mit Namen und mit Adresse. 
Das hat diese Praxis der PTI bestätigt. und 
zwar im September 1989. gleichzeitig aber festgehalten. dass 
man eine Lockerung im gesetzlichen Bereich ohne weiteres 
vornehmen könnte und allenfalls auch sollte. Also ist auch das 

mr,Asn<>,ricrn nicht absolut glücklich über die heutige Lö-
sung, es schlägt eine Gesetzesänderung vor. 
Wir haben heute pro Monat ungefähr 100 Personen, die bei 
den PTI ein Gesuch um einen Nichteintrag ins Telefonbuch 
stellen. Die allermeisten wünschen dies wegen Belästigun­
gen. Die PTI lehnen praktisch alle diese Gesuche mit der Be­
gründung ab, dass ein Telefonbuch nicht nur ein Teilnehmer­
verzeichnis sei, sondern auch ein Verzeichnis über alle An­
schlüsse. 
Die Möglichkeiten wurden soeben aufgeführt. Es gibt die Mög­
lichkeit, einfach zwei Anschlüsse zu haben. Das bedeutet, 
dass man wesentlich mehr Leitungen braucht, man hat dann 
quasi einen öffentlichen Anschluss und einen privaten. Aber 
das ist aus grüner und sozialer Sicht keine Gerechtigkeit, da 
sich nur gewisse Kreise zwei Leitungen, zwei Anschlüsse in 
der eigenen Haushaltung leisten können. 
In Frankreich ist es rund ein Viertel der Bevölkerung, der im Te­
lefonbuch nicht eingetragen ist. Von dieser Möglichkeit wird 
sehr rege Gebrauch gemacht. und sie scheint offensichtlich ei­
nem breit abgedeckten Bedürfnis zu entsprechen. Wir haben 
heute ungefähr 4 Millionen Eintragungen. Den Belästigungen, 
die zunehmen, stehen wir eigentlich recht hilflos gegenüber. 
Es gibt heute nur noch die Möglichkeit einer Fangschaltung. 
Bis man sich dazu entschliesst, eine Fangschaltung zu bean­
tragen und entsprechende Massnahmen zu ergreifen, braucht 
es doch einiges. 
Im Rahmen des Datenschutzes -der ist ja nach wie vor bei uns 
nicht gelöst möchte ich Sie bitten, auch im Namen der grü­
nen Fraktion. der Kommission zuzustimmen, die die Möglich­
keit schafft. dass man sich nicht im Telefonbuch eintragen las­
sen muss. 

Reimann Fritz: Information und Datenschutz werden zwar von 
uns allen grossgeschrieben und hochgehalten, aber sie ver­
tragen einander so schlecht wie Feuer und Wasser. Daten­
schutz ist nur möglich bei gleichzeitiger Einschränkung der In­
formationen. Die Telekommunikation fördert die Information, 
womit der Datenschutz auch zusätzlich an Bedeutung gewon­
nen hat. Nicht nur das: Die Telekommunikation macht es mög­
lich, in die Privatsphäre des einzelnen Menschen einzudrin­
gen. wie das mit konventionellen Mitteln in der Kommunika­
tion der Vergangenheit kaum möglich war. Wo sich der ein­
zelne nicht mehr schützen kann. das heisst. wenn die Gefahr 
des Datenmissbrauchs in einem Bereich besteht, wofür der 
Staat zuständig ist, muss der Gesetzgeber die notwendigen 
Schutzbestimmungen erlassen. 
Im vorliegenden Fall soll es dem Telefonabonnenten überlas­
sen werden, wieviel Information er oder sie beanspruchen 
möchte und wie weit der Datenschutz gehen soll, denn eine 
Nichteintragung im Telefonbuch hat zur Folge, dass der Abon­
nent nicht ohne weiteres erreicht werden kann. Er oder sie ver­
zichtet deshalb freiwillig auf Informationen, die irgend jemand 
telefonisch vermitteln möchte - ein Verzicht auf Information zu­
gunsten des Datenschutzes, das heisst zum Schutz vor uner­
wünschten Belästigungen. Ich möchte nicht wiederholen, was 
auf diesem Gebiete alles geboten wird, aber mir scheint es, es 
entspricht einem verständlichen Wunsch und einem legitimen 
Recht, wenn sich jemand durch den Nichteintrag gegen sol­
che Ueberariffe schützen möchte. Es ist an uns, diesen 
Wunsch, dieses Recht zu respektieren. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Seiler Hanspeter abzulehnen 
und der Fassung der Kommission zuzustimmen. 
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Dreher: Es scheint sich in dieser Frage eine Allianz von Roten. 
Grünen und Rechten zu ergeben. 
Ich bin der Meinung, wir sollten der Kommission zustimmen. 
Es 1st doch eine Selbstverständlichkeit. dass wir entscheiden 
dürfen. wer uns anrufen darf und wer nicht. Mit der gleichen 
Freiheit. mit welcher wir unsere Haustüre. unseren Briefkasten 
anschreiben oder nicht anschreiben. sollen wir doch die Mög-
ilchkeit haoen. 1n Verzeichnissen zu werden oder nicht 

den USA. wo ich das etwas besser kenne. ist 
es eine aosolute dass der Konsument 
entscheidet. sein w1il oder 

der PTT für den erscheint mir 
mehr Wenn man das Telefonbuch 
als Adressbuch führen will. ist dagegen nichts einzuwenden. 
Dann aber muss die Post den Zweitanschluss. mit dem nach 
ihrer der nichteintragungswillige Kunde sein Pro-
blem lösen gratis zur Verfügung steilen. Etwas anderes 
1st nicht moglich. 
Aus liberaler Steht müssen wir der Kommission zustimmen. 
weil es meines Erachtens unabdingbar 1st. hier einmal neue 
Massstäbe zu setzen. 

Frau Nabholz: Ich möchte Sie bitten. den Antrag Seiler Hans­
peter abzulehnen und der Kommission zuzustimmen. 
In allen Voten. die Jetzt gefallen sind. hat man im Prinzip stets 
an das Telefonbuch gedacht. Ich möchte Sie aber darauf auf­
merksam machen. dass der Text. wie er vom Bundesrat vorge­
schlagen wird. sich nicht darüber äussert. ob in diesen Abon­
nentenverzeichnissen wirklich nur der Grunddienst. also der 
eigentliche Telefonanschluss. gemeint 1st oder ob damit nicht 
allenfalls auch Verzeichnisse Liber die erweiterten Dienste ge­
meint sein könnten. Wenn die erweiterten Dienste einge­
schlossen sind. dann würde das Telefaxgerät darunterfallen. 
Nun stellen Sie sich vor. Ihr Telefax würde permanent von Wer­
besendungen besetzt. die man Ihnen per Fax direkt ins Haus 
sendet 
Wenn Sie der Version des Bundesrates zustimmen und damit 
den Antrag Seiler Hanspeter unterstützen. dann würden im 
Prinzip solche Gefahren nebst den erwähnten Unannehmlich­
keiten. die bereits meine Vorredner geschildert haben. auch 
noch auf Sie zukommen. und das gilt es zu verhindern. 

Auer. Berichterstatter: Wesentliche Argumente Pro und Con­
tra sind schon vorgeschlagen worden. Die Kommission hat ih­
ren Antrag mit 10 zu 8 Stimmen beschlossen. Es gibt heute 
wernge Ausnahmen von der Eintragungspflicht. und zwar bei 
Leuten des offentlichen Lebens. die ein besonderes Schutz­
bedürfnis geltend machen können. also beispielsweise nicht. 
wie wir hörten. Herr Leuenberger-Solothurn. Die Eintragungs­
pflicht Kann allerdings - das wurde auch erwähnt durch den 
Zweitanschluss umgangen werden. aber. wie Frau Diener 
schon gesagt hat. ist dies nicht unbedingt sehr sozial. 
Herr Dreher sagt. falls die PTT auf der Eintragungspflicht be­
harrten. mussten sie den Zweitanschluss gratis zur Verfügung 
stellen. Können Sie sich vorstellen. welche Zunahme von An­
schlüssen das gäbe. weil sich Jeder sagen würde. wenn er tele­
fonieren wolle. sei seine Frau am Apparat. also brauche er ei­
nen Zweitanschluss? Das wurde die Rechnung der PTT ganz 
erheblich belasten. 

• Zu den Fragen von Frau Nabholz: Wir haben tatsächlich bisher 
nur vom Telefonbuch gesprochen. Die PTT geben natürlich 
auch ein Telefaxverzeichnis heraus. Dort ist allerdings nur ein­
getragen. wer den Apparat bei den PTT gekauft hat oder den 
PTT meldet. er habe bei einem Dritten ein Gerät gekauft. Beim 
Videotex hingegen sind alle Abonnenten bekannt und im Ver­
zeichnis aufgeführt. 
Die Meinungen gingen in der Kommission auseinander. Da 
die PTT in diesem Saal nicht vertreten sind. möchte ich ihre Ar­
gumente geltend machen. Vor allem machten ihre Vertreter 
aeltend. dass die Verzeichnisse und mit diesen die Eintra­
gungspflicht Voraussetzung Jeglicher Kommunikation seien; 
der Partner müsse gefunden werden. sonst Könne überhaupt 
nicht kommuniziert werden. Die Benützerinnen und Benützer 
sollten auch wissen. ob die Partnerin oder der Partner nebst 
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Telefon - und das wird immer wichtiger eventuell auch über 
Telefax oder Videotex verfüge. Es bestehe ein öffentliches In­
teresse. dass die Verzeichnisse aktuell und vollständig seien. 
Gegen die Eintragungspflicht hat Herr Leuenberger-Solothum 
deutlich Anliegen des Daten- und Personlichke1tsschutzes ins 
Feld geführt. Im Namen welchen Rechtsgutes könne man gel­
tend machen. wurde in der Kommission gefragt, der Mensch 
müsse in einem öffentlichen Verzeichnis aufgeführt werden 
und es erdulden. von und Jederfrau !elekommurn­
Katorisch ansprechbar zu sein. Das Recht. über einen Telefon­
apparat zu verfügen. müsse nicht mit der Pflicht verbunden 
werden. von «!out le monde» Anrufe zu 
müssen. Es gehe hier um die persönliche und wie ein 
welscher Votant sich ausdrückte - es kann nicht übersetzt wer­
den - um «une question de princ1pe. revelatrice de la vision 
que l'on a des relations humaines dans la societe». 
Was die Werbung betrifft- Frau Nabholz hat sie angesprochen 

kann heute bereits verlangt werden - und Hunderttausende 
haben es getan -, dass im Telefonbuch markiert wird, man 
wünsche keine Werbung (wie beim Briefkasten). Beim Video­
tex erscheint - auch auf Wunsch heute auf dem Bildschirm 
der Text «Wünscht keine Werbung». 
Anzuführen ist gegen die Eintragungspflicht noch, dass in 
neuerer Zeit die Einwohnerkontrollen und andere Amtsstellen 
angewiesen sind. Keine Adressen zu verkaufen. Deshalb sollte 
man nicht ausgerechnet den PTT mit ihren Millionenverzeich­
nissen erlauben. die Adresse von quasi jedermann und jeder­
frau weiterzugeben und publik zu machen. 
Dass eine Nummer. die nicht im Telefonbuch steht. auch nicht 
über die Nummer 111 mitgeteilt werden kann. versteht sich 
von selbst, weil ja sonst der angestrebte Persönlichkeits­
schutz nicht erreicht würde. Herr Hanspeter Seiler argumen­
tiert hier mit einem gewissen Recht. ansonsten würden die 
Leute noch mehr Nummer 111 anrufen. Mit der Zeit wird sich 
die Neuerung allerdings herumsprechen, und die Zahl der An­
rufe wird abnehmen. Im übrigen sollte es heute ohne weiteres 
möglich sein, dass bei einer nicht eingetragenen Nummer ein 
Automat statt der Telefonistin die Antwort erteilt. 
Das Nichteintragen in die Verzeichnisse ist für die PTT offenbar 
mit grösserem administrativem Aufwand als das Eintragen ver­
bunden. deshalb müsste das Nichteintragen vermutlich mit ei­
ner Gebühr versehen werden. Sie haben gesehen. dass das 
im Ausland - Herr Leuenberger-Solothurn hat Ihnen das auf­
gezählt - der Fall ist. In der Kommission gab es Ja und Nein 
quer durch die Fronten. Es ist kein parteipolitisches Problem. 
In dieser Frage stimme ich mit Frau Diener. 

M. Caccia, rapporteur: Apropos de I' annua1re telephonique. il 
faut rappeler que la pratique actuelle est assez etroite. Seules 
des personnes necessitant une protection particuliere peu­
vent demander de ne pas figurer dans cet annuaire. 
Au sein de la commission. les av1s etaient partages. Certains 
deputes desiraient maintenir le devoir d'inscription dans l'an­
nuaire telephonique. cons1derant que cette obligation consti­
tue l'element de base permettant la communication entre 
abonnes aux differents services. D'autres preferaient la limita­
tion de ce devoir. basant ieur pos1t1on sur les dro1ts de la per­
sonne. lls n'acceptent donc pas un devoir absolu de lier le 
droit de disposer d'un appareil telephonique avec le devoir de 
communiquer avec tous. 
En ce qui concerne la publicite, M. Seiler a signale que des 
mesures existent afin d'eviter la publicite. Or. ces mesures ont 
une portee limitee, j'en ai personnellement fait l'experience 
avec le telefax, dans l'annuaire duquel je ne figure pas. Une 
demi-heure apres avoir envoye un telefax dans une adminis­
tration publique de la Republique italienne. j'ai re9u de la 
meme localite plusieurs pages de publicite. et personne d'au­
tre que la personne appelee ne connaissait mon numero de 
fax. Les voies de la publicite sont donc aussi nombreuses que 
celles de la Providence! 
Les opposants au devoir de l'inscription dans l'annuaire 
telephonique ont egalement fait valoir d · autres arguments tels 
que l'interdiction de la distribution de listes d'adresses de ci­
toyens. On ne voit pas pourquoi on pourrait distribuer ou ven­
dre la liste des abonnes au service des PTT. 
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Entre l'interet de l'individu comme tel a ne pas etre mis a la dis­
position de quiconque et celui de l'abonne aux services des 
PTT de savoir avec qui il peutcommuniquer, votre commission 
est divisee. 10 voix se sont prononcees en faveur de la propo­
sition de la commission contre 8 qui soutenaient celle du Con­
seil federaL 
Les personnes opposees au devoir d'inscription ont egale­
ment fait valoir qu'il serait fait un usage raisonnable du droit de 
ne pas etre inscrit de la part des gens qui ont quelque chose a 
craindre. 

Bundesrat Ogl: Es geht hier um eine Interessenabwägung. 
Auf der einen Seite steht das Interesse des einzelnen. aus ir­
gendwelchen Gründen nicht in einem öffentlich zugänglichen 
Verzeichnis zu erscheinen. und auf der anderen Seite steht 
das Interesse aller zu wissen, mit wem überhaupt kommuni­
ziert werden kann. 
Der Bundesrat ging seinerzeit davon aus. dass wir eben kom­
munizieren wollen. Darum sollen auch die Anschlüsse der 
möglichen Kommunikatoren veröffentlicht werden. Kommuni­
kation setzt das gerade voraus. In Zukunft wird wenn ich Sie 
höre - diese Kommunikation noch wichtiger. Man soll ja auch 
wissen, ob der Kommunikationspartner neben dem Telefon 
vielleicht noch einen Telefax-, einen Videotex- oder einen 
Computeranschluss hat. Damit können Sie auch Ihre Mittei­
lungsart wählen. 
Uebrigens wäre es auch falsch. wenn dann die Auskunft Num­
mer 111 ständig wegen der Leute besetzt wäre, die nicht im 
Verzeichnis erscheinen wollen. Auch dort könnte man die 
nicht publizierten Nummern nicht mehr angeben. Das wäre 
eine logische Konsequenz. 
Der Bundesrat hält dafür, die Kommunikation zu ermöglichen. 
Kommunikation verlangt dann aber - das ist die Konsequenz -
auch Transparenz. 
Nun noch ein Wort zum Schutz vor missliebigen Telefonan­
rufen. Herr Seiler sagte es schon: Es gibt bereits heute die 
Dienstleistung «Ruhe vor dem Telefon», und zwar die Nummer 
26. Mit dieser Nummer können die Anrufe auf einen Sprech­
text umgeleitet werden. Aber von dieser Dienstleistung wird 
noch zuwenig Gebrauch gemacht. Der Dienst ist gratis und 
kann dort angeboten werden, wo bereits IFS-Zentralen einge­
setzt sind. 
Ab 1994 wird mit Swissnet-3 auch das von den USA her be­
kannte «Call deflection» angeboten werden können. Bei die­
ser selektiven Rufannahme kann man Nummern einprogram­
mieren. deren Anrufe man nicht entgegennehmen möchte. 
oder umgekehrt. Diese können zum Beispiel auf ein Sprech­
band umgeleitet werden. Das gleiche Instrument kann auch 
für die selektive Rufweiterleitung eingesetzt werden. Dabei 
gibt man die Nummern jener Anrufer ein. die man an einen be­
stimmten anderen Anschluss - zum Beispiel in der Ferien­
wohnung - weitergeleitet haben möchte. Diese letzten zwei 
Dienstleistungen werden. wie gesagt, erst ab 1994 angeboten 
werden können. 
Schlussfolgerungen: 
1. Bereits heute kann man sich dank Nummer 26 vor uner­
wünschten Anrufen schützen. 
2. Die Technik eröffnet uns ab 1994 eine selektive Zulassung. 
3. Der Antrag der Kommissionsmehrheit ist unverhältnismäs­
sig und erschwert die Kommunikation unter uns. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, dem Bundesrat zu folgen und 
die Eintragungspflicht - mit Ausnahmemöglichkeiten! - anzu­
nehmen. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Seiler Hanspeter/Bundesrat 
Für den Antrag der Kommission 

27Stimmen 
91 Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13. 05 Uhr 
La seance est levee a 13 h 05 
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Auer. Berichterstatter: Um die Ursachen der Höhe Ihrer Tele­
fonrechnung zu erfahren oder um zu wissen. in welcher Weise 
Ihr Apparat benützt worden ist. können Sie heute von den PTT 

gegen entsprechende Gebühr - einen Auszug erhalten über 
Zeitpunkt, Dauer und Taxe der abgehenden Gespräche sowie 
über die gewählten Nummern. Was diese Nummern betrifft, 
sollen künftig nur noch Angaben über die gewählte Fernzahl -
früher sagte man «Vorwahlziffer» - und die Ortszen­
trale verlangt werden können (Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b 
spricht zwar nur von «Ortszentralen». dabei die Fern­
kennzahl mitenthalten). 
Gemäss der Neuregelung fallen bei sechs- oder siebenstelli­
gen Telefonnummern bei der Registrierung die letzten vier Zif­
fern weg. Damit können Name und Adresse des Angerufenen 
nicht mehr in Erfahrung gebracht werden. Wenn also z. B. die 
Nummer 031 /61 .... registriert wird. wissen Sie, dass jemand 
von Ihrem Apparat aus ms Bundeshaus angerufen, nicht aber 
welchen der möglichen 9999 Anschlüsse der Berner Ortszen­
trale 61 er oder sie gewählt hat. 
Frau Haller, ich bitte Sie zu beachten, dass ich in Befolgung 
des Gleichheitsartikels der Bundesverfassung entweder ge­
schlechtsneutral rede oder «jedermann» und «jedefrau» sage. 
Wenn ich nicht mehr Kommissionssprecher bin, rede ich wie­
der normal. (Heiterkeit) 
Es geht hier einmal mehr um Persönlichkeitsschutz und Da­
tenschutz: wiederum gilt es abzuwägen zwischen Interessen, 
die sich konkurrenzieren. zwischen Konsumenten- und Daten­
schutz. Der Abonnent, der gegenüber den PTT für alle Anrufe 
haftet und die von seinem Apparat ausgehenden Gespräche 
bezahlen muss, hat ein berechtigtes Interesse daran, die Be­
nützung durch Dritte erfahren zu können. Dies gilt vor allem 
dann, wenn er Telefonrechnungen erhält. die seine Erwartun­
gen erheblich überschreiten. 
Auf der anderen Seite bestehen Persönlichkeits- und Daten­
schutzerwägungen: Muss unbedingt in Erfahrung gebracht 
werden, wem genau von meinem Apparat aus telefoniert wor­
den ist? Die vom Bundesrat vorgeschlagene und von der Kom­
mission befürwortete Lösung ist ein Kompromiss zwischen 
den beiden berechtigten Anliegen. 
Einen Antrag, überhaupt nichts erfahren zu können. also Ab­
satz 1 von Artikel 16 ganz zu streichen. lehnte die Kommission 
mit vier zu zwölf Stimmen ab. Das weniger weit gehende Be­
gehren, Buchstabe a in Absatz 1 zwar stehen zu lassen, näm­
lich Zeitpunkt. Dauer und Taxe. aber in Buchstabe b nur die 
Fernkennzahl. nicht die Ortszentrale - also z. B. 071 -anzufüh­
ren. unterlag mit 6 zu 14 Stimmen. Beide Vorschläge sind nach 
Auffassung der Kommissionsmehrheit zu restriktiv. Es würde 
daraus eine ungenügende Dienstleistung der PTT zugunsten 
des Abonnenten resultieren. 
Die vorgeschlagene Regelung wird allerdings mit der Zeit 
komplizierter. Ist nämlich einmal das integrierte digitale Fern­
meldenetz. dass «Swissnet», verwirklicht. kann ein Abonnent 
bei einem Wohnungswechsel seine Nummer behalten. Die 
Bekanntgabe der Ortszentrale wird dann keine Anhaltspunkte 
mehr für erfolgte Telefonverbindungen liefern können. 
Die vom Bundesrat und Ihrer Kommission beantragte Rege­
lung lässt sich durch die PTT relativ einfach durchführen. Aber 
wie steht es mit den privaten Registrierungen? In einzelnen 
Hotels erhalten Sie auf den Rechnungen einen genauen Aus­
zug Ihrer vom Zimmer aus geführten Telefonate, nicht nur Zeit­
dauer und Taxe, sondern präzis auch die gewählten Num­
mern. Es gibt Firmen, die via ihre eigenen Registrierungsan­
lagen in den Hauszentralen eine analoge Kontrolle aller aus­
gehenden Gespräche vornehmen. Dies muss jedoch den Mit­
arbeitern mitgeteilt werden, und zwar nicht gestützt auf das 
Fernmeldegesetz, sondern auf die Persönlichkeitsschutzbe­
stimmungen des Zivilrechts. Soll auch für solche private An­
lagen Artikel 16 gelten? In diesem Fall müsste eine Ueber­
gangsfrist gewährt werden. da die Forderung nach sofortiger 
Anpassung unverhältnismässig wäre. 
Zurzeit werden im Parlament Vorlagen über den Konsumen­
ten- und Datenschutz beraten. Sie ersehen aus dem Beispiel, 
dass es nicht immer einfach ist. die widerstrebenden Anliegen 
unter einen Hut zu bringen. 
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M. Caccla, rapporteur: Apropos de l'article 16. i! faut rappeler 
qu·aujourd'hui il est possible d'obtenir des PTT moyennant 
une taxe des indications completes sur le moment la duree, la 
taxe d'une conversation telephonique ainsi que le numero de 
telephone utilise pour etablir cette communication. 
D'apres le projet de loi en discussion. il sera possible. dans Je 
futur. d'avo1r des indications plus limitees. En ce qui conceme 
le numero de telephone choisi. il y aura la possibilite. en parti­
culier. d'avoir simplement des indications sur les centraux lo-
caux selectionnes. Suivant l'exemple du il sera 
s1ble d'obtenir. si l'on telephone a Berne. au Palais 
dication du 031161 uniquement Toutefois. quelques 
blemes pourraient surgir avec l'introduction de Swissnet. 
effet, chacun aura un numero de telephone mobile et. au gre 
des deplacements de la personne a l'interieur de la Suisse. les 
indications des centraux locaux ne seront pas fiables. On se 
trouve devant un probleme qui touche des interets divergents. 
D'un cöte les interets des consommateurs et de l'autre celui de 
la protection des donnees. On pourrait penser que l'abonne -
en tant que consommateur qui paie la facture des conversa­
tions telephoniques effectuees par son appareil - a le droit de 
savoir. de Ja part des PTT qui emettent la facture, comment 
cette derrnere est constituee et quelle a ete l'utilisation de son 
poste de telephone qui a amene a une facture qui, de temps 
en temps, pourrait paraltre intondee. En revanche. il y a la 
necessite de la protection des donnees meme au sein d'une 
famille. qui tend a sauvegarder les interets de la vie privee des 
membres de la famille. 
La solution preconisee dans la loi represente donc un compro­
mis entres ces deux interets opposes. M. le president a voulu 
mentionner ici un probleme qui pourrait se poser dans le cas 
d'un hötel ou d'une institution qui fournit aujourd'hui a ses 
c!ients, avec l'indication des taxes telephoniques, la liste 
complete des telephones qui ont ete effectues et donc y com­
pris les numeros. Se pose alors le probleme de savoir si ce 
genre de communications sera encore possible dans le futur? 
Je pense qu'il s'agit d'une affaire de juristes. Se pose aussi le 
probleme de savoir si le client d'un hötel est abonne au sens 
de l'article 16 du projet de loi? Est-ce que l'hötel a un statut 
comparable aux PTT au sens de l'article 16 du projet de loi ou 
bien les hötels et les institutions pareilles sont soustraites aux 
dispositions de ce meme article 16? C'est une question qui 
semble donner lieu a quelques discussions et quelques diver­
gences d'interpretation. De toute maniere. le Partement devra 
se prononcer sur les projets de lois sur la protection des con­
sornmateurs et sur la protection des donnees. Je pense qu'il y 
aura la aussi des occasions d'approfondir et d'eclaircir com­
pletement ce probleme. 

Angenommen -Adopte 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die PTT-Betriebe .... Recht selbst oder in Zusammenarbeit mit 
Dritten aus. Sie können es auch durch Konzession oder Bewil­
ligungen an Dritte übertragen. 
Abs. 2 (neu) 
Der Bundesrat legt die Grundsätze der Zusammenarbeit mit 
Dritten und der Konzessionerteilung an Dritte fest. 

Antrag Fischer-Seengen 
Abs. 1 
Die PTT-Betriebe haben grundsätzlich das ausschliessliche 
Recht, Fernmeldenetze zu erstellen und zu betreiben. Sie 
üben dieses Recht selbst oder in Zusammenarbeit mit Dritten 
aus. Der Bundesrat kann es durch Konzessionen oder Bewilli­
gungen auch an Dritte übertragen. 
Abs. 2 (neu) 
Der Bundesrat legt die Grundsätze der Zusammenarbeit mit 
Dritten fest. 

Art. 18 
Proposition de /a commission 
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Al. 1 
L'Entreprise .... Elle exerce ce dro1t elle-meme ou avec la colla­
boration de tiers. Elfe peut auss1 le ceder a des tiers par voie de 
concession ou d'autonsation. 
Al. 2 (nouveau) 
Le Conseil federal fixe les la collaboration 
avec les tiers et l'octro, de concess1on a des tiers. 

Proposition 
Al. 1 

nms>nr·,.,,., des PTT a en !e dro,t exclus1t d' etablir et 
reseaux de telecommunications. Elle exerce ce 

droit elle-meme ou avec la collaboratJon de tiers. Le Conseil 
federal peut auss1 le ceder a des tiers par vo,e de concess1on 
ou d'autorisat1on. 
Al. 2 (nouveau) 
Le Conseil federal fixe les pnnc1pes reg1ssant la collaboratton 
avec les tiers. 

Fischer-Seengen: Mein Antrag zu Artikel 18 hat nicht etwa den 
Zweck. Konzept und Struktur des Fernmeldegesetzes in sei­
nen Grundfesten zu erschüttern. Vielmehr handelt es sich um 
eine kleine Modifikation, die durchaus im Geiste des von der 
Kommission verabschiedeten Entwurfs liegt. jedoch bereits 
heute und nicht erst bei einer ersten Revision - wie sie von 
Herrn Widmer angetönt wurde - eine weitere Verbesserung im 
Sinne der Europakompatibilität bringt Ueberdies sollen die 
Rollen von Spieler und Schiedsrichter in einem weiteren Be­
reich getrennt werden. 
Die anstehenden Verhandlungen zur Bildung eines Europäi­
schen Wirtschaftsraumes zwischen Efta und EG werden dazu 
führen. dass die von der EG formulierten und im Grünbuch zum 
Sektor Telekommunikation zusammengefassten Gedanken 
de facto an Verbindlichkeit auch für die Schweiz zunehmen. Wir 
sollten uns frühzeitig hierauf einstellen. um uns Vorteile zu si­
chern und um im Wettbewerb mithalten zu können. Hierin liegt 
eine besondere politische Führungsaufgabe des Parlamentes. 
Die Kommission hat entscheidende Teile des Entwurfs den 
Vorgaben auf europäischer Ebene so angepasst. dass wir be­
rechtigte Hoffnung haben dürfen. auf dem Telekommunikati­
ons- und Fernmeldesektor international mit gleich langen 
Spiessen konkurrieren zu können. 
Es ist anzunehmen. dass ein weniger reguliertes System den 
dynamischen Veränderungen der fernmeldetechnischen 
Wirklichkeit in Zukunft besser gerecht wird. So hat die Kom­
mission erkannt. dass die EG von einer klaren Trennung der 
hoheitlichen und betrieblichen Funktionen der Fernmeldever­
waltungen ausgeht. In einem stärker wettbewerbsorientierten 
Umfeld können die Fernmeldeverwaltungen nicht weiterhin 
sowohl hoheitlich tätig sein als auch Marktteilnehmerfunktio­
nen erfüllen. Hoheitliche Funktionen aus der Sicht der EG be­
treffen unter anderem insbesondere die Zulassung von Betrei­
bern und Anbietern und damit auch die materielle Ausgestal­
tung des Netzmonopols. Dies wurde durch die vorgeschlage­
nen Aenderungen in den Artikeln 28. 30 und 34 Absatz 1 be­
reits berücksichtigt Um dieser Ueberlegung auch in Artikel 18 
gerecht zu werden. muss privaten Anbietern nicht nur formell. 
sondern auch tatsächlich die Chance gegeben werden. Kon­
kurrenz mit gleich langen Spiessen zu betreiben, was kaum 
gewährleistet ist. wenn die PIT Konzessionsbehörde ist. 
Alle,Mitgliedstaaten der EG sind sich über die Notwendigkeit 
einig. die finanzielle Lebensfähigkeit ihrer Fernmeldeverwal­
tungen zu sichern. Aus staatspolitischen Ueberlegungen, vor 
allem bezüglich Grundversorgung aller Regionen unseres 
Landes, will ich denn auch das notwendige Netzmonopol der 
PTT-Betriebe keineswegs in Frage stellen. Dieses ist jedoch 
auf seinen notwendigen Kern konzentrieren. wodurch die Tä­
tigkeit privater Anbieter ermöglicht wird. Mein Antrag hält so­
mit grundsätzlich am Netzmonopol fest. Im Sinne der bereits 
erwähnten Trennung von Spieler- und Schiedsrichterfunktion 
soll jedoch das Recht. Konzessionen an Dritte zu erteilen. auf 
den Bundesrat übertragen werden. Es ist meines Erachtens 
auch rechtsstaatlich befriedigender. wenn nicht die gleiche In­
stitution, welche das dem Staat zustehende Recht ausübt. 
auch noch darüber entscheidet, ob in gewissen Fällen Kon-
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zessionen an Dritte übertragen werden sollen. Wenn der Bun­
desrat Konzessionsbehörde ist, so ist es zwar sinnvoll, auf 
dem Verordnungsweg die Grundsätze der Zusammenarbeit 
zwischen PTT und Dritten festzulegen. Für die Grundsätze der 
Konzessionserteilung an Dritte braucht es in diesem Fall je­
doch keine Verordnung mehr. Absatz 2 ist in diesem Sinne zu 
mod itizieren. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag, den ich als Nichtkommissions­
mitglied erst heute stellen kann, zuzustimmen. 

Lanz: Herr Fischer-Seengen hat hier ausgeführt. dass er keine 
Erschütterung 1n den Grundfesten des Gesetzeskonzeptes 
wünsche. Aber derart am Konzept rütteln, dass dann die 
Grundfesten Risse bekommen würden. das tut er schon. Er 
stellt fest. dass er das Netzmonopol nicht in Frage stelle. Herr 
Fischer-Seengen, ein Monopol bringt Rechte und Pflichten. 
Sie wollen die Rechte des Monopols einschränken, warum 
auch immer, sei jetzt dahingestellt. Die PTT haben nicht mehr 
das ausschliessliche Recht, wobei ich mir nicht vorstellen 
kann, was ein ausschliessliches grundsätzliches Recht ist 
oder ein grundsätzlich ausschliessliches. Ich meine. entweder 
ist ein Recht ausschliesslich grundsätzlich, aber nicht beides 
zusammen. 
Also, Sie wollen den PTT auf der Seite der Rechte etwas weg­
nehmen. Dann wäre es nur fair, wenn man die PTT auch bei 
den Pflichten entlasten würde. Sie müssten also, um gerecht 
zu sein, Rückkommen auf Artikel 5 beantragen und sagen, 
dass die PTT-Betriebe grundsätzlich verpflichtet seien, den 
Grunddienst in allen Landesteilen nach gleichen Grundsätzen 
zu erbringen. Sie sagen vielleicht jetzt, dass sie am Grund­
dienst nicht rütteln wollen. Aber der Grunddienst bedingt ein 
Netz, sonst können Sie ja einen Grunddienst überhaupt nicht 
betreiben. Also dort müsste man die PTT entlasten können. 
Ich empfehle Ihnen das nicht etwa, Sie müssen mich nicht 
falsch verstehen, aber das wäre dann die logische Konse­
quenz. 
Uebrigens müsste auch der Zweckartikel geändert werden, 
und es müsste heissen: «Dieses Gesetz soll grundsätzlich ge­
währleisten .... ", weil Sie ja - ich komme noch bei Artikel 19 
darauf- nur bestimmte Netze ausnehmen wollen, nämlich die, 
die lukrativ sind. Sie wollen die gewinnbringenden privatisie­
ren und die übrigen - ich sage jetzt nicht den abgedroschenen 
Spruch - der Oeffentlichkeit überlassen. 
Lehnen Sie den Antrag von Herrn Fischer-Seengen ab. 

Columberg: Ich muss Herrn Lanz unterstützen. Wir haben bei 
der Eintretensdebatte eindringlich gesagt, dass bei Artikel 18 
und 19 keine Konzessionen gemacht werden können. Entwe­
der wollen wir das Netzmonopol beibehalten oder nicht. Wenn 
wir nicht wollen. dann machen wir nach unserer Ueberzeu­
gung einen sehr grossen Fehler. Was Herr Fischer-Seengen 
vorschlägt, ist nicht praktikabel, unzweckmässig, ich würde 
sagen: beinahe unmöglich. Wir werden jetzt untreu, wir setzen 
das fort, von dem wir gestern gesagt haben, wir sollten es nicht 
machen: nämlich eine Kommissionsberatung. Es geht hier 
wirklich um Einzelheiten, die man in diesem Rate nicht so ein­
fach besprechen kann. 
Die Anzahl dieser Konzessionen - Herr Fischer-Seengen. ich 
weiss nicht. ob Sie sich dessen bewusst sind - geht in die Tau­
sende pro Jahr. Dabei handelt es sich um völlig untergeord­
nete, unbedeutende Anliegen. Wollen wir, dass der Bundesrat 
sich mit derartigen Bagatellen befasst? Das steht doch im völli­
gen Widerspruch zu unserer Bestrebung, den Bundesrat zu 
entlasten. 
Das ist der eine Grund; dafür ist der Bundesrat die falsche In­
stanz. und das ganze wäre nicht praktikabel. 
Der andere Grund: Die Kommission hat einen Absatz 2 einge­
führt. der wie folgt lautet: «Der Bundesrat legt die Grundsätze 
der Zusammenarbeit mit Dritten und der Konzess1onsertei­
lun,g an Dritte fest.» Das ist selbstverständlich richtig. Der Bun­
desrat soll die Signale dafür setzen, was die PTT zu tun haben. 
Ich nehme an. Herr Bundesrat Ogi wird in einer Verordnung 
noch Ausführungen dazu machen. Nachher sind die PTT le­
diglich Vollzugsorgan. Im Rahmen dieser vom Bundesrat fest­
gelegten Grundsätze haben die PTT zu entscheiden. Zudem 
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müssen wir keine Bedenken haben. weil wir jederzeit eingrei­
fen können. Die PTT sind uns unterstellt. Wenn irgendwelche 
Unzulässigkeiten erfolgen sollen, kann das Departement. 
kann der Bundesrat eingreifen. Wir haben Ja verschiedene In­
stitutionen, die sich damit befassen. Da haben wir wohl nichts 
zu befürchten. 
Wie Herr Fischer-Seengen zu Recht ausgeführt hat. ist eine 
neutrale Prüfung bei den Teilnehmeranlagen wichtig. Aber 
Herr Fischer-Seengen hat Ja selber anerkannt, dass wir dort 
eine gute Lösung gefunden haben; 1m Gesetz verlangen wir 
klar und deutlich eine Trennung dieser Kompetenzen, so dass 
in Zukunft nicht die PTT zu entscheiden haben, welche Teil­
nehmeranlagen zugelassen werden können und welche 
nicht. 
Aus diesen Gründen ist der Antrag so. wie er formuliert ist, un­
praktikabel und unzweckmäss1g. Ich bitte Sie, diesen abzuleh­
nen. 

Bonny: Da es das erste Mal ist. dass ich in dieser Debatte das 
Wort ergreife, möchte ich darauf hinweisen, dass ich beruflich 
mit der Ascom Holding zusammenarbeite. Ich hoffe, dass 
diese Erklärung nicht exklusiven Charakter hat. Vielleicht ent­
schliesst sich das eine oder andere Ratsmitglied ebenfalls. 
seine Interessenbindung darzulegen. Ich kann das um so 
eher tun, als bei dieser Frage kein fundamentales Interesse 
der schweizerischen Fernmeldeindustrie vorliegt. Es geht hier 
um Grundsätzliches. 
Es geht um die Erhaltung des Netzmonopols. Bei einem Mo­
nopol - das charakterisiert ist durch die Ausschliesslichkeit 
des Rechtes - gilt es aufzupassen, wenn man zu relativieren 
anfängt. Die Lösung, die die Kommission vorgeschlagen hat, 
war nicht etwa stur. 
Herr Columberg hat zu Recht darauf hingewiesen. dass man 
eine gewisse Souplesse in die Kommissionslösung hineinge­
tragen hat. Der Bundesrat hatte bereits vorgeschlagen. dass 
die Uebertragung an Dritte durch Konzessionen oder Bewilli­
gungen möglich ist. Das ist ebenfalls im Kommissionsantrag 
enthalten. Dazu kommt der neue Grundsatz, den die Kommis­
sion beigefügt hat, wonach der Bundesrat die Grundsätze der 
Zusammenarbeit mit Dritten und der Konzessionserteilung an 
Dritte festlegt. Auch das ist richtig. Dort anerkenne ich auch 
eine gewisse Richtigkeit der Ueberlegungen. die Kollege Fi­
scher-Seengen in der Begründung - weniger im Antrag - zum 
Ausdruck gebracht hat. 
Man will also verhindern, dass ein Interessenkonflikt bei den 
PTT als Hoheitsträger und als Unternehmer entstehen kann. 
Das Dilemma kommt aber in der Formulierung des Antrages 
zum Ausdruck. Wenn man von einem ausschliesslichen Recht 
spricht und gle1chze1tig den Begriff «grundsätzlich» beifügt -
für Juristen heisst «grundsätzlich» immer: Man schränkt ein, 
geht nicht ganz so weit, man hat eine gewisse reservatio men­
ta/is -, ergibt sich ein Widerspruch. Wir sollten vom Rat aus den 
Mut haben. konsequent zu diesem Netzmonopol zu stehen. 
Ich verweise auf Artikel 5 des Gesetzes. Hier machen wir Aufla­
gen für die Leistungspflicht gegenüber den PTT, dass sie -das 
ist nicht bestritten - in allen Landesteilen nach gleichen Grund­
sätzen ihre Leistungen, ihre Grunddienste zu erbringen ha­
ben. Wir brauchen daher kein trojanisches Pferd, sondern wir 
wollen eine klare Lösung beim Netzmonopol. Der Antrag Fi­
scher-Seengen - so gut er gemeint ist - trägt nicht dazu bei. 
Es ist auch keine Lösung, wenn man sagt, der Bundesrat 
werde diese Konzessionen erteilen. Denken Sie an die zusätz­
liche Belastung, die das mit sich bringt. Es gäbe dann unge­
zählte Anträge der PTT an das Departement von Bundesrat 
Ogi. Dort müssten sie wieder behandelt werden. Im Interesse 
sauberer rechtsstaatlicher Abläufe ist es wichtiger. dass der 
Bundesrat die verbindlichen Grundsatze für diese Zusammen­
arbeit festhält, der reine Vollzug obliegt den PTT, welche sich 
daran zu halten haben. Wenn sie sich nicht daran hielten, wäre 
es eine Selbstverständlichkeit. dass der Bundesrat im Rah­
men seiner Aufsicht über die PTT eingreifen müsste. 
Das sind für mich die Gründe. den an sich gut gemeinten An­
trag meines lieben Kollegen Fischer-Seengen abzulehnen. 
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Fischer-Sursee: Ich unterstütze den Antrag Fischer-Seengen 
aus grundsätzlichen Gründen der sauberen Funktionstren­
nung. Dieser Antrag tastet das Monopol der PTI für die Fern­
meldenetze nicht an: Es bleibt voll bestehen. Es geht also 
nicht um das Monopol. Es geht einzig um den Kompetenzträ­
ger für die der schon im Gesetzentwurf vrn·rii:><:.i:>1nA­

nen Konzessionen und Bewilligungen an Dritte. Das 
sieht diese Möglichkeit ja ausdrücklich vor. 
Nach der sind dazu die PTI selbst zuständig. Der Vor-

will diese Komoetenz dem Bundes-
Das ist meines Erachtens sachlich Die 
interessiert und verfechten Ei-

n<>,nint<>r,<><:.<><>n Sie werden verständlicherweise versucht sem. 
Garten zu hüten! Einerseits erfüllen die PTI Marktte1lneh· 

rnerfunktion und andererseits hoheitliche Funktion. Diese Ver­
mischung ist in sich schlecht und der Entwicklung hinderlich. 
Wir smd sonst immer sehr darauf bedacht, in solchen Situatio­
nen eine klare Trennung zu schaffen. Es ist daher sachlich ge­
boten, dass nicht die PTI selbst, sondern eine übergeordnete 
Instanz - sei es der Bundesrat oder das Departement - für die 
Konzessionserteilung an Dritte zuständig ist 
Dies rechtfertigt sich insbesondere im Hinblick auf die rasante 
Entwicklung in der EG. worauf bereits verschiedentlich unter 
anderem auch von Herrn Widmer hingewiesen wurde. Dass 
wir mit der EG-Entwicklung Schritt halten. ist vor allem aber 
eine politische Aufgabe. Dafür ist der Bundesrat primär zustän­
dig und verantwortlich. Er hat die Gesamtschau. während die 
PTI der Gefahr erliegen könnten, die Sache zu sehr oder zu 
einseitig aus ihrem Blickwinkel zu betrachten. Es ist auch nicht 
zu befürchten. dass der Bundesrat die schutzwürdigen Inter­
essen der PTI oder das Monopol vernachlässigen oder ver­
letzten könnte. Wie die Erfahrung zeigt, hat der Bundesrat die 
PTI als Lieblingskind sehr in sein Herz geschlossen. 
Ein Einwand kann nicht von der Hand gewiesen werden: die 
Zahl der vielen Gesuche. Ich sehe die Lösung auch nicht ganz 
so. wie sie Herr Fischer-Seengen vorschlägt. Ich glaube, das 
müsste der Ständerat noch einmal überprüfen und ansehen. 
Es würde genügen. die Kompetenz an das Departement zu er­
teilen und eine Teilung zwischen Konzessionen und Bewilli­
gungen vorzunehmen. Bewilligungen sind ja im allgemeinen 
eher kleine Angelegenheiten; die könnte man in diesem Falle 
den PTI belassen. Wo es aber um eigentliche Konzessionen 
geht das sind in der Regel ja immer grössere Anlagen -. 
sollte die übergeordnete Instanz für den Entscheid Kompe­
tenzträger sein. 
Ich glaube. der Ständerat müsste diese Frage noch einmal 
überprüfen. 

Auer, Berichterstatter: Dies ist ein umstrittener und sehr wichti­
ger Artikel. weil er das Monopol betrifft Ich möchte Ihnen die 
Haltung der Kommission darlegen. wie sie diesen Artikel voll­
zogen haben will. 
Wir kommen zum zweiten Mal in den umstrittenen Bereich Mo­
nopol-Liberalisierung: nach dem Grunddienstmonopol nun 
zum Monopol der Fernmeldenetze. 
Halten wir auseinander: Netze sind Einrichtungen und Verbin­
dungen. die zur Nachrichtenübermittlung zwischen Teilneh­
meranlagen dienen. Der Grunddienst hingegen ist die Nach­
richtenübermittlung für Dritte über ein Fernmeldenetz. 
Netzkonzessionen berechtigen nicht, den Grunddienst an 
Dritte zu erbringen, sondern nur die eigenen Uebermittlungs­
bedürfnisse zu befriedigen. Eine Netzkonzession enthält nicht 
implizit eine Art Grunddienstkonzession. 
Der Bundesrat definiert in seinem Antrag das Netzmonopol 
ziemlich absolut: Die PTI haben das «ausschliessliche» 
Recht, Fernmeldenetze zu erstellen und zu betreiben, auch 
wenn in Artikel 18 Konzessionen und Bewilligungen an Dritte 
vorgesehen sind. 
Ihre Kommission will hier das Monoool etwas öffnen. Sie 
schlägt einstimmig vor, dass die PTI das Recht selbst oder «in 
Zusammenarbeit mit Dritten» ausüben. Dieses Gebot der Zu· 
sammenarbeit will. dass bestehende Telekommunikation und 
Infrastrukturen Dritter wirtschaftlich sinnvoll genutzt werden. 
Solche Zusammenarbeit zwischen PTI und Dritten besteht 
bereits und ist von der Kommission auch gewürdigt worden. 
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Es sei an die Verkabelungen von Genf. Basel und Nyon erin­
nert. Solche Praxis soll nun im Gesetz verankert werden. Des­
halb sind in den Vollziehungsverordnungen nicht nur Grund­
sätze für Konzessionsordnungen festzulegen - die auf beiden 
Seiten zu erfüllenden Bedingungen -, sondern auch jene für 
die Zusammenarbeit (vgl. Art. 22 bis 26). 
Nicht in Fall die stärkeren PTI stärker schon deshalb. 
weil sie das Grunddienstmonopol verfügen sollen die 

der Zusammenarbeit festlegen. sondern eine 
Instanz. eben der Bundesrat. In umstrittenen 

sollten die PTT nicht in Sache Partei und 
Richter sein. 
Bei der der Zusammenarbeit soll 
auch die in Artikel vorgesehene Fernmeldekommission 
zum Wort kommen. dort in Absatz 2 Buchstabe b. Konzessio­
nen und Bewilligungen smd hoheitliche Rechtsverhältnisse 
und von der hier stipulierten Zusammenarbeit zu unterschei­
den. Man kann sich darunter gemischte Gesellschaften oder 
Auftragsverhältnisse vorstellen. oder man denke an die Zu­
sammenarbeit zwischen PTI und SBB. 
Die Festlegung der Regeln für die Zusammenarbeit wird nicht 
ganz einfach sein. Die Zusammenarbeit zum Beispiel zwi­
schen PTI und den Kabelnetzbetreibern ist ganz anders gela­
gert als jene mit den SBB. Deren Netze sind teilweise vom 
Netzmonopol ausgenommen (siehe Art. 19 Abs. 1 Bst. b 
Ziff. 1). 
Es ist nicht gesagt, ob das Nebeneinander der Netze der PTT 
und der SBB, die zurzeit ihre Telekommunikationsdienste aus­
bauen, in Jedem Fall volkswirtschaftlich sinnvoll ist. Zur Zeit 
des Dampfbetriebes legte die Bahn parallel zu den Geleisen 
auch Leitungen und baute so ein eigenes Netz auf. Nach der 
Elektrifizierung konnten wegen der gegenseitigen Beeinflus­
sung von Fahrleitungen und Fernmeldeleitungen die Netze 
nicht mehr entlang der Bahnlinien gelegt werden. Heute ist 
dies, dank dem Glasfaserkabel. wieder möglich. 
Gerechtfertigt sind eigene Netze der Bahnen nur aus betriebli­
chen Gründen. das heisst, wenn die zur Gewährleistung der 
Sicherheit notwendigen Verbindungen durch das öffentliche 
Netz nicht garantiert werden können. Es sollte jedoch nicht so 
weit kommen wie in anderen Ländern, wo Bahnen als konkur­
renzierende Telekommunikationsunternehmen auftreten, um 
ihre defizitären Rechnungen via Fernmeldenetz aufzubessern. 
Es gibt jedoch Fälle, wo im Sinne der zuvor erläuterten Zusam­
menarbeit die Telekommunikationseinrichtungen der Bahnen 
auch PTI-Zwecken dienen können. die PTI sich daher zum 
Beispiel in Glasfaserleitungen der Bundesbahnen einmieten 
und umgekehrt. 
Es se, betont. dass das Netzmonopol der PTI in der Komm1s­
s1on grundsätzlich nicht bestritten war. Der Zusammenarbeit 
mit Dritten sind Grenzen zu setzen. Würde zum Beispiel den 
Kabelnetzbetreibern expressis verbis die Erbringung von er­
weiterten Diensten gestattet, also die Uebertragung von Nach­
richten für Dritte der Antrag Burckhardt sieht dies vor -, so 
hätte dies zulasten der PTI das von Herrn Lanz erwähnte «Ro­
sinenpicken" zur Folge. 
Der Auftrag, die PTI-Dienste in allen Landesteilen nach glei­
chen Grundsätzen zu erbringen, wurde so in Frage gestellt: 
denn die Privatnetze befinden sich vorwiegend in den dicht 
besiedelten Regionen. Im Gegensatz zu den PTT müssen de­
ren Eigentümer nicht auch defizitäre Dienstleistungen erbrin­
gen. 
Die vorgeschlagene Regelung geht nicht so weit, dass ein Ent­
scheid der PTI, neue Netze zu erstellen, justiziabel wird, also 
dem Verwaltungsverfahrensgesetz untersteht. Dies würde zu 
grossen zeitlichen Verzögerungen führen und damit den Aus­
bau des PTI-Netzes erheblich erschweren. 
Nun zum Antrag von Herrn Fischer-Seengen: Er schlägt zwei 
Neuerungen vor. Die erste ist mehr redaktioneller Natur, dass 
das Monopol «grundsätzlich ausschliesslich» sein soll, und 
das zweite wäre die Kompetenzdelegation von den PTT an 
den Bundesrat 
Als ehemaliges Mitglied der Redaktion1kommission muss ich 
Ihnen sagen: Das Wort "ausschliesslich» wäre gar nicht nötig. 
Wenn Sie sagen, "die PTI haben das Recht», haben sie näm­
lich das ausschliessliche Recht. Aber man wollte mit dem Wort 
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«ausschliesslich» betonen. dass es um ein Monopol geht. das 
bleiben soll. 
Der Antrag von Herrn Fischer-Seengen ist an sich sympa­
thisch und insofern rechtlich konsequent. als er will. was auch 
bei anderen Artikeln geschehen ist. namlich eine konsequente 
Trennung des betrieblichen vom hoheitlichen Bereich. 
Man kann zu Recht argumentieren. dass 1m Staatsrecht ein 
Monopol. und damit auch das Netzmonopol. eine hoheitliche 
,..,u,, ... a.uc::se1. So 1n den Büchern über Staats-

Daher sei hier die der Ausnahme nach un-
eine Aufgabe. Dies wäre al-

,,,n,m,r,c: aucn der beim Widerruf eines Abonnements für 
die des Grunddienstes auch ein PD-Monopol. 
Es sollte daher nach Auffassung von Herrn t-1c:,N1<>r-.sP,cin1,,:,n 

eine höhere unabhängige Instanz entscheiden. Darüber. ob 
mit seinem Antrag unbedingt eine Grundsatzfrage berührt 
wird. kann man geteilter Meinung sein. Der anvisierte Artikel 
enthält nämlich eine Kann-Formel, welche nicht unbedingt 
das Monopol in Frage stellt. Der Bundesrat wäre gemäss An­
trag die Entscheidungsinstanz. 
Vom Juristischen her ist dem Antrag Fischer-Seengen eine ge­
wisse Berechtigung nicht abzusprechen. Herr Fischer-Sursee 
hat ihn ebenfalls mit rechtlichen Argumenten unterstützt; es ist 
erfreulich, dass er - obwohl Jurist - ein derart ausgeprägtes 
Rechtsempfinden besitzt. Nun sprechen aber praktische 
Gründe gegen die Auffassung der Herren Fischer. 
Herr Columberg hat Ihnen bereits gesagt dass Jährlich Tau­
sende von Konzessionen zu erteilen sind. Das sind nicht nur 
die Konzessionen für Netze der Grossbanken oder der multi­
nationalen Unternehmen. Das sind auch Konzessionen für 
Amateure. für Jedermannfunker, für Netze zum Oeffnen von 
Garagentoren oder für die Verbindung auf einem Bauplatz mit 
dem Kranführer usw. Die Erteilung ist hier grösstenteils reine 
Routinearbeit. Wenn Sie nun die Kompetenz dem Bundesrat 
übertragen würden, müsste dieser nach Gesetz bei jedem 
Konzessionsgesuch ein Mitberichtsverfahren bei den Depar­
tementen durchführen, bis er endlich darüber entscheiden 
könnte. Praktikabler wäre allenfalls eine Delegation an das De­
partement. Dieses könnte ein Amt schaffen. dem diese Routi­
nearbeit übertragen würde. 
Zusammenfassend möchte ich sagen, es geht mir wie bei Ra­
dio Eriwan: Im Prinzip hat Towarischtsch Fischer recht, in der 
Praxis und als Kommissionssprecher kann ich ihm aber nicht 
folgen. Was Radio Brüssel betrifft. so leuchtet hier das Grün­
buch nicht rot auf wie etwa bei der Durchmischung der hoheit­
lichen und betrieblichen Bestimmungen in Artikel 32 bis 34, 
die wir aber in der Kommission korrigiert haben. 
Es ist gut, dass Herr Fischer seinen Antrag eingereicht hat. Der 
Ständerat kann ihn näher prüfen, und dabei auch die Frage, 
ob man zwischen Konzessionen und Bewilligungen unter­
scheiden kann. 
Auf Bewilligungen hat praktisch jedermann Anspruch. Eine 
Konzession 1st mehr einem ausgewählten Kreis und einer spe­
zifischen Aufgabe vorbehalten. Ob man auch noch zwischen 
Netzen von Grossbanken und solchen von Amateurfunkern 
rechtlich unterscheiden kann, kann der Ständerat gegebenen­
falls auch noch prüfen. 

M. Caccia, rapporteur: La loi prevoit que les PD aient le droit 
exclusif d'etablir et d'expioiter des reseaux de telecommunica­
tions dans lesquels ils offrent aussi le service de base. Elle 
prevoit aussi que l'on puisse accorder des concessions pour 
des reseaux prives. La loi envisage encore la possibilite d'utili­
ser des reseaux en commun. en vue de la mise en place du 
service de base de la part des PD et de l'utilisation privee, 
avec un modele de cooperation. Cette methode de collabora­
tion serait la meilleure fac;:on d'utiliser judicieusement les im­
portants investlssements necessaires et de realiser. dans le fu­
tur. des reseaux a fibre optique, certes tres chers mais posse­
dant une enorme capacite de communication. II ne serait pas 
raisonnable d'avoir deux reseaux paralleles. l'un a disposition 
des prives et I' autre a celle des abonnes des PD. 
Cette collaboration a deja ete experimentee; il s'agit mainte­
nant de la regler dans la loi. Le Conseil federal devrait etablir 
les principes de cette collaboration, afin que les PD ne soient 
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pas juge et partie. II serait possible de creer des societes mix­
tes entre PD et prives ainsi que des rapports contractuels a 
meme de resoudre cette situation. 
La commission souhaite egalement qu'il y ait davantage de 
collaboration entre PD et Chemins de fer federaux. La aussi. 
les poss1bilites techniques nouvelles des fibres optiques per­
mettent d'utiliser en commun des reseaux pouvant suivre les 
llgnes ferroviaires. II est cependant evident que les CFF de­
vraient disposer de lignes speciales atin d·assurer la securite, 
notamment du trafic ferroviaire. 
La commission ne veut pas porter atteinte au monopole des 
PD. mais eile des de collaboration lui 
paraissant tres interessantes. PD possedent les condi-
tions leur permettant de desservir le pays entier avec un 
reseau performant et un service de base absolument satisfai­
sant. II n'est donc pas pensable que les prives operent dans 
les regions a forte densite de population, ou l'on peut realiser 
des benefices. et que les PD prennent en charge les regions 
peripheriques oü ces memes benefices sont impossibles a 
realiser. 
En ce qui concerne l'amendement presente par M. Fischer­
Seengen, trois membres de la commission. soit MM. Lanz. Co­
lumberg et Bonny, ont exprime leur avis. Je ne repeterai pas 
leurs propos mais j'aJoute simplement que la premiere propo­
sition de changement est d'ordre redactionnel. tandis que la 
deuxieme donne au Conseil federal la competence d'accor­
der les concessions. Or, la commission juge cette solution im­
praticable, des milliers de concessions etant ä octroyer cha­
que annee. Les principes meritent d'etre fixes par le Conseil 
federal. tant pour la collaboration que pour les concessions. lls 
seront etablis apres connaissance de l'avis de la Commission 
des tetecommunications, dont font partie. outre les represen­
tants de la science. tous les milieux interesses. C'est pourquoi 
nous pensons que ces principes seront etablis de fac;:on tres 
equilibree et equitable. 

Bundesrat Ogi: Es handelt sich hier um einen wichtigen Arti­
kel, um Artikel 18. wo es um das Netzmonopol geht. Mit den 
Anpassungen, wie sie die Kommission vorschlägt, kann der 
Bundesrat leben. nicht aber mit dem Antrag von Herrn Natio­
nalrat Fischer-Seengen, unterstützt von Herrn Nationalrat Fi­
scher-Sursee. 
In Punkt 1 des Abänderungsvorschlags von Herrn Nationalrat 
Fischer soll der Begriff «grundsätzlich» das ausschliessliche 
Recht der PD-Betriebe, Fernmeldenetze zu erstellen und zu 
betreiben. relativieren. Dann sollen nicht mehr die PD­
Betriebe. sondern der Bundesrat Konzessionsbehörde sein. 
In Absatz 2 wird nicht mehr speziell erwähnt. dass der Bundes­
rat die Grundsätze der Konzessionserteilung an Dritte festzule­
gen habe. 
Zur letzten Aenderung: Sie ist systematisch richtig, denn was 
hier gestrichen würde, wird sowieso in Artikel 22 bis 26 noch­
mals geregelt. Dort ist dafür auch der richtige Platz. 
Bezüglich der Abänderungsvorschläge für den ersten Absatz 
kann ich ein gewisses Verständnis nicht leugnen. Ich nehme 
an. man wlil damit verhindern. dass die PD-Betriebe Schieds­
richter und Spieler zugleich sind. Denn sie würden gleichzeitig 
selbst Fernmeldenetze betreiben und entsprechende Konzes­
sionen an Dritte erteilen. Hier den Bundesrat als Schiedsrich­
ter zu bestimmen, mag deshalb Verständnis wecken. Aber der 
Bundesrat kann all diese Konzessionen nicht selbst erteilen. 
Es dürften jährlich viele - ich würde sagen: viel zu viele - Kon­
zessionen sein. 1988 gab es über 200 000 konzessionierte 
Funkanlagen. Die Konzessionierungsstelle müsste also an ei­
nem anderen Ort-zum Beispiel im Departement-angesiedelt 
werden. 
Was das Einschieben des Ausdrucks «grundsätzlich» betrifft -
es geht mir wie Herrn Nationalrat Lanz-. ist mir dessen Bedeu­
tung noch nicht ganz klar. Ich nehme aber an. dass damit be­
reits im ersten Satz des Artikels auf die im zweiten und dritten 
Satz erfolgte Relativierung aufmerksam gemacht werden soll. 
Das andert an der Konzeption nichts. 
Gemäss dem Antrag des Bundesrates sind die PD·Betriebe 
Konzessionsbehörde. Die Konzessionsordnung jedoch 
würde vom Bundesrat erlassen. Es ist so, wie Herr Nationalrat 
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Columberg vermutet: Der Bundesrat wird eine Verordnung mit 
einer Konzessionsordnung erlassen. Die Grundsätze dieser 
Konzessionsordnung sind im übrigen in den Artikeln 22 bis 26 
enthalten. 
Die PTT-Betriebe können also nicht frei schalten und walten. 
Ihre Verfügungen sind justitiabeL Darum schien es dem Bun­
desrat vertretbar und richtig, dass die PTT-Betriebe weiterhin 
wie bisher Konzessionen erteilen. 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie, den Antrag von Herrn Fi­
scher-Seengen abzulehnen. 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Fischer-Seengen 

Art.19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

87Stimmen 
43Stimmen 

(Frey Walter, Coutau, Reimann Maximilian, Stucky. Widmer) 
.... ausnehmen, wenn sie die Leistungspflicht der PTT nicht in 
Frage stellen oder von geringer Bedeutung sind. 

Antrag Burckhardt 
Abs. 1 Bst. c (neu) 
c. Kabelnetze im Sinne von Artikel 2 Absatz 4 des Vorschlages 
des Bundesrates vom 28. September 1987 zum Bundesge­
setz über Radio und Fernsehen. 

Art.19 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 2 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Frey Walter. Coutau, Reimann Maximilian, Stucky. Widmer) 
.... reseaux de telecommunications lorsqu'ils ne mettent pas 
en question le devoir de prestations des PTT ou lorsqu'ils sont 
peu importants. 

Proposition Burckhardt 
Al. 1 /et. c (nouveau) 
c. Les reseaux cäbles au sens defini a l'article 4. alinea 4, du 
projet de loi du Conseil federal du 28 septembre 1987 sur la ra­
dio et la television. 

Auer, Berichterstatter: Es war in der Kommission unbestritten. 
dass Netze im Dienste der Gesamtverteidigung, der Unterneh­
men des öffentlichen Verkehrs und für die Sicherheit im Stras­
senverkehr vom Netzmonopol ausgenommen bleiben. Ge­
mäss den Anträgen des Bundesrates sollen wie bisher weitere 
Netze vom Monopol ausgenommen werden können, wenn sie 
«von geringer Bedeutung» sind. Dazu liegt der einzige Minder­
heitsantrag Ihrer Kommission vor. Herr Frey Walter möchte 
auch Netze von Dritten vom Monopol ausnehmen, wenn sie 
die «Leistungsfähigkeit der PTT nicht in Frage stellen». 
Zu den Anträgen von Bundesrat und Kommission: Vom Mono­
pol ausgenommen sind Netze «von geringer Bedeutung», 
zum Beispiel der drahtlose Fernsehprogrammwähler in Ihrer 
Stube. das Kindertelefon, das schon erwähnte Gerät zum Oeff­
nen des Garagentores, welches das Bundesgericht beschäf­
tigt hat. und andere Netze mit geringer Fernwirkung im Be­
reich der elektromagnetischen Wellen. Zu den Ausnahmen 
zählen auch die leitungsgebundenen Betriebsfernmeldenetze 
innerhalb oder ausserhalb von Liegenschaften. Solche Netze 
auf eigenen oder sich gegenüberliegenden Grundstücken 
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sind vom Regal ausgenommen. Dies gilt auch. wie bisher. 
wenn das Areal von einer Strasse oder von einem Bach durch­
trennt wird. 
Wenn man generell alle Fernmeldenetze auf eigenen Grund­
stücken vom Monopol ausnähme. würden auch Funknetze 
darunterfallen. Dies kann Jedoch nur zugelassen werden. 
wenn dadurch keine Störungen für Dritte verursacht werden. 
Gemäss den des Bundesrates in der Botschaft 

231.2) erfolgen Ausnahmen auch bei Fernmeldenetzen 
urtcmnrH:>r fiskalischer Bedeutung». Dabei ist fiskalisch 

nicht Sinne von Steuern zu verstehen. sondern es geht um 
Netze von geringer finanzieller Tragweite. Die Ausnahmen 
werden also sowohl von technischen als auch von finanziellen 
Elementen bestimmt 
Nicht um Ausnahmen gemäss Artikel 19 geht es beim Fern­
meldenetz der Banken. dem Swift, dem Netz der Fluggesell­
schaften oder dem weltumspannenden Netz von IBM. Hier 
handelt es sich um Netze, die auf Mietleitungen beruhen. Sie 
werden im Abonnement abgegeben und sind deshalb ein 
Grunddienst der PTT. Die erwähnten Netze dienen internem 
Verkehr. sie dürfen zur Erbringung von erweiterten Diensten 
an Dritte benützt werden. nicht aber für einen Grunddienst. 
zum Beispiel für reine Gesprächs- oder Datenübermittlungen. 
Zwar kann das Erstellen und Betreiben von Netzen delegiert 
werden, nicht jedoch der Grunddienst der Nachrichtenüber­
mittlung. Dies sei zum Antrag von Herrn Burckhardtvorwegge­
nommen. Artikel 19 erwähnt die gewichtigen Ausnahmen ex­
plizit und führt bereits bestehende ins neue Recht Die un­
bedeutenderen Ausnahmen vom Netzmonopol sind vom Bun­
desrat in der Vollziehungsverordnung festzuhalten. 
Die rechtlich und technisch nicht sehr glückliche Formulie­
rung «von geringer Bedeutung» möchte Herr Frey Walter zwar 
nicht streichen, jedoch materiell ergänzen. Sein Antrag unter­
lag in der Kommission mit 1 O zu 6 Stimmen. Wesentlich weiter 
geht der Antrag von Herrn Burckhardt. 

M. Caccia, rapporteur: La commission n'a pas conteste que 
toute une serie d'exceptions devaient etre faites a l'article 18. 
Elles sont mentionnees a l'article 19, soit au profit des ques­
t1ons concernant la necessite de la defense generale ou des 
entreprises de transports publics, ou soit au protit de la secu­
rite du trafic routier. Le Conseil federal peut aller plus loin et 
determiner des exceptions pour des reseaux ayant une impor­
tance limitee. Dans le projet de loi on dit: «peu importants». En 
seance de commission. une suggestion qui a ete presentee 
est devenue la proposition de minorite Frey qui tente ä elargir 
les possibilites d'exceptions pour l'executif a des cas ne met­
tant pas en cause le devoir des PTT de realiser le service de 
base qui leur est demande. 
S'agissant des propositions du Conseil federal et de la com­
mission a propos des exceptions. il taut mentionner une serie 
de cas qui sont assez clairs (le selecteur de programmes des 
televiseurs, les telecommandes d'ouverture de portes. des 
reseaux radio de portee tres lim1tee. etc.) qui creent des pertur­
bations d'ondes electromagnetiques tres limitees. En general, 
ces reseaux agissant dans une aire limitee ou reliant des par­
celles adjacentes ne sont pas compris dans le monopole des 
PTT. Lorsqu'il s'agit de liaisons radio, il fauttoujours faire atten­
tion aux perturbations qui peuvent toucher des tiers. II taut !es 
examiner de maniere approfondie. Les criteres pour admettre 
des exceptions se rapportent soit a des aspects techniques, 
soit a des aspects financiers. Selon l'article 19 il ne s'agit en 
tout cas pas d'elements en relation avec des reseaux tels que 
SWIFT, celui des compagnies aeriennes ou encore de Ja com­
pagnie IBM qui couvre presque toute la planete. Dans ces cas. 
il s'agit de reseaux qui ont ete realises avec des lignes que les 
PTT ont donne en location. Ce trafic doit etre considere 
comme interne. Les tiers qui utilisent ces lignes louees ne peu­
vent pas realiser des services de base. Par consequent, la 
commission suggere de soutenir les propositions retenues 
par la majorite. Elle a rejete la proposition presentee par M. 
Frey par 10 voix contre 6. 

Burckhardt: In Artikel 19 stipuliert das Gesetz zwei Ausnah­
men. Mein Antrag geht dahin, diesen Ausnahmen eine dritte 
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Netzsorte anzuschliessen. welche in Artikel 2 Absatz 4 des 
bundesrätlichen Vorschlages zum Radio- und Fernsehgesetz 
beschrieben ist: «Kabelnetz ist ein Leitungsnetz zur Versor­
gung der Abonnenten mit Rundfunkprogrammen.» 
Bevor ich kurz auf die Details meines Antrages eingehe. be-

1ch ihn· Bestimmte Monopolpos1tionen der PTI sind 
öffentlicnen Interesse unbestritten. Das gleiche für die 

der der PTI. Es aber 
auch 1m Interesse der Volkswirtschaft damit 
des Volkes. dass dort. wo der PTI im Inter· 
esse der Oeffentlichkeit nicht sind. der freie Markt ohne 

spielen kann und die PTI allenfalls als 
freie m1tsp1elen können. Die PTI nennen sich 
wohl sie sind aber, soweit ich es beurteilen 
kann, in ihren eine staatliche hof-
fentlich bemüht, unternehmerisch zu handeln. Auf 
dem technischen 1st uns bekannt. dass eine prinzipielle 
Trennung besteht zwischen der telefonischen Gesprächsver­
mittlung (Ziel-Quell-Gleichheit) und der Uebermittlung von 
Nachrichten und Veranstaltungen von wenigen Quellen zu vie­
len Zielen. Erstere ist eindeutig PTI-Monopol, letztere steht 
der privatwirtschaftlichen Verkabelung offen. Zwischen bei­
den liegt eine Grauzone. welche der privaten Wirtschaft mög­
lichst weit offengehalten werden sollte. 
Ein kleines und ein grosses Beispiel mögen die Situation illu­
strieren. Eine kleine Gemeinde möchte ihr Wasser- und Ener­
giezahlsystem via Kabel von einer Zentrale aus bewerkstelli­
gen. Sie hat hierzu zwei technische Möglichkeiten: das Tele­
fonnetz (Kosten etwa 60 000 Franken) oder das Kabelfernse­
hen (Kosten etwa 15 000 Franken). In diesem Grauzonentall 
sollte der freie Markt spielen und das Telefonmonopol nicht 
angewendet werden. 
Den international tätigen Firmen, den Banken und der Indu­
strie z. B., Grossbenutzern der Telekommunikation. welche 
auf maximale Sicherheit und Präzision aller Uebermittlungen 
angewiesen sind, sollte eine möglichst grosse Gestaltungs­
freiheit ihrer Netzsysteme gewährt. d. h. die Freiheit belassen 
werden. bei Verkabelungen auch auf die Privatwirtschaft zu­
rückzugreifen. Dem Argument, die Zweiteilung der Kabelnetze 
werde nach dem Einbau von Glasfaserkabeln allenfalls obso­
let. kann wohl mit Termin- und Kostenargumenten entgegen­
getreten werden. unter Umständen auch mit Hinweisen auf 
Betriebssicherheitsaspekte. 
Zum Schluss: Technische Argumente müssen in letzter Kon­
sequenz den Technikern vorbehalten werden. Das Bestreben 
aber. im Zukunftssektor Telekommunikation der freien Wirt­
schaft einen möglichst grossen Marktanteil zu belassen. hat 
grundsätzlichen Charakter und erlaubt es dem Volksvertreter, 
gesetzliche Massnahmen in diesem Sinne in die Wege leiten 
zu helfen. und zwar Massnahmen ohne monopolschonende 
Einschränkungen. es sei denn. diese seien absolut und ge­
setzlich nötig. 
In diesem Sinn bitte ich Sie. meinem Antrag zuzustimmen. 

Frey Walter, Sprecher der Minderheit: Mein Minderheitsantrag 
will nichts Weltbewegendes. er 1st eine kleine. aber wichtige 
Maus. Ich kann mir aber sehr gut vorstellen, dass etliche Red­
nerinnen und Redner daraus unnötigerweise einen grossen 
Elefanten machen möchten. 
Was will meine kleine Aenderung? Sie will ein bisschen mehr 
Flex1b1lität. etwas mehr Beweglichkeit im Gesetz und etwas 
mehr Offenheit. 
Denken wir an das Votum von Kollega Widmer von heute mor­
gen. Es gibt niemanden in diesem Saal, der in der Telekom­
munikation die technische Zukunft vorausahnen könnte. Es 
gibt auch niemanden in diesem Saal, der die politischen Ent­
wicklungen in der Telekommunikation vorausahnen kann, 
Grünbuch EG 1987 hin oder her. Was uns die Realität bringen 
wird, wissen wir nicht. 
Ich habe es ,n meinem Eingangsvotum gesagt: Wir müssen 
das Gesetz so flexibel wie möglich gestalten. Hier haben wir 
dazu eine Möglichkeit. Den Grundsatz, dass Ausnahmen vom 
Netzmonopol möglich sind, hat der Bundesrat selbst in den 
Entwurf eingebracht. Sonst gäbe es Ja keinen Artikel 19. Die 
Kommission ist dem Bundesrat in diesem Punkte ohne Oppo-

59 

sition gefolgt. Die Ausnahmemöglichkeiten. die Artikel 19 vor­
sieht. bleiben unbestritten. Das 1st soweit erfreulich. 
Der Minderheitsantrag zielt darauf, diese Ausnahmen um ei­
nen Punkt zu erweitern. Wo die Leistungspflicht der PTI­
Betriebe nicht beeinträchtigt wird, können vom Bundesrat be­
stimmte Fernmeldenetze vorn Monopol ausgenommen wer­
den. Damit wird kem Angriff auf die Versorgung der Berg- und 
Randgebiete In der Praxis könnte meiner Meinung 
nach eher das der Fall sein, weil man die PTI-
Betriebe in ihrer Ja nicht darf. Die 

der vorbehalten. Es den PTI 
Der Bundesrat kann. er muss nicht. aber 

ich die betrieblichen lnteres-
Dass der Bundesrat 

das kann. diese Möglichkeit hat, ist äusserst wichtig. 
Die PTI sind zu einem Mammutunternehmen geworden. Der 
Telekommunikationsmarkt gehört nach wie vor zu den wachs­
tumsträchtigsten Segmenten in der Wirtscnaft. 60 000 Leute 
arbeiten heute beim grössten schweizerischen Arbeitgeber. 
Jeder zwölfte Neueintritt sagt man heute geht zu den PTT. 
Trotzdem sind die PTI das wissen wir alle dauernd überla­
stet. Wo sie mit der Arbeit nicht nachkommen, wo Engpässe 
bestehen. soll der Bundesrat nötigenfalls Fernmeldenetze aus 
dem Monopol ausnehmen können. Die Leistungen der PTT -
das habe ich schon zweimal gesagt und möchte es zum drit­
ten Mal erwähnen - dürfen dabei aber nicht in Frage gestellt 
werden. Das ist vernünftig, das ist notwendig, das ist verhält­
nismäss1g und ausgewogen. 
Es ist - das gebe ich zu - nicht revolutionär. Wie der Präsident 
der Generaldirektion der PTI vor der Kommission anlässlich 
der Sitzung vom 15. August 1989 selber ausgeführt hat, wer­
den bereits heute " .... bedeutende Netze, wie z. B. das Swift­
net der Banken, das weltumspannende Netz Technetvon IBM, 
Netze von Fluggesellschaften usw. von Privaten betrieben.» 
Wer eine Bewilligung der PTI bekommt. das scheint heute 
eher dem Zufall überlassen zu sein. Der Antrag der Kommissi­
onsmmderheit würde somit auch zu grösserer Transparenz 
und höherer Rechtssicherheit beitragen. 
Wir haben mit diesem Artikel die Möglichkeit, im finsteren Kel­
ler des Monopols ein ganz kleines Fensterchen zu öffnen, und 
wer das Fensterchen öffnet, um - wenn nötig - ein bisschen 
Wind in diesen Keller wehen zu lassen, ist niemand anders als 
der Bundesrat. 
Ich glaube, wir sollten uns diese Chance nicht verbauen. 

Reimann Fritz: Wir haben uns in der Kommission sehr gründ­
lich mit dem Monopol der PTI auseinandergesetzt. Am 
Schluss waren wir uns einig, dass der Grunddienst Sache der 
PTI ist und dass hier das Monopol gelten soll. wie das übri­
gens auch vom Kommissionspräsidenten dargelegt wurde. 
Die wesentlichen Ausnahmen vom Netzmonopol sind im bun­
desrätlichen Vorschlag, der von der Kommission gutgeheis­
sen wurde. klar festgehalten und umschrieben: Gesamtvertei· 
digung, Unternehmungen des öffentlichen Verkehrs und Si­
cherheit des Strassenverkehrs. 
Nun sollen nach dem Minderheitsantrag Frey Walter weitere 
Ausnahmen geschaffen werden. die allerdings nicht definiert 
sind. Das könnte der Anfang vom Ende des Netzmonopols der 
PTI sein. Das ist nicht eine kleine Maus - Herr Walter Frey -
und auch nicht ein kleines Lichtlein; so finster ist übrigens das 
Monopol der PTI auch wieder nicht. Was heisst schon die Ein­
schränkung nach Ihrem Vorschlag, Herr Walter Frey: 
" .... wenn sie die Leistungspflicht der PTI nicht in Frage stel­
len.» Bei der Leistungspflicht der PTI geht es nicht nur darum, 
dass jede Alphütte mit einem Telefon ausgerüstet wird, son­
dern es geht vor allem darum, unter welchen Bedingungen 
und finanziellen Auflagen Randgebiete unseres Landes ver­
netzt und verbunden werden sollen. Zu diesen Randgebieten 
gehören vor allem auch dünn besiedelte Gebirgsgegenden. 
Die Stärke unseres föderalistischen Systems liegt doch im La· 
stenausgleich zwischen Starken und Schwachen. Das gilt so­
wohl im persönlich-individuellen wie im politisch-regionalen 
Bereich. Das Monopol der PTI im Netzbereich ermöglicht es, 
diesen Lastenausgleich zu vollziehen, indem die PTI sowohl 
die rentablen Leistungen wie die schlecht rentierenden Pflicht-
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leistungen erbringen kann. Die Leistungspflicht der PTI kann 
nur mit der Aufrechterhaltung des Monopols begründet wer­
den. Monopol und Leistungspflicht smd siamesische Zwil­
linge. 
Mit dem Antrag Frey Walter würde man die Möglichkeit schaf­
fen. rentable Bereiche in den Agglomerationen an Private ab­
zutreten. Die Leistungspflicht der PTI würde damit zwar nicht 
in gestellt denn die Vernetzung von ware 
nach wie vor der PTI. Was aber fehlen würde, ware 
der 
Gerade das wir nicht zulassen. dass wir auf den Lasten-

zulasten der verzichten würden. Es 
ware eine Abkehr von der von uns immer e1d-
n,:,1nn,,c;,,arh,Pn Solidarität. 

bitte Sie deshalb, den Antrag Walter abzulehnen und 
der Kommission und dem Bundesrat zuzustimmen. 

Lanz: Im Unterschied zu meinem Vorredner bin ich der Mei­
nung, Herr Frey Walter, dass Sie eine ganz kleine Maus los­
gelassen haben, aber eine hartnäckige Wühlmaus. die wie 
Sie sagten «im finsteren Keller des Monopols» an dessen 
Grundfesten nagt. Sie kommen mir vor wie der Wolf beim Rot­
käppchen. 
Vom Monopol befreite Privatnetze stellen die Leistungspflicht 
der PTI nach Artikel 5 überhaupt nicht in Frage. Aber sie wür­
den die Leistungsfähigkeit der PTI in Frage stellen und damit 
auch den Zweckartikel 1 . Es ist ja sonnenklar: Private wollen 
nur in grossen Agglomerationen partiell die PTI-Leistungs­
pflicht übernehmen. In Randgebieten - etwa im Bleniotal, im 
Simmental oder im Vallee de Joux - kommt doch kein gewinn­
orientierter Mensch auf die Idee, ein Fernmeldenetz zu bauen. 
Da könnten die PTI selbstverständlich ihre Leistungspflicht 
wahrnehmen und dafür sorgen. dass der Zweckartikel nicht 
nur ein Wisch Papier bleibt 
Die Antragsteller wollen uns einen ausgesprochenen «Rosi­
nenpicker»-Antrag beliebt machen. Sie wollen ja ausschliess­
lich Netze von Bedeutung entmonopolisieren: denn für Netze 
von geringer Bedeutung hat der Bundesrat schon etwas vor­
gesehen. Also müssen sie andere meinen, als die von gerin­
ger Bedeutung, sonst wären sie mit der Fassung der Kommis­
sionsmehrheit zufrieden. 
Wie Herr Reimann schon gesagt hat. haben wir in der Kommis­
sion stundenlang - die Debatte füllt 37 Protokollseiten um 
diesen Artikel gerungen. Ich habe geglaubt. es wäre ein Kon­
sens vorhanden, um so mehr. als alle Bundesratsparteien in 
der Vernehmlassung gegen das Netzmonopol nichts einzu­
wenden hatten. Anlässlich der Hearings hat sich von sechs Or­
ganisationen nur eine, die Vereinigung der Kabelnetzbetrei­
ber, gegen das Monopol ausgesprochen. Die Befürworter wa­
ren folgende: die Schweizerische PTI-Vereinigung. die Verei­
nigung Sehweizenseher Berggebiete. der Schweizerische 
Konsumentenbund, Pro Telecom und die Asut (das ist die Ver­
einigung der Telekommunikations-Grossbenützer von Wirt­
schaft und Industrie). 
Heute, beim Eintreten. hat unser Präsident von einem Herrn 
gesprochen, der selber an der Spitze einer Firma engagiert ist 
welche das grösste pnvate Fernmeldenetz der Schweiz be­
treibt. Dieser Herr (ich habe bis jetzt keine Namen genannt 
und werde es auch nicht tun) hat sich zum Problem Monopol 
wie folgt geäussert: «Wir sind dafür, dass in der Schweiz ein 
monopolistischer Netzersteller, -betreiber und -unterhalter 
von hoher Verlässlichkeit auftritt: die PTI. Wir sind der Auffas­
sung, die Schweiz sei- verglichen mit dem Ausland - ein gros­
ses Dorf. Es würde niemandem einfallen, die Region New York 
noch subtil zu unterteilen und zwischen einzelnen Netzliefe­
ranten aufzuteilen. Es ist vernünftig, wenn die PTI diesen 
Grundauftrag weiter behalten. Sie haben ihn bisher tadellos 
erfüllt. Das Netzmonopol sollte jedoch auch Qualität beinhal­
ten. Die Leistung muss garantiert werden, und zwar deshalb, 
weil die Wirtschaft bereits in entscheidendem Masse abhängig 
ist und es noch vermehrt sein wird.» 
Ich we1ss gar nicht, für wen Sie eigentlich noch weniger Mono­
pol reklamieren, wenn die grössten Kunden dieses Monopols 
derart damit zufrieden sind. 
Zur Orientierung noch kurz zu Herrn Burckhardt: Die Kabel-
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netze für Fernsehen sind Fernmeldeanlagen. die für den Emp­
fang von Nachrichten für die Allgemeinheit gebaut sind. Ein 
Sender schickt Signale. und wer diese empfangen will, kann 
dies tun oder auch lassen. Es findet also auf diesen Netzen 
eine Einwegkommunikation statt. Sie können diese Netze auf­
grund einer Konzession erstellen. Die Fernsehkabelnetze sind 
technisch nicht für die lndividualkommumkation gebaut und 

Es müssten zuerst noch 
nommen und sie technisch ausgebaut werden. 
mit sie überhaupt für unseren Zweck brauchbar und für unser 
Gesetz erfassbar waren. Der Kommentar 1st hier der-
selbe wie zum Antrag. 
Ich bitte Sie, beide Antrage abzulehnen. 

Mühlemann: Wir haben schon beim Radio- und Fernseh­
gesetz die Problematik der Monopolstellung eines o,r1,nonr,,,_ 

s1schen Regiebetriebs behandelt. Es 1st eine schwierige Auf­
gabe. weil die Aufhebung des Monopols dort angestrebt wird, 
wo man Wettbewerbscharakter sucht Wir haben beim Radio­
und Fernsehgesetz gute Resultate erreicht Dasselbe Problem 
stellt sich auch bei diesem Gesetz, und wir haben denn auch in 
der Kommission sehr lange um Lösungen gerungen. 
Nun haben die PTI den grossen Vorteil, dass sie eine relativ 
unangefochtene Riesenorganisation sind, die zur Zufrieden­
heit unseres Volkes arbeitet. Sie haben ihre Schwerfälligkeit. 
wie alle Dinosaurier in der Wirtschaft. Aber sie haben trotzdem 

das müssen wir ehrlicherweise zugeben auch den Mut ge­
habt, unternehmerische Versuche zu wagen. So etwa in den 
zwölf Kommunikations-Modellgemeinden. deren Trägerver­
ein ich präsidiere und den Herr Columberg als Vizepräsident 
tatkräftig unterstützt. 
Wenn wir die ganze Problematik betrachten. hat die Kommis­
sion in Artikel 18 erreicht. dass die PTI diese Fernmeldenetze 
in Zusammenarbeit mit Dritten betreiben sollen. Sie tun das 
auch jetzt schon in kooperativer Weise. Aber was wir alle - da 
hat Herr Walter Frey recht - nicht oder zu wenig beachten, ist 
die technologische Entwicklung! 
Wir stellen Jetzt fest, dass sich die PTI vor Jahren auf die Fern­
meldenetze populärer gesagt auf die Telefonnetze - be­
schränkt haben, und privaten Kabelbetrieben haben sie die 
Televisionsnetze übergeben. Nun stellen wir überrascht fest, 
dass die neuen Breitbandsysteme erlauben. die beiden Netze 
zusammenzulegen und Fernmelde- und Bilddaten derTelevi­
sionstechnik im selben Kabel zu übermitteln. Das gibt naturge­
mäss Kompetenzkonflikte zwischen den PTI und den Trägern 
privater Kabelanlagen. 
Dank der Kooperation der PTI gelingt es jetzt. in einzelnen 
Modellgemeinden wie Nyon zu ergründen. wie man durch Ar­
beitsteilung auch Dritte im Sinne von Artikel 18 zum Zuge kom­
men lassen kann. 
Aber wir wissen nicht. wie die ganze Entwicklung weitergeht. 
Der Titel «Fernmeldenetze» ist falsch. wenn Sie. Herr Prasi­
dent. schon so eifrig danach trachten, die semantisch beste 
Formulierung zu finden. Es darf nicht «Fernmeldenetze». son­
dern müsste «Telematiknetze» heissen. weil die Zukunft der 
Verbindung von Fernmelde- und Telev1sionstechnik gehört. 
In dieser Beziehung wissen wir nicht, was im Rahmen des in­
ternationalen Wettbewerbs noch kommt. Frankreich besass 
im Jahre 1983 den Mut, Biarritz zur Modellstadt zu erklären, 
ausgerüstet mit einem totalen Bildtelefonnetz. Diese Aufgabe 
haben die PTI Frankreichs übernommen. 
Es könnte sein, dass solche Versuche in der Zukunft auch bei 
uns nötig sind. Die Telekommunikations-Modellgemeinden 
bieten hier eine Chance, aber man gibt uns jetzt schon zu ver­
stehen, dass dieser Versuch 1992 endet. Was geschieht 1995. 
wenn der internationale Wettbewerb dahin läuft, uns neu her­
auszufordern? 
Zugegeben, Herr Lanz, es kann sein, dass dann eine private 
Unternehmung tatsächlich die Stadt Luzern als Modellstadt 
übernehmen und das gesamte Netz betreiben möchte. Das 
wäre dann eine etwas grössere Ausnahme, die weder Sie 
noch ich jetzt ins Auge fassen können. 
In diesem Sinne glaube ich, dass der Antrag Frey Walter eine 
Oeffnung in die Zukunft ist. Ich schätzte die Mitarbeit von Herrn 
Reimann und Herrn Lanz in der Kommission sehr, aber ihre 
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Monopolgläubigkeit nimmt manchmal sakralen Charakter an. 
Versucnen Sie doch hier einmal eine kleine Oeffnung zu ma­
chen. Vertrauen zu haben. dass unter Umständen ein privater 
Betneb auch hier einen Versuch machen kann. der den Grund­
dienst nicht berührt denn diesen wollen wir so lassen. wie er 
ist 
In solchem Sinn bitte ich Sie. ein bisschen fortschrittlich offen 
zu sein und dem Walter zuzustimmen. Ich 
wir sind damit lf1 der r..oeol•7nnh, 

auf. die wir gar 
können. 

Columberg: Ich bedaure. dass ich meinem Präsidenten. 
Herrn Mühlemann. widersprechen muss. Vorerst aber noch 
eine Vorbemerkung zum Votum von Herrn Widmer. Ich bin 
auch enttäuscht von seiner Enttäuschung, denn seine Aus­
führungen entsprechen eigentlich nicht seiner seriösen 
Grundhaltung. Er hat die amerikanischen Verhältnisse ver­
herrlicht Die geschilderte Situation trifft vielleicht für die Städte 
zu. Man muss sich aber fragen: Wie sieht es auf dem lande 
aus? Von dort haben wir ganz andere Nachrichten über die 
technische Ausgestaltung und über das Funktionieren dieses 
Systems. 
Zu den überhöhten internationalen Tarifen: Die GPK hat letz­
tes Jahr dieses Thema gründlich abgeklärt und feststellen 
müssen. dass die Tarife für Anrufe in die Vereinigten Staaten 
innert zwölf Jahren von Franken 9.50 auf Franken 1.60 redu­
ziert wurden. Unsere Tarife sind nach den Auskünften. die wir 
erhalten haben. durchaus konkurrenzfähig. 
Zum Antrag Frey Walter: Er hat es grossartig verstanden. sei­
nen Antrag zu verharmlosen. Dennoch bitte ich Sie. auch im 
Namen der CVP. ihn abzulehnen. Es handelt sich langfristig 
gesehen um einen verhängnisvollen Antrag. 
1. Er ist regionalpolitisch völlig falsch. bringt eine Verschär­
fung der ungleichen Versorgung. eine Erhöhung der unter­
schiedlichen Ausstattung. eine Erhöhung der ungleichen 
Chancen für die Wirtschaft. 
2. Der Antrag ist volksw,rtschattlich unzweckmässig, denn er 
führt zu einer Verschleuderung volkswirtschaftlicher Ressour­
cen. zu doppelten Investitionen in der Infrastruktur. Wer würde 
auf die Idee kommen. eine parallele Autobahn von Zürich 
nach Bern zu bauen? 
3. Er ist staatspolitisch sehr bedenklich. denn die Realisierung 
dieses Prinzips hätte zur Folge, dass wir nicht mehr zum 
Grundsatz der dezentralen Besiedlung und der gleichmässi­
gen Versorgung stehen würden. 
Ich meine. dass er auch verfassungsrechtlich nicht unproble­
matisch 1st. wenn wir Artikel 36 unserer Verfassung lesen. Was 
er will. haben wir mit dem Grundsatz der Zusammenarbeit. der 
KooperatiOn mit Dritten, der Wirtschaft. erreicht. Das ist doch 
die helvetische Lösung! 
Der Antrag Burkhart 1st noch viel schlimmer. viel gefährlicher. 
In den vorhergehenden Bestimmungen bekennen wir uns 
zum NetzmonopoL Der Antrag Burk hart würde nichts anderes 
bedeuten, als eine Aufhebung dieses Grundsatzes. Es wäre 
ein völliger Bruch der Konzeption dieses Gesetzes. So geht 
das nicht! Herr Burkhart anerkennt offensichtlich nicht das. 
was wir in Artikel 18 beschlossen haben. Mit dieser Lockerung 
würden wir nicht nur die PTI entscheidend treffen. sondern 
auch die Rand- und Berggebiete. In den dünn besiedelten Ge­
bieten gibt es keine Kabelgesellschaften. Sie beschränken 
sich auf die Zentren und picken sich tatsächlich nur die Rosi­
nen heraus. Die besseren Gebiete, die rentabelsten, würden 
privatisiert. nach dem Schlagwort: Privatisierung der Gewinne 
und Sozialisierung der Verluste. Dafür hat uns das Schweizer­
volk nicht gewählt. 
Für das Beispiel. das Herr Burkhart erwähnt. gibt es eine Lö­
sung: Die Kooperation mit den Kabelgesellschaften. wie sie in 
Artikel 18 verankert ist. Wir können es dabei belassen. 
Deshalb bitte ich Sie. beide Anträge abzulehnen. 

Nebiker: Herr Columberg hat bei seinem Anrufen aller Oberin­
stanzen etwas vergessen: Er müsste eigentlich auch die Euro­
päische Menschenrechtskonvention anrufen. die bei diesem 
schwerwiegenden Problem noch in Betracht gezogen werden 
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soll! Gehen wir doch zurück zu den Realitäten. Der von uns 
gewählte Bundesrat ist für die PTI verantwortlich. Wir selbst 
haben die Oberaufsicht auch über die PTI. Nun wollen Sie die­
sem Bundesrat. der gleichzeitig für die PTI verantwortlich ist. 
nicht zutrauen. dass er in der Lage ist. jemandem eine Netz­
konzession zuzuteilen. wo das vernünftig 1st. Der Bundesrat. 
den wir selbst wählen. 1st doch nicht so einfältig, dass er seine 
eigene PTI desavouieren wird. sondern er wird seinen 
nen Laden hüten. bevor er eine Fernmeldekonzession an ei­
nen Dritten erteilt. Man kann ihm doch die Kompetenz nicht 
nur für nebensächliche Netze zuteilen. sondern man soll ihm 
soviel vertrauen. dass er in der Lage 1st. dort eine Konzession 
an einen Dritten zu wo es sinnvoll und zweckmässig ist 
und wo seine eigene PTI und ihr Leistungsauftrag nicht tan-

werden. Es geht nicht um Randgebiete. 
ist völlig unbestritten. dass diese Versorgung gewährleistet 

werden muss. Es kann hier auch nicht um den Schutz von Mo­
nopolen gehen. Die gleichen Leute. die hier für das Monopol 
der PTI eintreten. verketzern Monopole in der Wirtschaft. zu 
Recht. Aber plötzlich ist jetzt hier ein Monopol das einzig Selig­
machende. Das geht doch nicht! Auch hier muss ein vernünfti­
ger Wettbewerb stattfinden. um so mehr. als dieser unter der 
wohlgemeinten Obhut des Bundesrates stattfindet. Diese Ge­
fahren. die heraufbeschworen werden. drohen ganz sicher 
nicht. Es geht nicht um das Hüten von Monopolen. sondern 
darum. dass die Telekommunikation in unserem Lande opti­
miert werden kann. zu unser aller Nutzen. auch zum Nutzen 
Herrn Columbergs. zum Nutzen der Randgebiete. 
Ich bitte Sie also. mindestens der kleinen Oeffnung im Sinne 
der Kommissionsminderheit Frey Walter zuzustimmen. 

Bonny: Ich möchte konsequent sein. Bei Artikel 18 habe ich 
den Antrag von Herrn Fischer-Seengen bekämpft und bitte Sie 
nun, auch die Anträge der Kollegen Walter Frey und Burck­
hardt abzulehnen. Man ist in der Tat versucht zu sagen, wie es 
Herr Mühlemann gemacht hat es gehe um Sakrilegien oder 
sakrale Akte. aber vielleicht finden sie sich auf der anderen 
Seite. 
Man behauptet. den Monopolen dürfe nicht nahegetreten wer­
den. Von der Kommissionsmehrheit und vom Bundesrat her 
wurde aber ein Vorschlag gemacht wonach Ausnahmen von 
geringer Bedeutung möglich sind. Offensichtlich ist es doch 
so. dass man jetzt über diese «geringe Bedeutung» hinaus­
gehen will. sonst müsste dieser Antrag nicht gestellt werden. 
Damit wird die Sache problematisch. Man kann nicht einfach 
wie Herr Nebiker sagen: Der Bundesrat wird dann schon ver­
nünftig sein und schauen, dass die Leistungspflicht der PTI 
nicht tangiert wird. Der Begriff «Leistungspflicht» ist nicht ein­
deutig; er 1st interpretierbar. Wo verläuft die Grenzlinie? Dann -
das ist vielleicht auch eine sakrale Ueberlegung kommen die 
gleichen Leute. die. übrigens nicht zu Unrecht. an der Misch­
rechnung der PTI Kritik üben. und finden. es sei durchaus in 
Ordnung, wenn die PTT das. was die übrigen unter den Aus­
nahmen nicht ausnützen wollen - weil es nicht rentiert noch 
abdeckt. Wo ist da die Solidarität? 
!eh bin äusserst zurückhaltend bei Staatsaufgaben und Mono­
polen. Aber es gibt Situationen - das muss auch ein Liberaler 
wie ich zugeben wo übergeordnete Interessen zu respektie­
ren sind und wo private Interessen zurückzutreten haben. Vor 
dieser Situation stehen wir heute. Deshalb bin ich für die kon­
sequente Lösung. wie sie der Bundesrat und die Kommissi­
onsmehrheit vorgeschlagen haben. 
Ich bitte Sie daher, beide Anträge abzulehnen. 

Auer, Berichterstatter: Der Bundesrat will. wie erwähnt. nur 
Ausnahmen bei Netzen von geringer Bedeutung. Vielleicht ge­
lingt es dem Ständerat. das etwas treffender zu formulieren. 
Herr Frey Walter ergänzt: «wenn die Leistungsfähigkeit der 
PTI nicht in Frage gestellt wird». Im Prinzip richtet sich sein An­
trag nicht gegen das Netzmonopol. nur will er die Ausnahmen 
etwas grosszügiger gestaltet wissen, nicht etwa durch einen 
Rechtsanspruch. sondern durch eine etwas erweiterte Kom­
petenzzuteilung an den Bundesrat. 
Die Kommissionsmehrheit fand. man dürfe allenfalls einen. 
aber keinesfalls zwei Finger reichen. sonst nehme der Bun-
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desrat möglicherweise die ganze Hand. und sie lehnte daher 
den Antrag Frey Walter mit 10 zu 6 Stimmen ab. Herr Frey Wal­
ter hat ihn als «kleine Maus» bezeichnet. die im dunklen Mono­
pol-Keller etwas Wind erzeuge und dort ein Lichtlein anmache. 
damit es. wie Herr Lanz ergänzte. das Rotkäppchen sehen 
könne. 
Um schon beim Vergleich mit dem Nagetier zu bleiben: Der 

Burckhardt wäre in dieser Kategorie schon ein etwas 
rn~,.,.,,r<>« Nagetier, wenn ich auch im Zusammenhang mit 

meinem lieben Nachbarn nicht gerne von einer Ratte spre­
chen möchte. (Heiterkeit) 
Es ist aber verwunderlich. dass meine Vorredner den relativ 
harmlosen Antrag von Herrn Walter vehement h<>1<,:i,mr,tt 

haben. aber Herrn Burckhardt wenig Federn 
ten. obwohl sein Antrag erheblich weiter geht. Er stellt das 
Konzept des Gesetzes in Frage. nämlich die Abgrenzung zwi­
schen Monopol und Liberalisierung, wie sie in der Kommis­
sion ausgehandelt wurde. 
Formell wäre seinem Antrag beizufügen, dass er sich auf die 
Botschaft des Bundesrates zum Radio- und Fernsehgesetz 
vom 28. September 1987 bezieht Dessen Artikel 2 Absatz 4 ist 
allerdings, im Oktober letzten Jahres. wenigstens vom Natio­
nalrat. gemäss Vorschlag des Bundesrates wörtlich verab­
schiedet worden. Der Antrag widerspricht den Definitionen, 
wie wir sie in Artikel 3 beschlossen haben. Wir wollen mit Arti­
kel 18 die Zusammenarbeit der PTI mit Dritten fördern. aber 
nicht in Artikel 19 einen Rechtsanspruch auf zusätzliche Aus­
nahmen schaffen. 
Was wären die Folgen? 75 Prozent der schweizerischen Haus­
halte sind bereits verkabelt Wenn nun ein privater Netzbetrei­
ber einen erweiterten Dienst anbieten will, dann sicher nur, 
wenn das rentabel ist Das würde ein Privileg zugunsten der 
Agglomerationen und die Benachteiligung der Berggebiete 
bedeuten, wie Herr Columberg darlegte. Der Verfassungsauf­
trag gemäss Artikel 36 würde zumindest in Frage gestellt 
Ernst Mühlemann hat. wie schon oft, in die Zukunft geschaut! 
(Heiterkeit) Wenn die geplanten Stufen des «Swissnet» ver­
wirklicht sein werden und wir über eine totale Digitalisierung 
verfügen. werden Sie im Haushalt nicht nur das Telefon, das 
Teleshopping, den Computer und möglicherweise noch ein 
Gerät. das Ihnen automatisch die Eier in die Pfanne schlägt, 
am gleichen Stecker anschliessen können, sondern auch Ra­
dio und Fernsehen. 
Wenn die Digitalisierupg voll und überall verwirklicht sein wird, 
dann werden. mindestens volkswirtschaftlich gesehen. die be­
stehenden übrigen Netze wohl grösstenteils überflüssig. Herr 
Mühlemann sprach in diesem Zusammenhang - mit Blick auf 
den Präsidenten-. von «Telematiknetzen». Das ist. in die Zu­
kunft gerichtet, richtig. Freilich werden bei totaler Digitalisie­
rung vermutlich auch der Grunddienst und die erweiterten 
Dienste zusammenwachsen und kaum mehr zu unterschei­
den sein. Ich hoffe allerdings, dass deswegen nicht eine Ge­
setzesrevision notwendig sein wird. 
Die Kommission hat den Antrag von Herrn Burckhardt nicht 
behandelt Da er aber dem Gesetzeskonzept total widersprä­
che. hätte sie ihn mit grösster Wahrscheinlichkeit ziemlich 
deutlich abgelehnt, so dass ich Sie einladen muss, dasselbe 
zutun. 

M. Caccia, rapporteur: Je prends la parole afin d'ajouter quel­
ques remarques en fran<;:ais a la suite de ce long debat en alle­
mand. 
M. Frey Walter propose d'etendre les exceptions au-dela de ce 
qui est prevu par le Conseil federal et la commission. c·est­
a-dire aux cas peu importants, meme lorsqu'ils ne mettent pas 
en question le devoir de prestations des PTI. MM. Lanz et 
Bonny ont deja fait allusion a cette situation. Si l'on confronte 
les deux elements: «peu importants» et «lorsqu'ils ne mettent 
pas en question le devoir de prestations des PTI», il faut en 
conclure. par un raisonnement purement logique, que le 
deuxieme va au-dela du premier. II s·agit donc de reseaux 1m­
portants qui rapporteraient des redevances substantielles aux 
PTI. 
II me semble qu'on ouvre ici une fenetre, mais au debut d'un 
orage ou l'ouverture de la fenetre pourrait aussi permettre au 
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vent de soulever le toit La commission en reste donc ä l'ou­
verture qu eile a pratiquee a l'article 18. c'est-a-dire que la 
voie de la collaboration represente sans doute la meilleure 
marnere de permettre une evolution allant vers la 
du futur. 
La commission, par 10 voix contre 6. a refuse la prc>DC)S1t1on 

Quanta la proposition Burckhardt. eile n·a pas ete tra1tee par 
la commission. Comme v1ent de le rappeler le tro1s 
quarts des economies domestiques su1sses sont reliees 
a un reseau de telev1sion. Si les de ces reseaux 
demandaient de le faire sans concess1on. on peut se deman· 
der quelles seraient encore les de notre pays 
ne sera1ent pas soumises a cette attaque des reseaux 
contre le devoir de prestations des PTI. 
C'est la raison pour laquelle il ne pas d'une 
fenetre, mais bien d'une grande ouverture au mmeu 
orage. Au nom de la majonte de ia commission. je vous invite 
a refuser ces deux propositions d'amendement. 

Bundesrat Ogi: Ich äussere mich zuerst zum Minderhe1tsan· 
trag der Kommission und dann zum Antrag von Herrn Burck· 
hardt 
Die Kommissionsminderheit so habe ich das verstanden 
will vom Netzmonopol abweichen können. Wir haben es 1n der 
Diskussion um Artikel 18 gesehen: Das Netzmonopol soll rela 
tiv flexibel gehandhabt werden. Möglichkeiten für Dritte beste 
hen, sei es in Zusammenarbeit mit den PTI-Betrieben, sei es 
aufgrund einer Konzession. Die hier verlangte Flexibilität wäre 
möglich. Weiter wollte der Bundesrat in seiner Botschaft vorr 
7. Dezember 1987 nicht gehen. 
Bedenken Sie, dass das Netzmonopol die Grundlage für die 
gleichmässige Grundversorgung der ganzen Schweiz mil 
Fernmelde-Dienstleistungen darstellt. Was für Zürich gelter 
soll, soll auch für das Kandertal gelten, und was für Bern gilt 
gilt auch für das Entlebuch. Das Kriterium, die Leistungspflich· 
der PTI-Betriebe in Frage zu stellen, ist in der Praxis seh1 
schwer anwendbar. Es müsste selbstverständlich rechts 
gleich angewendet werden. Ab welchem Zeitpunkt könnte 
man dann keine Ausnahmen vom Netzmonopol mehr gestat 
ten? Das ist eine zentrale Frage. 
Dem berechtigten Anliegen der Kommissionsminderhei, 
konnte so empfindet es der Bundesrat in diesem Antr'1g ZL 

Artikel 18 der Kommission ein wenig oder weitgehend - es 1s: 
wie mit dem Glas Wasser: für die einen ist es voll, für die ande 
ren halbleer - Rechnung getragen werden. Die Zusammenar 
beit mit Dritten 1st also unter besonderen Gegebenheiten mög 
lieh. 
Der Bundesrat hat in der Botschaft bereits dargestellt, wie e1 
die Ausnahmen im Artikel 19 zu regeln gedenkt. So wurdE 
auch ausgeführt. was mit Netzen von geringerer Bedeutun~ 
gemeint ist: Netze. die entweder keiner grösseren fernmelde 
polizeilichen Einflussnahme bedürfen oder von geringer wirt 
schaftlicher Bedeutung sind. 
Die Kommissionsminderheit geht hier eindeutig weiter. Mit ih 
rem Vorschlag würde die Netzhoheit der PTI einfach zu star~ 
relativiert. Denken Sie auch an ein technisches Problem. näm 
lieh an die notwendige Frequenzkoordination für Funknetze 
Um diese gewährleisten zu können, ist ein Konzessionssy· 
stem von Vorteil. Das sieht das Fernmeldegesetz vor. 
Im übrigen war das Netzmonopol in seiner Ausgestaltung irr 
Fernmeldegesetz bisher weitgehend unbestritten. Es ist Tei1 
des Kompromisses der Studienkommission und wurde in der 
Vernehmlassung auch unterstützt. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, den Minderheitsantrag abzuleh· 
nen. 
Herr Nationalrat Burckhardt will in die Ausnahme auch noch 
Kabelnetze einschliessen. Alle Argumente, die gegen den An· 
trag der Minderheit sprechen. gelten auch für die Ablehnung 
seines Antrages. Die Radio- und Fernsehkabelnetze sind Ge· 
genstand des Radio- und Fernsehgesetzes. Ihre Nutzung is1 
dort zu regeln. Diese Netze dienen der Massenkommunika· 
tion. Seim Fernmeldegesetz handelt es sich eben um ein an· 
deres Paar Schuhe als das Paar, über das wir heute sprechen. 
Das Netzmonopol im Fernmeldewesen hat seinen Grund. Wir 
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haben dies im Artikel 18 ausführlich diskutiert. Darum lehnen 
wir auch den Minderheitsantrag der Kommission ab. 
Für den Antrag von Herrn Nationalrat Burckhardt gilt das glei­
che. Es geht nicht an. hier einfach punktuell eine Ausnahme 
vorzusehen. Unter dem Vorwand des Baus von Kabelnetzen 
könnte das Netzmonopol völlig untergraben werden. Aber wir 
haben es bereits gesagt: Möglichkeiten für die Zusammenar­
beit im lnfrastrukturbereich bestehen. Wir verweisen auf die 
Grundsätze der Zusammenarbeit in Artikel 18 Absatz 2. Man 
wird zusammen sprechen müssen. und die Gemeinden wer­
den zusammen mit den Interessenten ich denke hier an die 
PTT. an die Kabelnetzbetreiber- eine Lösung suchen müssen. 
Der von Herrn Burckhardt stellt das Konzept und die 

des auf den Kopf. Ich 
rl,:,~hi~lh auch diesen Antrag abzulehnen. 

Abstimmung Vote 

Abs. 1 -Al. 1 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Burckhardt 

Abs. 2-AI. 2 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 20. 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 21 bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Fernmelde-lnstallationskonzession 
Wortlaut 

92Stimmen 
38Stimmen 

79Stimmen 
73Stimmen 

Für das Erstellen von Hausinstallationen erteilen die PTT­
Betriebe Konzessionen. Die Artikel 22 bis 26 gelten sinnge­
mäss. 

Art. 21 bis (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Concession d'installation de telecommun1cations 
Texte 
L Entreprise des PTT octroie des concessions pour l'etablisse­
ment d'installations interieures. Les artictes 22 a 26 s·appli­
quent par analogie. 

Auer, Berichterstatter: Damit es etwas schneller geht, be­
handle ich jetzt gerade drei der nächsten zehn Artikel. die neu 
oder geändert sind. 
Artikel 21 bis Fernmelde-lnstallationskonzession: Die Kommis­
sion schlägt hier eine Ergänzung vor. In der Botschaft wird 
zwar erwähnt. dass Private das Recht erhalten können, Instal­
lationsarbeiten am Netz der PTT auszuführen, auch Hausin­
stallationen; doch fehlt die Rechtsgrundlage im Gesetz. 
Bereits heute müssen Hausinstallationen nicht durch die PTT 
erstellt, es können hierfür konzessionierte Installateure beige­
zogen werden. Es ist in derVollziehungsverordnung festzuhal­
ten. wer eine Fern melde-Installationskonzession erhalten darf 
und ob hierfür, z. 8. in den Grenzgebieten, ausländische Un­
ternehmer zu berücksichtigen sind. Auch hier wird möglicher­
weise EG-Recht zu beachten sein. Für die Installation von Net­
zen, die vom Monopol ausgenommen sind, braucht es keine 
Konzession und auch keine Konzessionäre. also auch nicht 
für die sogenannte «lnhouse communication». 
Artikel 20. 21, 22: keine Bemerkungen. 
Artikel 23 (Erteilung und Verweigerung der Konzession): Die 
erste der vorgeschlagenen Aenderungen ergibt sich aus den 
neuen Begriffsdefinitionen in Artikel 3. die zweite entspricht 
materiell den in Artikel 11 und 12 bereits zuvor beschlossenen 
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Aenderungen. Eine analoge Anpassung ist in Artikel 25 vorzu­
nehmen. Die möglichen Gründe von Konzessionsverweige­
rungen werden in der Botschaft des Bundesrates eingehend 
dargelegt. Konzessionsbewilligungen, -verweigerungen oder 
-widerrufe sind justitiabel. Es besteht ein Rechtsanspruch dar­
auf; eine Verweigerung kann auf dem Wege des Verwaltungs­
verfahrens angefochten werden. 
Wir haben die Frage geprüft, ob nicht auch bei den Konzessi­
onserteilungen die Fernmeldekommission gernäss Artikel 
35bis werden sollte. Dies wäre aber kaum prakti-
kabel. da jährlich wie schon - Tausende 
von Konzessionen zu erteilen haben. 
In den Konzessionsvorschritten. die gemäss Artikel 26 vorn 
Bundesrat zu erlassen sind. sollte im übrigen möglichst klar 
umschrieben werden. unter welchen Umständen Konzessio­
nen erteilt. verweigert und widerrufen werden können. 
Zu den Artikeln 24. 25, 26: keine Bemerkung. 
Artikel 28 ganz kurz: Nachdem wir bei den Begriffsdefinitionen 
in Artikel 3 Buchstabe a Nachrichten als Informationen defi­
niert haben, die von Menschen oder Maschinen bestimmt 
sind, wird Artikel 28 obsolet. Er kann daher ersatzlos gestri­
chen werden. 

M. Caccla, rapporteur: II n'y a aucune remarque a propos de 
r article 20 et de la premiere partie de I 'article 21. Votre commis­
sion a propose un cornplement. l'article 21 bis qui concerne ta 
concession pour les installations interieures. Le rnessage du 
Conseil federal parte deja des prives qui ont le droit de faire ces 
installations a l'interieur des maisons mais il n'y avait pas de 
base iegale etablie pour octroyer la concession. C'est donc 
cette proposition que vous fait la commission. II faudra evi­
demment definir dans l'ordonnance d'application qui a le droit 
d'avoir une teile concession. Dans les regions frontalieres 
pourrait se poser le probleme d'octroyer des concessions 
meme a des entreprises d'installation etrangeres. Evidem­
ment. ceux qui installent des reseaux qui sont soustraits au 
monopole des PTT. des reseaux qui font donc partie des ex­
ceptions de l'article 19. ne necessitent pas de concession. 
A l'article 22, pas de remarques. A l'article 23, votre commis­
sion vous propose quelques modifications. L'une decoule de 
la modification de la definition de l'article 3. la seconde c'est 
aussi une modification que nous avons deja apportee aux arti­
cles 11 et 12 et qui devra encore etre apportee ä l'article 25. II 
laut rappeler que soit les concessions soit le refus de conces­
sion. soit la revocation de concession. sont des decisions su­
Jettes a recours par la voie de la procedure administrative. 
Aux articles 24 a 27. il n'y a pas de remarque. En ce qui con­
cerne l'article 28. soit le contr61e des declarations pour les con­
cessions. apres que l'on a modifie a l'article 3 les definitions a 
la lettre a. ce qui etait propose a l'article 28 devient obsolete et 
il laut donc sirnplement biffer cet article. 

Angenommen - Adopte 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 23 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

.. mit dem Grunddienst nicht .... 
Abs. 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 

a ..... 
b. wichtige betriebliche Gründe es erfordern. 

Art. 23 
Proposition de Ja commission 
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Al. 1 
.. . si le service de base .... 

Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 

a .. 
b. Lorsque d'importants motifs lies ä l'exploitation 

Angenommen Adopte 

Art. 24 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 

a ... .. 
b .... . 
c. wichtige betriebliche Gründe es erfordern. 
Abs.4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.25 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 

a ... .. 
b ... .. 
c. D'importants motifs lies ä l'exploitation l'exigent 
Al.4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 26, 27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm1ssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de la comm1sslon 
Bitter 

Angenommen -Adopte 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Auer, Berichterstatter: In Artikel 29, einem der schwierigsten, 
wird zwar nach Auffassung der Kommission nichts geändert. 
Ich habe aber deren Auftrag, seine Auslegung darzulegen. 
Wir betreten hier ein drittes Mal das heikle - teils mit Minen ge­
spickte - Feld der Liberalisierung, nämlich die Liberalisierung 
im Bereich Privatwirtschaft/PTT. aber auch Liberalisierung im 
Hinblick auf den EG-Binnenmarkt und unsere allfällige Teil­
nahme am EWR. Artikel 29 war Gegenstand längerer Beratun-
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gen Ihrer Kommission, der Anhörungen und zahlreicher Ein­
gaben . 
Wessen Monopol oder wessen Schutzmassnahmen in 
gestellt und wer zusätzlichem Wettbewerb ausgesetzt 
wehrt sich aus verständlichen Gründen allemal. Es bestehen 
hier offensichtliche Interessengegensätze. Das Gesetz sucht 
ihnen Rechnung zu tragen. 
Artikel 29 ist eine ne1·se1ts-ande1·enserts-t:le:,t1 
seits postuliert sie in Absatz 1 eine Art Generalklausel Libe-

"'"'"'"''m,or,::,n1s,no,n können von PTT und Dritten 
angeboten werden). andererseits schrankt Absatz 2 dies wie­
derum ein. Der Bundesrat kann «im Interesse des Landes» 
oder der den PTT das 
überlassen. Mit Artikel wird die frühere Ordnung auf 
Kopf gestellt: Nicht das Monopol der PTT bei den Teilnehmer­
anlagen wird an erster Stelle genannt; grundsätzlich soll Kon­
kurrenz herrschen. 
Wir sagten «frühere Ordnung». Die Zeiten. als es nur Telefon. 
Telegramm und Telex gab, alles ausschliessiich von den PTI 
angeboten. sind längst vorbei. Im Bereich der Endgeräte ist in 
den letzten Jahren bereits vieles liberalisiert worden. Die Kun­
den können heute im freien Handel Telefon-Zweitapparate, 
sämtliche Telematik- sowie Datenüberm1ttlungs-Endgeräte, 
Videotex-Geräte, Telefonanrufbeantworter, Modems bei Miet­
leitungen und anderes mehr erwerben. Den PTT verblieben 
sind Ersttelefon- und Telexapparate. die Teilnehmervermitt­
lungsanlagen sowie die Modems bei Wählleitungen. 
Die vorgesehene Liberalisierung auch bei den Endgeräten 
soll «evolutiv», Schritt für Schritt. und geordnet weitergeführt 
werden. Angestrebt werden zwar offene Märkte; aber uner­
wünschte Struktureinbrüche sollen vermieden werden. 
Zwischen zwei Interessengruppen ist abzuwägen. Wir haben 
zum einen die Anliegen der schweizerischen Fernmeldeindu­
strie zu berücksichtigen, einer High-Tech-Branche mit gros­
sem Wachstums- und Innovationspotential, die über 20 000 
Menschen beschäftigt Sie stand lange Zeit quasi unter Hei­
matschutz, weil nur ihre Produkte zugelassen waren. Noch 
1988 gingen 65 Prozent ihrer Lieferungen 1n der Schweiz an 
die PTT. 
Einschränkungen des Wettbewerbs regen bekanntlich nicht 
gerade dazu an. neue Produkte auf den Markt zu bringen. Die 
ausländische Fernmeldeindustrie machte rasante Fortschritte 
und überholte die unsere. 
Teilweise ist der Rückstand auch die Folge der riesigen For­
schungs- und Entwicklungsaufwendungen, die spektakuläre 
Erneuerungen 1n der Telekommunikation voraussetzen, zum 
Beispiel die Umstellung von der Analog- auf die Digitaltechnik. 
Die Entwicklung der heute in Europa bestehenden sieben ver­
schiedenen Vermittlungssysteme kostete Je rund 1,5 Milliar­
den Franken. Es geht also um Milliardenbeträge, die über die 
Möglichkeiten von schweizerischen Klein- und Mittelbetrieben 
hinausgehen. 
Dazu kommt. dass unser Land auch auf anderen Gebieten der 
Telekommunikation und Informatik nicht Schritt gehalten hat 
Dank Lizenzabkommen mit leistungsfähigen ausländischen 
Unternehmen konnte unsere Fernmeldeindustrie den Rück­
stand aufholen und 1st heute - zumindest qualitativ - der inter­
nationalen Konkurrenz ebenbürtig. Sie hat auch eigene Inno­
vationen verwirklicht und durch Fusionen versucht, ihre Stel­
lung zu verbessern. 
Die Schweizer Fernmeldeindustrie kann aber nicht von heute 
auf morgen voll dem eisigen Wind der internationalen Konkur­
renz ausgesetzt werden. Sie braucht noch eine gewisse Zeit 
Schutz und daher eine Anpassungsfrist. Ihre Vertreter wissen 
und haben dies auch in den Hearings betont, dass ihre Bran­
che allenfalls kurzfristig vom Protektionismus profitieren kann. 
nicht aber langfristig. Wegen des kleinen Schweizermarktes 
ist sie auf Exporte angewiesen. Diese machen heute 30 Pro­
zent der Umsätze aus. Die Oeffnung der Grenzen liegt daher 
auch in ihrem Interesse. Dies muss Jedoch Schritt für Schritt 
erfolgen und auf Gegenseitigkeit mit den anderen Ländern be­
ruhen. Schutzmassnahmen dürfen nur so lange gewährt wer­
den, bis auch die anderen ,hre Tore öffnen und in bezug auf 
die Wettbewerbsvoraussetzungen die Spiesse gleich lang 
sind. 
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Die Liberalisierung im Telekommunikationsbereich ist schon 
seit langem weltweit zu einem Politikum geworden. Die EG for­
dert sie seit Jahren. Der Binnenmarkt 1992 sieht Liberalisie­
rung bekanntlich auch beim öffentlichen Beschaffungswesen 
vor. dabei auch für die Milliardeneinkäufe der PTT-Verwa!tun­

Noch heute werden jedoch 90 Prozent des Femmetde-
in Europa aus den inländischen An-

Wird die Liberalisierung 1m öffentlichen Be-
mcJsvve~;en Wirklichkeit. muss sich auch unser Land an-

also m Absatz 1 die leuchtende Farbe der Libe-
m 2 aber die weniger schöne des in 

nach wie vor nerrschenden Protektionismus. Mit der weiteren 
1m Interesse des Landes vorläufig zuzuwarten. 

Absatz 2 Bundesrat die Kompetenz. 
Ausdruck «im Interesse des Landes» tönt etwas sakral und 

pathetisch. Ihre Kommission hat versucht, ihn zu ersetzen, ist 
jedoch nicht fündig geworden. Man könnte statt dessen «Si­
cherheitsinteressen» oder «volkswirtschaftliche Interessen» 
anführen, was Jedoch auch nicht voll befriedigt. Unter dem 
Vorwand von Sicherheitsmassnahmen sind andernorts, wie 
Sie wissen, zum Teil ziemlich ominöse protektionistische 
Massnahmen ergriffen worden. 
Der Ausdruck «im Interesse des Landes» bezieht sich hier pri­
mär auf die schweizerische Fernmeldeindustrie, schliesst aber 
auch Bedürfnisse der Gesamtverteidigung mit ein. Dabei ist 
zuhanden der Materialien festzustellen, dass die Komoetenz 
nicht im Sinne einer «Käseglocke» oder in der Art des früheren 
Uhrenstatutes ausgelegt werden darf. 
Nun zur entgegengesetzten Interessengruppe: Nicht vorteil­
haft war das frühere Monopol von PTT und einheimischer In­
dustrie für unsere Gesamtwirtschaft Unsere Industrien und 
Dienstleistungsunternehmen waren noch bis vor wenigen 
Jahren gezwungen. Geräte anzuschaffen, die dem Stand der 
Technik längst nicht mehr entsprachen. Sie sind zwar auch 
heute noch nicht frei, können sich jedoch auf dem Inlandmarkt 
dank der erwähnten Lizenzabkommen mit modernem Material 
eindecken. 
Wir haben einleitend die grosse Bedeutung der Telekommuni­
kation für die Wirtschaft unterstrichen. für die Industrie, die 
Dienstleistungen, aber auch für die öffentliche Verwaltung. Er­
innert sei daran, dass über 55 Prozent aller Beschäftigten in 
der Schweiz direkt oder indirekt von der Telekommunikation 
abhängen. Der Gesamtwirtschaft muss auch hier die neueste 
Technik zur Verfügung stehen. Sie muss sich auf den mono­
polfreien Verkauf von Teilnehmeranlagen und auf eine tun­
lichst klare Abgrenzung von Markt und Monopol verlassen 
können. 
Eine letzte Bemerkung: Neben den Interessen des Landes 
sieht Absatz 2 als zweites Kriterium der Intervention die Ueber­
mittlungssicherhe1t vor. Da auf dem Weltmarkt Produkte ziem­
lich unterschiedlicher Qualität angeboten werden. müssen 
technisch minderwertige Teilnehmeranlagen ferngehalten 
werden können. denn solche beeinträchtigen die Telekommu­
nikation als Ganzes und können die Dienstleistungsqualitäten 
der Netze stören. Deshalb sollen auch strenge Zulassungsvor­
schriften erlassen werden. Wir werden im nächsten Abschnitt 
darauf zurückkommen. 
Bevölkerung und Wirtschaft haben alles Interesse daran, dass 
die anerkannterweise hohe Qualität unserer Fernmeldedien­
ste nicht beeinträchtigt wird. Doch darf das Argument der 
Uebermittlungssicherheit nicht für protektionistische Mass­
nahmen missbraucht werden. 
Da es sich bei Artikel 29 um einen politisch und wirtschaftlich 
recht sensitiven Bereich handelt, möchten wir - wie schon der 
Bundesrat - der in Artikel 35bis (Buchstabe d) vorgesehenen 
Fernmeldekommission ein Mitspracherecht einräumen. 
Artikel 29 gibt dem Bundesrat ein Instrument der Handelspoli­
tik in die Hände. Ein weiteres, das gegen bestimmte Praktiken 
des Auslandes eingesetzt werden kann, ist in Artikel 35 Absatz 
2 Buchstabe b vorgesehen. 

M. Caccia, rapporteur: L'article 29 propose la liberalisation 
des installations d'usagers. Toutefois, le projet de loi men­
tionne la possibilite de limitation par le Conseil federal dans 

9· N 

65 

l'interet du pays et de la securite de la transmission. Nean­
moins. le prem1er princ1pe qw est affirme se rapporte a la li­
beralisation, C est-a-dire a la poss1bilite donnee aux PTT au a 
des tiers de fournir les installations d'usagers. 
Par interet du pays. on entend, soit les interets de la defense 
ni>11Ar:;:ili> so1t ceux de l'industne qui a une importance consi­

notre pays et qu 'i! taut soutenir jusqu a un certain 
point dans sa lutte contre la concurrence internationale. Notre 
industrie a montre est en train de cho1sir des c:tr::.t<>ni~"'' 

qui devraient l'amener a pouvoir renforcer. ou du moins sauve-
ses dans ie cadre de la concurrence mterna-

11 taut tout de rappeler que les limites actue!les du mo-
nopole des dans le domatne des Installations d'usagers 
sont tres courtes puisque le monopole se rapporte seule­
ment au premier telephone. eventuellement aux centrales de 
commutation privees et aux equipements de telex. 
Je souligne que la reciproc1te, dans le secteur de la concur­
rence a l'echelon europeen essentie!lement, n'est pas encore 
suffisamment octroyee. Le Livre vert est une belle profession 
de foi a laquelle nous souscrivons, ma1s l'application des prin­
cipes qu'il contient ne va pas de soi. 
Etant donne la difficulte de la definition des domaines ou pour­
rait encore eventuellement etre maintenu un monopole des 
PTT. notre commission a prefere charger la desormais fa­
meuse Comm1ssion des telecommunications. creee dans le 
cadre de l'article 35bis de cette loi. d'exammer de fa<;on con­
suitative ce domaine tres delicat du point de vue politique. 
Vous verrez que d'autres articles touchent les aspects les plus 
delicats de la politique exterieure de la Suisse. Nous y rev,en­
drons plus tard, lorsque nous parlerons de l'article 35, alinea 
2. lettre b en particulier. 

Angenommen - Adopte 

Art. 30 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de la commission 
Bitter 

Auer. Berichterstatter: Ihre Kommission will einer Fernmelde­
kommission mehr Befugnisse einräumen, als vom Bundesrat 
in Artikel 30 vorgesehen ist. Sie widmet der Fernmeldekom­
mission deshalb ein besonderes Kapitel. Wir werden bei Arti­
kel 35bis darauf zurückkommen. Artikel 30 ist daher ersatzlos 
zu streichen. 

Angenommen Adopte 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -- Adopte 

Art. 32 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.. ... wenn sie von der vom Bundesrat bezeichneten Behörde 
zugelassen worden sind. 
Abs. 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 32 
Proposition de la comm,ssion 
Al. 1 

. que Si elles ont ete agreees par l'autonte designee par le 
Conseil federal. 
Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Art. 33 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
... dabei den Anliegen des Datenschutzes und des internatio­
nalen. 
Abs.2 

zum Entwurf des Bundesrates 

die der Vermittlung von Nachrichten dient. 
muss ein akustisches aussenden, wenn ein 
fremdes Gesoräch über Anlage mithört. 

Art. 33 
Prc>pc1s1tton de la commission 
Al. 1 
. .. . eile tient campte des imperatifs de la protection des don­
nees et des normes techniques internationales. 
Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 (nouveau) 
Une installation d'usagers servant ä la commutation de mes­
sages doit emettre un signal acoustique lorsqu'une personne 
ecoute une conversation entre tiers au moyen de cette installa­
tion. 

Art. 34 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Teilnehmeranlagen werden zugelassen. wenn .... anhand des 
Prüfberichts einer anerkannten Prüfstelle nachweist. dass .... 
Abs.2 

a. die Anerkennung ausländischer Prüfstellen. Prüfberichte 
oder Zulassungen vorsehen: 
b. die Zulassungsbehörde anweisen .... 

Antrag Nabholz 
Abs. 1 
Teilnehmeranlagen werden zugelassen. wenn der Gesuch­
steiler anhand des Prüfberichts einer anerkannten Prüfstelle 
oder eines Konformitätszeugnisses des Herstellers nachweist. 
dass .... 
Abs. 2 
Der Bundesrat regelt die Anerkennung von Prüfstellen. das 
Prüf- und das Zulassungsverfahren sowie die Anforderungen 
an das Konformitätszeugnis des Herstellers. 

Art. 34 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Des installations d'usagers sont agreees s1 le requerant pro­
duit un rapport d'un laboratoire d·essa1s reconnu. etablissant 
qu·elles sont conformes aux specifications techniques. 
A/.2 

a. Prevoir la reconnaissance de laboratoires d·essais. de rap­
ports d'essa1s ou d'agrements etrangers; 
b. Exiger de l 'autorite l'agrement qu 'eile refuse .. 

Proposition Nabholz 
Al. 1 
Des installations d'usagers sont agreees si le requerant pro­
duit un rapport d'un laboratoire d'essais reconnu ou un certifi­
cat de conformite du fabricant, etablissant qu'elles .... 
Al. 2 
Le Conseil federal regle la reconnaissance des laboratoires 
d'essais, \es procedures d'essai et d'agrement ainsi que les 
exigences auxquelles doit satisfaire le certificat de conformite 
du fabricant. 

Auer, Berichterstatter: Ich erläutere die Artikel 32 bis 34 ge­
meinsam. weil zwischen ihnen ein starker Zusammenhang be­
steht und weil wir hier einige wesentliche Aenderungen vorge­
nommen haben. 
Was die Zulassung von Teilnehmeranlagen betrifft, sieht der 
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Bundesrat ein Dreistufenverfahren vor: Die PTT legen die tech· 
nischen Anforderungen fest (Art. 33). Nächste Stufe ist die 
technische Prüfung (Art. 34). Werden die Anforderungen. ge­
stützt auf den Prüfungsbericht. erfüllt, wird die Zulassungs­
bewilligung erteilt (Art. 32 und 34). 
Zu erheblicher Kritik an dieser Regelung Anlass gaben zwei 
Gründe: 
Erstens wird dem Entwurf des Bundesrats die Stel-
lung der PTT zu Sie bestimmen auf allen drei Stufen. 
Bei einer solchen sind sie. bei den Teilnehmeran-

selbst dem Wettbewerb ausgesetzt. 
ner Sache Parte, und Richter. vor­
programmiert. ebenso Konflikte zwischen Prüfstelle und Ent­
scheidungsinstanz. Eine solche Doppel- bis Dreifachrolle des 
grossen Monopolbetriebs ist wettbewerbspolitisch mit der an­
gestrebten Liberalisierung nicht zu vereinen . 
Ihre Kommission will das Dreistufenmodell beibehalten. Bei 
der Prüfung der zweiten Stufe soll jedoch das Kamel nicht 
durch das Nadelöhr der PTT gehen müssen. 
Gemäss unseren Anträgen soll nicht ein Bericht der Prüfungs­
stelle der PTT. sondern ein solcher einer «anerkannten Prüf­
stelle» Voraussetzung der Zulassung sein. Der Bericht muss 
bestätigen, dass die technischen Anforderungen erfüllt sind. 
Die Prüfungen sollen also von einer von den PTT unabhängi­
gen und neutralen Fachinstanz vorgenommen werden. Die zu 
erfüllenden technischen Anforderungen - Stufe 1 sind je­
doch wie heute durch die PTT festzulegen. Dies ist ohne Zwei­
fel Aufgabe des Netzbetreibers. Dieser hat entsprechende 
Pflichtenhefte auszuarbeiten. 
Eine weitere Aenderung schlägt Ihre Kommission bei der drit­
ten Stufe vor: Nicht die PTT sollen über die Zulassung ent­
scheiden, zuständig soll eine vom Bundesrat bezeichnete Be· 
hörde sein. Die Formulierung von Artikel 32 Absatz 1 schliesst 
aus. dass damit die PTT beauftragt werden können. Bei der 
Zulassung handelt es sich um einen justitiablen Verwaltungs­
akt. 
Als Entscheidungsinstanz könnte man sich das aufsichtfüh­
rende Departement vorstellen. Es müssten dafür 5 bis 10 
hochqualifizierte Beamte, vor allem Ingenieure und Informati­
ker, zur Verfügung stehen. Bei den in Artikel 34 Absatz 1 er­
wähnten Prüfstellen - nicht Zulassungsbehörde - könnte es 
sich um eine der Eidgenössischen Materialprüfungsanstalt 
oder dem Eidgenössischen Amt für Messwesen anzuglie­
dernde Stelle handeln. Die Aufgabe könnte auch an einen Drit­
ten delegiert werden, ähnlich jener der Prüfung elektrischer 
Geräte durch den Schweizerischen Elektrotechnischen Ver­
ein. Auch andere Private kommen dafür in Frage. Sie müssen 
die Anerkennungskriterien erfüllen. Wichtig ist. dass die Ho­
mologierung tunlichst speditiv vorgenommen wird. 
Nach den Erfahrungen der PTT. die heute diese Prüfungen 
vornehmen, wäre mit einem Personalbestand von 200 bis 300 
Leuten zu rechnen. Sie haben die Geräte in technischer Hin­
sicht zuhanden der Zulassungsbehörde zu prüfen. Auch bei 
Ausgliederung der Prüfstelle aus den PTT-Betrieben wird 
diese nicht auf eigene Messstellen verzichten können. schafft 
sie doch pro Jahr für über 2 Milliarden Franken Anlagen an, die 
bei der Abnahme zu prufen sind. 
In Artikel 32 Absatz 1 ist von einer Mehrheit von Prüfstellen die 
Rede; er offeriert also Wahlmöglichkeiten. Voraussetzung der 
Zulassung ist jedoch in jedem Fall, dass es sich um eine aner­
kannte Prüfstelle handelt. Das Nähere hat auch hier der Bun­
desrat festzulegen (Art. 32 Abs. 2). Dabei wird auch den Prü­
fungsgebühren Beachtung geschenkt werden müssen. Ist nur 
eine Prüfstelle anerkannt, erhält diese ein Quasi-Monopol, 
sind es mehrere. entsteht Konkurrenz. Der Kunde kann wäh­
len und profitiert vom Wettbewerb, sofern nicht ein Kartell er­
richtet wird. Auch wird festzustellen sein, was und in welchem 
Umfang zu prüfen ist. damit das Gerät nicht in schikanöser 
Weise untersucht wird und dem Gesuchsteller nicht unange­
brachte Kosten erwachsen. 
Anerkannte Prüfstellen können auch ausländische sein. Damit 
kommen wir zum zweiten Grund der beantragten Aenderun­
gen. 
Die Konformität zum EG-Grünbuch 1st hier, bei der Regelung 
der hoheitlichen Aufgaben und den betrieblichen der PTT, im 

michael.tellenbach
Textfeld



6. Februar 1990 N 

Entwurf des Bundesrates nicht gerade koscher. Gleichzeitig 
Mitkonkurrent und Schiedsrichter zu sein, ist nach den vorge­
schlagenen Regeln des EG-Binnenmarktes nicht zulässig. Ei­
nes der wesentlichsten Merkmale des im Entstehen begriffe­
nen Binnenmarktes ist ja die vorgesehene gegenseitige Aner­
kennung von Normen, Sicherheitsvorschriften und Prüfun­
gen. Der Hersteller soll sein Gerät irgendeiner anerkannten 
Prüfstelle in Europa unterbreiten können. Deren Urteil ist von 
allen Ländern zu anerkennen. 
Längerfristig wird niemand mehr gezwungen sein, die Prüfung 
durch eine PTT vornehmen zu lassen. Die Bestrebungen, 
auch das Pn.ifwesen zu liberalisieren, sind deutlich zu erken­
nen. 
Die EG diskutiert zurzeit auch die Frage der Selbstzertifikate. 
Frau Nabholz hat Ihnen dazu einen Antrag unterbreitet. Eine 
noch nicht in Rechtskraft stehende EG-Linie vom Juli 1989, die 
bei den Beratungen Ihrer Kommission noch nicht bekannt 
war. sieht eine «Declaration of Confirmity» vor. Demnach sol­
len auch vom Produzenten in den eigenen Prüflabors durch­
geführte Kontrollen anerkannt werden. Eine solche Delegation 
setzt natürlich das Recht auf Kontrollen voraus. Auch einer sol­
chen Variante sollte das neue Fernmeldegesetz Rechnung tra­
gen. 
Es ist zu hoffen. dass die eingeleiteten Verhandlungen zur Ver­
wirklichung des Europäischen Wirtschaftsraumes EWR dazu 
führen werden, dass bei den gegenseitigen Anerkennungen 
von Prüfungen nicht nur die zwölf EG-Staaten miteingeschlos­
sen werden, sondern auch die sechs der Efta und somit unser 
Land. 
Die Schweiz hat schon vor dem aktuell gewordenen Brücken­
schlag EG-Efta die gegenseitige Anerkennung der Zulassun­
gen im Telekommunikationsbereich in die Verhandlungen der 
Efta eingebracht. Solange aber unser Land nicht der EG bei­
tritt oder nicht via EWR auf Souveränitätsrechte verzichtet, 
bleibt die Zulassung ein rein helvetischer Hoheitsakt. Eine ge­
nerelle gegenseitige Uebernahme von Zulassungen von Land 
zu Land wird im übrigen erst möglich sein. wenn einmal die 
Pflichtenhefte aller beteiligten Länder vereinheitlicht sein wer­
den. 
Der Bundesrat kann bestimmen, inwieweit unsere Zulas­
sungsbehörde ausländische Prüfungen entgegennehmen 
darf oder ob bereits die Vorlage einer ausländischen Zulas­
sungsverfügung genügt, um auch ohne besonderen Prü­
fungsbericht die schweizerische Zulassung zu erhalten. 
Klarstellend zum Prüf- und Zulassungsverfahren sei festge­
stellt. dass Computer- oder Telefonanrufbeantworter als sol­
che im Sinne des Gesetzes nicht zu den Teilnehmeranlagen 
gehören. Ist aber in einem PC ein Modem eingebaut. das Zu­
gang zum Fernmeldenetz ermöglicht - zum Beispiel über Te­
lefon oder Datenanschluss-. unterliegt dieser Teil der Zulas­
sungspflicht. Hingegen fallen alle in Artikel 3 Buchstabe d defi­
nierten Teilnehmeranlagen unter die Zulassungsvorschriften. 
Nur solche Teilnehmeranlagen sind ausgenommen, die nur 
an ein internes Netz angeschlossen werden können. an ein 
Netz. das seinerseits nicht mit dem öffentlichen verbunden ist. 
Wenn man die technischen Anforderungen nur für die Schnitt­
stellen der Teilnehmeranlagen. die an das öffentliche Netz an­
geschlossen werden, beschränken würde. könnte zum Bei­
spiel die Qualität einer Hauszentrale nicht beurteilt und gege­
benenfalls die Ursache einer Störung des öffentlichen Netzes 
nicht eruiert werden. Eine fein säuberliche Trennung zwischen 
Anforderung, Prüfung, Zulassung ist zwar formell möglich, 
technisch aber schwerlich, weil offensichtliche Interdepen­
denzen bestehen. 
Die technischen Anforderungen sind laufend der raschen 
technischen Entwicklung anzupassen, entsprechend auch 
die Prüfungen und Zulassungen. In den Gremien. in denen 
neue technische Normen erarbeitet werden. ist daher eine er­
spriessliche Zusammenarbeit aller Beteiligten erforderlich. 
Sowohl bei der Festlegung der technischen Anforderungen 
(Art. 33 Abs. 2) als auch bei der Regelung des Prüfungs- und 
Zulassungsverfahrens (Art. 34 Abs. 2) soll der Fernmeldekom­
mission gemäss Artikel 35bis ein Mitspracherecht eingeräumt 
werden. 
Dieses neue Verfahren haben wir einstimmig beschlossen, 
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und ich glaube nicht. dass es zu Opposition Anlass geben 
wird. Einstimmig waren wir übrigens immer. wenn wir keine 
Stimmenzahlen nennen. 
Nun vier Bemerkungen zu Bestimmungen, die nicht direkt mit 
dem aufgezeigten Zulassungsverfahren zu tun haben. 
1. Artikel 32 Absatz 1 schliesst eine Rechtslücke, die in den ver­
gangenen Jahren oft zu Diskussionen Anlass gab. Das gel­
tende Gesetz kennt nämlich keine Vorschriften über den Han­
del mit Teilnehmeranlagen; auch solche. die nicht zugelassen 
sind, wie Telefonapparate, Funkanlagen, Spezialempfänger 
zum Abhorchen der Polizei usw., werden eingeführt und ver­
trieben. Nicht der Händler macht sich strafbar - allenfalls we­
gen Gehilfenschaft-, wohl aber der Käufer, der das Erworbene 
verwendet. Auf der einen Seite erhebt derselbe Staat Zölle und 
zieht die Warenumsatzsteuer ein, auf der anderen Seite be­
straft er den Käufer. zieht die zum Teil teuren Geräte ein und 
vernichtet sie. Deshalb die Ergänzung in Artikel 32 Absatz 1: 
Nicht zugelassene Teilnehmeranlagen sollen nicht nur nicht 
erstellt und betrieben werden dürfen. wie bisher. sie sollen 
auch nicht «angepriesen» und «in Verkehr gebracht» werden 
dürfen. 
2. Bei den technischen Anforderungen soll auch den Anliegen 
des Datenschutzes Rechnung getragen werden. Deshalb die 
Ergänzung in Artikel 33 Absatz 1" Allerdings könnten sich die 
angestrebte internationale Harmonisierung der technischen 
Vorschriften. namentlich innerhalb Europas, und die Daten­
schutzerfordernisse in die Quere kommen. Dann nämlich, 
wenn ein Land besonders strenge Datenschutzbestimmun­
gen erlässt, denen die meisten technischen Produkte nicht 
entsprechen. 
Welchem Anliegen ist Priorität einzuräumen? Der Harmonisie­
rung oder dem Persönlichkeitsschutz? Die einzelnen Fragen 
des Datenschutzes können im Fernmeldegesetz nicht gelöst 
werden. Bei den technischen Anforderungen an die Teilneh­
meranlagen soll jedoch - unser Antrag - dem Datenschutz 
Rechnung getragen werden. Dies bedeutet aber nicht, dass 
mit den technischen Anforderungen ein vollständiger Daten­
schutz erreicht werden kann, auch dann nicht. wenn eine 
strengere Formulierung gewählt würde. Es gibt Anliegen des 
Datenschutzes, denen angesichts der Omnipotenz und -prä­
senz der Telekommunikation nicht Rechnung getragen wer­
den kann, weder technisch noch rechtlich. so gerne man dies 
auch täte. 
Ihre Kommission unterstützt das Datenschutzanliegen, weiss 
jedoch um die Schwierigkeiten der Verwirklichung. Sie hat 
deshalb die aufgeworfenen Fragen den beiden parlamentari­
schen Kommissionen unterbreitet, die das Datenschutzgesetz 
beraten. 
3, In Richtung verbesserter Persönlichkeitsschutz zielt der An­
trag auf einen neuen Absatz 3 in Artikel 33, demzufolge Teil­
nehmervermittlungsanlagen ein akustisches Signal aussen­
den müssen, wenn jemand ein fremdes Gespräch über diese 
Anlage mithört oder mithören kann. Die Berechtigung dieses 
Anliegens ist unbestritten. Wenn schon ein Gespräch mitge­
hört werden kann, soll der Mitgehörte dies wissen. Es soll ihm 
durch einen Pieps- oder einen anderen Ton angezeigt wer­
den. 
Obwohl die Vertreter der PTT und des Departementes grösste 
Bedenken geäussert hatten, wurden sie von der Kommission 
beauftragt, einen Textvorschlag auszuarbeiten. Die Verwal­
tung legte in der zweiten Lesung den auf der Fahne stehenden 
Text vor. Ihre Kommission hat ihm stillschweigend zuge­
stimmt. 
An diesen Beschluss der Kommission bin ich als ihr Sprecher 
gebunden. möchte Sie jedoch zumindest auf ein Bedenken 
aufmerksam machen, das seit der letzten Kommissionssit­
zung Mitte August an Aktualität gewonnen hat. Es ist dies die 
Frage der EG-Kompatibilität. auf die bereits im Eintretensrefe­
rat hingewiesen worden ist. Dem Vernehmen nach stellen 
zwar bereits heute Ascom und Siemens Anlagen her. bei de­
nen das geforderte akustische Signal eingebaut ist. Aber es 
besteht bis heute in keinem Land eine Vorschrift, und es ist bis­
her auch nicht in den EG-Richtlinien vorgesehen. ein solches 
Signal vorzuschreiben. Die in guten Treuen vorgeschlagene 
und an sich wünschbare Neuerung könnte daher zu den be-
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re,ts zuvor erwahnten handelspolitischen Schwierigkeiten füh­
ren. 
Der vorgeschlagene Absatz 3 ist eine der Bestimmungen des 

'"'"'""nnon Gesetzes. die vom Zweitrat im lichte unserer Be­
zur EG und im Hinblick auf den geplanten EWR er­

neut zu sein werden. Die Anforderung kann Jeden-
falls nicht von heute auf morgen erfüllt werden. Es ist eine 
Uebergangsfrist von zehn Jahren einzuräumen. wie sie auf der 
Fahne unter Artikel 56bis wird. 
Ein Einbau des ist ziemlich 

Da neuere wie erwähnt zum Teil bereits 
rn1t der Neuerung sind, handelt es sich 
weise nicht unbedingt um einen schwe1zenschen ,nnr1,ort,,11 

4. und letzte Bemerkung: Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe b 
kommt erhebliche handelspolitische Bedeutung zu. Er ist im 
Kontext mit Artikel 29 zu beurteilen. Dort wird eine stufenweise 
Liberalisierung des Marktes für Teilnehmeranlagen ange­
strebt. Hier bei Artikel 34 geht es um das Zulassungsverfahren: 
Der Bundesrat sollte die Zulassungsbehörde anweisen kön­
nen. ein Produkt aus dem Ausland auf unserem Markt nicht 
zuzulassen. falls schweizerische Teilnehmeranlagen dort 
nicht vertrieben werden können oder-wie es 1m Text heisst 
dies «ungerechtfertigt behindert» wird. 
Während Artikel 29 Absatz 2 festlegt, unter welchen Vorausset­
zungen bestimmte Teilnehmeranlagen im Monopol benalten 
werden können, visiert Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe b be­
stimmte Produkte und bestimmte Länder an. Es soll Reziprozi­
tat hergestellt werden. Aufgrund von Artikel 29 kann der Kauf 
eines Produktes aus einem Land. das nicht Gegenrecht hält. 
nicht unterbunden werden. Hingegen kann gestützt auf Arti­
kel 34 - auf einem grundsatzlich liberalisierten Markt interve­
niert werden. 
Es ist der Bundesrat. nicht die Prüfstelle oder die Zulassungs­
behörde. dem hier ein handelspolitisches Instrument in die 
Hand gegeben wird. Er muss entscheiden. wann und wo Pro-

. tektionismus oder eine andere handelspolitische Diskriminie­
rung die helvetische Schmerzgrenze erreicht oder überschrei­
tet und wo er gemäss Artikel 34 zu reagieren hat. Er wird hof­
fentlich nie oder nur selten von diesem Instrument Gebrauch 
machen müssen. 
Denkbar wäre eine ungerechtfertigte Behinderung auch durch 
Dumpingpreise. mit denen ausländische Produzenten auf 
dem Schweizer Markt auftreten. Abgesehen davon. dass 
Dumpingpreise schwer zu definieren sind. wäre der Fall dem 
Wettbewerbsrecht und nicht dem Fernmeldegesetz zu unter­
stellen. 

M. Caccia, rapporteur: Apropos de l'agrement des 1nstalla­
tions d'usagers, je rappelle que trois phases distinctes sont 
adoptees au1ourd'hui-meme par d·autres pays europeens. en 
particulier par la Communaute europeenne. Ce sont les pha­
ses de la spec1fication technrque des mstallations d'usagers. 
la phase d'essa1s. effectuee par un laboratrnre qui realise un 
rapport d'essais sur l'installation comme teile. et la phase de 
decision de l'agrement. La premiere phase de spec1fication 
est de ia competence des PTT. qu1 sont 1es exploitants du 
reseau: 11 y a a1nsi des ra1sons evidentes pour leur donner cette 
competence. Le rapport d'essais peut etre etabli par des labo­
ratoires suisses d'essais reconnus. mais egalement etran­
gers, l'objectif etant de pouvoir utiliser et vendre des installa­
tions d'usagers dans toute l'Europe, avec un seul rapport d'es­
sais. La troisieme phase, celle de la decision d'agrement, doit 
eire adoptee par une autorite d'agrement. separee des PTT, 
qui pourrait etre, pour la Suisse. par exemple, une autorite 
aupres du departement lui-meme. La decision d'agrement est 
une decision justiciable. La Commission des telecommunica­
tions devrait pouvoir jouer un r61e dans la specification techni­
que des installations d'usagers ainsi que dans la definition des 
procedures d'examen pour l'essai et la decision d'agrement. 
On pense meme parvenir a reconnaitre des agrements oc­
troyes par des pays etrangers. 
Au sein de la Communaute europeenne. certaines hypo­
theses ont ete recemment formulees quant a un auto­
agrement de la part des producteurs d'appareils. Ces disposi­
tions ne sont pas encore en vigueur actuellement. 
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En conclusion. je ferai quatre remaroues. En ce qui concerne 
l'article 31, alinea prem1er. il y a une proposition qui comble 
une lacune existante aujourd'hui. celle d'eliminer du marche 
des installations d'usagers non agrementees. Aujourd'hui. il 
est poss1ble de construire et de vendre ce genre d'installations 
s1mplement avec la mention: «pour rexportation». Et l'on sait 
ou vont finir ces appareils, meme pour ecouter les transm1s­
sions de police! 
Apropos de l'article 33. a1inea la comm1ssion estime 
qu il a des qw doivent tenir compte des 1m-

de la des donnees. C'est donc un element 
lci, ii taudra 

la protection des 
donnees pourrait se Europe le nouveau nom du pro-
tectionnisme. On sa1t qu·11 y en ade nombreux. 
A l'article 33, alinea 3. tou1ours en ce qui concerne la protec­
tion de la sphere pnvee. votre commission a accepte. meme 
sans votation. qu'il y ait des dispos1tifs annonc,ant a l'utilisateur 
la poss1bilite d'une ecoute telephonique par l'operateur d'une 
centrale de commutations. par exemple dans les hötels. c·est 
une requete tres raisonnable et. la aussi. il faudra etre attentif a 
ce que la compatibilite europeenne puisse etre garantie par le 
biais de negociations que ies PTT swsses doivent conduire 
avec !es autres PTT europeens. 
La derniere remarque concerne l'article 34. alinea 2, lettre b. II 
est prevu que le Conseil federal ait la possibilite de demander. 
a l'autorite responsable de l'octroi de l'agrement, de refuser ce 
dernier pour des produits qui prov1ennent d'un pays qui met 
des entraves injustifiees aux produits suisses. La requete con­
siste donc a reconnaitre une reciproc1te pour la liberalisation 
totale du marche envers ces pays. 

Art. 32 
Angenommen -Adopte 

Art. 33 

Leuenberger-Solothurn: Ich äussere mich zu Absatz 1 und 
gehe davon aus. dass der Bundesrat diesen Zusatz der ein­
helligen Kommission bekämpfen will. Ich möchte eine Lanze 
brechen für diese Formulierung. wie sie die einhellige Kom­
mission, übrigens auf Antrag von Frau Uchtenhagen. in dieses 
Gesetz aufgenommen hat. 
Meinetwegen mag man sagen: Wenn man bei den techni­
schen Anforderungen festhält. die PTT-Betriebe hätten bei der 
Festlegung der Anforderungen für Teilnehmeranlagen den in­
ternationalen technischen Normen Rechnung zu tragen. und 
aann noch beifügt: " .... und ebenfalls den Anliegen des Da­
tenschutzes .... "· mag man sagen. das sei deklamatorisch 
und habe keine unmittelbare Wirkung. Nachdem wir aber da­
von auszugehen haben. dass 1n diesem Bereich der Telekom­
munikation den Datenschutzerwägungen immer grössere Be­
deutung zukommt. 1st es angezeigt, als Referenzgrösse ne­
ben den internationalen technischen Normen auch Daten­
schutzanliegen aufzuführen. Nicht mehr und nicht weniger 
wollte die Kommission mit dem Antrag Uchtenhagen errei­
chen. 
Der Bundesrat wird wahrscheinlich mit Zielkonflikten argu­
mentieren, die gelegentlich auftreten können. und uns die rhe­
torische Frage stellen: Was wollen Sie machen. wenn die inter­
nationalen technischen Normen den Anliegen des Daten­
schutzes in die Quere kommen? Ich bin zwar der Meinung, 
dass man in der Regel nichts unversucht lässt. was technisch 
möglich ist. Aber ich bin langsam der Meinung, dass es heute, 
wo gewisse Leute auch hier im Saal von staatlichem oder euro­
päischem Gigantismus - wirtschaftlich und politisch - träu­
men. an der Zeit ist. auch Erwägungen anzustellen über den 
Schutz des einzelnen vor diesen entstehenden Giganten. 
Wenn schon dieses ganze als hochtechnisch bezeichnete Ge­
setz ausser diesem Artikel 33 Absatz 1 kein einziges Wort über 
Datenschutz enthält. möchte ich Sie eindringlich bitten. min­
destens diese Referenzgrösse hier stehenzulassen: so wer­
den die PTT-Betriebe bei ihren Tätigkeiten - bei ihrer Arbeit der 
Festlegung technischer Normen - unsere Präferenzen, unsere 
Prioritäten, unsere Anliegen ebenfalls kennen: sie werden 
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nicht im l~rglauben leben. wir als Gesetzgeber seien damit zu­
frieden. wenn den technischen Gegebenheiten und Neuerun­
gen Rechnung getragen wird. 
Ich bitte Sie also eindringlich mit der einhelligen Kommission, 
diesen Begriff des Datenschutzes hier in Artikel 33 Absatz 1 
stehenzulassen. 
Lassen Sie mich zum Schluss meiner Ausführungen noch et-
was Ketzensches sagen: Wenn man hier im Gesetz-

eines souveränen Staates. eine Par-
wir sind. die andauernd mit 

Referenzen auf die Gesetzgebung 
t1onen beeinflussen zu wollen. frage ich mich '"r"'"'"m 
denn diese Gesetzgebung überhaupt noch soll. 1-n'"''"'""'' 
n,f,,,,o,on wir hier als Parlament eines souveränen Staates, 
oder dann sind wir bereits Glied einer supranationalen Organi­
sation und sparen uns diese mühselige Gesetzgebungsar­
beit. wie wir sie heute noch aufgrund bestimmter Gegeben­
heiten besonders mühselig ausgestalten. 
Wenn man schon so «europaverträglich» legiferieren will. ge­
stalten wir mindestens die Abläufe im Vorgehen etwas 
«schwe1zertauglich». Nachdem wir gestern über die Frage der 
Parlamentsreform gesprochen haben. ist das. was wir heute 
bei dieser Gesetzgebung bieten, mehr als eine Karikatur: Was 
sich hier abspielt, ist nämlich mehr als eine Kommissionsbera­
tung. 
Ich bitte Sie. diesen Begriff Datenschutz in Artikel 33 Absatz 1 
unter allen Umständen in diesem Gesetz zu belassen. Es ist 
bloss eine Referenz, aber mindestens das. 

Lanz: Ich kann weiterfahren. und zwar geht es um Absatz 3 
dieses Artikels. Da hat mir ebenfalls der kleine Finger gesagt, 
der Bundesrat wolle diesen Absatz ablehnen, und der Herr 
Kommissionspräsident hat ihn auch nur halbherzig verteidigt, 
obwohl er in der Kommission stillschweigend durchgegangen 
ist 
Um was geht es? Es geht um das Gesprächsgeheimnis und 
um Persönlichkeitsschutz. In Artikel 14 sprechen wir zwar von 
Fernmeldegeheimnis, aber dort ist das Problem des Mithören­
könnens privater Gespräche nicht gelöst. Darum habe ich in 
der Kommission eine Anregung des Schweizerischen Ge­
werkschaftsbundes aufgenommen, welche nach einigen Ge­
burtswehen zu Absatz 3 von Artikel 33 geführt hat. 
Es gibt Telefonvermittlungsanlagen. wo man ohne weiteres 
Gespräche. die einen nichts angehen. mithören kann. Das ha­
ben in letzter Zeit auch die Produzenten solcher Anlagen wahr­
scheinlich als störend empfunden und nun gewisse Signale 
eingebaut. damit die Sprechenden hören. dass Jemand mit­
hört. der mit diesem Gesprach nichts zu tun hat Aber leider 
wird sehr oft da kann ich aus praktischer Erfahrung sprechen 

dieses Signal einfach ausgeschaltet und trotzdem mitgehört. 
Das möchten w,r verhindern: darum dieser Antrag. 
Wer Gespräche mithört-das ist teilweise notwendig-, der soll 
dem Abgehörten mitteilen: Jetzt hört noch Jemand mit. Das 
wäre Anstand. und das ware Gesprachsgehe1mrns. wie wir es 
verstehen. 

Bundesrat Ogi: Ich möchte Sie bitten. sowohl bei Absatz 1 als 
auch bei Absatz 3 von Artikel 33 der Formulierung des Bun­
desrates zu folgen. Zuerst zu Absatz 1: 
In der Botschaft zum Fernmeldegesetz erklärt der Bundesrat, 
welchen Zielen die technischen Anforderungen an Teilneh­
meranlagen entsprechen sollen. Es geht um die Betriebssi­
cherheit der Geräte. des Netzes sowie um die Dienstkompati­
bilität. Die Kommission möchte hier offenbar zusätzlich die An­
liegen des Datenschutzes im Fernmeldegesetz verankern. 
Gleichzeitig ist vorgesehen. dass die technischen Anforderun­
gen den internationalen Normen Rechnung zu tragen hätten. 
Heute sind die technischen Anforderungen der einzelnen Län­
der vielfach noch verschieden. Das ist auf die historisch ge­
wachsenen einzelnen Fernmeldenetze zurückzuführen. Die 
Zukunft sollte aber den international gültigen Normen gehö­
ren. Auf europäischer Ebene sind hier grosse Anstrengungen 
im Gange. Die Schweiz nimmt auch aktiv an diesen Arbeiten 
teil. Herr Kommissionsprasident Auer hat es bereits zum Aus­
druck gebracht: Wir sollten hier keine weiteren Hindernisse 
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aufbauen. und wir sollten darauf achten. dass wir diese Nor­
men auch national anwenden und keine Sonderzüglein fah­
ren. Aus diesem Grunde bitte ich Sie. bei Artikel 33 Absatz 1 
der Formulierung des Bundesrates zu folgen. 
Zu Absatz 3: Hier geht es um das Mithören. Ich möchte Sie 
ebenfalls bitten. dem Bundesrat zu folgen. Der Antrag der 
Kommission hat einen ausgesprochenen Spezialfall im Visier. 
Es geht um Teilnehmervermittlungsanlagen. bei denen man 
uber sie laufende mithören kann. Die Kommission 
möchte. dass im Falle eines solchen Mithörens der Ge­
cn,c:,rhcto,1,~"'t,m,,.r davon mittels eines akustischen In 

gesetzt wird. Es sind also nicht allgemein Femmelde-
sondern nur betroffen. 

Ich Verständnis für das Anliegen der Kommission. aber 
ich muss Sie darauf aufmerksam machen, dass es technisch 
kaum durchsetzbar wäre. eine völlige Mithörsicherheit zu er­
reichen. Neben dieser erwähnten gibt es auch noch andere 
Mithörmöglichkeiten, zum Beispiel Konferenzschaltungen. 
Lautsprecher in der Teilnehmeranlage usw .. die nicht von der 
Einschränkung betroffen wären. Zudem muss ich Sie darauf 
aufmerksam machen, dass die Schweiz einmal mehr riskieren 
könnte, mit dieser Bestimmung ein Sonderzüglein zu fahren. 
Gerade Herr Beat Kappeler vom Schweizerischen Gewerk­
schaftsverbund hat uns ja empfohlen. diese Sonderzüglein 
aufzugeben. Das Ausland stellt nicht unbedingt dieselben An­
forderungen, und damit könnte - wie der Herr Kommissions­
präsident bereits zum Ausdruck gebracht hat - ein techni­
sches Handelshemmms geschaffen werden. Das sollten wir 
jetzt eben nicht schaffen. Wir sollten das vermeiden. und des­
halb bitte ich Sie hier auch mit Blick auf die Anpassung im in­
ternationalen und im europäischen Bereich -. der Fassung 
des Bundesrates zuzustimmen. 

Abstimmung Vote 

Abs. 1-AI. 1 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Art. 34 

96Stimmen 
29Stimmen 

70Stimmen 
45Stimmen 

Frau Nabholz: Da Kollege Bonny so freundlich dazu eingela­
den hat. die Interessenbindungen offenzulegen, tue ich das 
gerne. Man kann ja auch nachlesen. dass ich im Verwaltungs­
rat der IBM Schweiz sitze. 
Mein Antrag hat vor allem zwei Stossnchtungen. Er betrifft ei­
nerseits eine Entlastung des Zulassungsverfahrens und des­
sen Vereinfachung und andererseits die hier schon mehrfach 
erwähnte Anpassung an die Entwicklungen 1m Rahmen der 
EG. Teilnehmeranlagen, die der Zulassungspflicht unterlie­
gen, müssen auf ihre Uebereinstimmung mit den technischen 
Anforderungen überprüft werden. Dazu sieht Artikel 34 eine 
Prüfstelle vor. Im Zusammenhang mit den eben beschlosse­
nen, vorangehenden Artikeln bedeutet das, dass für die Zulas­
sung ein dreistufiges Prozedere vorgesehen ist: die Festle­
gung der technischen Anforderungen durch die PTI. die Prü­
fung durch die anerkannte Prüfstelle und die Zulassung. 
Dieses Verfahren wird von mir nicht bestritten. Man muss sich 
aber bewusst sein, dass es zeitaufwendig, kompliziert und 
auch mit hohen Kosten verbunden ist. Der Bundesrat hält 
selbst auf Seite 48 seiner Botschaft fest, dass die Prüfung rela­
tiv grosse technische und personelle Mittel erfordere. Und er 
fährt fort. dass die Prüfstelle der PTI-Betriebe über diese Mittel 
verfüge. 
Nun ist aber gemäss Antrag der Kommission das Konzept ge­
ändert worden. Man will die Prüfung einer unabhängigen In­
stanz übertragen. Wenn aber eine unabhängige Prüfstelle, die 
ich begrüsse, zuständig ist, bedeutet das, dass die in der Bot-
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schaft erwähnten technischen und personellen Voraussetzun­
gen bei den PTI für diese nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Das heisst, es muss ein erheblicher Apparat auf die Beine ge­
stellt werden. 
Es drängt sich deshalb meines Erachtens auf. nach einem 
Weg zu suchen. der einfach, verlässlich sowie zeit- und ko­
stensparend zum gleichen Ziel führt. Eine zweckmässige Lö­
sung kann darin bestehen - in Ergänzung zum Prüfstellenver­
fahren. das ich, wie betont. nicht bestreite-, ein Verfahren der 
Selbstprüfung durch die Hersteller vorzusehen, verbunden 
mit der Pflicht zur Abgabe einer Erklärung, dass ihre Geräte 
die vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen. 
Dieses Verfahren entspricht der Lösung, wie sie die EG in ihren 
Richtlinien vom 14. Juni des vergangenen Jahres vorsieht. Die 
sogenannten Maschinenrichtlinien sind zwar noch nicht in 
Kraft, aber in der Vernehmlassung. Danach sollen die Herstel­
ler dafür verantwortlich sein, die Uebereinstimmung ihrer Ge­
räte mit den vorgegebenen Anforderungen zu bescheinigen. 
Sie müssen eine sogenannte «Konformitätserklärung» ab­
geben, begleitet von einer Dokumentation, die die Konformität 
mit den technischen Zulassungsvoraussetzungen belegt. 
Diese Deklaration genügt dann als Nachweis. Gestützt darauf 
werden die Endgeräte dann mit einer EG-Marke versehen, die 
den Marktzugang im ganzen Bereich der EG garantiert. 
Der Vorteil dieser an den EG orientierten Lösung liegt ganz klar 
darin, dass der Hersteller wahlweise die Möglichkeit hat, ent­
weder die vorgesehene EG-Typenprüfung über ein Prüfstel­
lenverfahren oder das Konformitätserklärungsverfahren zu 
wählen. Das, was innerhalb der EG recht ist, sollte für uns billig 
sein. Mein Antrag liegt auf der Linie dessen, was auch der 
Kommissionspräsident in seinem Eintretensvotum dargelegt 
hat: Man solle möglichst eine Anpassung an die Systeme der 
EG vorsehen. 
Das Ziel der Zulassungsvoraussetzung besteht in erster Linie 
darin, ein Höchstmass an Homogenität, Transparenz und Zu­
verlässigkeit der Geräte zu erreichen. Dies will auch mein An­
trag. Der Markt selbst ist hier die beste Kontrollinstanz: denn 
Hersteller, die Zugang zu einem Markt haben möchten, müs­
sen ihre Produkte gezwungenermassen dem geltenden tech­
nischen Standard des jeweiligen Landes anpassen, um sie 
überhaupt absetzen zu können. 
An der Bedingung, dass die PTI die technischen Bedingun­
gen und Auflagen definieren, denen für die Benutzung des 
Netzes Genüge getan werden muss, ändert mein Antrag 
nichts. Die PTI-Betriebe haben übrigens bereits seit einigen 
Jahren Schritte in dieser Richtung gemacht, denn sie erteilen 
Gerätezulassungen aufgrund von Herstellerprüfberichten, 
zum Beispiel für Modems. Wir würden also mit einer Zustim­
mung zu meinem Antrag nicht völliges Neuland beschreiten. 
Ein weiteres, gewichtiges Argument scheint mir aber auch die 
Gleichstellung der inländischen Fernmeldeindustrie zu betref­
fen. Der Bundesrat hat erkannt, dass die Schweiz im Telekom­
munikationsbereich keine Insel bilden kann. Er sieht daher in 
Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe a vor, ausländische Prüfberichte 
oder Zulassungen anzuerkennen. Wenn nun aber 1m EG­
Raum die Konformitätserklärung eine Form der Zulassung bil­
det, die bei uns anerkannt werden kann, 1st nicht einzusehen, 
weshalb wir inländischen Herstellern mehr Aufwand zumuten 
müssen als dem ausländischen Anbieter, der dieses einfache 
Verfahren im EG-Raum für sich in Anspruch nehmen kann. 
Ich möchte Sie auch im Interesse der gleich langen Spiesse 
um Zustimmung zu meinem Antrag bitten. 

Auer, Berichterstatter: Der Antrag Nabholz hat an und für sich 
etwas Faszinierendes an sich: dass man nämlich die Prüfung 
in den Unternehmen selbst vornehmen würde. selbstver­
ständlich - ich sagte das schon bei den Erläuterungen - nur 
unter der Voraussetzung von Kontrollen. 
Nun ist uns aber dieses Konformitätszeugnis erst nach der 
letzten Sitzung, aufgrund der erwähnten neuen EG-Richtlinie, 
bekanntgeworden. Man könnte allerdings die Selbstzertifika­
t1on. unabhängig von der EG-Regelung. auch nur in der 
Schweiz einführen. Aber wir haben dieses Problem nicht erör­
tert. Deshalb kann ich Ihnen keinen Standpunkt der Kommis­
sion mitteilen. Es wäre immerhin möglich, das Anliegen in eine 
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Kann-Formel zu nehmen: «Der Bundesrat kann .... », aber 
nicht so verbindlich wie im Antrag von Frau Nabholz. Ich 
glaube, es wäre richtig, wenn der Zweitrat die Frage erörtern 
würde, ob wir in der Schweiz allein oder allenfalls im Verein mit 
der EG vorgehen sollen. 
Ich kann also zu Ihrem Antrag nicht Stellung nehmen. 

Bundesrat Ogl: Zunächst zu den Zulassungsvoraussetzun­
gen für die Teilnehmeranlagen: Wir könnten uns mit den Anträ­
gen der Kommission einverstanden erklären. 
Zum Antrag von Frau Nabholz: Sie hat den Rat ersucht, die 
Entwicklung und die Anpassung an die EG in diesem Bereich 
nicht zu verpassen. Ich darf als guter Verlierer doch sagen, 
dass Sie bei Artikel 33 Absätze 1 und 3 ebenfalls an die Eu­
ropa- oder EG-Kompatibilität hätten denken müssen. 
In ihrem Antrag hat Frau Nabholz eine Idee aus Brüssel auf­
genommen, die im Moment diskutiert wird. Aber diese Idee 1st 
noch keineswegs konsolidiert und lässt sich auch nicht im na­
tionalen Alleingang verwirklichen. Wir müssen deshalb den 
Antrag zum heutigen Zeitpunkt ablehnen. Sollte es sich zei­
gen, dass der Gedanke in Brüssel zum Durchbruch kommt, 
wären wir bereit und offen, diese Idee im Zweitrat aufzuneh­
men. Aber wir sollten uns Jetzt nicht dauernd auf neue Fix­
punkte einrichten, Fixpunkte, die noch nicht klar bezeichnet 
und bestimmt sind. 
Ich bitte Sie deshalb, uns die Möglichkeit zu geben, die Ent­
wicklung in Brüssel zu beobachten und dann im Zweitrat allen­
falls auf diesen Antrag zurückzukommen. 
Heute muss ich Sie bitten, den Antrag abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Nabholz 
Für den Antrag der Kommission 

Art.35 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

41 Stimmen 
38Stimmen 

.... Teilnehmeranlagen kontrollieren. Der Inhaber .... 
Abs.2 
. ... Teilnehmeranlage den Fernmeldeverkehr oder den Rund­
funk, können 

Art.35 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.... \es Installations d'usagers. Le detenteur. 
Al. 2 
Si une installation d'usager perturbe les telecommunica­
tions .... 

Angenommen - Adopte 

4bls. Kapitel (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Fernmeldekommission 

Chapitre 4bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
Titre 
Commission des telecommunications 

Angenommen - Adopte 

Art. 35bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Bundesrat lässt sich in Fernmeldetragen von einer Kom­
mission beraten, in der die Wissenschaft und die interessier­
ten Kreise vertreten sind. 
Abs. 2 
Er hört die Kommission an. bevor er: 
a. für erweiterte Dienste von Dritten technische Vorschriften er­
lässt (Art. 8); 
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b. die Grundsätze der Zusammenarbeit der PTI-Betriebe mit 
Dritten beim Erstellen und Betreiben von Fernmeldenetzen 
festlegt (Art. 18 Abs. 2); 
c. die Konzessionsvorschriften erlässt (Art. 18 Abs. 2 und Art. 
26Abs. 1); 
d. die Teilnehmeranlagen bestimmt, die ausschliesslich von 
den PTI-Betrieben abgegeben werden (Art. 29 Abs. 21: 
e. vorschreibt. in welchen Fällen die PTI-Betriebe die interes-
sierten Kreise vor dem der technischen Anforderun-

für bestimmte anhören (Art. 33 Abs. 

von Prüfstellen. das Prüf- und das Zulas­
(Art. 34Abs. 2). 

Der Bundesrat kann der Kommission weitere Aufgaben über­
tragen. 

Art. 35bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Pour les questions concernant !es telecommunications. le 
Conseil federal prend l'avis d'une commiss!on composee de 
representants des milieux scientifiques et des autres milieux 
concernes. 
Al. 2 
II consulte la commission avant: 
a. d'edicter les prescriptions techniques applicables aux ser­
vices elarg!s de tiers (art. 8): 
b. de fixer les pr!ncipes regissant la collaboration entre !'Entre­
prise des PTI et les tiers pour l'etablissement et l'exploitation 
de reseaux de telecommunications (art. 18, al. 2); 
c. d'edicter les prescriptions regissant les concessions (art. 
18, al. 2 et art. 26, 1 er al.); 
d. de designer les installations d'usagers ä fournir exclusive­
ment par !'Entreprise des PTI (art. 29. al 2.); 
e. de prescrire dans quels cas !'Entreprise des PTI prend 
l'avis des milieux concernes avant de fixer les specifications 
techniques pour des installations d'usagers determinees (art. 
33,al.2); 
f. de regler la reconnaissance des laboratoires d'essais ainsi 
que les procedures d'essai et d'agrement (art. 34. al. 2). 
Al. 3 
Le Conseil federal peut confier d'autres täches ä la commis­
sion. 

Frau Diener: Es geht bei Artikel 35bis um die Kommission. die 
den Bundesrat in den Fernmeldefragen berät. Hier habe ich 
nun einige Fragen an den Bundesrat, die ich gerne beantwor­
tet hätte. 
Zur Zusammensetzung dieser Kommission sagt Artikel 35 Ab­
satz 1 , dass die Wissenschaft und die interessierten Kreise in 
dieser Kommission vertreten seien. 
Ich habe heute morgen schon in der Eintretensdebatte meine 
Grundsatzgedanken zu diesem Fernmeldegesetz und zur 
Fernmeldetechnik überhaupt eingebracht. Ich möchte mich 
hier nicht wiederholen. aber ich möchte jetzt ganz konkret wis­
sen: Wer gehört zu diesen interessierten Kreisen? Gehören 
dazu auch ökologische Kreise. gehören dazu auch sozial en­
gagierte Kreise? Ich habe heute morgen eine parlamentari­
sche Initiative eingereicht, in der die Gründung eines Instituts 
für Kommunikations- und Informationsökologie gefordert 
wird. 
Ich möchte hier vom Bundesrat wissen. ob er bereit ist, in 
diese Kommission auch Leute miteinzubeziehen, die sich in 
diesen Bereichen engagieren. 
Ich habe heute morgen sehr viele Fragen gestellt. Es wurde 
mir eigentlich keine dieser Fragen beantwortet. Das scheint 
darauf hinzuweisen, dass diese Bedenken entweder noch 
nicht spruchreif sind oder dass man keine Antworten weiss. 
Herr Mühlemann hat mir heute morgen auch die Zweiteilung 
der Gesellschaft bestätigt. Er hat nämlich gesagt. dass wir ein 
Kulturförderungsgesetz haben, das letztlich dann als Repara­
turwerkstätte für dieses Fernmeldegesetz eingesetzt wird. 
Also hat er im Grunde genommen meine Bedenken bestätigt. 
Wahrscheinlich war er sich dessen gar nicht bewusst. 
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Wlr streben eine ganzheitliche Politik an. und zur ganzheitli­
chen Politik gehört für mich auch eine Kommission. die ganz­
heitlich zusammengesetzt ist. Ich möchte von Ihnen, Herr 
Bundesrat. wissen. wie weit Sie auch die Kreise, die ich jetzt 
angesprochen habe, in diese Kommission miteinbeziehen 
werden. 

Auer, Berichterstatter: Herr Caccia und ich wollten die weite­
ren Begründungen der Artikel schriftlich zu Protokoll geben. 
aber das ist offenbar rechtlich nicht Wir werden uns 
daher auf beschränken. bei denen uns die 
Kommission den Auftrag gegeben hat sie zu 
den Matenalien zu geben. Ferner werden wir nur noch in einer 
Sprache referieren. um etwas Zeit einzusparen. 
Die in Artikel 35bis vorgeschlagene Fernmeldekommission 
haben wir bereits bei jenen Artikeln. wo sie beigezogen wer­
den soll, erwähnt. Es liegt eine Enumeration vor. Zu entschei­
den hat in allen Fragen der Bundesrat. 
Die unabhängige Kommission soll ihn beraten. Sie ist kein 
selbständiges Exekutivorgan. Sie hat bei der Vorbereitung der 
Vo!lziehungsverordnungen mitzuwirken und die technische 
Entwicklung sowie jene der EG zu verfolgen. Sie ist vor allem 
bei umstrittenen Wettbewerbsfragen beizuziehen. wenn die 
Rechte Dritter tangiert werden. zum Beispiel bei den Schnitt­
stellen der Bereiche PTI und Privatwirtschaft. 
Ihre anspruchsvolle Aufgabe ist primär eine technische. Sie 
muss aber auch wirtschaftspolitische Probleme beurteilen. 
Gesucht sind dafür vor allem Leute mit einem generalistischen 
Weitblick. Sie müssen mithelfen. im Bereich der Telematik eine 
zukunftsorientierte. auch die Oekologie einschliessende Stra­
tegiepolitik zu entwickeln. 
Was die Zusammensetzung der Kommission betrifft. denken 
wir an fünfzehn, höchstens zwanzig Mitglieder. Wir sehen ge­
mäss Absatz Vertreter der Wissenschaft (womit auch die For­
schung angesprochen ist) sowie der sogenannten interessier­
ten Kreise vor. Gemeint sind damit, ausser Herstellern. Anbie­
tern, Benützern und PTI-Fachleuten Grosskunden. Compu­
terindustrie. Regionen sowie Telekommunikations- und EG­
Spezialisten aus Wirtschaft und Verwaltung. 
Auch das grosse Erfahrungspotential des PTI-Personals 
sollte genutzt werden. Herr Bundesrat Ogi sicherte daher zu, 
jenem Einsitz in die Kommission zu gewähren und erfüllt damit 
die von Herrn Lanz beim Eintreten namens der SP-Fraktion 
aufgestellte Forderung. 
Die Aufgabenzuteilung, wie Sie sie auf der Fahne finden, ist 
von Ihrer Kommission bei den Buchstaben b. d. e und fein­
stimmig beschlossen worden. Buchstabe a (Erlasse des Bun­
desrates für die erweiterten Dienste) hiess sie mit 12 zu 5 Stim­
men gut, Buchstabe c (Vorschriften über Zusammenarbeit 
und Konzessionserteilung) mit 9 zu 6 Stimmen. 
Nicht zum Mandat der Kommission gehören die Abgaben. ins­
besondere nicht der sensitive Artikel 37. der die wichtigsten 
Gebühren betrifft und den Herr Caccia nachher erläutern wird. 
Diese Gebühren werden nämlich bereits heute durch die Kon­
sultative PTI-Konferenz, die Konsultativkommission. zuhan­
den des Verwaltungsrates und des Bundesrates begutachtet. 
Diese Kommission ist, wie der Verwaltungsrat und die Gene­
raldirektion, ein Organ der PTI-Betriebe. Abgesehen davon, 
dass die Konsultativkommission auch für die Posttaxen zu­
ständig ist, möchten wir keine Kompetenzüberschneidung 
schaffen. 
Ein in der Kommission gestellter Antrag, bei den Gebühren 
wenigstens die Konzessionsabgaben für das Recht, Fern­
meldenetze zu erstellen und zu benützen (Art. 36 Bst. e), in 
den Auftrag der Kommission mit einzubeziehen, wurde mit 9 
zu 8 Stimmen abgelehnt. Ebenfalls verworfen - mit 1 O zu 3 
Stimmen -wurde ein Antrag, es sei in der Kommission bereits 
bei den Begriffsdefinitionen in Artikel 3 anzuführen. 
Wiederum einstimmig gutgeheissen wurde Absatz 3. Danach 
kann der Bundesrat der Fernmeldekommission weitere Auf­
gaben übertragen. Absatz 3 trennt damit den fakultativen vom 
obligatorischen Bereich in Absatz 2. 
Das Wort «Kompetenzüberschneidungen» ist gefallen. Es ist 
verständlich, dass die vorgeschlagene Kommission für die 
PTI nicht gerade Lustobjekt unserer Beratungen war. Sie hat 
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aber gemeinsam mit dem Departement Hand zur vorgeschla­
genen Lösung geboten. Die Kommission ist auch nicht ein 
Wunschkind des PTT-Verwaltungsrates. Dieser hat in einem 
Brief vom 23. Juni 1989 seine Besorgnis geäussert. die Befug­
nisse der Kommission könnten die verfassungsmässige Auf­
gabenerledigung der PTT-Betriebe "in sehr ungünstiger 
Weise» beeinträchtigen. 
Unsere Kommission teilt diese Auffassung nicht. Sie war sich 
der Gefahr bewusst. es könnte Unübersichtlichkeit bei den 
verschiedenen Organen der PTT werden. Sie hat 
deshalb Bedacht darauf genommen. mögliche Kompetenz­
konflikte zu vermeiden. Die Aufgaben der Fernmeldekommis-
sion sind mit anderer PTT-Organe koordiniert 

1st. wie Herr Lanz schon sagte. dass die Fern­
meldekommission nur beratend zu wirken und dass sie sich 
nicht in die Unternehmungspolitik einzumischen hat Für 
diese sind in erster Linie Verwaltungsrat und Generaldirektion 
zuständig. Auch soll die notwendige Flexibilität der Unterneh­
mungsführung nicht beeinträchtigt werden. Die Generaldirek­
tion ist nämlich durch die Verpflichtung ihrer vielen schriftli­
chen und mündlichen Berichterstattungen an Bundesrat, De­
partement, Verwaltungsrat, GPK, Finanzkommissionen, Fi­
nanzdelegation. Konsultativkommission und andere Gremien 
ohnehin stark von ihren eigentlichen Aufgaben abgehalten. 

Bundesrat Ogi: Ihre vorberatende Kommission hat diese Fern­
meldekommission beantragt. Wir können damit leben. Wir 
sollten Jetzt aber aufpassen. dass die Debatte nicht zu einer 
Kommissionssitzung degeneriert. Wir können hier nicht end­
gültig sozusagen mit einem Schuss aus der Hüfte diese Kom­
m1ss1onszusammensetzung vornehmen. Die Skizze. wie sie 
aussehen könnte, hat der Kommissionspräsident dargelegt. 
Ich kann Ihnen versichern, Frau Nationalrätin Diener, wir wer­
den in bezug auf die Zusammensetzung sehr offen sein. 

Angenommen - Adopte 

Art. 36 
Antrag der Kommission 

a .... . 
b .... . 
c. Verbindungstaxen für den Grunddienst; 
d .. 
e. 
f ..... die Prüfung von Teilnehmeranlagen. die Zuteilung 

Proposition de la commission 

a. 
b. 
c .... pour le service de base; 
d. 
e. 
f. \'essai d'installations d'usagers. 

M. Caccia, rapporteur: Nous proposons de biffer !es taxes ad-
ministratives des installations 

que 
aux art1cles 32 et 34 que nous venons d'approu­

ver. 

Angenommen -Adopte 

Art. 37 
der Kommission 

Abs. 1 
Der Bundesrat . 
Abs. (neu) 
Der Bundesrat setzt die Taxen für 

von Distanz lest 

Art 37 
de la comm1ss1on 

Le Conseil federal 

Inland mö-
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Al. 2 (nouveau) 
Autant que possible, le Conseil federal fixe les taxes des com­
munications nationales independamment de la distance. 

Widrig: Da sich hier die bundesrätliche Fassung von der Kom­
missionsfassung in einem wichtigen Punkt unterscheidet ich 
kenne zwar die Stellungnahme des Bundesrates noch nicht -
möchte ich mich kurz äussem. Nach Artikel 36 BV werden die 
Tanfe im Gebiet der nach den 
chen. bestimmt. Damit ist ver-

ao,::ief;1ct1ert dass sich die auch 
auf die verschiedenen Regionen unseres Landes zu beziehen 
hat Das heutige Tanfierungssystem ist unhaltbar und muss 
der neuen Te!ekommunikationstechmk angepasst werden, 
bei der entfernungsrelevante Kosten weiter abnehmen. Wie 
bereits Kollege Columberg sagte. haben wir bei den Telefon­
gesprächen in die entfernteren Orte eine Ueberdeckung mit 
116 Prozent und im Ortsverkehr die Unterdeckung mit 74 Pro­
zent Ausgedeutscht: Diejenigen Personen in den Randregio­
nen, die häufiger in entferntere Orte telefonieren müssen, dür­
fen zur Strafe noch den Ortsverkehr verbilligen. So bildete zum 
Beispiel die Zone 2 (das sind Distanzen von 20 bis 100 km) im 
Jahre 1988 die Haupteinnahmequelle von 651 Millionen Fran­
ken, das sind 42 Prozent des lnlandverkehrs. 
Durch vermehrten Einsatz digitaler Uebertragungswege und 
Vermittlungsstellen werden effektive Kostenunterschiede zwi­
schen kurzen und langen Verbindungsstrecken stark redu­
ziert. Im Inland ist vorgesehen, das PTT-Netzkonzept von 
heute 52 Netzgruppen auf neu 20 Netzgruppen zu reduzieren. 
Es stellt sich die Frage, ob der Einheitstarif im ganzen Land 
einzuführen sei. Er hätte die Folge, dass das Telefongespräch 
über die Strasse gleichviel kostet wie beispielsweise das von 
Rorschach nach Vevey. Der Telefonverkehr wickelt sich zu 60 
Prozent im Ortsnetz und der Nachbarzone ab, wo die zwi­
schenmenschlichen Beziehungen am engsten sind. Die Orts­
gesprächsgebühren sind beim Einheitstarif wesentlich zu er­
höhen; bei drei Minuten zum Beispiel auf 40 Rappen. Da dies 
politisch kaum realisierbar ist. sollte der nächste Schritt die 
Einführung von zwei Taxzonen sein. Ich denke an eine Nahver­
kehrszone mit 25 Rappen und an eine Fernverkehrszone mit 
45 Rappen. 
Das Fernmeldegesetz bringt Liberalisierung. Für 700 Millionen 
Franken Investitionen wird jährlich mehr liberalisiert. Aber Li­
beralisierung hat dort ihre Grenzen. wo es um eine gleichwer­
tige Grundversorgung geht. Da ist Artikel 5 der erste Grund­
pfeiler in diesem Gesetz. Danach sollen die Grunddienste in 
allen Landesteilen nach den gleichen Grundsätzen erbracht 
werden. Der zweite Grundpfeiler 1st Artikel 37. wo die bundes­
rätliche Fassung um den neuen zweiten Absatz zu ergänzen 
ist. 
Ich unterstütze auch namens der CVP-Fraktion diese Fassung 
der Kommission. wonach der Bundesrat die Taxen für Verbin­
dungen im Inland möglichst unabhängig von der Distanz fest­
setzt. 

M. Caccia, rapporteur: Comme v1ent de le rappeler M. 
iJr()O(lSII!On dU 

seil federal un qu1 dit: oue possible. le Conseil 
federal fixe les taxes des commurncations nationales indepen­
damment de la distance." II y a eu un iong debat en commis­
s1on. II taut rappeler y a au1ourd hu1 cinq zones de tarifica­
tion. du rayon local a la zone la plus eloignee. II laut aussi rap­
peler que. pour le rayon local. le degre de couverture des 
couts des PTT par les laxes de commurncation est de 74 pour 
cent; pour la prem1ere zone apres le rayon local. 98 pour cent; 
pour la deuxieme et la tro1s1eme zone, 116 pour cent; et la 

zone. 113 pour cent Les taxes de telex, de 
' 010,...,~,~~,~~ et de v1deotex calculees 

de la distance. 

revenus des il faudrait 
taxes pour le rayon local de 150 pour cent. de 1 pour cent 
pour la prem1ere zone, et que. dans les zones success1ves. II y 
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aurait un rabais de 28 a 50 pour cent. Reste un point d'interro­
gation: quelle est r elasticite de la demande de communication 
et comment pourrait-elle s·appliquer avec un tel changement 
de taxe? En faveur d'une independance totale de la distance 
dans la tarification. il y a tout d'abord des raisons de po!itique 
r6r,iAn,:,lo - SI on appelle de loin, II Y a un degre de couverture 

113 pour cent: par consequent les communi­
cations a distance pa1ent une partie des couts des 
commurncations dans le local: ensu1te. il y a des raisons 

,.,...,..,"'"""'""'"m+ du M. Segond nous des 
a Geneve. dans des de 

serv1ces. les couts des conversations locales <>m,cn,ont 

lement leurs chefs a ma1ntenir le de ces entreprises a l'in-
terieur d'une urbaine. 
Finalement, la comm1ssion a trouve une solution de compro­
m,s entre ces interets opposes. solution qui permet d'adapta­
ter graduellement la tanfication. Les PTT envisagent en tout 
cas dejä de diminuer ulterieurement le nombre des zones de 
tarification qui, Je le rappelte, se chiffrent aujourd'hui a cinq. La 
commission est donc tombee d'accord pour ouvrir une possi­
bilite et donner une marge de manoeuvre au Conseil federal 
afin d'aller dans cette direction en evitant des sauts qui pour­
ra1ent creer des reactions demesurees de la part de la popula­
tion. 

Bundesrat Ogi: Der Bundesrat akzeptiert die Zusätze. wie sie 
die Kommission zu Artikel 37 beantragt. Wir haben auch Ver­
ständnis für Ihr Anliegen. Herr Nationalrat Widrig. Es ist beizu­
fügen. dass die neuen Techniken Ihrem Anliegen ebenfalls 
entgegenkommen. Längerfristig kosten Fernverbindungen 
immer weniger, wie wir das beispielsweise mit den Tarifen 
nach Uebersee erfahren haben. 
Wir müssen uns aber bewusst sein. dass mit dem Näherkom­
men an die Distanzunabhängigkeit Taxerhöhungen für die 
Nahverbindungen wahrscheinlich unabdingbar sein werden. 
Für gewisse Dienste wie Telex. Telepac. Videotex wird bereits 
heute distanzunabhängig tarifiert. Beim Telefon kann man nur 
schrittweise 1n diese Richtung gehen. Herr Nationalrat Caccia 
hat Ihnen die Einzelheiten betreffend Zonen und Vorstellun­
gen des Bundesrates erläutert. 
Wir sind also bereit. dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu 
folgen und damit auch Ihrem Anliegen - zwar nicht morgen, 
aber in einigen Jahren -voll zu entsprechen. 

Angenommen Adopte 

Art. 38 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen Adopte 

Art. 39 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Dreher 
Abs. 1 
.... Aufzeichnungen. Der Abgaben pflichtige kann kostenlos 
eine detaillierte Rechnung verlangen. 

Art. 39 
Proposition de Ja commission 
Adherer au pro1et du Conseil federal 

Proposdion Dreher 
Al. 1 

. dont eile dispose. L'assujetti peut exiger, sans frais sup­
plementaires. une facture deta1llee. 

Dreher: Mein Antrag beinhaltet eigentlich eine Selbstver­
ständlichkeit. Stimmt Ihre Telefonrechnung? Wissen Sie. ob 
der Betrag, den Sie zweimonatlich fakturiert erhalten. richtig 

10--N 
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ist? Sie wissen es nicht! Sie können es glauben - was Sie in 
der Regel tun und bezahlen. 
Es geht mir darum. dass der Konsument einen Anspruch dar­
auf erhält. seine Rechnung detailliert zu erhalten. Das heisst 
nun nicht dass er diese Detaillierung zwangsläufig verlangen 
muss. 
Wer ein Gewerbe betreibt. weiss. dass mrt: dem 
Ausstellen von Rechnunaen ein manchmal nicht unbe1rächt-
licner Aufwand verknüpft Tst. Folglich könnte ein Vor-

die detaillierte Rechnung würde den PTT er-
Aufwand nicht erheblich sein. In der Botschaft 

steht in Ziffer 253 am Schluss. dass die technische Entwick­
lung den PTT-Betrieben im übrigen erlauben werde. in Zukunft 

einzeln aufzuzeichnen und den 
Abonnenten auf Begehren hin detailliert m Rech-
nung zu stellen. 
Diese Zukunft hat mindestens 1971 begonnen. Ich erinnere 
mich nämlich. dass ich als Student in New Jersey (USA) zu 
meinem Erstaunen unaufgefordert eine detaillierte Telefon­
rechnung erhalten habe. worin ganz selbstverständlich alle 
Ausserortsgespräche aufgezeichnet waren (die lnnerorts­
gespräche waren nämlich gratis). Es ist somit kein Argument. 
dass erst in Zukunft diese detaillierte Rechnungstellun9 erfol­
gen könne. 
Es geht mir aber noch um etwas anderes: nämlich darum, 
dass diese detaillierte Rechnungsteilung, die in Zukunft mög­
lich sein wird sie 1st es übrigens schon heute-. dem Konsu­
menten gebührenfrei zugestellt wird. Deqenige Konsument. 
der eine Detaillierung verlangt, soll nachher nicht zusätzlich 
belastet werden für die Gebühren, welche dieser Aufwand ver­
ursacht. Es ist an sich etwas völlig Selbstverständliches. was 
ich verlange, aber es ist zweckmässig, dieses Anliegen auf 
Stufe Gesetz zu regeln und nicht dem Belieben der Verord­
nung zu überlassen. 
Ich bitte Sie also. den Antrag zu unterstützen. 

Auer. Berichterstatter: Die Kommission hat diesen Antrag von 
Herrn Dreher nicht behandelt. Erstaunlicherweise hat Artikel 
39. obwohl von grossem Gewicht. in der Kommission z:u kei­
nen Diskussionen Anlass gegeben. Offenbar 1st das Vertrauen 
in die PTT. dass sie auch bei der Taxabrechnung zuverlässig 
und ehrlich sind. ziemlich gross. Von den rund 22 Millionen 
Fernmelderechnungen werden im Jahr etwa 3500 beanstan­
aet das sind etwa ein Sechstel Promille. Von den Einspre­
chern erhalten nach der administrativen oder technischen 
Ueberprüfung der Rechnungen etwa 10 Prozent oder 350 
recht. Wenn man nun, wie es Herr Dreher vorschlägt allen 
Leuten eine detaillierte Rechnung zustellen müsste. so be­
dingte dies jedenfalls - auch wenn dies mit der Zeit technisch 
leichter zu bewerkstelligen sein wird einen zusätzlichen Auf­
wand. der so oder so mit Gebühren bezahlt werden müsste. 
Wenn diese Rechnungen mit der Post zugestellt werden, müs­
sen die Fernmeldedienste die Post intern vergüten. damit das 
Postdefizit nicht noch grösser würde. Der Aufwand der Fern­
meldedienste selbst müsste auch bezahlt werden. Es wäre 
also gehupft wie gesprungen. Jemand müsste diesen Auf­
wand finanzieren. Wenn er klein ist. könnte diese Idee verwirk­
licht werden. 
Wie gesagt: Wir haben sie nicht geprüft. Persönlich würde ich 
Ihnen empfehlen, den Antrag abzulehnen. Die Ständerats­
kommission kann die technischen und administrativen Mög­
lichkeiten sowie die Kosten des Anliegens ja noch näher unter­
suchen. 

Dreher: Sie gestatten, dass ich Herrn Auer korrigiere. Ich habe 
nicht gesagt, man solle die Rechnung allen Abonnenten de­
tailliert zustellen. Was ich beantrage, ist die gebührenfreie De­
taillierung für diejenigen Abonnenten. die eine Detaillierung 
wünschen. und nicht mehr . 

Auer. Berichterstatter: Auch wenn Sie detaillierte Rechnungen 
nur dieser kleinen Minderheit zustellen. führt dies trotzdem zu 
einem Aufwand. der durch die Gesamtheit der Abonnenten fi. 
nanziert werden muss. Die Frage ist also. ob die Allgemeinheit 
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für diesen Dienst der für einzelne Bürgerinnen und Bürger ge­
leistet wird, aufkommen soll. 
Nachdem ich den Antrag Dreher Jetzt richtig interpretiere. 
empfehle ich nicht mehr, ihn abzulehnen; ich enthalte mich 
der Stimme. 

Bundesrat Ogi: Die detaillierte Rechnungstellung ist tech­
nisch möglich. wo IFS-Zentralen bestehen. Diese werden 
wie Sie wissen sukzessive eingeführt. In verschiedenen 
genden sind sie bereits verfügbar. 
Herr Nationalrat Dreher möchte hier aber die zusätzliche 
Dienstleistung gratis erklären. Ganz gratis natürlich 
nicht Irgendwo muss der Kunde auch diese Dienstleistung 
bezahlen. sei dies z. B. über das Abonnement - verdeckt -
oder eben speziell ausgewiesen. Die summarische Rech­
nungstellung ist heute im Preis für das Abonnement inbegrif­
fen. Will jemand eine detaillierte Rechnung, so handelt es sich 
um eine zusätzliche Dienstleistung, die bezahlt werden muss. 
Hier soll offenbar der Preis auf alle Abonnenten abgewälzt und 
verdeckt werden. Das finden wir nicht richtig. 
Dem Anliegen von Herrn Nationalrat Dreher kann dank den zu 
erwartenden technischen Verbesserungen in einigen Jahren 
voll Rechnung getragen werden. Im heutigen Zeitpunkt 
möchte ich Sie aber bitten. diesen Antrag abzulehnen dies 
um so mehr. als Herr Berichterstatter Auer zum Ausdruck ge­
bracht hat. dass der Wunsch nach einer solchen detaillierten 
Aufstellung gar nicht so gross ist. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Dreher 

Art. 40, 41 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte , 

Art.42 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 

a ..... 

53Stimmen 
36Stimmen 

b. für soziale Härtefälle sowie für Alarmorganisationen von 
Feuerwehren und ähnlichen Organisationen die Befreiung 
oder .... 
Minderheit 
/Leuenberger-Solothurn. Ammann. Borel, Lanz. Reimann 
Fritz, Reimann Maximilian. Widrig) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Lanz 
Abs. 2Bst. b 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 Bst. c (neu) 
c. Feuerwehren und ähnlichen Organisationen für ihre Alarm­
anlagen den Erlass von Abgaben nach Artikel 36. Buchstaben 
b. e und tvorsehen. 

Art.42 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 2 
Majorite 

b ..... trop rigoureuses a1nsi que pour les organisations 
d'alarme des services du feu et d'autres organismes analo­
gues. 

74 N 6 fevrier 1990 

Minonte 
(Leuenberger-Soleure. Ammann. Bore!. Lanz. Reimann Fritz. 
Reimann Maximilian. Widng) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Lanz 
Al. 2/et. b 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 !et. c (nouveau) 

la remise. aux services de la lutte contre le feu et aux 
s1m1laires. au t1tre de leurs dispositifs d'alarme, 

des redevances definies aux lettres b, e et f de l'article 36. 

Lanz: Um Zeit zu sparen. verzichte ich auf den schönen Vor­
trag. den ich vorbereitet habe. und mache es ganz kurz. Wenn 
schon die Kommission und mit ihr vermutlich auch der Rat -
bei der einflussreichen Lobby kann das kaum anders sein 
den Kreis der Abgabenbegünstigten erweitern wollen, soll 
dies gesetzeskonform geschehen. Es scheint klar. es sollen 
nicht Gebühren für Alarmorganisationen. sondern für Alarm­
anlagen reduziert werden können. Mein Antrag ist wohl das 
Maximum dessen, was an Entlastung für die in Frage stehen­
den Organisationen vorgesehen werden kann. 
Wir müssen darauf bedacht sein. den Zweckartikel nicht zu 
verletzen. Als Nicht-Jurist bin ich nicht ganz sicher, ob mein 
Antrag nicht schon zu weit geht. Aber ich rechne mit den 
Rechtsgelehrten des Ständerates und bitte Sie. meinem An­
trag zuzustimmen. 

Auer, Berichterstatter: Im Prinzip ist der Mehrheitsbeschluss 
der Kommission ungefähr gleich begründet wie jetzt der An­
trag Lanz. Der Kommissionsantrag wurde mit 12 zu 8 Stin:imen 
angenommen. Wie erwähnt. handelt es sich nur um Gebu.~ren 
für Alarmierungsanlagen. Die Orgarnsat1onen, die Trag~r. 
sind, wie die Feuerwehren. keine öffentlich-rechtlichen Kor­
perschaften; deshalb ist eine Abgabenbefreiung gemäss der 
Fassung des Bundesrates nicht zulässig. 
Der Antrag der Kommission und der Antrag von Herrn Lanz 
sind für spezielle Härtefälle gedacht. In der Komm1ss1on wurde 
dies betont. Es kann sich also nicht um einen generellen 
Abonnements- und Gebührenerlass für die Alarmanlagen aller 
Feuerwehren und anderen Organisationen handeln, die uns 
einen guten Dienst erweisen. Andernfalls müssten die PTT zu­
sätzlich eine gemeinwirtschaftliche Leistung erbringen. 

Bundesrat Ogi: Die Kommission möchte neben einzelnen so­
zialen Härtefällen auch die Alarmanlagen von Feuerwehren 
und ähnlichen Organisationen von Abgaben befreien. Das 
muss als neue gemeinwirtschaftliche Leistung der PTT­
Betriebe bezeichnet werden. Hier hat alles seine Grenzen. Wir 
sind deshalb zurückhaltend. Die PTT-Betriebe sollen in erster 
Linie unternehmerisch tätig sein und ihren Auftrag erfüllen. 
Das ist auch das. was wir immer wieder im Zusammenhang 
mit dem Budget und der Rechnung hören. 
Die Wehrdienste sind eher Sache der Kantone. Trotzdem sind 
die PTT-Betnebe ihren Anliegen bereits entgegengekomm:n. 
So gelten für öffentliche Feuerwehren niedrigere Regalgebuh­
ren. Weitere Spezialregelungen scheinen uns hier nicht ange­
bracht. Ich beantrage Ihnen deshalb. dem Bundesrat zu fol-
gen. . . 
Herr Nationalrat Lanz will eine Mittellösung zwischen Kommis­
sion und Bundesrat. wenn ich ihn richtig verstanden habe. Er 
verzichtet auf den Erlass der Gesprächstaxen, schränkt aber 
die Vergünstigung ein. Der Bundesrat ist auch hier .gegen die 
Erweiterung gemeinwirtschaftlicher Leistungen. Sie wissen. 
wovon ich spreche. Es kommt da noch einiges ich denke an 
ein gewisses Netz- auf uns zu. 
Ich möchte Sie deshalb bitten. die Anträge abzulehnen und 
dem Bundesrat zu folgen. 

Stucky: Der Antrag der Mehrheit der Kommission geht auf 
eine Fassung zuruck. die von mir stammt und bei der noch an­
dere Herren mitgewirkt haben. Ich muss nun sagen. dass der 
Text von Herrn Lanz die bessere Fassung und auch systema-
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tisch klarer ist. Kollege Lanz hatte einige Wochen mehr Zeit, 
darüber nachzudenken als ich. Inhaltlich wollen beide das 
Gleiche; es geht bei beiden Anträgen um die Alarmanlagen 
und nicht etwa um Telefongespräche, die wir nie zu verbilligen 
beabsichtigten. 

Le presldent: La proposition de rnmorite Leuenberger a ete 
retiree. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag Lanz 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 43-45 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federat 

Angenommen -Adopte 

Art. 46 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

76Stimrnen 
2Stirnmen 

Auer, Berichterstatter: In Zusammenhang mit Artikel 46 hat 
sich die Kommission eingehend mit dem Problem der Hacker 
beschäftigt. Wie Sie wissen, hat die Entwicklung der EDV auch 
für Kriminelle ein neues Tätigkeitsgebiet eröffnet: Daten- und 
Programmdiebstahl, Computer-Spionage, Sachbeschädi­
gung durch Computer-Sabotage, darunter auch die Plazie­
rung von Computer-Viren, und der Computer-Betrug. 
Zu diesen Problemen hat die Kommission das Bundesamt für 
Justiz um eine Stellungnahme ersucht. 
In der Tat bestehen in der strafrechtlichen Verfolgung der er­
wähnten Machenschaften Lücken. Diese können jedoch nicht 
mit dem Fernmeldegesetz geschlossen werden. wohl aber mit 
dem Straf-. allenfalls mit dem Datenschutzgesetz. Beide wer­
den zurzeit beraten. Im Fernmeldegesetz sollen Verstösse ge­
gen Vorschriften des Fernmelderechts unter Strafe gestellt 
werden; welche. sagen die einzelnen Artikel dieses Kapitels. 
Hingegen sind Verstösse gegen andere Rechtsvorschriften 
oder gegen Bestimmungen des Strafgesetzbuches nach die­
sem zu ahnden. auch wenn sie mit Hilfe von Fernmeldeein­
richtungen begangen werden. 
Ein Betrug zum Beispiel ist nach Artikel 148 Strafgesetzbuch 
strafbar. auch wenn der Betrüger seinen Geschäftspartner per 
Telefon übers Ohr gehauen hat. Aus diesem Grunde hat das 
Strafgesetzbuch - allenfalls das Datenschutzgesetz - und 
nicht das Fernmeldegesetz das Hacken unter Strafe zu stellen. 
Auch hier ist nicht die Benützung der Fernmeldeeinrichtung 
unerlaubt. sondern das Verändern von Programmen, das Zer­
stören von Daten usw. 
Der erwähnte Bericht des Bundesamtes für Justiz vom 20. Juli 
1989 erinnert an die Vorschläge der Expertenkommission un­
ter dem Vorsitz von Prof. Hans Schultz, die 1982 ihren Bericht 
vorgelegt und drei neue Bestimmungen zur Ergänzung des 
Strafgesetzbuches unterbreitet hat. Diese Vorschläge fanden 
im Vernehmlassungsverfahren Zustimmung. Eine Arbeits­
gruppe des Polizei- und Justizdepartements ist damit beschäf­
tigt, Entwurf und Vernehmlassung zu überarbeiten. Sie wer­
den voraussichtlich dieser Tage die Botschaft erhalten. 
Schliesslich ist auch im Entwurf zu einem Datenschutzgesetz 
ein Artikel über unbefugtes Beschaffen von Personendaten 
vorgesehen. 
Sobald die erwähnten Gesetzeslücken geschlossen sind. soll­
ten künftig die meisten der als «Hacking» bekannten Verhal­
tensweisen unter Strafe gestellt werden können. Das blasse 
Eindringen in ein Computer-System - ohne Beschaffung, Ver­
änderung oder Zerstörung von Daten oder Programmen - soll 
allerdings nicht unter Strafe gestellt werden. Solches 
«Hacking» wird also weiterhin ein zulässiges Hobby bleiben. 

75 

Angenommen -Adopte 

Art.47-49 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commiss1on 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 50 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil tederal 

Auer, Berichterstatter: Hier hat sich die Kommission sehr ein­
gehend mit einer Eingabe der Konferenz der kantonalen Poli­
zeikommandanten der Schweiz beschäftigt. Wir können dem 
Begehren nicht ganz entsprechen. Immerhin wird jetzt der 
Handel mit Geräten verboten. Wir haben die Probleme in ei­
nem Schriftenwechsel mit den Polizeikommandanten darge­
legt. 

Angenommen -Adopte 

Art.51-56 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 56bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Uebergangsbestimmung 
Wortlaut 
Teilnehmeranlagen, welche die technischen Anforderungen 
nach Artikel 33 Absatz 3 nicht erfüllen. bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aber schon in Betrieb stehen. dürfen noch während 
zehn Jahren betrieben werden. 

Art. 56bis (nouveau) 
Proposition de /a commission 
Titre 
Disposition transitoire 
Texte 
Les installations d'usagers qu1 ne repondent pas aux specifi­
cations techniques prevues a l'article 33, alinea 3. mais qui 
sont deja en service lors de l'entree en vigueur de la presente 
loi. peuvent encore etre exploitees pendant dix ans. 

Auer, Berichterstatter: Da Sie bei Artikel 33 Absatz 3 dem An­
trag der Kommission zugestimmt haben, es seien in Teilneh­
mervermittlungsanlagen akustische Signale einzubauen, 
muss eine Uebergangsfrist eingeräumt werden, weil das nicht 
von heute auf morgen durchgeführt werden kann. 
Noch ein Wort zu Artikel 57 (Referendum und Inkrafttreten): 
Sollte - was hoffentlich nicht zu erwarten ist das von Ihnen in 
der Herbstsession 1989 beratene Radio- und Fernsehgesetz, 
das zurzeit beim Ständerat liegt, erst nach dem Fernmeldege­
setz 1n Kraft gesetzt werden können. müssten wir zusätzliche 
Uebergangsbestimmungen in unser Gesetz aufnehmen. 
Diese müssten das Erstellen und Betreiben von Rundfunkan­
lagen regeln. 

Angenommen - Adopte 

Art. 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Aenderung von Bundeserlassen 
Modification de textes legislatifs 

Zlff. 1 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1 
Proposition de fa commlssion 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Ziff.2 
Antrag der Kommission 
Art. 1. 3 Abs. 3 Einleitung, Art. 13 Einleitung, Bst. a, Art. 14 Abs. 1 
Bst. b 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 16quater (neu) 
Streichen 

Ch.2 

76 N 6 fevrier 199 

pretation et l'application de la loL Les rapporteurs ne prenner 
la parole que s il y a des propositions contraires et pour repor 
dre a des questions». 
II aurait fallu. mais cette pratique n·existe pas jusqu'a presen 
nous distribuer par ecrit. a l'avance. tout Je contenu de ce qu 
nous ont dit MM. Auer et Cacc1a se rapportant a la necessite d 
preciser certains elements qw doivent lier I' ordonnance 
plication a la loi. 
Encore une fois. ce n·est pas une critique pour le travail cor 
sciencieux qui a ete fourrn. mais Je rappelle ces elements pou 

desormais, nous recourrions a la pratique pa 
20. Je vous remerc1e. 

89.015 

Förderung des öffentlichen Verkehrs. 
Volksinitiative 
Encouragement des transports publics. 
Initiative populaire 

Proposition de Ja commission Botschaft und Beschlussentwurf vorn 13 Februar 1989 (881 1, 1236) 
Art. 1, 3 al. 3 phrase introductive, art. 13 phrase introductive, Message et proiet d'arrete du 13 fevner 1989 (FF 1. 1218) 

Jet. a, art. 14 al. 1 Jet. b Beschluss des Ständerates vorn 26. September 1989 
Adherer au projet du Conseil federal Decision du Conseil des Etats du 26 septernbre 1989 
Art. 16quater (nouveau) 
Biffer 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 3-7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.3-7 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur /'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Abschreibung Classement 

117Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Le president: Le Conseil federal propose de classer selon la 
page 1 du message !es tro1s interventions parlementaires. 

Zustimmung - Adhesion 

Le president: Permettez-moi. a la finde ce debat. de faire une 
remarque. Les resultats obtenus au cours des discussions de 
la commission nous laissaient croire que nous irions rapide­
ment en besogne. Ce que je vais dire n'est pas une critique a 
l'adresse du travail consciencieux qui a ete accompli par le 
president et par le rapporteur de langue frarn;aise. Mais j'aime­
rais rappeler la teneur de l'article 20, alinea 2 (RCN) de ma­
niere a ce que nous evitions que les avantages obtenus des 
consensus au sein de la commission ne soient pratiquement 
neutralises par des developpements lors de la discussion des 
articles. 
Cet article 20, alinea 2. stipule que «la commission presente un 
rapport ecrit sur les affaires simples ne soulevant pas d'oppo­
sition. Dans les autres cas egalement, elle donne des explica­
tions par ecrit en ce qui concerne l'entree en matiere. l'inter-

Ordnungsantrag Jaeger - Motion d'ordre Jaeger 

Jaeger: Mit einem Ordnungsantrag will ich die Behandlung 
der SBB-lnitiative auf morgen verschieben, denn wir sind der 
Auffassung, dass es logischer wäre, heute die Parlamentsre­
form zu Ende zu führen. Wir haben dieses Geschäft bereits be· 
gonnen, und die Kommissionsreferenten sind beide zugegen. 
Ich meine. an diesem arbeitsreichen Tag wäre es sicher richti· 
ger, ein Geschäft zu behandeln, bei dem wir bereits eingear­
beitet sind. 
Wenn einige von Ihnen etwas gegen diese Initiative haben. so 
muss ich das akzeptieren. Aber bedenken Sie doch: Es geht 
um ein Volksbegehren mit über 100 000 Unterschriften! Der 
Respekt vor dem Volksrecht gebietet uns, ein solches Ge­
schäft nicht einfach so zwischen 20 und 22 Uhr, in einer Rand­
stunde. zu behandeln. Es bedarf einer sorgfältigen Behand­
lung genau wie andere Geschäfte auch. 
Im übrigen muss ich noch hinzufügen: Im Programm war die­
ses Geschäft auf Mittwoch angesetzt. Darum haben wir ein be­
reinigtes Programm erhalten. Es war nochmals auf Mittwoch 
morgen angesetzt. Gestern ist dieses Programm umgestellt 
worden: niemand weiss weshalb. Man hätte heute die Parla­
mentsreform in aller Ruhe zu Ende beraten können. 
Ich bitte Sie. meinem Ordnungsantrag zu folgen. Morgen kön­
nen wir dann mit neuen Kräften mit einem neuen Geschäft be­
ginnen. ohne uns jetzt noch einer Neueinarbeitungsübung zu 
unterziehen. 

Le president: Je rappelle simplement que le Bureau et votre 
president vous ont annonce hier !'ordre du jour pour au­
jourd'hui. Celui-ci n'a pas du tout ete conteste. Nous avions 
reserve deux jours pour discuter des objets concernant le 
Departement de l'energie, a savoir le mardi et le mercredi. 
Nous avons interrompu nos travaux sur la reforme du Parla­
ment lundi pour les renvoyer a jeudi. 
Je ne sais pas si les responsables de cet objet- la reforme du 
Parlament - sont prets ce soir. On peut poser la question. II 
vous appartient de decider. Les rapporteurs sur !'initiative po­
pulaire concernant l'encouragement des transports publics 
sont prets. Je vais donc vous demander de passer au vote. 
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Jeshalb bitte ich Sie. hier dem Nationalrat zuzustimmen und 
rnese Vortage zu verabscnieden. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für oen Antrag Ducret 

19Stimmen 
19Stimmen 

Mit St1chentsche1d des Präsidenten wird der Antrag Queret an-

la vorx oreoonderante du pres1dent la propos1t1on Oucret 
esraaootee 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Botschaft und Gesetzentwurt vom 7. Dezember 1987 /8811988 L 1311 l 
Message et proiet de ,01 au 7 decembre 1987 iFF 1988 1. 1260) 

Bescntuss des Na!lonalrates vom 6. Februar 1990 
Oec:s1on au Conseil nat1ona1 du 6 fevner 1990 

Antrag der Komm1ssmn 
Eintreten 
Proposition de Ja commission 
Entrer en matiere 

Kündig, Berichterstatter: Ich möchte mit zwei Zitaten begin­
nen. «Mein Departement ist im Besitze von Detailunterlagen, 
die beweisen. dass die Einführung des Telefons und die Be­
nützung desselben sehr begrenzt sem werden.» Dies sagte 
1877 der Chefingenieur der britischen Postbetnebe. «Je 
pense qu il ex1ste un marche mondial pour environ cinq ordi­
nateurs». sagte 1943 T. J. Watson. Präsident des Verwaltungs­
rates der IBM. 
Diese Aussagen sind mindestens aus heutiger Sicht sehr 
kleinkariert. Jedenfalls wird dadurch sichtbar, dass die Ent­
wicklung der Telekommunikation rncht vorausgesehen wer­
den konnte: aber auch die Zukunft wird noch verschiedene 
Ueberraschungen für uns bereithalten. Diese Tatsache zeich­
nete auch die Gesetzesberatung zum Fernmeldegesetz aus. 
Im besonderen wurden die Beratungen der ständerätlichen 
Komm1ss1on durch die Entwicklung 1m europäischen Raum 
gepragt. Wegleitend waren dabei die 1nzw1schen publizierten 
EG-Berichte. so die Richtlirnen der Europäischen Komm1ss1on 
vom 28. Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt der 
Telekommunikationsdienste. die Richtlinie des Rates vorn 
28. Juni 1990 zur Verwirklichung des Binnenmarktes für Te!e­
kommurnkationsdienste durch Einführung des offenen Netz­
zuganges sowie die Richtlinie uber Rechtsvorschritten uber 
Telekommunikations-Endgeräte. 
Aufgrund dieser Ausgangslage standen die rasante techni­
sche Entwicklung und die Zusammenarbeit in Europa und 
weltweit im Vordergrund. Die Telegrafie hat nach ihrer Erfin­
dung im Jahre 1847 erst 1877 durch das Telefon den ersten. 
ernst zu nehmenden Konkurrenten erhalten. als es gelang, 
durch elektrische Impulse die simultane Tonübertragung zu 
bewerkstelligen. Seit Mitte der sechziger Jahre unseres Jahr­
hunderts kamen pausenlos neue Elemente zum Tragen. die 
mehrheitlich die Uebertragungsmöglichke1ten der Telefonie 
nutzten. um Wahlkontakte herzustellen. wie z. B. Telefax. Mo­
bilteleforne oder Videotex. um nur einige zu nennen. Die Vi­
deokonferenz führt Menschen aller Kontinente - man könnte 
sagen. 1n enger Tuchfühlung - zusammen. und auch das Bild­
telefon wird seine Verbreitung finden. 
Besondere Ansprüche stellt diese Entwicklung an die Ueber­
tragungsnetze. die selbst durch revolutionäre Neuerungen im­
mer mehr 1ntormat1onen 1n noch kürzerer Zeit über die weltwe1-

ten Netze bringen. Kupfer- und Glasfaserkabel. Breitband· 
technik. Lichtstrahlverbtndung und Satellitennetze sind Stat10· 
nen auf diesem Weg. Diese Uebertragungssysteme sind 
heute nicht mehr national abgrenzbar; sie müssen uns die 
Möglichkeit bieten. unsere Informationsverbindungen 
zeit weltweit in genügender Qualität und w1rtsc11aftlich 
zustellen. 
Auch diese Entwicklung wird neue Ueberraschungen mit sich 

987 war die Nutzung der Telefonnetze durch tol· 
Leistungen geprägt: 86 Prozent Tele· 

3 Prozent Telex. 5 Prozent 1 Prozent 
Mobiltelefonie. 1 Prozent Bildübermittlung und 4 wei-
tere Nutzungen wie Nachnchtenuberm1ttlung. 

usw. 
Die Gliederung der Nutzung wira schon in zehn Jahren ein 
ganz anderes Bild aufzeigen. dies oesonders aurch die Be­
dürfnisse des Verbundes in der Informatik. 
Die Telematik wird heute neben Boden. Kapital und Arbeit ein 
immer bedeutenderer Produktionsfaktor. Ihre Nutzung ist zu 
einem wichtigen Wettbewerbsvorteil geworden, für viele Un­
ternehmen sogar zu einer Existenzfrage. Die Schweiz ist an­
geblich das computerdichteste Land der Welt Die Hersteller 
von Geräten und der immer grösser werdende Sektor der An­
bieter von Software sind ausgesprochene Wachstumsbran­
chen. Geräte und Dienstleistungen zusammen ergaben 1986 
einen Weltmarkt von etwa 800 Milliarden Franken, die Tele­
kommunikationseinrichtungen allem erreichten einen Betrag 
von rund 150 Milliarden Franken. Die reale Wachstumsrate be· 
trägt durchschnittlich 7 Prozent pro Jahr. 
In der Schweiz sind rund 20 000 Menschen in der Fernmel­
deindustrie tätig und etwa gleich v1eie bei den Fernmeldedien­
sten der PTT. Dank Telematik konnten rund 200 000 neue Ar­
beitsplätze geschaffen werden und dank ihrer Nutzung we­
sentlich mehr erhalten bleiben. Von allen schweizerischen Ar­
beitsplätzen hängen heute 55 bis 60 Prozent direkt oder indi­
rekt von der Telematik ab. Ende 1987 zählte man in der 
schweizerischen Wirtschaft und in der Verwaltung 215 000 PC 
und 430 000 Terminals: heute dürften es eine Million Bild­
schirmarbeitsplätze sem. 
Die Telematik trägt wesentlich zur Produktivitätssteigerung 
der Wirtschaft öei und damit auch zum wachsenden materiel­
len Wohlstand. Entscheidend waren vor allem der wirtschaftli­
che Durchbruch der Mikroelektrornk und die damit einherge­
hende spektakuläre Verbesserung des Preis-Leistungs-Ver­
hältnisses. Die Geräte sind nicht nur leistungsfähiger. sondern 
auch billiger geworden. Die Digital1s1erung wird diesen Trend 
noch verstärken. Wichtig 1st die Anwendung der Telematik 
heute nicht nur bei der Produktion diese wird sicherer und 
sparsamer -. sondern auch bei den Dienstleistungen. denn 
die produzierende Wirtschaft wird Ja immer mehr zu emer 
Dienstleistungskomoonenten-Wirtscnatt. Administrative Vor­
gänge können dadurch automatisiert werden. 
Moderne Forschung und Entwicklung sma heute ohne den 
Rückgriff auf Datenbanken und ohne die dafür benötigten 
Fernmeldeeinnchtungen rncht mehr denkbar. Auch die Medi· 
z:n ist darauf angewiesen, Eindrucksvoll ist der Einsatz der Te­
lematik vor allem auch bei den Banken. Die Banken sind Tag 
für Tag während 24 Stunden auf Verfügbarkeiten von 99.8 bis 
99.9 Prozent angewiesen und daher stark von den Fernmelde­
diensten abhängig. Dies bedingt aber auch eine dauernde Be· 
reitschaft der Netzöetre1ber, mit den Anforderungen Schritt zu 
halten. Entwicklungen, wie die des kaum erwarteten Sieges­
zugs des Telefax. der schon oald die Teiexübermittlung über­
flüssig machen könnte, werden an der Tagesordnung sein. 
Durch die Verschmelzung der Fernmeldetechnik (Telekom­
munikation) und der Computertechnik (Informatik) kommen 
zwei völlig unterschiedlich regulierte Bereiche miteinander in 
Berührung: der bisher dem PTT-Monopol unterstellte Fern­
meldebereich auf der einen Seite sowie der durch en()(me 
Marktdynamik und hohe Wettbewerbs1ntens1tät gekennzeich­
nete Computersektor auf der andern Seite. Diese Entwicklun­
gen wirkten sich wegweisend auf die Beratungen der Kommis­
sion aus. die dank effizienter Mithilfe der Verwaltung, aber 
auch der PTT. eine gegenüber dem Nationalrat stark verän­
derte Vorlage unterbreiten kann. 
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Es 1st ein Anliegen der Komm1ss1on. ein Gesetz zu prasent1e­
ren. das genugend zuKunftsonent1ert 1st. um der vor uns ste­
henden Entwicklung gerecnt werden zu konnen. besonders 
aber der schweizerischen Wirtschaft die Wahrung Jener Chan­
cen zu ermog1ichen. welche die künftige KommurnKat1ons­
techrnk ano1eten wird. 
Die Anträge der Komm1ss1on lassen sich wie zusammen-
fassen: 
1 Klare der hoheitlichen des Bundesra-
tes mcisv11A1,,e des EVED und des ausführenoen 
c,es. oer PTT. 

aer und 
Funknetzen. 
3. eines Bundesamtes für Kommunikation. 
Zur der hoheitlichen Aufgaben: Die Komm1ss1on be-
antragt in verschiedenen Gesetzesartikeln Anpassungen. die 
dem EVED beziehungsweise dem Bundesrat neue Aufgaoen 
ubertragen. so die Konzess1onserte1lung für den Betrieb von 
i=ernmeldenetzen und Funknetzen. die Frequenzzuteilungen. 
die technischen Anforderungen für Teilnehmeranlagen und 
den Rechtsschutz. Die Komm1ss1on beantragt die klare Tren­
nung der Aufgaoen. damit nicht wie bisher. die PTT als Betrei­
berin und Nutzerin der Netze selbst das Recht hat. Konzessio­
nen zu erteilen oder sogar Rekurse gegen eigene Entscne1de 
zu behandeln. 
Die Definition des Grunddienstes beschäftigte die Komm1s­
s1on sehr intensiv. Die Erbringung des Grunddienstes soll 
auch in Zukunft den PTT übertragen werden. Unter Grund­
dienst versteht man die Ueberm1ttlung von Nachrichten zu­
gunsten eines Dritten. Dieser Dienst muss flächendeckend für 
das ganze Land sein und permanent allen Benützern zur Ver­
fügung stehen. Die Grunddienste umfassen dabei keine Bear­
beitung der übermittelten Nachrichten. So fallen z. B. Weck­
dienst. Auskunft. Sportinformation oder Nachrichten nicht un­
ter den Grunddienst. Zur Definition des Grunddienstes gehört 
auch die Feststellung, dass es sich um eine Wahlverbindung 
handeln muss. Kabelnetze für Radio und Fernsehen. die allge­
mein zugangllche Informationen meiner Richtung transportie­
ren. oder der Empfang ausländischer Radio- und Fernsehpro­
gramme direkt oder uber entsprechende Satelliten fallen nicht 
unter die Grunddienste. 
!m Artikel 3 soll neu eme Litera cbis aufgenommen werden. 
die der Besonderheit von Mietleitungen Rechnung tragen 
wird. Das Recht. Netze zu erstellen. bleibt bei den PTT. Die PTT 
stellen 1m Grunddienst Interessierten Mietleitungen zur Verfü­
gung. Gemass Artikel 3 Litera f soll die zusatzfiche Nutzung 
der Mietleitung unter den erweiterten Dienst fallen. Damit wird 
ausgesagt, dass der Mieter einer Leitung dieselbe auch weite­
ren Benutzern zur Verfügung stellen kann. Das stellt beson­
ders für die Informatik eine wesentliche L1beralis1erung dar 
und führt schon rein technisch zu emer rationellen Nutzung 
bestenender oder neu zu erstellender Fernmeldenetze. was 
im 1nternat1onalen Verbund unserem Land zu oesseren Markt­
chancen vernelfen wird. 
Zur Belassung der Telefonbuch-Eintragungsotlicht: Entgegen 
den Beschlüssen des Nationalrates nalt die Mehrheit der Kom­
m1ss1on an der Eintragungspflicht des Erstanschlusses 1n die 
Abonnememenverze1cnnisse test. wooe1 dem Bunaesrat die 
Mögl1chke1t gegeben werden soll „ sofern dies der Schutz der 
Person rechtfertigt oder aus uberw1egenden öffentlichen Inter­
essen-. den PTT vorzuschreiben. in Ausnahmefällen Namen 
und Adresse von Abonnenten nicht zu veroffentfichen. Bereits 
bei der Beratung des Datenschutzgesetzes wurde die Frage 
des Telefonbuches sehremgehend beraten. Dabei wurde fest­
gestellt. dass 1n der Regel keme Personlichke1tsverletzung vor­
liegt. wenn die betreffende Person die Daten allgemein zu. 
ganglich gemacht hat. 
Mit der Publikation der Angaben 1m Telefonbuch ist keinesfalls 
auch die Pflicht verbunden. das Telefon in Betrieb zu halten. 
Es gibt zum Be1sp1el heute schon eine Nummer 26, die als 
Dienstleistung «Ruhe vor dem Telefon» alle Anrufe unentgelt· 
i1cn auf einen Sprechtext umleitet. 
Zur Schaffung eines Bundesamtes für Kommunikation: Dieser 
Antrag der Komm1ss1on 03s1ert auf der Forderung nach einer 
strikten Trennung hoheitlicher uno betnebl1ch-unternehmen-

scher Zustand1gke1ten. Das neu zu schaffende Bundesamt 
soll dabei in a1len Fragen der KommuniKat1on Stabs- und Füh­
rungsstelle des Departementes weroen. Der Nationalrat hat 
verschiedene Aufgaben der neu zu scnaffenden Fernmelde­
komm1ss1on zugewiesen. Offensichtlich sourte er bereits die 
Lücke zwischen den nicht ausgebauten Strukturen des Depar-
tementes und dessen Abhang1gke1t von den PTT. Ge-
rade m technischen wirkt sich dieser Mangel krass 
aus. 
Auch unsere Komm1ss1on kam nicht beim ersten Anlauf auf 
den nun Sie g1aubt aber. dass dieser 
Ausbau notwendig 1st. besonaers wenn wir cem EVED neue 

uberbmden. Durcn die dieses Bundes-
amtes 1st die wie 
sie der Nationalrat 1m 35bis vorgeschlagen hat. nicht 
mehr gegeben. Durch die Streichung dieses Artikels soll der 
Bundesrat von der Pflicht zur Schaffung emer Fernmeldekom­
m1ss1on entbunden werden. Im übrigen mochte die Komm1s­
s1on dem Bundesrat aber voilige Fre1he1t lassen. trotzdem be­
ratende Organe zu schaffen, die ihn 1n seiner Entscheidfin­
dung unterstützen können. 
Abschliessend danKe ich Herrn Bundesrat Ogi für die lange 
Leine. an der er seine Verwaltung führte. wodurch er die kon­
struktive Zusammenarbeit förderte. und Herrn Dr. Fritz Mühle­
mann. der zusammen mit Herrn Fürsorecher Rolf Lüthi und 
dem wissenschaftlichen AdjunKten Peter Fischer der Komm1s­
s1on wertvollste lmpu1se geoen konnte. Danken mochte ich 
eoenfalls den Vertretern oer PTT-Betneoe. Herrn Generaldi­
rektor Felix Rosenberg, den Herren Rüegsegger und Zaugg, 
die m,t grossem Fachwissen sehr konstruktiv una geduldig 
mitgeholfen haben. den Weg zu finden. 
Die Komm1ss1on beantragt Ihnen. auf die Vorlage einzutreten 
Ufld ihr m der vorliegenden Fassung zuzustimmen. 

Rhinow: Vor uns liegt em wichtiges Gesetz. Es ist wichtiger als 
manche Vorlage, die uns rn letzter Zeit beschäftigt hat Das 
neue Fernmeldegesetz schafft die rechtliche Grundlage für 
unsere Informations- und Kommunikanonsgesellschaft und 
für die Versorgung von Wirtschaft und Bevölkerung mit Fern­
meldedienstle1stungen. Es entscheidet über Offenheit und 
Grenzen der technologischen Entwicklung 1m Bereich der Te­
lekommunikation. Es kommt ihm eine hohe ordnungspoliti­
sche Tragweite zu. 
Der Informationssektor hat sich 1n den vergangenen Jahren 
grundlegend gewandelt. und a1eser Wandel beschleunigt 
sich laufend. Getrennte Techniken und WirtschaftsseKtoren ,n­
tegneren s1.ch: 1cn denke etwa an aie Telematik. Die elektroni­
sche lnformat1onsveraroe1tung und -verte1lung nehmen zu. 
ebenso die Vielzahl und Vielfalt der eleKtronisch vermittelten 
Informations- und Medienangebote. 
Das neue Gesetz 1st deshalb an vier Kriterien zu messen: 
1 Ermoglicht es. Ja erleicntert es die 1n diesem Bereich 
enorme technologische Entwicklung? Enthalt es die erforderli­
che Flex1b1litat? 
Es ist gesagt worden diese These hat viel für sich dass wir 
,m Grunde genommen zu fruh und zu soat leg1ferieren. Zu 
fruh. weil die Entwicklung senr starK 1m Fluss 1st. una zu spat. 
weil gewisse Dinge schon langst natten veranaert und geöff­
net werden mussen. Das 1st kein Argument gegen dieses Ge· 
setz: aber w,r durfen die Entwicklung nicht engherzig ver­
bauen. 
2. Lasst das Gesetz soviel Wettbewerb zu. wie es möglich, ja 
geboten ist? Oder umgekehrt: Wird der Bereich des PTT­
Monopols auf das unbedingt Notwendige. und zwar auf das 
für die Versorgung aller Landesteile Unerlässliche. reduziert? 
Die europaische Entwicklung. auch dieJenige der OECD. 
zeichnet sich durch einen klaren Trend zur Deregulierung und 
Liberalisierung aus. 
3. Werden die hone1tlichen Befugnisse des Bundes klar und 
durchgehend von den betrieblichen Funktionen. die sich neu 
aus der Stellung der PTT als Marktteilnehmer ergeben. ge­
trennt? 
4. Ist das neue Gesetz europavertraglich. 1st es EG-kompati­
bel? 
Eine Prüfung des Gesetzes anhand dieser vier Fragen ergibt 
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'.:l1e allgemeine. positive Bilanz. dass es in der nun vorliegen­
c:en Fassung eindeutig der nattonalrätlichen und damit erst 
recht der bundesratlichen. ursprünglichen Fassung vorzuzie­
hen 1st Die Anpassungsfäh1gke1t an neue Entwicklungen 
wurae erhoht. etwa durch die Komoetenz des Bundesrates in 
Artikel 19 Absatz 2. Fernmeldenetze vom Netzmonopol aus­
zunehmen. Eine weitere wurae 1n Artikel 4 zu­
r1:ndest wenn auch rncht zwingend vorgeschne­
oen. und zwar 1m Bereiche der Grunddienste. mit Ausnahme 
'.:les Teleions. 

von hoheitlichen und betnebllchen Funktionen 
.vurde weiter durchgezogen. So hat nun erwa gemass Arti, 

8 der Bund und nicht mehr die PTT aas ausschliessli­
Recht. Fernmeldenetze zu erstellen und zu betreiben. Und 

es 1st auch das Departement- nicht mehr die PTT-. das Mono­
po1konzessionen bei der Erstellung von Fernmeldenetzen 
durcn Dntte erteilt 
Schliesslich wurde auch die EG-Vertraglichke1t man muss 
aber betonen: erst nach Erlass der EG-Richtlinie 1m Juni die­
ses Jahres entscheidend verbessert. 
Trotzdem bleiben einige Punkte nicht befriedigend gelöst. So 
sieht auch die vorliegende Fassung keine klare Einschran­
kung der Dienste vor. welche den PTT-Betrieben vorbehalten 
bleiben. Wir haben zwar den Grunddienst neu definiert - der 
Herr Komm1ssionspras1dent hat es gesagt - als Fernmelde­
dienst der Nachnchtenüberm,tttung. Und wir haben dem Bun­
desrat die Kompetenz erteilt. solche Dienstleistungen aus­
genommen den Telefondienst- unter bestimmten Vorausset­
zunoen auch durch Dritte erbringen zu lassen. Anders als m 
der EG werden damrt Dienste potentiell dem Wettbewerb ent­
zogen. die dort dem Wettbewerb ausgesetzt sind oder noch 
ausgesetzt werden. Die EG-Vertraglichkeit ist somit in diesem 
Punkt zwar möglich. aber nicht gesichert. 
Ein weiterer Punkt betrifft das Fernmeldemonopol: Hier bleibt 
trotz erfreulichen Aenderungen im Bereich der Ausnahmen 
die unbefriedigende Regelung, dass eine Konzession zur Er­
stellung und Betreibung von Fernmeldenetzen nicht erhalt, 
wer auf eigenen. le1tungsgebundenen Fernemeldenetzen 
Fernmeldedienste erbnngen will. also auch erweiterte 
Dienste. Damit wird - entgegen der EG-Richtlinie der Zu­
gang zum Netz nicht zwingend liberalisiert. Und schliesslich 
habe ich auch gewisse Zweifel. ob die vorgesehenen Siche­
rungen beim angestrebten Mix von Monopol- und Wettbe­
werbsdiensten ber den PTT ausreichen. Wohl besagt Artikel 
?bis Absatz 1 nach unserer neuen Fassung: «Sie (die PTT­
Betnebe) dürfen solche Fernmeldedienste nicht aus Monopol­
ertragen verbilligen.» Dem 1st zweifellos zuzustimmen. Doch 
st dam,r die Gefahr gebannt. dass die PTT diese Dienste zu 
marKtverzerrenden Preisen anbieten? Oder anders gefragt: Ist 
die Rechnung der PTT für Aussenstehende so transparent. 
dass interne Quersubventionen erkannt und ausgeschlossen 
werden? Wie kann verhindert werden. dass der Inhaber des 
Netzmonopols. der g1e1chze1t1g auch als Anbieter von erwei­
terten Diensten auftritt. den Zugang zum Netz verteuert und 
mit diesen Ertragen seine Pos1t1on gegenüber Mitbewerbern 
verbessert? 
Diese Ungewissheit. diese Offenheit. wird wohl langfristig das 
Angebot an Telekommun1kationsd1enst1e1stungen eher ein­
schranken. da die Mitbewerber des Monopolisten zuwenig m 
Forschung und Anlagen investieren dürften. 
Ich unterstütze trotz dieser Bedenken das Eintreten. Ich hoffe 
aber sehr. dass 1n den grundlegenden Aspekten nicht hinter 
den erreichten Stand, d. h. nicht hinter die Mehrheitsfassung, . 
zuruckbuchstab,ert wird und dass also keine weiteren Abstri­
che vorgenommen werden. 

Danioth: Ich teile die Auffassung, dass die veranderte Technik 
der Nachnchtenüberm,ttlung und die ungeheure Entwicklung 
1m gesamten Kommunikationsbereich nach einer grundle­
gend neuen gesetzlichen Grundlage rufen. Gerade die rasan­
ten Veranderungen verlangen aber. dass der Gesetzgeber 
sich nicht so senr auf technische Details einlasst. sondern sich 
vielmehr auf Grundsatze beschrankt. Wünschenswert 1st da­
t)e1 die sachliche und zeitliche Abstimmung u. a. mit dem 
neuen Radio- und Fernsehgesetz. Von hohem Stellenwert 1st 

bei der lnteressenabwagung. dass wirklich auf die Bedürf­
msse von Bevolkerung und Wirtscnaft abgestellt wird. Das 
Fernmeldegesetz soll nicht nur die Weitergabe. sondern auch 
die Erfassung und Verarbeitung von Daten 1m Zusammen­
hang m,t der TelekommunrKat1on regeln ozw. deren Regelung 
sicherstellen. 
Die Querveroindung zum neuen - der 
Herr Präsident hat das bereits erwahnt ,st herzustellen. D0P­
pe1spungke1ten und Widersoruche smd zu vermeiden. Im ubri­
gen dürfte der Leitgedanke «S0v1e1 Wettbewero wie ,..,.,,..,,..,urn 
und soviel Regulierung wie ncntig sem. 
Bei der der untersch1eo11chen Funktionen der 
PTT be1 hoheitlichem oder be1 w1rtschaft!lchem Handeln 1st auf 
die gewachsenen Strukturen und die dezentralen ,.,,,,rnn,.., 
litischen Bedürfnisse unseres Landes abzusteilen. 
Die Grundversorgung mit Diensten der Nachnchtenüberm1tt­
lung muss weiterhin gewahrleistet bleiben. Dies gilt generell 
für das PTT-Monopol beim Telefondienst. Wo inskünftig Drit­
ten das Erbringen von Dienstleistungen 1m Bereich des 
Grunddienstes gestattet wird. ist rechtlich und technisch si­
cherzustellen. dass die Versorgung von Bevölkerung und Wirt­
schaft mit Fernmeldediensten 1n allen Landesteilen zuverläs­
sig. preiswert und nach gleichen Grundsätzen gewahrleistet 
bleibt. In diesem Sinne möchte ich Sie bereits jetzt ersuchen, 
der wichtigen Bestimmung des Mindeme1tsantrages von Arti­
kel 19 Ihre Aufmerksamkeit zu schenken. Der Liberalisierung 
smd hier klare Schranken zu setzen. 
Gerade aus der Sicht der dünnbesiedelten Regionen und der 
Berggeo,ete beinhalten die modernen Telekommurnkat1ons­
mögtichke1ten sowohl Risiken wie auch Chancen. Die neuen 
Technologien im Bereiche der Telekommunikation beeinflus­
sen die Standortvoraussetzungen für das Wohnen und das Ar­
beiten und können gewichtige Auswirkungen auf die Sied­
lungsstruktur des ganzen Landes haben. Eine angemessene 
Dezentralisierung der Telekommunikationsnetze. des Ange­
botes an Telekommunikationsdiensten sowie eine soziale Ta­
rifgestaltung sind mrt raumplanerischen Anforderungen abzu­
stimmen. Sie dürften entscheidend dafür sein. wie das Bild un­
serer Wirtschaft und unserer Siedlungen an der Schwelle des 
neuen Jahrtausends aussehen wird. Davon bin ich überzeugt. 
Der Zugang zu den neuen Nutzungsmöglichkeiten im Infor­
mations- und Medienbereich muss in Zukunft in den Bergre­
gionen erleichtert werden. Aus diesen Gründen begrüssen wir 
die im Gesetz eingeoauten Garantien und die angestrebte Ta­
rifveremhertlichung, wie sre bei den Posttaxen schon lange 
selbstverstandlich ist. Unter den möglicnen Zielen 1st nicht al­
iem die von memem Vorredner erwahnte EG-Verträglichkeit 
ausschlaggebend. ,m Zweifelsfalle 1st ener der umfassenden. 
gie1chwert1gen Versorgung des Landes mit den wichtigen 
Diensten der Vorzug zu geben. 
Gesamthaft betrachtet soilen die PTT auf dem Markt nicht die 
Privaten verdrangen. dürfen andererseits aber auch rncht von 
der privaten Wirtschaft in Rosmenp1ckerman1er geschwacht 
und so 1n der Erfüllung ihrer nationalen und reg1onalpolit1-
schen Aufgaben unterlaufen weraen. Aus der gleichen Zielvor­
stellung heraus smd auch geme1nw1rtscnaftliche oder soz1aie 
Leistungen klar von der unternehmerischen Betnebsrech­
nung zu trennen und not1genfalls den PTT separat zu vergü­
ten. 
Zusammenlassend: Das neue Fernmeldegesetz kann für eine 
gedeihliche, dezentrale wirtschaftliche und kulturelle Entwick­
lung 1n unserem lande wertvolle Rahmenbedingungen schaf­
fen und damit auch den sozialen Ausgleich verbessern. Per­
sonlich bin ich zuversichtlich. dass dem Ständerat der Aus­
gleich zwischen Gemeinwohl und persönlicher Freiheitsent­
faltung - und damit auch Entfaltung der Wirtschaft - auch hier 
gelingen wird. 

M. Cottier: Le proJet de loi sur les telecommunications se pre­
sente a la fin des debats de la comm1ss1on de fac;on plus ou­
verte. Cec1 est du princ1palement au fait qu entre les debats du 
Conseil national et le debut des travaux de notre comm1ssion. 
1a Communaute europeenne a adoPte. le 28 1wn 1990. une di­
rect1ve relative a la concurrence dans les marches des servi­
ces de telecommunications. L internationalisation des tele-
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communrcations. en effet. necess1te une unification des nor­
mes. La comm1ss1on a adapte le oroiet a cette d1rect1ve euro­
peenne. notamment en moditiant l'article 4, Gräce a ces chan­
gements. ce proJet repond donc a une liberalisat1on la plus 
!arge poss1ble des services elarg1s. 
Cepenoant. en ce qu1 conceme le reseau, le monopole de la 
Confederat1on a ete mamtenu car 11 vise. en effet a couvnr tou­
tes 1es de la Suisse. les vallees lointaines comme les 
centres umains par les teiecommunications. 
cons1ste a desservir l'ensemble du temtoire de maniere 
do1t contmuer a etre recherche. De graves d1spantes a ce su1et 
sera1ent. en effet. un danger oour 1a cohesion au pays et ce ns­
que s1 a l'art1c1e 19 !a vers1on de 1a oe Ja 
comm1ss1on l'emporta1t. Je sout1ens oonc a ce suiet la mino­
nte de la comm1ss1on. 
Par la const1tution d, un office federal des telecommunications. 
ies cono1tions d'un examen ob1ect1f et 1mpart1al des quest1ons 
de telecommunications oar Je departement seront m1ses sur 
pied. Jusqu a present. les röles du juge et des parnes ont ete 
que1que peu confondus. Un tel office. separe des PTT, assu­
rera une plus grande independance. Eile ne sera pas de trop 
lorsqu il s agira de prendre des decisions en rapport avec les 
concess,ons ou les derogations. 
c·est avec ces observations que Je votera1 l'entree en matiere. 

Onken: Ich gliedere mein Eintretensvotum in fünf Stichworte: 
1 Qualität. Ich beginne ganz ostentativ mit AnerKennung, und 
:eh g1aube. dass die PTT sie verdienen. Man nennt sie zwar 
den gelben Riesen, doch das 1st eher vertrauensvoll, ist wohl­
wollend gemeint und m,t viel Zuneigung verbunden. Denn ein 
träger Moloch. den das Monopol satt. unbeweglich und 
selbstzufrieden gemacht hat. das sind die PTT gerade nicht 
Wtr haben 1m Fernmeldewesen 1n unserem Land einen sehr 
hohen Stand. Wir haben bei den Datennetzen europaweit die 
geringste Fehlerquote; unser Telefonnetz 1st we1therum das 
zuverlässigste. und auch die Teilnehmerapparate sind von 
beispielhafter Qualität. In Jedem internationalen Vergleich neh­
men wir in Sachen Technik und Sicherheit. Disponibilität und 
Verlässlichkeit eine Spitzenposition em - hohes schweizeri­
sches Niveau. auf das wir ohne weiteres stolz sein dürfen. 
Nicht den PTT wegen wird dieses Gesetz geändert. erneuert. 
liberalisiert. sondern aufgrund der veränderten Rahmenbedin­
gungen. aufgrund einer dynamischen Entwicklung, die das 
Umfeld revolutioniert. 
2. Steuerung. Die Telekommunikation ist zweifellos eine 
Wachstumsbranche. Die techno1og1sche Innovation eröffnet 
ungeahnte Möglichkeiten. Gesehen werden dabei nur die 
Chancen: die Markt-. die Absatz-. die Export-. dte Entwick­
lungschancen. Die Risiken. die es allerdings auch gibt. die ver­
steckten Nachteile. die Fragwürdigke1ten. weroen entweder 
nicht wahrgenommen oder verdrängt. Diese an und für sich 
neutrale Technik greift nämlichem ins Geflecht der menschli­
chen Beziehungen, der gesellschaftlichen Interaktion. Siebe­
rührt und verandert das kle1nmascnige soziale Gewebe. Sie 
verschiebt - kein Zweifel - Strukturen 1n der Arbeitswelt. Wer 
garantiert. dass das einzig und allem zu Nutz und Frommen 
des Menschen geschieht. aass allem menschliche Bedürf­
nisse befriedigt werden? Wer beurteilt die Langzeitwirkung? 
Wer schätzt die Folgen ab? Wer setzt die Rahmenbedingun­
gen? Ich sehe die Instanz nicht recht. ich vermisse gerade in 
dieser Hinsicht eine politische Steuerungsmöglichkeit. Die 
Problematik, die mit diesen Fragen aufgeworfen wird, ist in der 
Kommission kaum vertieft worden. Die Steuerung soll offen­
bar - zu einem grossen Teil jedenfalls-dem Markt überlassen 
werden. Von den Vorzügen des Marktes und seinen Krätten 
sind wir ja alle überzeugt, aber ebenso davon. dass er der 
Spielregeln bedarf. und zwar gerade dort. wo die Marktkrafte 
so sehr ins Zwischenmenschliche. 1n die Kommunikation, 1n 
die gesellschaftliche Gesamttextur eingreifen. Es geht hier 
letztlich um ein hohes Gut. und da muss selbst der Liberale die 
grösstmögliche Umsicht und Vorsicht walten lassen und darf 
nicht unbesehen - wie es hier teilweise gescnehen 1st - den 
Scha/me1entönen der Markttre1he1t erliegen. 
3. Europa. Was - sollte es zum unheilvollen Alleingang kom­
men - «autonomer Nachvollzug» he1sst. wird mit diesem Ge-

setz bereits vorexerziert. Die Persoektive der Kommission 
h1ess BrüsseL und 1· Le1to1anke war die EG-Richtlinie vom 
28. Juni 1990. auf di 1kel um Artikel dieses Gesetzes fein 
sauberlich ausgenchtet worden 1st. Das 1st nicht zu beanstan­
den. schon gar nicht von einem. aer ein schweizerischer Euro­
paer oder. meinetwegen. ein eurooä1scher Schweizer werden 
möchte - und schon gar nicht 1n einem so 1nternat1onalen. 

länderverbmdenaen Bereich wie der 
Eines 1st hier eoentalls Z;J 

Auch in aer Eurooä1schen 1st eine ..1,r•ht1,n,o 
eine Richtlinie und ein nationales Gesetz em nationales Ge-
setz. vom einmal ganz zu ~r:1,w;,,,,., 
Dass die 12 der schon ausgerichtet m daher-
Kamen, davon kann uberhauot keine Rede sein. Das Fernme!· 
dewesen prasent1ert sich aucn in der Europa1schen Gemein­
scnatt der 12 noch ordentilch buntscheckig. Es kennt 
räume. es hat Nischen. Ein Blick auf das neue iranzos1sche 
Gesetz zur Telekommunikation genügt. um die nationalen Dif­
ferenzierungen und Interpretationen wanrzunehmen. Wenn 
wir nun darangehen. eine EG-Richtlinie so quasi 1m Massstab 
1 zu 1 umzusetzen und in unser nationales Gesetz zu über­
nehmen, so entspncht das nicht einer unverrückbaren euro­
paischen Notwendigkeit. sondern eher schwe1zenschem 
Uebere1fer oder helvetischem Perfektionismus. Ueberanpas· 
sung nennt man das in der Psychologie. Ich denke. dass wir 
lernen müssen. mit diesen sogenannten Erfordernissen etwas 
gelassener uno auch wendiger umzugehen. 
4. Liberalisierung. Neben der musterhaft angestrebten Euro­
pafähigkeit ist dies das zweite Schlüsselwort. und es 1st natür­
lich mit dem ersten verbunden. Mehr belebender Wettbewerb. 
menr herausfordernde Konkurrenz. mehr Anbieter. mehr 
Wahlmöglichkeiten. das klingt alles schön und gut. bloss: 
Werden die Spiesse der Konkurrenten gleich lang sem. vor al­
lem dann, wenn. wie es Jetzt vorgesehen 1st, die privaten Wett­
bewerber sich ohne weiteres auf ein paar wenige lukrative Be­
reiche einlassen können? Wir kennen das: Gewinntrachtige 
Dienstleistungen werden sehr selektiv privatisiert. unattrak­
tive. verlustverdächtige Sparten bleiben soz1alis1ert und also 
den PTT überbürdet. Das ist. wovon Kolleae Danioth schon 
sprach. Rosmenp1ckerei: verlockend, wenn man sie zulässt. 
für die privaten Anbieter. verhängnisvoll jedoch für die PTT. 
weil es ihre Leistungskraft schwächt und ihre Mischrechnung 
aus dem Lot bringt Verhängnisvoll ist es möglicnerwe1se aber 
auch für die entlegeneren. dünner besiedelten. weniger attrak­
tiven Regionen. denen solche neuen Dienstleistungen einfach 
vorenthalten bleiben oder aber die PTT müssen. damit dem 
Zweckamkel Genuge getan 1st. unter entsorechender Kosten­
folge in die Lucke springen. Das aber wäre eine Fehlentwick­
lung, wie wtr s,e oe1 den SBB feststellen und im Bereiche der 
PTT ganz sicher nicht wiederholen wollen. Das wäre das 
Letzte. was wir uns wünschen. Hier gilt es also. etwa bei den 
Grunddiensten. Zurückhaltung zu uben und Lockerungen. wo 
sie vorgesehen werden. mit wohlbedachten Auflagen zu ver­
senen. Und beim Netzmonoool darf meines Erachtens nicht 
uber die Fassung des Nationalrates hinausgegangen werden. 
5. Unternehmensfre1he1t. Eine vertretbare Ubera11s1erung darf. 
Nenn sie w1rkllcn g1aubwurdig und erioigre1ch sein soll. nicht 
gepaart sein rrnt einem stand1gen Argwohn gegenuber den 
PTT. ja gar mit Fesseln. die man ihnen anlegen will. Da war die 
ständeratliche Kommission eigentlich recht konsequent. Die 
schwerfällige. mit Kontrollfunktionen Liberladene Kommission 
1st abgehalftert worden auf das wohl gerade noch zuträgliche 
Mass einer begleitenden. beratenden Funktion. und mehr 
braucht es auch nicht. 
Daneben 1st ein Bundesamt für Kommunikation vorgesehen. 
das der technologischen Revolution auf diesem Gebiet. den 
wachsenden Herausforderungen und Aufgaben 1m Bereich 
der Medien und der Telekommun1kat1on Rechnung tragt Ich 
unterstLitze diesen Schritt, doch ich warne zug1e1ch vor der Ei­
gendynamik. die solchen Institutionen eigen 1st. die sie zuwei­
len befällt und die dann auch wieder zu einer Verlängerung der 
Instanzenwege und Entscheidungsablaute fuhren kann. 
Die bisherige Orgarnsatron, die b1shenge Instrumentierung 
m,t dem direkten Zugang der PTT be1sp1elswe1se zum Bun· 
desrat hatte Ja ebenfalls ihr Gutes. Flexrbilitätund unternehme-
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rische Fre1he1t. Entscheidungsfreude und Innovationskraft der 
PTT so1len nicht eingeschrankt. sondern. ganz 1m Gegenteil. 
erhöht und verbessert werden. Dazu muss dieses Amt für 
Kommunikation vorab beitragen. und es darf auch nicht das 
sage ich mit Blick auf Radio und Fernsehen zu einem ver­
i<apoten kie,nen Propagandamm1stenum werden. 

dieser knt1scnen und ool!ti-
schen aus memer Sicht bitte aucn ich Sie. 

dieses Gesetz einzutreten. 

Bundesrat Ogi: Von einer 
"'onnte man sagen. Sie ordnen 

die Finanzen geordnet haben. sollten wir jetzt aas 
Fernmeldewesen ordnen. Herr Ständerat Kündig als Präsi­
dent aer Kommission hat die technische Entwicklung 
zeigt una aam1t auch erklärt. dass aas aus dem Jahre 1 
stammende Telefonverkehrsgesetz der heuttgen Situation 
nicht mehr gewachsen 1st. Deshalb wurden schon Ende der 
,,,t'uL,ut', Jahre von den PTT Vorarbeiten für eine neue Fern­
meldeordnung eingeleitet. Anfang der achtziger Jahre ging 
dann ein offizieller Auftrag vom Departement an die PTT­
Betnebe. Darauf wurde eine Studienkomm1ss1on unter dem 
Vorsitz des Generalsekretärs des EVED eingesetzt. Diese von 
Dr. Mühlemann geleitete Komm1ss1on erarbeitete einen Kom­
prom1ssentwurt. der 1986/87 Gegenstand der offentlichen Ver­
nehmlassung war. Im Zentrum der Beratung stand meistens 
a1e Frage. wo das Monopol der PTT aufhören und die private 
in1t1at1ve zum Zug kommen soll. Diese Frage wird Sie auch 
heute zentral beschäftigen. Ihre Antwort nangt natürlich von 
verschiedenen. ich würde sagen. von vielen Aspekten ab. Ei­
nige möchte ich hier in Ergänzung zu dem. was Herr Ständerat 
Kundig gesagt hat. noch ansprechen. 
Die Telekommunikation 1st für viele Dienstleistungs- und Pro­
duk1ionsunternehmen 1m ganzen Land zum Standortfak1or 
geworden. Neue Dienstleistungsangebote. insbesondere im 
Bereich der Telematik. entwickeln sich mit Wachstumsraten 
von uber 30 Prozent pro Jahr. Gemäss Schätzungen der EG· 
Komm1ss1on dürften 1m Jahre 2000 bis zu 60 Prozent der Ar­
oe1tsplätze in der Gemeinschaft we1tgenend von der Telema­
nktechnolog1e abhängen. Der Markt für Telekommunikations­
güter und Telekommunikationsdienstle1stungen wird zudem 
immer internationaler. Aufgrund der enormen Investitionen. 
die zur Entwicklung nötig smd. findet bei der Fernmeldeindu­
strie eine grosse Konzentration statt. Die Schweizer Fernmel­
ae1ndustne es 1st vielleicht interessant. das nocn kurz hervor­
zuheben - oeschaftlgte 1989 über 22 000 Arbe1tnenmer und 
verzeichnete eine Umsatzsteigerung von 1m Durcnschnltt 
1 O Prozent pro Jahr. Von ihren uber 4 Milliarden Franken Um­
satz Jahrlich 1nvest1ert sie etwa 11 Prozent wieder 1n die For­
schung. und etwas weniger als 70 Prozent ihrer Produktion 
setzt sie 1m schwe1zenschen Binnenmarkt ab. Die Tendenz 
zeigt einen steigenden Exportanteil: zurzeit halt sie einen An­
teil von 2 Prozent am Weltmarkt. 
Auf internationaler Ebene wurden ahnliche Gedanken ange­
stellt wie ;n der Schweiz. Das haben die verschiedenen Voten 
eoentalls bestatigt und zum Ausdruck gebracht. Die direkte 
Kontrrnle aes Staats uber die Netze m1rte1s Monopolen der 
Fernmeldeverwaltungen oaer konzessionierter Monopolun­
ternehmungen wurde we1tgeherid beibehalten. Nur die USA. 
Japan. Neuseeland. Australien und Grossbritanrnen haben 
ihre Netze teilweise liberalisiert. Zudem betrifft dies hauptsäch­
lich die Fernverbindungen. In den meisten Staaten werden 1m 
Sinne der Sicherstellung einer landesweiten Grundversor­
gung gewisse Dienste 1m Monopol behalten. 
Parallel zu diesen Aenderungen der Marktregeln erfolgt eine 
gewisse Verselbständ1gung der heutigen Fernmeldeverwal­
tungen. Sie erhalten mehr unternehmerische Verantwortung 
und damit einhergehend mehr Spielraum. Sie werden von 
Quersubventionen entlastet. 
~Jun aber einige Worte zum Entwurf. der heute zur Beratung 
ansteht: Das Gesetz regelt die lndiv1dualkommurnkat1on 1m 
Untersch1eo zur Massenkommunikation. welche Gegenstand 
ces Radio- und Fernsehgesetzes 1st. Das Fernmeldegesetz 
t'1at zum Zweck. zu gewahrleisten. dass die Fernmeldebedürf-
111sse von Bevölkerung und Wirtschaft befriedigt werden. Dies 

soll in allen Landestellen zuverlässig. preiswert und nach den 
gie1chen Grundsatzen erfolgen. Gleichze1t1g wird das Ziel ei­
ner evolutiven Liberalisierung verfolgt. 
Um das Telekommunikationswesen 1n einem Gesetz zu re­
geln. haben wir eine systematische Unterscheidung des Net­
zes. der Dienste und der Teilnehmeranlagen vorgenommen. 
Be, cen Diensten sehen wir eine Unterscheidung in einen 
Grunddienst und in die erweiterten Oiensre vor. Der Grund­
cienst 1st der Kern der Dienstleistung. namhch die Uebertra-

und von Nachrichten zugunsten eines Drit-
Dienst 1st der PTT-Betnebe: s,e Artvir,nc,n 

Monoool. Es gent darum. diesen Dienst ti:,,,..n,:sn. 
.deckend und permanent allen 1m ganzen 
Land zur zu stellen. Auf dem Grunddienst oauen 
die erweiterten auf. Sie haben bestimmte Formen der 
Nachnchtenbearbe1tung zum Gegenstand. Das können zum 
8e1sp1el - wie Herr Kündig gesagt hat - Speicherdienste. Da­
tenbanken. der telefonische Auskunftsdienst. der Weckdienst 
usw. sein. Die erweiterten Dienste stehen dem Wettbewerb of­
fen. Auch die PTT-Betriebe können hier am Wettbewerb teil· 
nehmen. Sie dürfen Jedoch ihre Angebote nicht aus Monopol· 
ertragen verbilligen. 
Die Unterscheidung der beiden Dienstkategorien ist abstrakt 
formuliert. Das Gesetz muss den Rahmen abgeben, den wir 
nicht beim Auftauchen einer neuen Dienstleistung Jedesmal 
abändern können. Der Rahmen muss Jedoch genügend defi­
niert sem. um die Dienste 1ewe11s klar und voraussehbar zuord­
nen zu können. 
Voraussetzung für das Erbringen von Fernmeldediensten ist 
die Infrastruktur. das Fernmeldenetz. Die PTT sollen damit 
eine flächendeckende lnfrastruk1ur unterhalten; dazu erhalten 
s,e eben das Monopol. Es besteht aber auch die Möglichkeit. 
Konzessionen an Dritte zu erteilen. und bestimmte Netze kön­
nen vom Monopol ausgenommen werden. 
Der Nationalrat hat zusätzlich das Element der Zusammenar­
beit der PTT mit Dritten im Netzbereich ausdrücklich im Gesetz 
verankert. An das Netz angeschlossen werden Teilnehmeran­
lagen. Sie dienen zum Senden. Empfangen oder Vermitteln 
von Nachrichten. Dieser Mark1 soll nun vollständig liberalisiert 
werden. Auch die PTT-Betriebe können als Anbieter auftreten. 
Quersubventionen sind aoer auch hier nicht zulässig. Die An­
lagen unterliegen einer Zulassungspflicht. um die Kommuni­
kat1onss1cherhe1t nicht zu gefährden. 
Soweit. meine Damen und Herren. das System des Gesetzes 
1n grooen Zügen in Erganzung zu dem. was bereits gesagt 
worden 1st. Nun möchte ich noch kurz auf die Entwicklung 1n 
der EG zurückkommen. Anlässlich der Debatten 1m National­
rat wurde die EG-Kompatibilität unserer neuen Fernmeldeord­
nung 1ntens1v diskutiert. Diesem PunKt schenkten Bundesrat 
und Verwaltung bereits bei der Ausgestaltung des Entwurfes 
grosse Beachtung. Ich verweise auf das «Grünbuch über die 
Entwicklung oes gemeinsamen Marktes für Telekommunikati­
onsd1enstle1stungen und Telekommurnkat1onsgeräte». von 
01esem Grunouch 1st Ja auch 1n der Botschaft die Rede. Unter­
dessen hat die EG diesen Sommer neue Richtlinien verab­
schiedet. Wir haben Ihre Komm1ss1on daruber ausführlich ori­
entiert und auch dokumentiert. Im grossen und ganzen stellen 
wir heute fest. dass das Fernmeldegesetz weitgehend mit der 
zukünftigen Fernmeldeordnung 1n der Gemeinschaft überein­
stimmt. Im Bereich des Netzes wird weiterhin allgemein akzep­
tiert. dass nationale Monopole zugunsten der Fernmeldever­
waltungen vorgesehen werden können. Alle Dienste. ausser 
der Telefonie. sollen schrittweise liberalisiert werden. Eine ent­
sprechende Anpassung hat nun auch Ihre Kommission vorge­
nommen. 
Die andere Aenderung betrrfft die Trennung der hoheitlichen 
und der betrieblichen Funktionen. Für uns heisst das die 
Schaffung eines Bundesamtes für Kommunikation - ich werde 
später darauf zuruckkommen. Im Bereich der Teilnehmeranla­
gen herrscht Uebereinst1mmung. Sie sollen liberalisiert wer­
den. 
Ich bin der Meinung. dass der Entwurf für ein neues schweize­
risches Fernmeldegesetz der 1nternat1onalen Entwicklung 
Rechnung tragt. unter Beachtung spezifisch schweizerischer 
Interessen-die beiden erwähnten Aenderungen eingeschlos-
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sen. weitergehen können wir 1n der Lrberalis1erung nicht 
mehr. die Grenzen sind erreicht. Wir stehen hinter dieser Fas­
sung und bitten Sie. Herr Ständerat Rhinow. nicht über dte An­
trage der Kommission hinauszugehen. So darf der Grundsatz 
des Netzmonopols z. B. nicht weiter 1n Frage gestellt werden. 
sor,st 1st die Finanz1erbarke1t der Flächenversorgung - den­
ken Sie an das Calancatal und an das Lötschental - nicht mehr 
garantiert. sondern vielmehr gefährdet. Die Randregionen 
wurden wohl vernacnläss,gt Rosinenp1cker sind nicht will­
kommen. da gehe ich m,t Herrn Ständerat Onken einig. sonst 
geht es dem Unternehmen PTT an den Kragen. und es wtrd rot 
w,e die SBB - ,eh denke da natürlich nur an die Zahlen. 
Die Zeit 1st Jetzt reif. um das Gesetz zu ändern. und ich bitte Sie. 
auf die Vortage einzutreten und sie zugig zu behandeln. dam,t 
wir uns der 1nternat1onalen Entwicklung rasch anpassen ken­
nen. 

Eintreten w,rd ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conse1/ dec1de sans oppos1t1on d'entrer en matlere 

Detailberatung - Oiscuss,on par arttcles 

Titel und Ingress 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Propos1t1on de la comm,ss,on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Komm1ss1on 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Huber. Cavad1ni, Cott1er. Danioth) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Eventualantrag Onken 
(falls der Antrag der Minderheit zu Artikel 1 obsiegt) 
Abs. 2 (neu) 
Be1m Entscheid über die Einführung neuer Technologien des 
Fernmeldewesens 1st den vielfältigen Auswirkungen auf 
Mensch und Gemeinschaft. namentlich den sozialen Folge­
wirkungen. Rechnung zu tragen. 

Art. 1 
Propos1t10n de la comm1ssion 
Ma1onte 
Adherer au pro1et du Conseil federal 
Minorrte 
\Huber. Cavadini. Cott1er. Danioth1 
Adherer a la decision du Conseil national 

Propos1t1on subs1dia1re Onken 
(s1 la propos1t1on de 1a minonte a 1·art1cle prem1er est adoptee) 
Al. 2 (nouveau/ 
Avant de dec1der de l'introduction de nouvelles technolog1es 
dans le doma1ne des telecommun1cat1ons. 11 conv,ent de tenir 
campte de leurs multiples conseouences pour 1 ·homme et la 
collect1v1te. en part,culier sur le plan soc1al. 

Kündig, Berichterstatter: Die Komm1ssionsmehrhe1t bean­
tragt Ihnen Zustimmung zur Fassung des Bundesrates. Der 
Nationalrat hat eine Einfügung gemacht. die von der M1nder­
he1t vertreten wird. Sie lautet: " .. unter Berucks1cht1gung 
neuer Technologien " Bereits 1m Nationalrat wurde darauf 
hinaew1esen. dass der Begriff «Technologien» 1n sprachlicher 
Hinsicht nicht gerade eine Wundererfindung sei. und Herr 
Auer erwahnte aucn. aer Ständerat werde das v1elle1cht korri­
gieren: "Man hat dort 1n der Regel e,n besseres Sprachgefuhl. 
Es hat 1m Zweitrat auch menr CVP-Vertreter. die Klosterschu­
len besucht und dort noch gutes Deutsch gelernt haben. 1He1-

~8-$ 

terke1t) Wenn es 1m Ständerat nichts nützt. kann v1elle1cht die 
Redakt1onskomm1ss1on nachhelfen.» Denn: "Techno10.,91e» 
he1sse namlich die Lehre der Technik. 
Ich beantrage Ihnen. der Mehrheit zuzustimmen. 

Huber. Sprecher der Minderheit: Ich bin genau einer von de­
nen. die Herr Auer gew1ssermassen als Sprachpunsten ange­
sprochen hat. denn ich haoe 1n der Tat die Segnungen Jener 
Ausbildung durchlaufen. Ich gestehe aucn. dass der Begriff 
,Technotog,e» nicht der schonste Begriff in einem helveti­
schen Gesetz 1st. Aber uns von der Minderheit geht es nicht 
um ein sprachliches Element. sonaern um eine Sache. und 
zwar um eine ganz entscheidende Sache. Sie werden den 
Ausführungen. die Sie selber gemacht haben oder denen Sie 
beim Eintreten zugehort haben. nicht schon oe,m Zweckarti­
kel widersprechen wollen. indem S,e die technologische Zu­
kunftstracht1gke1t dieses Gesetzes und die Offenheit gegen­
uber der modernen Technologie eben 1m Zweckartikel nicht 
aufnehmen wollen. Das gehort durcnaus n1er hinein. Der Na­
tionalrat hat einen richtigen. einen zukunftsweisenden Akzent 
gesetzt. Der Wachstumsmarkt Technologie der Zukunft muss 
berücks1cht1gt werden in einem Gesetz. das Zukunftskompe­
nenten 1n hohem Umfang hat und auch der raschen Entwick­
lung dienen muss. 
Es 1st gefragt worden. ob wir zu früh oder zu spat leg1feneren. 
rlerr Kollege Rhinow hat diese Ambivalenz abgewogen. wenn 
ich das richtig mitbekommen habe. Ich würde sagen. wenn 
man der Auffassung 1st. w,r wurden zu soat leg1feneren. muss 
man diese Komoonente. die die Minderheit Ihnen vorschlagt 
ins Gesetz einfügen. und wenn man der Auffassung 1sr ~ .... ,1 
würde zu früh leg1feneren. darf man m,t Sicheihe1t auch uieser 
Variante die Zustimmung geben. weil wir alle der Auffassung 
sind. dass die technische, technologische Entwicklung in die-
sen Zweckartikel gehört. · 
Der Bundesrat hat etwas gemacht. was er hie und da tut. Er 
sagt es nicht im Gesetz. aber er schreibt es 1n der Botschaft. Er 
schreibt in der Botschaft auf Seite 28 ganz klar. worum es hier 
geht: «lndesssen darf der Auftrag zur gle1chmäss1gen Versor­
gung auch nicht dazu führen. dass neue Telekommumka­
t1onsmögltchke1ten in den Zentren ungenutzt bleiben müssen. 
nur weil die Neuerungen ,n aen abgelegenen Bergtälern nicht 
oder noch nicht eingeführt werden können.» Wir haben in die­
sem Gesetz an verschiedenen Stellen zugunsten unserer Mit­
bürger 1n den Berggebieten klare Akzente gesetzt. Wir dürfen 
Sie bitten. Jetzt zur Wettbewerbsstärkung auch der Zentren ei­
nen Beitrag zu leisten. 1naem Sie für einen Einbezug der mo­
dernen Technoiog1en ,m ZwecKart1kel Ihre Stimme geoen. 
Die Sorge. die einzelne beschlichen nat. dass die Verhaltms­
mäss1gke1t an und fur sich nicht gewahrt wird und dass sie 
deshalb quasi in den Text aufgenommen werde, 1st gegen­
standslos. Der Grundsatz der Verhaltn1smass1gke1t braucht 
die Erwahnung nicht. Er 1st der Gesetzgebung immanent und 
muss daher nicht 1n Jedem neuen Gesetz neu niedergeschrie­
ben werden. 
Zusammenfassend bitte ich Sie. der sehr honorablen Minder­
heit aus deutsch und weisen Ihre Zustimmung zu geben 

Onken: Die Minderheit 1st wirklich sehr honorabel. aber ich 
bitte S1e trotzdem. ihren Antrag aozu1ehnen und der Mehrheit 
zu folgen. Wer diesen Antrag ablehnt. der wendet sich mitnich­
ten gegen die Technik. Er wendet sich nicht gegen eine sinn­
volle Innovation. Er wendet sich auch nicht gegen eine ohne­
hin unaufhaltsame Entw1cklunq. Die Technik wird uns 1n die­
sem Bereich immer wieder Möglichkeiten eroffnen. immer wie­
der neue Optionen anbieten. und es 1st keine Frage. dass die 
allgemeine Entwicklung uns und auch die PTT dazu zwingt. 
sich damit auseinanderzusetzen und die neuesten Möglich­
keiten zu orufen. einzubeziehen. umzusetzen. Aber wir müs­
sen uns die Freiheit bewahren. daruber nach Abwagung allen 
Für und Widers zu entscheiden Es geht hier um dieses Selbst­
best1mmungsrecnt. Es geht um eine Entsche1dungstre1he1t. 
die noch gewahrt bleiben muss. um eine besonnene Güterab­
Nagung. Wir dürfen uns dieser Technik nam11ch auch nicht 
ausliefern. Wenn wir aer Minderheit folgen. schreiben wir 1n e1· 
nem Gesetz die Verpflichtung - ich sage sogar: den Zwang ~ 
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fest. dieser Technik zu folgen. den neusten Stand der Techno­
logien zu berücks1cht1gen. Wir liefern uns damit einer Eigendy­
namik aus. die wir nicht ohne weiteres steuern können. 
Das derart explizit festzuscnreiben. ist vollkommen überflüs­
sig. Wenn wir es schon taten damit verweise ich auf meinen 
Eventualantrag dann müsste man auch Kautelen einbauen. 
damit ein Gegengewicht wird. damit auch die sozialen 
Komponenten ha,r11r·1«,irh't1r11 

eine Abwagung erfolgt mit und mit Besonnenheit, 
um die Nachteile und Fehlentwicklungen. die 1m technischen 
Bereich immer vornommen - soviel müssten wir durch die Ge-
scn1chte oelernt haoen auszuschliessen. Ich meine also. 
dass diese überflüssig 1st. dass wir ohnehin mit 
dieser Technik konfrontiert sein werden. aber wir mussen das 
n1cnt ausdrücklich ms Gesetz aufnehmen. 
Deshatb bitte ich Sie. der Mehrheit una nicht dem Minderheits­
antrag zu 

Bundesrat Ogi: Ich werde mich Jeweils ganz kurz fassen. da­
mit Sie dieses Gesetz heute morgen noch zu Ende beraten 
können. Artikel 1 soll den Zweck des Gesetzes umschreiben. 
Dabei soll er den Verfassungsauftrag konkretisieren. Zweck 
der ganzen Fernmeldeordnung ist die Befriedigung der Fern­
meldebedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft. Die Be­
rucks1cntigung neuer Technologien 1st ein Mittel zum Zweck. 
Sina zur Zweckerfüllung neue Technologien notwendig, dann 
,st es. w,e Herr Onken sagte. eine Selbstverstandlichke1t. dass 
diese neuen Technologien eingesetzt werden müssen - ich 
betone: werden müssen. 
Der Zusatz. Herr Ständerat Huber. bnngt nichts Neues. Die 
Idee 1st schon in der Fassung des Bundesrates enthalten. und 
sie ist auch niedergeschrieben. Sie haben die Botschaft zitiert. 
Der Bundesrat 1st der Meinung. dass der Text damit auch les­
barer wird. Wir ziehen den kürzeren. den pragnanteren Text 
des Bundesrates und damit der Komm,ssionsmehrheit vor. 
und ich bitte Sie. der Komm1ss1onsmehrheit zu folgen. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

19 Stimmen 
8 Stimmen 

Präsident: Der Eventualantrag Onken fällt mit diesem Ent­
scheid dahin. 

Art. 2 
Antrag der Kommiss/On 
.. Nachncnten. die nicht an die Allgeme1nhe1t gerichtet sind. 

Vorbehalten bleibt die Bundesgesetzgebung über Radio und 
Fernsehen. 

Art. 2 
Prooos1tion de Ja commission 
La oresente loi reg1e la transm1ss1on des messages qu1 ne sont 
oas destines au public en general; ta leg1slat1on federale sur la 
radio et la televis1on est reservee. 

Kundig, Berichterstatter: Die Kommission beantragt hier eine 
Aenderung zur Fassung des Nationalrates. Dessen Fassung 
lautet: " .. Nachrichten. die nicht zum unmittelbaren Emp­
fang durch dieAllgeme1nhe1t best1mmts1nd.» Die Kommission 
schlägt vor. dass der Text lauten soll: " .... Nachrichten. die 
nicht an die Allgemeinheit gerichtet sind.» Das Fernmeldege­
setz regelt die Individualkommunikationen. Dem Radio- und 
Fernsehgesetz ist die technische Regelung der Massenkom­
munikation vorbehalten. Die PTT weisen in diesem Zusam­
menhang ausdrücklich darauf hin. dass sie eine Zusammen­
aroe1t mit den Kabelbetreibern Radio und Fernsehen suchen. 
um gegenseitig die Kapazitäten besser nutzen zu können. 
Wir beantragen Ihnen Zustimmung zur Fassung der Kommis­
sron. 

Bundesrat Ogi: Diese von uns. vom EVED. vorgelegte Anpas· 
sung geht auf einen Autronic-Entscne1d des Europäischen 
Gericntshofes für Menschenrechte 1n Strassourg zun.ick. Es 

handelt sich um die reaaktionelle Abstimmung mit dem ent­
sprechenden Artikel im Radio- und Fernsengesetz: wir haben 
uns der neuen Situation nach der Behandlung des FMG im 
Nationalrat anpassen müssen. lcn bitte Sie also. der Kommis­
sion zu folgen. 

Art. 3 
Antrag der Komm1ss1on 

Bst. a c. d. g, h 
zum Beschluss des Nationalrates 

Bst. cb1s rneu; 
"Mietleitung» lest geschaltete 1n einem Fernmel-
denetz der PTT-Betriebe; 
Bst. e 
«Grunddienst»: Fernmeldedienst der Nachrichtenuberm1tt­
lung; 
Bst. f 
«erweiterte Dienste»: Dienstleistungen. die auf der Nachrich­
tenübermittlung aufbauen und die Ergänzung, Speicherung, 
Veränderung oder eine andere Form der Bearoe,tung von 
Nachrichten zum Gegenstand haben. die zur Uebermittlung 
bestimmt sind. Solche Dienstleistungen werden auf einem öf­
fentlichen Fernmeldenetz der PTT-Betriebe oder einer Mietlei­
tung eroracht: 

Art. 3 
Proposition de Ja comm1ss1on 
Preambule. Jet. a - c. d. g, h 
Adherer a la dec,sion du Conseil national 
Let. cbis (nouvelle) 
«Circu,t loue»: toute liaison connectee en permanence dans 
un reseau de telecommurncations de I' Entreprise des PTT; 
Let. e 
«Service de base»: Tout service de telecommunications utilise 
pour la transm1ss1on de messages: 
Let. f 
«Services elarg,s,,: prestations de service derivees du service 
de base et destine a completer. mettre en memoire. modifier 
ou tra,ter sous une autre forme les messages destines a etre 
transm,s. De telles prestations de service seront fourrnes par 
un reseau public de telecommunicat1ons de !'Entreprise des 
PTT ou par un circu1t loue: 

Kündig, Berichterstatter: In Buchstaben cbis wird die Defini­
tion der Mietleitung festgelegt. Ob der Buchstabe cbis aufge­
nommen wird. entscheidet sich aoer bei den Beschlüssen zu 
Artikel 4. Die Komm1ss1on möchte durch die vorgeschlagene 
Neufassung keine Aenderung zum Nationalrat vorsehen. son­
dern eine etwas prazisere Formulierung. und nimmt die frü­
here Fassung des Bundesrates unter c 1n ihrem Buchstaben e 
wieder auf. Die Umschreibung basiert auf b. «Nachnchten­
überm1ttlung» und c. «Fernmeldenetz». das auf die Vermitt­
lung zwischen Teilnehmeranlagen abstellt. «Fernmelde­
dienst» ist daher immer eine Wahlverbindung. 
ich beantrage Ihnen Zustimmung zur Fassung der Kommis­
sion. 

Angenommen - Adopte 

Art.4 
Antrag der Kommission 
Titel 
Anbieter 
Abs. 1 
Die PTT-Betriebe erbringen die Dienstleistungen im Bereich 
des Grunddienstes. 
Abs. 2 
Der Bundesrat kann vorsehen. dass auch Dritte solche Dienst­
leistungen. ausgenommen den Telefondienst. auf Mietleitun­
gen oder Funknetzen erbringen können. sofern Bevölkerung 
und Wirtschaft in allen Landesteilen zuverlässig, preiswert und 
nach gleichen Grundsätzen mit Fernmeldediensten versorgt 
werden. 
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Art.4 
Proposmon de la comm1ss1on 
Titre 
Fourmsseurs 
Al. 1 
Les prestations relevant du serv1ce de oase sont fourrnes par 
i Entreprise des PTT 

2 
Conseil federa1 peut prevrnr que des t1ers a1ent auss1 la oos­

s1b1hte de foumir de telles prestat1ons sur des c1rcu1ts loues ou 
des reseaux de radiocommumcat1on. a l'exceot1on du serv1ce 
telephomque. pour autant que la fourrnture de serv1ces oe te!e­
commumcations a la oopulanon et a i'econom1e srnt garant1e 
oans toutes les oarnes du pays de mamere sure. avantageuse 
et seien 1es memes pnnc1pes. 

Kündig, Berichterstatter: Dienstleistungen ,m Bereich des 
Grunddienstes zu erbringen soll nach Artikel 4 so lange allei­
nige Aufgabe der PTT-Betriebe bleiber... bis der Bundesrat die 
Oeffnung des Marktes fur solche Dienstleistungen verordnet. 
Absatz 1 umschreibt den Grundsatz. Absatz 2 gibt dem Bun­
desrat die Komoetenz. den Grundsatz zu durchDrechen. Dies 
bedeutet insbesondere. dass die Zuweisung bestimmter Auf­
gaoen an die PTT-Betriebe beziehungsweise die Oeffnung 
des Marktes tur Private in dem Mass vorzunehmen 1st. wie der 
in Artikel 4 Absatz 2 genannte Zweck gesamthaft erfullt wer­
den kann. Gelanat der Bunaesrat zum Schluss. das oesteckte 
Ziel lasse sich auch mit der Uberails1erung verw1rklic-hen, wird 
er die Oeffnung beschliessen. Der Bundesrat wird mit anderen 
Worten Wettbewero auf dem Markt der Fernmeldedienstle1-
stungen vorsehen, wenn er davon positive Auswirkungen für 
die Telekommunikation insgesamt erwartet. 
Die Komm1ss1on beantragt Ihnen. 1m Titel anstelle von «Mono­
pol» neu «Anbieter» aufzunehmen. 
Die Formulierung der Kommission in Absatz 1 besagt, dass 
z:>Nar die PTT ihre Dienstleistungen im Bereiche des Grund­
dienstes erbringen, dass aber. wie in Absatz 2 erwahnt der 
Bundesrat Ausnahmen im Bereich Mietleitungen und Funk­
netze zulassen kann. 
Im Absatz 2 beantragt Ihnen die Kommission. die Liberalisie­
rung zu umschreiben, die der Bundesrat vornehmen kann. Er 
ist in seinem Entscheid jedoch frei. ob er nach den Bedingun­
gen. wie sie hier erwahnt sind. diese Libera1is1erung durchfüh­
ren will oder nicht Dadurch soll auch eine mögliche Rosinen­
p1ckere1 vermieden werden. 

M. Cottier: Je me oermets de poser une quest1on au suiet de 
1 alinea 2 de l'art1cle 4. Cette d1spos1tion exclut en effet aue des 
t1ers ouissent offrir des prestat1ons en mat1ere de service tele­
phornque. qu1 re1everont de la seule entreonse des PTT. Est-ce 
oue M. le conselller federal peut nous prec1ser ce quest le ser­
v1ce telephornque, ce qu1 do1t etre compns dans la not1on de 
serv1ce teleohornque? 

Rhinow: Ich möchte hier nur ein kurzes Wort zur Europaver­
trag1ichke1t dieser Bestimmung anbringen. Ich habe oe1m Ein­
treten Kurz darauf Bezug genommen. Ich mochte Ihnen z1t1e­
ren. wie die Richtlinie vom 28. Juni 1n diesem Bereiche lautet. 
Die Mitgliedstaaten haben «die Beseitigung der besonderen 
oder ausschliesslichen Rechte bei der Erbringung von Tele­
kommunikationsdienstleistungen mit Ausnahme des Sprach­
telefondienstes zu gewährleisten. Sie haben Massnahmen zu 
treffen. um allen 1nteress1erten Betreibern das Recht auf Er­
bringung von Telekommunikationsdienstle1stungen zu ge­
währleisten». Der Bundesrat und auch wir 1n der Komm1ss1on 
sehen hier eine Kann-Vorscnrift vor. Mit dieser Kann-Vorschrift 
raumen wir dem Bundesrat ein Ermessen ein. Nach Auffas­
sung des Bundesrates - der Herr Komm1ss1onspräsident hat 
es erwahnt - besteht allerdings eine Verpflichtung des Bun­
desrates. den Markt fur Private 1n dem Masse zu offnen. wie 
der 1n Artikel 4 Absatz 2 genannte Zweck gesamthaft erfullt 
werden kann. Der Bundesrat hat in der Kommission bestätigt­
ich wurde es begrussen. wenn er es heute wiederholen wurde 
.. er werde den Wettbewerb auf dem Markt fur Fernmelde-

dienstleistungen vorsehen. wenn er davon pos1t1ve Auswir­
kungen für die Telekommunikation insgesamt erwartet. 
Die Europavertraglichke1t das he1sst die Uebereinsttmmung 
mit der zitierten Richthnie. 1st also nur dann gegeben, wenn der 
Bundesrat auch effektiv die Ubera11sierung ausserhalb des Te­
!efond1enstes vornimmt. Das Ermessen des Bundesrates 1st 
also recht eng, als es das Wörtlein «kann» vorspiegelt 
Einmal muss der Dritte zulassen. wenn die Versor-
gung nach dem zweiten Teil von Absatz 2 erfüllt una erreicht 
wird, und er muss ebenfalls Dntte ZUiassen. wenn er sich 1m 
Rahmen der EG-Richtlinie halten will oder. ie nach 
der halten muss. ich mochte nur zuhan-
den der Matena11en diese n1er klarste1len. 

Gedient: Wir haben uns in der Komm1ss1on 1ntens1v mit der 
Eurooavertraglichkett befasst Die Anpassung des Fernmelde­
gesetzes an d,e Jetzt eben z1t1erte Dienstenchtlinie 1st erfolgt. 
und sie vollzieht sich nun bezüglich der Diensteliberalisierung 
1n dieser Bestimmung des Artikels 4. In Absatz 1 wird den 
PTT-Betrieben der Auftrag erteilt den in Artikel 3 Litera e defi­
nierten Grunddienst zu erbringen: Das sind die Dienstleistun­
gen der Nachrichtenubermittlung. Auf der anderen Seite erhält 
der Bundesrat - wie das gesagt worden 1st - in Absatz 2 die 
Kompetenz. auch den Grunddienst. ausgenommen den Tele­
fondienst, zu liberalisieren. Mit anderen Worten: Es ist eine 
1 OOprozent1ge Uebereinstimmung mit dem EG:Recht festzu­
stellen. Die Schlussfolgerung. wie sie etwa 1m soeoen erschie­
nenen Artikel in der «Nzz„ angestellt wird. das Fernmeldege­
setz fasse das Dienstmonopol wesentlich weiter als die EG, 
stimmt nicht. Die Befürchtungen betreffend die Schwächung 
des Fernmeldeplatzes Schweiz smd in diesem Zusammen­
hang unbegrundet. 
Es gibt hier naturlich auch eine andere Optik. Es kommt darauf 
an. das erklärte Ziel des Fernmeldegesetzes. die Fernmelde­
bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft. umfassend zu 
gewährleisten. Wenn das in allen Landesteilen zuverlässig, 
preiswert und nach gleichen Grundsätzen der Fall sein soll, 
dann muss das Netzmonopol im wesentlichen intakt bleiben. 
Hier scheiden sich die Geister. hier 1st diese ubergeordnete 
Verantwortung zu beachten. Ich erlaube mir. dies festzustel­
len. nachdem wir auf der ganzen Linie massgebliche Schritte 
in bezug auf die Oeffnung getan haben. Wir smd in der Liberali­
sierung sehr weit gegangen. wie das gesagt worden ist. mit 
Ausnahme des Telefondienstes oraktisch an allen Fronten: 
die Liberalisierung der Teilnehmeranlagen. das Netzmonopol 
mit Garantien in den Abonnentsvorschnften tur den Zugang 
der Benutzer und privaten Dienstanbieter zum Netz. die Tren­
nung. wie sie fetzt verwirklicht wird. von hoheitlichen und be­
tneblich-kommerz1ellen Tätigkeiten der PTT-Betriebe. Diese 
Trennung soll uberall dort vorgenommen werden. wo Wettbe­
werb zwischen den PTT-Betrieben und Dritten in Frage steht 
Um insbesondere in der Eintuhrungspnase des Fernmeldege­
setzes genugend Handlungsspielraum zu haben. verzichtete 
man auch darauf. die angestrebte Zuständigkeitsordnung im 
Gesetz festzuschreiben. Man begnugte sich mit der entspre­
chenden Delegationsnorm. Es lag mir daran. dies noch in aller 
Form festzuhalten und auch die andere Seite dieser Medaille 
und der wahrzunehmenden Verantwortungen zuhanden der 
Materialien zu verankern. 

Danioth: Ich möchte im Sinne des Votums von Herrn Gadient 
ein Gegengewicht geben zur Tendenz. die im Votum von 
Herrn Rhinow zum Ausdruck gekommen ist. Der Bundesrat 
soll - das ist die Meinung der Komm1ss1on - hier keineswegs 
einen grossen Ermessensspielraum erhalten. Wir befinden 
uns 1m Bereiche des Grunddienstes. also dieser zentralen Auf­
gabe - Herr Onken hat es mit Recht erwähnt -. die heute ein­
wandfrei und vorbildlich funktioniert. Wenn wir einen Schritt in 
Richtung Liberalisierung, in Richtung Europa machen. dann 
kann dies nicht so weit gehen„ dass diese Zuverläss1gke1t des 
Grunddienstes 1n Frage gestellt wird. Ich habe 1n der Komm1s­
s1on das Begenren gestellt - ich möchte es auch hier wieder­
holen - dass die Zur-Verfugung-Stellung von Mietleitungen 
durch die PTT erstens absolut kostendeckend zu erfolgen hat 
und hier keine geme1nw1rtschaftliche Komponente m1tberuck-
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s1chtigt werden kann. Zweitens hat die Versorgung nicht nur 
zuverlässig und preiswert zu erfolgen. wenn der Bundesrat 
von der Kann-Formel Gebrauch macht. sondern auch zu den 
gleichen Grundsätzen. Ich meine damit nicht nur die Versor­
gung aller Landesteile. sondern auch aller verschiedenen so­
zialen Bevolkerungsschichten. Das führt nun unweigerlich 
dazu. dass diese Liberalisierung 1m ganz zentralen Bereich 
des Grunddienstes nur ein Stück weit erfolgen kann und nicht 
::iazu führen darf. dass die Grundsatze. wie wrr sie in Artikel 1 
festgelegt haben. unterlaufen werden. 

Bundesrat Ogi: Hier muss ich wohl oder übel etwas ausholen 
und länger werden. um die Gratwanderung, die in dieser Dis­
kussion offengelegt wurde. zu erläutern und zu sagen, wie der 
Bundesrat die Sache sieht. 
Zunachst einmal 1st es richtig, wenn man feststellt dass in Arti­
kel 4 einer der beiden wichtigsten Punkte ,n der Anpassung an 
die EG-Regelung von Ihnen. meine Damen und Herren Stän­
deräte. festgeschrieben worden 1st. Es geht um die Anbieter ,m 
Bereich des Grunddienstes. Der Bundesrat sah dafür ur­
sprünglich ein klares Monopol zugunsten der PTI vor. Um 
aber mit der EG konform zu sein. mussten Aenderungen vor­
genommen werden. die Ihnen Jetzt Ihre Kommission vor­
schlägt. Danach erbnngen die PD-Betnebe grundsätzlich alle 
Dienstleistungen ,m Bereich des Grunddienstes; aber der 
Bundesrat erhält die Kompetenz. eine Oeffnung vorzuneh­
men. Er kann auf dem Verordnungswege vorsehen. dass auch 
Dntte solche Dienstleistungen auf Mietleitungen oder Funk­
netzen erbnngen dürfen; ausgeschlossen davon ist ganz klar 
der Telefondienst. der bleibt 1m Monopol der PTI. 
Was he1sst das nun ,n der Praxis? Das Netz wird weiterhin 
durch dte PTI erstellt. darauf kann man Standleitungen. soge­
nannte Mietleitungen. ,m Abonnement mieten. Diese Leitun­
gen sind zwischen zwet bestimmten Punkten fest geschaltet 
und stehen ausschliesslich dem Abonnenten zur Verfügung. 
Man kann mehrere von ihnen auch zu einem Netz verknoten. 
Grössere Firmen haben solche Leitungen vor allem für ihre in­
terne Kommunikation. Es können aber auch Firmen solche 
Leitungen mieten. die darauf Dritten eine spezielle Dienstlei­
stung anbieten mochten. Solche Netze werden nach dem Wil­
len Ihrer Kommission ,n Zukunft auch reinen Datenverkehr an­
bieten können. ohne damit spezielle erweiterte Dienste zu ver­
binden; so können sie 1n direkte Konkurrenz zu den PTitreten. 
Gemäss dem Antrag Ihrer Komm1ss1on müssen die Bedingun­
gen von Artikel 4 erfüllt sein. damit dieser Liberalis1erungs­
schntt vom Bundesrat vorgenommen werden kann. d. h. die 
zuver1ass1ge. preiswerte Versorgung von Bevolkerung und 
Wirtschaft - Herr Danioth - nacn gleichen Grundsätzen muss 
,n allen Landesteilen gewahrle1stet se,n. 
Hier lehnt man sich zu Recht an den Zweckartikel an. was aber 
nicht he,sst. Herr Ständerat Rhinow. dass man dem Kunden 
von Mietleitungen Flächendeckung vorschreibt vielmehr geht 
es darum. dass das Ziel insgesamt durch das Fernmeldesy­
stem als Ganzes - durcn die liberal1s1erung oder auch trotz 1hr 
- erreicht wird. In diesem Fall wird der Bundesrat eine L1bera1i­
s,erung wohl vornehmen. Die L1beral1s1erung erfolgt also nicht 
m,t Entscheidungen 1m Einzelfall. sondern wrrd ,n der Verord­
nung allgemein festgelegt. Damit geht die Komm1ss1on ent­
scheidend weiter als der Nationalrat. und das. Herr Ständerat 
Rhinow. 1st der Preis oder das Verdienst der Annaherung an 
die EG. Sofern Sie diesen Schritt tun mochten. bitte ,eh Sie. 
der Version Ihrer Komm1ss1on zuzustimmen. Sie müssen aber 
auch die Konsequenzen kennen: Je mehr Wettbewerb für die 
PD. desto weniger geme1nw1rtschaftliche Leistungen. Da darf 
;eh s,e an das Budget der PD erinnern: Sie haben festgestellt. 
dass für 1991 die geme1nw1rtschattlichen Leistungen rund 
420 Millionen Franken betragen. Weiter - so scheint es mir -
können wir nicht gehen. Wir werden bet Artikel 19 auf die Gren­
zen der L1beralis1erung zurückkommen. 
Weil Herr Ständerat Rhinow Jetzt gehen will. möchte ich ihm 
noch etwas ,m Zusammenhang m,t seinem Votum sagen. das 
er zum Eintreten gehalten hat: Wir haben selber die ln1t1at1ve 
ergriffen - vom Departement aus - ...vir wollten die Anpassung 
an die erst 1m Sommer 1990 verfügbaren EG-Richtlinien und 
r1aoen Ihrer Komm1ss1on die Unterlagen zur Verfügung ge-

stellt. Wir können aber die Verordnung Jetzt nicht vorwegneh­
men. Offenheit gehort hier eben auch ins Rahmengesetz. 
Auch in der EG geht die Liberalisierung schnttweise vor sich. 
Ich möchte noch etwas festhalten: Die EG sieht auSdrücklich 
vor. dass die Netze 1m Monopol bleiben können. Es wird nicht 
dessen Abschaffung vorgeschrieben - auch in der EG nicht. 
Der Zugang zum offentlichen Netz 1st im Fernmeldegesetz wie 
in der EG gewahrle1stet: es gibt hier also keine Differenzen. 
Wenn die EG-Richtlinien vom Netzzugang sprechen. meinen 
s,e die Benützung des öffentlichen Fernmeldenetzes. um eben 
Dienste Dritten anbieten zu kennen. Das alles 1st jetzt durch das 
Fernmeldegesetz gewährleistet: es ,st EG-kompatibel. 
Zum Schluss noch die Frage von Herrn Ständerat Cottier: Herr 
Cott1er will wissen. ob das Monopol für den Telefondienst ab­
solut 1st. wenn ich die Frage richtig verstanden habe. Als Tele­
fondienst 1st die Uebertragung und Vermittlung von Gesprä­
chen zwischen festen und/oder mobilen Teilnehmeranlagen 
zu bezeichnen. Mit dieser Definition wird klar, dass zum aus­
schliesslichen Aufgabenbereich der PD auch das Natel und 
die Sprachübermittlung via Satelliten gehören. Das Monopol 
des Telefondienstes 1st also klar umschneben. 

Kündig, Berichterstatter: Ich möchte anhand eines anderen 
Beispiels erklären. worum es eigentlich geht. 
Nehmen wir das Bahnnetz: Das Bahnnetz - als Vergleich zum 
Telefonnetz- 1st Eigentum der SBB; das war bisher schon so 
und w1rd auch ,m neuen Gesetz so bleiben. Die Züge, welche 
Personen transportieren. sind eine Angelegenheit der SBB. 
das 1st vergleichbar mit der Telefonie -die Telefonie ist also m,t 
dem Personentransport bei den SBB zu vergleichen. Die Frei­
heiten. dte heute schon vorhanden sind, bestehen darin. dass 
man ganze Züge mieten kann, um Waren zu transportieren. 
Das 1st heute schon der Fall in der Telefonie. wo man Bestand­
teile der Netze zwischen zwei bestimmten Punkten als Mietlei­
tungen mieten und nutzen kann. Die Neuerung ist nun die, 
dass man diese Nutzung der Mietleitungen auch noch unter­
vermieten kann. d. h. dass man in diesen Zügen fremde Ware 
transportieren könnte; soweit die Aenderung gegenüber der 
heutigen Vorlage. Sie ist an und für steh materiell gering, ist 
aber bedeutungsvoll, weil damit eine bessere Netznutzung 
möglich 1st. weil Kosten gesenkt werden können und weit da­
mit nicht übermäss1ge Installationen vorgenommen werden 
müssen. Wtr haben heute schon 40 000 Mietleitungen in der 
Schweiz. und das Anforderungsprofil ist im Steigen. Es geht 
also um die bessere Nutzung dieser Mietleitungen und keines­
falls um eine Konkurrenz in der Telefonie. 

Angenommen -Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Titel 
Dienstleistungen der PD-Betriebe ,m Bereich des Grunddien­
stes 
Abs. 1 
Der Bundesrat regelt die Dienstleistungen der PD-Betriebe 1m 
Bereich des Grunddienstes ,m einzelnen. 
Abs. 2 
Die PD-Betriebe sind verpflichtet. die Dienstleistungen im Be­
reich des Grunddienstes. die ihnen vorbehalten sind. in allen 
Landesteilen nach gleichen Grundsätzen zu erbringen. 

Art. 5 
Proposition de ta comm,ssion 
Titre 
Prestations fournies par !'Entreprise des PD au titre du serv1ce 
de base 
Al. 1 
Le Conseil federal regle les questions de detail relatives aux 
prestat,ons que 1·Entrepnse des PD fourn1t au t1tre du serv1ce 
debase. 
A/2 
L Entreprise des PD est tenue de tourn,r dans toutes les oar­
t1es du pays et selon !es memes pnnc1oes tes prestat1ons qu1 
tut sont reservees dans le servtce de base. 
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Kündig, Berichterstatter: Wir haben aus systematischen 
Gründen Teile des ehemaligen Artikels 4 1n den Artikel 5 auf­
genommen. «Der Bundesrat regelt die Dienstleistungen der 
PTI-Betnebe 1m Bereich des Grunddienstes 1m einzelnen.» In 
Absatz 1 haben wir die Delegationsnorm und in Absatz 2 den 
Gedanken. dass die PTI-Betnebe verpflichtet werden. Dienst­
leistungen 1m Bereich des Grunddienstes. die ihm vorbehal-

ailen Landesteilen nacn Grundsatzen zu 

Ich beantrage Ihnen zu diesem Artikel. 

Bundesrat Ogi: Nur ganz kurz: Es 1st dies die Konsequenz der 
.A.noassung 1n Artikel 4. beim Grunddienst Die Lei­

der PTI gilt nur für die 1m Monopol verbleiben­
aus dem Grunddienst und es geht um 

Soiesse für den Wettbewerb. 
dem Antrag der Kommission zu folgen. 

Angenommen 

Art. 6 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Propos1t1on de ta comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopre 

Art. 7 
Antrag der Komm1ss1on 
Der Bundesrat regelt die erweiterten Dienste der PTI-Betnebe 
1m einzelnen. 

Art. 7 
Proposition de la commiss,on 
Le Conseil federal regle les questions de detail relatives aux 
services elarg1s de l'Entrepnse des PTI. 

Abschnitt 2bis (neu) 
Antrag der Komm1ss1on 
Titel 
Gemeinsame Bestimmungen 

Section 2bis (nouveau) 
Proposition ae Ja comm1ss1on 
Titre 
Dispos1t1ons communes 

Art. 7bis (neu) 
Antrag aer Kommission 
Titel 
PTI-Betnebe 1m Wettbewerb mit Dritten 
Abs. 1 
Die PTI-Betnebe bieten Fernmeldedienste. die auch von Drit­
ten erbracnt werden können. nach kaufmanmschen Grund­
satzen an. Sie durten solche Fernmeldedienste nicht aus Mo­
nooolertragen 

Fernme1oed1enste ,n allen Landesteilen nach aie1chen Grund­
und ihnen 1n d1esem Fail gestatten. s,e 

Mron,"lnnl;:,rtr:,n,:,n ZU vero1i11gen. 

Art. 7bis /nouveau• 
Prooosmon de ia comm1sswn 
Titre 
Services de telecommumcat1ons fourn1s oar l Entreprise des 
PTI ccncurrence avec des t1ers 

A/.2 
Le Consetl federal peut obliger !'Entreprise des PTI a fourrnr 
de tels services de telecornmumcat1ons oans toutes les part1es 
du pays et selon les memes pnnc1pes. et l'autonser. dans ce 
cas. a uttliser le produ1t des act1v1tes dont eile a le monopole 
oour reduire le pnx de ces ser,1ces. 

Kündig, Berichterstatter: Artikel 7 ist die Komoetenznorm zu­
gunsten des Bundesrates betreffend die der erwei­
terten Dienste der PTI. Artikel 7b1s sieht vor. dass die PTI­
Betnebe diese Dienste nach kaufmanmschen Grundsätzen 
anzubieten haben und - ein wesentlicher Gesichtspunkt -
dass sie diese Dienste mcht aus dem Monooo1bere1ch vero1lli-

durten. Sie sollen also mcht vom Monopol profitieren und 
als Konkurrent auf dem Markt auf die Dauer diesen 

Mr",,,n1"\IO,r'Tr,:,r,on suovent1omeren. Es geht also 
Soiesse Der Bundesrat 

kann die PTI-Betnebe gemass Absatz 2 verpflichten, be­
stimmte erweiterte Dienste m allen Landesteilen zu gleichen 
Grundsätzen zu erbringen. Ich verweise m diesem Zusam­
menhang auf die Botschaft. Ziffer 222.2. 

Bundesrat Ogi: Ich unterschreibe Jedes Wort. das Ihr Kommis­
sionspräsident gesagt hat. Er hat recht. 

Angenommen - Adopte 

Art.8 
Antrag der Komm1ss1on 
Titel 
Vorschriften für Fernmeldedienste von Dritten 
Wortlaut 
Der Bundesrat kann für Fernmeldedienste von Dritten techni­
sche und adm1rnstrat1ve Vorschriften erlassen. 

Antrag Onken 
Der Bundesrat kann . 

Vorschriften erlassen und sie mit Auflagen versehen, so­
weit es der Zweck gemäss Artikel 1 erfordert. 

Art. 8 
Propos1t1on de la comm1ss1on 
Titre 
Prescriptions applicables aux services de telecommunica­
t1ons de t1ers 
Texte 
Le Conseil federal peut edicter des orescnot1ons techmques 
ou admm1strat1ves aoplicables aux serv1ces de telecommurn­
cat1ons de t1ers. 

Proposition Onken 
Le Conseil federal oeut ed1cter . 
de t1ers et !es assortir d'obligat1ons. s1 le but enonce a l'art1cle 
orem,er l'ex1ge. 

Onken: Wir haben Jetzt lange uber die Liberalisierung disku­
tiert. die te1lwe1se schon die nanonalratliche Kommission vor­
aenommen hat. naml1ch bei den erweiterten Diensten. und die 
, Grunddienst 

Es ist Er-
messen 1st gegeben. Ich komme noch einmal 2 von 
Artikel 4 zuruck. weil er zur meines Antrages zu 
1~rt1kel 8 dient Es he1sst dort: Bundesrat kann vorsehen. 
dass aucn Dritte solcne 01enstle1stungen. ausgenommen den 
Telefondienst auf Mietleitungen oder Funknetzen erbringen 
konnen. sofern und Wirtschaft 1n allen Landeste1-
ien zuver1ass1g preiswert und nach g1e1chen Grundsatzen mit 
Fernmeldediensten versorgt weraen." Da stellt sich d:e 
'Ner 1st für diesen Schlussteil der veramwortl1ch? 
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t1onsscnw1engke1t Wenn wir Jetzt aber noch den Artikel ?bis. 
den wir gerade verabschiedet haben. be1z1ehen und dort ei­
nen Blick auf den Absatz 2 werfen - dieser Artikel ?bis gilt Ja 
nicht mehr nur für die erweiterten Dienste wie bis anhin. son­
dern Jetzt gilt er, unter dem Zwischentitel «Gemeinsame Be­
stimmungen». auch für den Grunddienst - lesen wir dort 
dass der Bundesrat die PTI-Betnebe verpflichten kann. solche 
Fernmeldedienste - und damit sind die gemeint die von Drit-

emracht werden - allen Landesteiien nach 
Grundsatzen zu Der Bunaesrat kann Ihnen in die-
sem Fall gestatten. sie aus zu 
das he1sst es gibt dort eine kleine indem man 

Aber eoen. man sieht in der Verbm­
aung dieser beiden Absatze 2 von Artikel 4 und Artikel 7bts. 
wte die Sache miteinander verbunden 1st und wer am Schluss 
den Schwarzen Peter zugespielt beKommt 
Es gent mir 1n Artikel 8 also darum. dass der Bundesrat solche 
Fernmeldedienste von Dritten 1m Bereich des Grunddienstes 
und der erweiterten Dienste nicht nur mit technischen und ad­
ministrativen Vorschriften versehen. sondern dass er diese U­
beralis1erung, dieses neue Entgegenkommen für Dritte. eben 
auch mit Auflagen verknüpfen kann. dass er also gewisse Auf­
lagen daran knüpfen kann. wenn er Privaten eine solche 
Dienstleistung ermöglicht. Das ist etwas. was auch die EG­
Richtlinie zulässt. Das 1st etwas. wovon auch andere Länder in­
nerhalb der EG ohne weiteres Gebrauch machen: nachzule­
sen 1st das unter anderem auch ,m französischen Gesetz. Ich 
bitte Sie. ,n Artikel 8 - gew1ssermassen als Korrektiv zu diesen 
neuen Bestimmungen dle Möglichkeit vorzusehen. dass der 
Bundesrat die neuen liberalisierten Dienstleistungen. die 
Fernmeldedienste. die Dritte erbringen. auch m,t bestimmten 
Auflagen verbinden kann. In diesem Sinne ersuche ,eh Sie. 
meinem Antrag zuzustimmen. 

Kündig, Berichterstatter: Die Kommission hat den Antrag von 
Herrn Onken rrnt 3 zu 5 Stimmen abgelehnt. und zwar insbe­
sondere wetl sie findet. dass diese Erwähnung des Zweckarti­
kels 1 nicht notwendig ist. da er als Grundsatz für die ganze 
Gesetzgebung dient. Herr Onken hat 1m Elntretensreferat den 
Eindruck erweckt. als ob die Komm1ss1on den freien Markt ge­
gen die PTI einführen wollte. Aber gerade die Anträge m be­
zug auf das Telefonnetz und auch die Telefonie zeigen. dass 
wir sehr behutsam vorgehen wollen und dass dem Bundesrat 
der Spielraum offen ist. wie er in Zukunft entscheiden will. Aber 
,nsbesondere die Schaffung des Bundesamtes für Kommuni­
:.;at,on zeigt auf. dass Herr Onken nicht recht hat. Denn gerade 
01e Vorherrschaft der technischen PTI-Betnebe und des heut,­
aen Monopols würden dadurch wesentlich abgeschwacht. 
Neu soll ein marktunabhäng1ges Amt mit den hoheitlichen Auf­
gaben betraut werden. das ,n der Lage 1st. den regionalen w,e 
den sozialen Bedürfnissen der Kommunikation besser Ach­
tung zu verschaffen. als dies heute im notwendigerweise 
kommerziell geführten PTI-Betneb möglich 1st. 

Bundesrat Ogi: Herr Ständerat Onken wir wollen nicht liberah­
s,eren und gleich wieder neue Hindernisse aufbauen. Das soll­
ten wir nicht tun. wir sollten konsequent sein. Deshalb lehnt 
der Bundesrat Ihren Antrag ao. Solche Auflagen sind nach 
Auffassung des Bundesrates nicht nötig. Deshalb ist in diesem 
Artikel vorgesehen. dass nur technische oder administrative 
Vorschriften für Fernmeldedienste von Dritten erfassen wer­
den können. Alles weitere erachtet der Bundesrat als unnoti­
gen Eingriff in die Fre1he1t der Anbieter. Ihr Anliegen. Herr Stän­
derat Onken. 1st bereits abgedeckt. Sie haben das zwar durch­
klingen lassen. es aber, geschickt wie Sie sind. umschifft. 
Wenn der Grunddienst als Ganzes flächendeckend und zu 
gleichen Grundsätzen moglichst preiswert sichergestellt 1st -
und das hat über die Anwendung von Artikel 4 zu geschehen 
. braucht es für erweiterte Dienste keine weiteren Auflagen. 
Das 1st das Wichtigste. Artikel 4 würde notigenfalls auch m,t 
der Liberal1s1erung verbundene Auflagen für Dienstleistungen 
von Dritten 1m Bereich des Grunddienstes ertauben. 
Noch etvvas zum Bundesamt für Kommunikation. Ich wollte 
mich dazu äussern. wenn der Artikel zur Debatte steht. muss 
es aber ietzt tun, weil das Thema vom Komm1ss1onspräsiden-

ten aufgegriffen worden 1st. Das Bundesamt für Kommunika­
tion ist keineswegs. wie Sie beim Eintreten sagten. ein Propa­
gandainstrument. Es muss auch hier. wie überall. hart gear­
beitet werden. Immer mehr Aufgaben. Herr Ständerat Onken. 
können nicht von immer weniger Mitarbeitern und Leuten be­
Nältigt und erledigt werden. Wie die EG wollen auch wir. wol­
len auch Sie. hoheitliche Aufgaben von den PTI-Betneben 
.veg zur Bundesverwaltung transferieren. In dieser Situation 1st 
das auch Es 1st weil die PTI eine Unterneh-

ble1ben sollten und eine Verwaltung werden dür-
mussen alles tun. damit die PTI fit in diesen Markt ein­
und als eine handeln Können. Die 

sollen nicht Schiedsrichter ,n eigener Sache 
spielen können. Deshalb braucht es eine Instanz. d. h. das 
Bundesamt Kommunikation. Das wollte ich voraus­
schicken. damit ich es bei der 1enes Artikels nicht 
mehr sagen muss una damit Sie aie zusammenhänge erken­
nen. 
Ich bitte Sie. bei Artikel 8 der Komm1ss1onsmehrheit zuzustim­
men und den Antrag Onken abzulehnen. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Onken 

Art.9-11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a comm1ss1on 
Adherer a la dec,sion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 12 
Antrag der Komm1ss10n 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. Jbis 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Onken. Cavadini. Piller) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 2 Ingress 

22 Stimmen 
5 Stimmen 

Der Bundesrat kann zum Schutz der Persönlichkeit betroffe­
ner Personen oder aus uberw1egend öffentlichen Interessen: 
Abs. 2 Bst. a. o 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 12 
Proposition de /a comm1ss1on 
Al. 1 
Adherer a la decis1on du Conseil nahonal 

Al. 1bts 
Ma/onte 
Biffer 
Minonte 
(Onken. Cavadini. Piller) 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Al. 2 preambule 
Le Conseil federal peut. lorsque la protect1on de la personna­
lite des interesses ou qu un tnteret public preponderant 
1·ex1ge: 
Al. 2/et. a. b 
Adherer au pro1et du Conseil federai 

Kündig, Berichterstatter: Die Komm1ss1onsmehrhe1t vertritt 
die Ansicht. dass ein überwiegendes Interesse daran besteht. 
dass Teilnehmer am Grunddienst der PTI mit Name. Adresse 
und Telefonnummer 1n ein Verzeichnis aufgenommen wer-
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den. Insbesondere sieht man eine grosse Gefahr dann. dass 
notwendige Informationen wie Warnungen. Katastrophenmel­
dungen. Brandalarme nicht mehr möglich wären. wenn man 
die Leute nicht mittels des Telefonverzeichnisses erreichen 
könnte. 
Auch unter dem Gesichtspunkt der Datenschutzgesetzge­
bung betrachtet die Komm1ss1onsmehrhe1t dieses Interesse 
als berechtigt. In Artikel 9 Absatz 3 des Datenschutzgesetzes 
wird festgehalten. dass dann keine Persönlichkeitsverletzung 
vorliegt, wenn die Person die Daten allgemein zuganglich ge­
macht hat. In Absatz 2 wird sodann die Ausnahmeregelung 
umschrieben. gemass welcher der Bundesrat Ausnahmen be­
willigen oder verfügen kann. Ich möchte 1n diesem Zusam­
menhang festhalten. dass Zweitnummern nicht ins Verzeich­
nis aufgenommen werden mussen. 

Onken, Sprecher der Minderheit: Auch hier handelt es sich 
um eine sehr honorable Minderheit. selbst wenn sie vielleicht 
etwas eigenartig zusammengesetzt 1st und Herr Piller und ich 
für einmal unseren Kollegen Cavadini sozusagen in die Mitte 
nehmen. 
Als Minderheit halten wir dafür. dass ein Abonnent verlangen 
können soll. nicht ms Abonnentenverzeichnis aufgenommen 
zu werden. so wie das der Nationalrat beschlossen hat. Es ist 
eine Grundforderung. eine Entscheidungsfreiheit. die dem 
einzelnen meines Erachtens nicht genommen werden sollte 
und die auch nicht eingeschrankt werden darf. Dass man ei­
nen Telefonanschluss hat. muss doch nicht gleichbedeutend 
damit sein. dass man für alle und zu Jeder Zeit erreichbar 1st. 
Man kann sich doch auch auf jene limitieren wollen. denen die 
Nummer privat bekannt ist. Eine allgemeine Erreichbarkeit 
muss nicht zwingend damit verknüpft sein. 
Das Telefon ist ein Segen. Es ist zweifellos nicht mehr wegzu­
denken. Es kann aber auch eine Plage sein, wie die meisten 
von Ihnen sicher schon erfahren haben. Es kann zu einer Belä­
stigung beispielsweise für alleinstehende Frauen werden, die 
bedrängenden Anrufern hilflos ausgesetzt sind. Es kann eine 
permanente Störung bedeuten. letztlich ein Eindringen 1n die 
Privatsphäre des einzelnen. 
Heutzutage ist das Telefon überdies ein Werbemittel, das im­
mer mehr eingesetzt wird. Es geht nicht nur um das Telefon. es 
geht auch um den Telefax und um den Videotex. Auch in die­
sen neuen Kommunikationssparten bestehen Abonnenten­
verzeichnisse. auch für sie besteht der Zwang, sich einzutra­
gen. wenn man ein Gerät besitzt. 
Die angebotenen Alternativen genügen meines Erachtens 
nicht. Man verweist auf den Zweitanschluss. der bereits heute 
nicht ins Abonnentenverzeichnis aufgenommen werden 
muss. Das Problem des Erstanschlusses bleibt aber ungelöst. 
Man verweist auf Nummer 26. den Dienst «Ruhe vor dem Tele­
fon». Dieser Dienst wird aber noch nicht überall angeboten. 
und er ist mit gewissen Umstanden verbunden, muss man 
doch jedesmal einen Auftrag erteilen. 
Schliesslich verweist man auf die selektive Zulassungsmög­
lichkeit von anrufenden Nummern. die im Jahr 1994 mit dem 
Swissnet 3 angeboten werden soll. Aber auch diese Möglich­
keit schafft das angesprochene Problem nicht aus der Welt. 
Ich verweise weiter darauf. dass andere Länder diese Rege­
lung ebenfalls kennen. dass beispielsweise in Italien mit ent­
sprechender Begrundung ein solcher Eintrag unterbleiben 
kann. ebenfalls in England. wo dies allerdings mit entspre­
chenden Kosten verbunden 1st. Ich verweise darauf, dass 
Oesterre1ch diese Regelung kennt und insbesondere Frank­
reich. wo bereits eine sehr grosse Zahl von Menschen von die­
ser Möglichkeit Gebrauch macht. Und das beweist mir. dass 
sie einem gewissen Bedürfnis entspricht. Das tut sie auch in 
der Schweiz. Es ist bekannt, dass monatlich rund hundert sol­
cher Gesuche eingereicht werden und abgelehnt werden 
müssen. weil die heutigen gesetzlichen Grundlagen dies noch 
nicht erlauben. 
Hier gilt es nun. das öffentliche Interesse an einem allgemei­
nen Eintrag samt11cher Nummern gegen das private Interesse 
abzuwägen. und da gewichte ich personlich das private. das 
schutzwürdige Interesse der Personlichke1t höher. 
Deshalb bitte rch Sie. an der Formulierung des Nationalrates 

festzuhalten und vorzusehen. dass ein Abonnent verlangen 
kann, nicht in das Abonnentenverzeichnis aufgenommen zu 
werden. 

Danioth: Wir haben es hier tatsächlich mit einem sehr umstrit­
tenen Artikel zu tun. weil er eine sehr heikle lnteressenabwa­
gung zum Inhalt hat. Es lassen sich für beide Versionen zum 
Teil sachliche Gründe vertreten. 
Unbestreitbar 1st. nach Auffassung der Mehrheit und auch 
nach meiner Meinung, dass der Persönlichkeits- beziehungs­
weise der Datenschutz auch im Bereiche der Publikation von 
Abonnentenverzeichnissen der PTI grundsatzlrch Anwen­
dung finden muss. 
Mit Blick auf das neue Datenschutzgesetz 1st eine angepasste 
und synchrone Regelung anzustreben. Es srnd - das 1st unbe­
stritten - die allgemeinen Grundsätze der Datenbearbeitung 
zu beachten. Ich verweise auf die Artikel 4 bzw 4b1s bis 4qua­
ter. die - wie Sie ja gehört haben -die Wahrheit. ·die Verhältnis­
mäss1gkeit usw. betreffen. 
Auch für die PTI soll insbesondere der Rechtsgrundsatz gel­
ten. dass Daten einer Person gegen deren ausdrücklichen Wil­
len nicht bearbeitet werden dürfen. Doch darf dies nicht als 
Rechtsgrundlage für ein voraussetzungsloses und totales Pu­
blikationsverbot von Telefondaten angesehen werden. Derje­
nige, der sich zu einem Telefonanschluss entschliesst, gibt 
doch damrt auch sein Einverständnis zu erner grundsätzlichen 
Bearbeitung von Daten. Zur Datenbearbeitung gehören aber 
auch das Bekanntgeben und damit das Veröffentlichen von 
Daten. Ich verweise auf Artikel 3 Litera e und h des Daten­
schutzgesetzes. 
Eine Persönlichkeitsverletzung im Sinne des Datenschutzge­
setzes ist dann nicht gegeben. wenn u. a. die Bearbeitung 
durch ein überwiegendes privates oder öffentliches Interesse 
gerechtfertigt ist. Diese überwiegenden Interessen sind in Arti­
kel 1 O Absatz 2 des Datenschutzgesetzes konkretisiert. Sie 
beinhalten die grundsätzliche Zulässigkeit von Datenbearbei­
tungen im Hinblick auf geschäftliche Kontakte usw. Damit ist 
auch die sogenannte Kundenwerbung nicht von vornherein 
ausgeschlossen. 
Daneben sind aber auch öffentliche Interessen geeignet. die 
Datenbearbeitung und damit auch die Veröffentlichung von 
Adressdaten 1m Telefonbuch als gerechtfertigt erscheinen zu 
lassen - der Präsident hat bereits darauf hingewiesen-: die ra­
sche Erreichbarlkeit bei Unfall und Katastrophenfällen. 
Der Anschluss an ein Telefonnetz beinhaltet unvermeidlich die 
Bere,tscnaft zur Kommunikation. Diese kann aber nicht nur ak­
tiven Kontakt beinhalten. sondern auch die passive Bereit­
schaft. erreichbar zu sern. 
Ein voraussetzungsloses Verbot der Bearbeitung und Be­
kanntgabe von Telefonadressen und Daten ist daher auch 
durch kein öffentliches Interesse abgedeckt. Der Gesetzgeber 
darf die überhandnehmende Tendenz nicht noch fördern, 
dass Jemand zwar die Vorteile einer Institution nutzt. nicht aber 
die von 1hm abgelehnten. unangenehmen Folgen tragen will. 
Es ist mit Recht im Nationalrat. vor allem von Herrn Nationalrat 
Seiler Hanspeter. darauf hingewiesen worden. dass die vom 
Nationalrat dann docn beschlossene Beschrankung rm Ver­
zeichnis zu einem klaren Dienstleistungsabbau fuhrt. der 
dann den PTI viele Mehrkosten im Bereiche des Auskunfts­
dienstes aufzwingen würde. Das Beispiel von anderen Län­
dern. das Herr Onken angeführt hat. sollte eben gerade ab· 
schreckend wirken. In Frankreich haben mehr als ein Viertel 
der Abonnenten im Telefonbuch ihre Adressen streichen las­
sen - mrt der Konsequenz. dass die Erreichbarkeit nicht mehr 
gegeben 1st. dass das Telefonverzerchnis durchlöchert 1st. 
Wenn srch Jemand vor einem unangenehmen Anruf schützen 
will. dann steht ihm 1a die Telefonnummer 26 zur Verfügung. 
Nun gibt es sicher begründete Fälle. 1n welchen Name und 
Adresse ernes Abonnenten nicht zu bearbeiten bzw. nicht zu 
publizieren sind. Hier besteht durchaus die Möglichkeit - sei 
es 1m privaten Bereich. sei es auch nach wie vor 1m Bereiche 
der rnnern und äussern Sicherheit des Landes - dass 1emand 
über das Telefon für aas Publikum nicht generell erreichbar 
sein muss. Hier muss aber der Bundesrat eine klare Aus­
nahme regeln können. Die Ausnahmekompetenz muss 1n den 
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Händen des Bundesrates bleiben und darf nicht dem Abon­
nenten uberlassen sein. 
Der Beschluss des Nationalrates. die Nichtaufnahme ins 
blosse Belieben des Abonnenten zu legen. sch1esst daher 
weit über das Ziel hinaus. Auf der anderen Seite 1st die Best1m­
rnung vom Nationalrat aber insofern zu eng gesteckt worden. 
a1s sie Art1ke1 12 Absatz 2 Litera b nicht abdeckt. 
Gemass Botschaft soll diese MP«mmnnt 

aass ein ht:trorhttntc," 

r,n,,.,n,::.nT die 
seiner Telefondaten an Dntte. spncn 

Jntersagen will. Der um<:ontroll!erte Adressenhandel dürfte da· 
:enscnutzrechtllch nacn meinem Dafürhalten sogar problema­
::scner sein als die Frage oer Nichtaufnahme ins Telefonbuch. 
Darum mussen be1ae Ausnahmen von dieser Besummung in 
Absatz 2 abgedeckt sein. wonach der Bundesrat zum Schutz 
der Persönlichkeit betroffener Personen oder aus überwie­
gend öffentlichen Interessen diese Ausnahmen regeln kann. 
Ich möchte Sie bitten. dieser wohlabgewogenen Regelung, 
dieser kompatiblen Regelung zum Datenschutzgesetz gegen­
Jber Jener des Nationalrates den Vorzug zu geben. 

M. Cavadini: La question qu1 preoccupe la mmonte de votre 
comm1ss1on. a cet art1cle 12. peut paraitre seconda1re par rap­
con aux pnnc1pes generaux qu1 figurent dans la 101. Nous con­
s1derons neanmrnns qu II s ag1t o·un pomt 1mportant. Nous 
avons tente. pendant des heures. de dire ce que deva1t etre la 
crotect1on de la personnalite et lorsque nous avons une poss1-
b11ite ae contnbuer a cette protection. nous voudrions l'igno­
rer. Nous ne sommes pas convamcus que l'annua1re so1t le 
document offic1el dans lequel chacun devra1t etre contraint de 
tigurer. Les abus que nous avons connus et qui trouvent fre­
quemment leur ongme dans cette inscnption obligatoire nous 
d1soensent de longs developoements. 
On a fa1t valo1r les arguments economiques rustifiant cette obli­
gat1on. Nous voudnons dire tout d'abord que le dro,t a la dis­
cretion nous parait remporter sur l'interet econom,que et que 
le dro1t du raccordement ne do1t pas necessa1rement etre as­
sort1 de l'obligation d'inscnpt1on dans un repertoire general. 
Comme ra rappele le pres1dent de la commiss1on. le message 
du Conseil federal pose le princ1pe sU1vant: pour que les usa­
gers puissent commurnquer entre eux. il taut qu ils sachent ou 
trouver les numeros d·appel dont ils ont beso1n. C'est l'evi­
aence meme. Mais s1 certains usagers souha1tent prec,se­
mem ne oas etre aooeles de facon svstemat1aue ou generale. 
ce sont eux qu, prernent le nsaue de cet anonymat et cette vo­
ionte de dlscret1on devra,t etre resoectee. 
C est la ra1son essentielle pour laquelle nous vous deman­
dons d'accepter avec la minonte de re1omdre le Conseil nat10-
ral. 

Bundesrat Ogi: Die Komm1ss1onsmehrhe1t 1st dem Bunaesrat 
gefolgt. Das 1st der ncnt1ge Weg. und 1cn mochte Sie ersu­
cnen. auch hier aer Komm1ss1onsmenrhe1t und damit aem 
Bundesrat zuzustimmen. 
VV1r sind fur die Kommunikation Wir wollen sie erleichtern. und 
darum wollen wir. wenn moglich. vollstand1ge Verzeichnisse. 
'/!an soll wissen. wen man unter welcher Nummer erreichen 
kann. 
Die Abonnentenverzeichnisse dienen vielen - Herr Dan1oth 
hat es gesagt - aenken Sie an die Notfälle. Kommunikation 
;erlangt auch Transparenz. Wenn heute remand eine geheime 
Nummer haben w,11. dann kann er sie haben. und zwar mit ei­
nem Zweitanschluss. Somit bleibt die Kommun1kationstahig­
ke1t gewahrt. und trotzdem kann er seinen Frieden haben. 
Nenn er ihn wunscht. Es gibt viele Möglichkeiten: sie wurden 
zum Teil erwahnt. Ich denke an die Dienstleistung «Ruhe vor 
dem Telefon» und nicht an ,,Sag es schnell per Telefon» Sie 
orauchen nur die Nummer 26 einzustellen. und dann haben 
Sie diese Ruhe. Auen 1n bezug auf das. was Herr Onken ge­
sagt hat und was auch durch Herrn Ständerat Cavadini besta­
t1gt woraen 1st: Mit der Weitergabe von Adressen hat dieser 
Eintrag eben nichts zu tun. Herr Stanoerat Cavadin1. Jeder 

Abonnent kann heute verlangen. dass seine Adresse nicht 
weitergegeben wird. Er kann auch verlangen, dass er bei· 
sp1eiswe1se von der Werbung nicht belästigt wird. das he1sst 
dass seine Adresse für Werbung nicht fre1gegeoen werden 
kann. Sie kennen. Herr Ständerat Onken. auch das Sterntein 
1m Telefonbuch. Dieses S!ernlein bedeutet etwas: und diese 
Sternlem-Methode soll auch beim Telefax verwendet werden. 
!eh wurde zusammenfassend sagen: Es eine Reihe von 

sich vor aer uniieosamen der Ruf-
nummer zu schutzen. Ein Wanlrecht !ür den ist des-
halb nicht und scheint dem Bundesrat auch nicht sinn­
voll zu sein. 
Der Bundesrat hält an seiner fest und bittet Sie. ihm 
zu folgen und damit auch die Komm1ss1onsmehrhe1t zu unter­
stutzen 

Abs. 1. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1bis -Al. 1bis 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für oen Antrag der Minderheit 

Art. 13-15 
Antrag aer Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commissron 
Adherer a la decis1on du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Titel 
Angaben an den Teilnehmer des .... 
Abs. 1 

21 Stimmen 
7 Stimmen 

Wer eine Dienstleistung im Bereich des Grunddienstes er­
bringt, darf dem für den Anschluss verantwortlichen Teilneh­
mer Auskunft geben über Zeitpunkt. Dauer und Entgelt der 
Verbindungen. die über diesen Anschluss hergestellt wurden. 
Die PTI-Betriebe dürfen dem Teilnehmer zudem die Ortszen­
tralen bekanntgeben. m,t denen die angewahlten Anschlüsse 
verounden sind. 
Abs.2 
... dem Teilnehmer. über . 

d. Streichen 
Die PTI-Betnebe dürfen dem Teilnehmer zudem die Ortszen­
tralen bekanntgeben. mit denen dre angewahlten Anschlüsse 
verbunden sind. 
Abs. 3 

Nachrichten nicht von dem tur den Anschluss verantwortli· 
chen Teilnehmer. 

Art. 16 
Proposition C1e la comm,ss,on 
Titre 
lnd1cations fournies a: l'usager du serv1ce de base 
Al. 1 
le fournisseur d'une prestation relevant du service de base 
peut 1ndiquer a l'usager responsable d'un raccordement 
1·heure a laquelle des commurncat1ons ont ete etablies au 
moyen de ce raccordement a1ns1 que la duree des commun1-
cat1ons et la remuneration qur lu1 est due. L'Entreprise des PTI 
peut en outre 1ndiquer a l'usager les centraux locaux auxquels 
sont relies les raccordements appeles. 
A/2 

. 1ndiquer a l'usager par le raccordement . 

d. Biffer 
L Entreprise des PTI peut en outre 1ndiquer a l'usager !es cen­
traux locaux auxquels sont re11es les raccordements appeles. 
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Al. 3 
... n a pas ete donne par l'usager responsable du raccorde­

ment et qu'il peut .... 

Kündig, Berichterstatter: Hier steht zum Teil das Interesse am 
Konsumentenschutz dem Interesse am Datenschutz gegen­
über. Die EG-konforme Lösung sieht vor. dass auch Dritte. die 
den Grunddienst anbieten. befugt sind. Auskünfte im selben 
Rahmen wie die PTT zu erteilen. 
Es standen Forderungen von verschiedener Seite zur Diskus­
sion. die wünschten. dass auch die Telefonnummer bekannt­
gegeben werden müsse. was von der Kommission aus Daten­
schutzgründen abgelehnt wurde. 
Ich beantrage Ihnen Zustimmung zur Fassung der Kommis­
sion. 

Bundesrat Ogl: Ich stimme zu. 

Angenommen -Adopte 

Art.17 
Antrag der Kommission 
Titel 
Angaben an den Teilnehmer des Grunddienstes zur Ermitt­
lung m1ssbrauchlich hergestellter Verbindungen 
Wortlaut 
Wer eine Dienstleistung im Bereich des Grunddienstes er­
bringt, darf zur Ermittlung missbräuchlich hergestellter Verbin­
dungen dem für den angewählten Anschluss verantwortlichen 
Teilnehmer Auskunft geben über: 
a. Zeitpunkt und Dauer der Verbindungen; 
b. Nummer, Name und Adresse der Teilnehmer, .... 

Art. 17 
Proposition de la commission 
Titre 
lndications fournies a l'usager du service de base en vue de 
determiner ies communications etablies abusivement 
Texte 
En vue de determiner !es communications etablies abusive­
ment. Je fournisseur d'une prestation relevant du service de 
base peut communiquer a l'usager responsable du raccorde­
ment appele: 
a. !'heure a laquelle !es communications ont ete etablies et 
leurduree: 
b. le numero d"appel. le nom et l'adresse des usagers dont 
les .... 

Kündig, Berichterstatter: Wie die Abonnenten der PTT­
Betnebe können auch die Kunden privater Anbieter von 
Dienstleistungen im Bereich des Grunddienstes Opfer einer 
missbräuchlichen Verwendung von Fernmeldeeinnchtungen 
sein. Aus diesem Grund wird sämtlichen Anbietern von Dienst­
leistungen 1m Bereich des Grunddienstes gestattet. dem für 
den Anschluss verantwortlichen Teilnehmer Auskunft zu ge­
ben. 
Ich bitte Sie, dieser Formulierung zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

Art.18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Bund hat das ausschliessliche Recht. Fernmeldenetze zu 
erstellen und zu betreiben. Die PTT-Betriebe üben dieses 
Recht allein oder 1n Zusammenarbeit mit Dritten aus. Das 
Recht kann durch Konzessionen oder Bewilligungen an Dritte 
übertragen werden. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 18 
Proposition de /a commission 

Al. 1 
La Confederation a le droit exclusif d'etablir et d'exploiter des 
reseaux de telecommunications. L'Entreprise des PTT exerce 
ce droit elle-meme ou avec la collaboration de t1ers. Ledit droit 
peut etre cede a des tiers par voie de concess1on ou d'autori­
sation. 
Al. 2 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Nach Artikel 4 Absatz 2 werden ne­
ben den PTT-Betrieben voraussichtlich auch Drrtte. gestützt 
auf den entsprechenden Beschluss des Bundesrates, auf 
Funknetzen Dienstleistungen ,m Bereich des Grunddienstes 
erbringen können. 
Die Erteilung der aus fernmeldepolize,lichen Gründen dafür 
erforderlichen Funkkonzession kann nicht Sache der PTT 
sein. Aus diesem Grund steht das Netzmonopol nicht mehr 
den PTT-Betrieben, sondern dem Bund zu. Die PTT erklären 
dabei ausdrücklich, dass sie auch bestehende Kabelnetze für 
Radio und Fernsehen gegen Entschädigung mitbenützen 
möchte. 

Bundesrat Ogi: Ich bin der gleichen Auffassung; aber ich 
möchte darauf hinweisen: Das ist eine wichtige Anpassung an 
die EG. Nicht mehr die PTT sind Netzmonopolinhaber und 
Konzessionsbehörde, sondern der Bund. Die Aufgabe als 
Konzess,onsbehörde. man vergleiche Artikel 22bis. wird an 
das EVED oder ganz sicher an das Bundesamt für Kommuni­
kation delegiert. 

Angenommen -Adopte 

Art.19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 2 
Mehrheit 
Der Bundesrat kann weitere Fernmeldenetze vom Netzmono­
pol ausnehmen. (Rest streichen) 
Minderheit 
(Cottier, Danioth. Gadient. Onken. Piller) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Eventualantrag Schiesser 
Abs.2 
(für den Fall. dass der Antrag der Minderheit unterliegt) 
Der Bundesrat kann weitere Fernmeldenetze vom Netzmono­
pol ausnehmen, sofern dadurch die zuverlässige. preiswerte 
und nach gleichen Grundsätzen ausgerichtete Versorgung 
von Bevölkerung und Wirtschaft in allen Landesteilen mit Fern­
meldediensten nicht in Frage gestellt wird. 

Art. 19 
Proposition de la commiss1on 
Al. 1 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Al. 2 
Maforite 
Le Conseil federal peut exclure du monopole d'autres reseaux 
de telecommunications. (Bitter le reste) 
Minorite 
(Cottier. Danioth. Gadient. Onken. Piller) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition subsidiaire Schiesser 
(en cas de re1et de la propos1tion de minorite) 
Al. 2 
le Conseil federal peut exclure du monopole d'autres reseaux 
de telecommunications. a condition de ne pas remettre en 
question la prestation. dans toutes les part1es du pays, de ser­
vices de telecommunications surs, avantageux et reposant sur 
!es memes pnnc1pes, otferts a la population et ä l'economie. 
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Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Kündlg, Berichterstatter: Die Ausnahmeregelung vom Netz· 
monopol hat bei den Komm1ss1onsberatungen besondere Be· 
achtung gefunden. Dabei ging es um die Abgrenzung des Be· 
gnffes «Gesamtverteidigung», die Hausinstallation, die Kabel· 
netze von Radio und Fernsehen. die Netze oer Elektrizitätswirt­
schaft zur Impulssteuerung bzw. Fernverwaltung der Ener­
g,eübertragung. 
Zur Gesamtverteidigung: Die Kommission möchte. dass der 
Begnff abschliessend nicht zu eng verstanden wird. weil ge­
wisse Elemente wie der koordinierte Sanitätsdienst und ähnli­
ches auch unter diesen Begrrff fallen könnten. Vorab soll das 
neue Konzept der Sicherheitspolitik 90 nicht durch diese Be­
stimmung eingeschränkt werden können. 
Zu den Hausinstallationen: Hausmstallationen beginnen beim 
Netzanschlussfunk der PTT. Dieser wird von den PTI be­
stimmt. Er ist verschieden, je nachdem. ob es sich um einen 
Telefonanschluss handelt oder um das Telefaxnetz oder 
Sw1ssnet. Ab diesem Punkt ist der Betreiber des lnhausnetzes 
frei in der Wahl der Installationen und Ausbauten. Also sind 
auch Hauszentralen Bestandteil des lnhausnetzes. Die Instal­
lation des Netzes muss durch einen von den PTI zugelasse­
nen Installateur - man kann auch sagen: konzessionierten In­
stallateur - vorgenommen werden. Die PTI überprüfen des­
sen Leistungen, damit das Gesamtnetz nicht durch Installati­
onsfehler belastet wird. Also ein Verfahren. wie wir es heute 1n 
der Elektrizitätswirtschaft als gängiges Modell kennen. 
Bei den Energieübertragungsunternehmungen werden ver­
schiedene Daten auf Stromnetzen übermittelt, insbesondere 
Signale, die der Steuerung bzw. der Kommunikation unter den 
Anlagen dienen. Diese Kommunikation 1st Nachrichtenüber­
mrttlung im Sinne des Fernmeldegesetzes gemäss Artikel 3 
Buchstaben a und b in der Fassung der Ständeratskommis­
sion. Da es sich um Nachrichtenübertragung für das Betriebs­
unternehmen selbst handelt, ist es nicht als Fernmeldedienst 
zu betrachten. denn dem Begriff «Dienst» ist das Verhältnis 
zwischen Anbieter und Kunde inhärent. Die Stromübertra­
gungsnetze. auf denen Nachrichten übertragen werden, sind 
als Fernmeldenetze im Sinne von Artikel 3 Buchstabe c. Fas­
sung Ständerat. zu bezeichnen. Gemäss Artikel 22, Fassung 
Ständerat. ist eine Konzession für diese Netze notwendig; 
aber diese Konzession hat einen Justitiablen Rechtsanspruch. 
Kabelnetze für Radio und Fernsehen sind. sofern sie nur der 
Massenkommunikation - also der Uebertragung von Radio­
und Fernsehsignalen - dienen. diesem Gesetz nicht unter­
stellt. Das Radio- und Fernsehgesetz ist dafür zuständig. 
Bei Artikel 19 Absatz 2 haben wir eine Minderheit. Die Mehrheit 
vertritt die Ansicht. dass wir die Ausnahmen in Absatz 1 restnk­
t1v handhaben und die Tür nicht allzu weit öffnen - was 1hr als 
richtig erscheint. Auf der anderen Seite soll das Gesetz so of­
fen sein. dass zukünftige Entwicklungen durch Beschlüsse 
des Bundesrates nachvollzogen werden können. Mit der Ein­
schränkung, wie sie die Kommissionsminderheit vorschlägt, 
wird unnötigerweise der Handlungsspielraum des Bundesra­
tes eingeschränkt. Er wird noch mehr eingeschränkt im Even­
tualantrag Schiesser zum Absatz 2, der ebenfalfs zu behan­
deln sein wird, sofern die Minderheit nicht durchkommt. 
Die Mehrheit glaubt. dass 1hr Antrag dem heutigen Recht, 
nach dem der Bundesrat weitere Netze ausnehmen kann. am 
nächsten kommt. Damit kann auch keine Rede davon sein, 
dass das PTI-Monopol in diesem Artikel unterlaufen wurde. 

M. Cottler, porte-parole de la minonte: L'article 19. alinea 2. 
est I' article cle de cette loi et tout le monde admet. quel que so1t 
!e resultat du vote qur va 1ntervenir tout a !'heure sur cet alinea. 
que le nouveau pro1et sera plus liberal que celui rssu du debat 
du Conseil national. en ce sens que des t1ers pourront offrir 
ces prestations reservees jusque-la a l'entrepnse des PTI. 
Cette l1beralisation est lim1tee par le cadre rmpose a l'entre­
pnse des PTI qui doit assurer pour le reseau un service public 

couvrant l'ensemble du pays, les grandes villes comme les 
vallees de montagne. un serv1ce qw do1t etre de qualite egale 
partout. dans les centres comme dans les regions penpheri­
ques. II s'agit en effet d'une mission nationale des PTI. Si cette 
entrepnse publique a reuss1 dans cette mission 1usqu'a ce 
)Our, en sera-t-11 de meme a l'avenir? Nous ne le pensons pas 
car la ma1onte de la commission veut pouvoir exclure du mo­
nooole sans condrtion et sans aucune f1m1tation, sur decision 
du Conseil federal. tout reseau. Une entrepnse privee pourrait 
donc etablir. s1 le Conseil federal l'admettart. un reseau paral­
',ele a celu1 de l'entrepnse des PTI et l'exploiter elle-meme. 
Les consequences en seraient graves. pour les PTI comme 
pour les cantons penphenques et les regions de montagne, 
car les entrepnses privees au benefice d'une derogation se­
ront interessees a constrwre et a explo1ter des reseaux dans 
les centres et dans les cantons urbains ou le nombre des 
abonnes est important. En revanche, elles se desinteresse­
raient totalement des cantons a capac1te financiere ou econo­
mique faible et des regions peripheriques eloignees ou iso­
lees. Ainsi les cantons a caractere urbain beneficieraient d'une 
infrastructure pnvee tres performante a des prix interessants, 
alors que les regions commercialement faibles seraient des­
serv1es par les reseaux du service public de moindre qualite, 
car les moyens financiers des PTI, en appliquant la version de 
la ma1orrte. seraient diminues. Cette srtuation provoquerart de 
graves d1spantes entre !es diverses reg1ons. 
On nous obJectera que nos craintes ne sont pas fondees puis­
que l'actuelle loi sur la correspondance telephonique et tele­
graphique connaitrait auiourd'hui deja une disposition legale 
semblable a celle proposee par la ma1onte de la commission. 
Cet argument et cette comparaison ne sont pas valables. Le 
contenu de la loi actuelle est incomparable avec celui du nou­
veau projet: dans la loi sur la correspondance telegraphique et 
telephonique, le monopole des PTI est beaucoup plus etendu 
que ne le sera le monopole limrte prevu dans le projet; la loi ac­
tuelle est beaucoup moins liberalisee que ne le sera le projet 
de nouvelle loi. Aussi ce proJet augmente-t-il par rapport a la ioi 
en vigueur las poss1bilites de derogation. Les effets seront 
donc tout differents. Les deux s1tuations ne peuvent par conse­
quent pas etre comparees. 
Enfin, on a pretendu que le libelle de I' article 19 emanant de la 
minorrte n'etart pas conforme au drort europeen. Cela est faux 
auss1 car le chiffre 4 de la directive de la commission du 28 juin 
1990 correspond parfaitement aux recommandations de la 
Communaute europeenne qu1 garantrt l'exclusivite et des 
droits spec1aux accordes aux PTI pour l'offre et l'exploitation 
du reseau. La propos1tion de la mtnonte sera beaucoup plus 
equ11ibree car eile lim1tera les exceptions et les derogations au 
monopole aux reseaux de telecommurncations peu impor­
tants. II s·agit par exemple de propres reseaux de radiocom­
munications de faible portee, ou de reseaux de telecommuni­
cations entre deux fonds prives. Le monopole du reseau ac­
corde aux PTin'aqu'un seul but: celui d'une couverture egale 
d'un service public de meme qualite pour l'ensemble de la 
Suisse. et.1usqu·a present, !'Entreprise des PTI nous a grati­
fies de prestations de tres bonne qualite. 
La propos1tion de la mmonte nous donnera la garantie que ces 
prestations seront assurees. La l1beralisat1on prönee par la 
ma;orite de la commiss1on. en revanche. affaiblira l'entreprise 
des PTI qui, tout en restant invest1e de sa mission nationale en 
faveur des regions peripheriques. nsquerait de perdre les mar: 
ches 1uteux des grands centres. 
Pour terminer, je vous invite a voter la version de la minorite. 
Elle seule assurera aux cantons ruraux peripheriq4es et aux 
regions de montagne un reseau et des services de qualite. 

Dobler: Absatz 1 des Artikels 19 listet drei konkrete Fälle auf, 
die vom Netzmonopol ausgenommen sind. nämlich: Netze 
zum ausschliesslichen Zweck der Gesamtverteidigung, für 
den öffentlichen Verkehr und zur Sicherheit im Strassenver­
kehr. Absatz 2 räumt dem Bundesrat uberdies die Möglichkeit 
ern. weitere Ausnahmen zu bewilligen. 
Meine Anfrage an Herrn Bundesrat Ogi: Wie gedenkt der Bun­
desrat diese Kompetenz zu nutzen? Welche zusätzlichen 
Netze könnten allenfalls in Frage kommen? 
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Ihre Stellungnahme. Herr Bundesrat. die ich bestens ver­
danke. scheint mir für die Materialien von Wichtigkeit zu sein. 

Rhinow: Ich bin beeindruckt vom Votum des Vertreters der 
Minderheit. von der Fulminanz. mit der er seine Auffassung 
hier vertreten hat. Ich versuche trotzdem. die Sache etwas auf 
den nüchternen Boden zurückzuholen. Erstens geht es hier 
um eine Kann-Vorschrrft. um einen Ermessenstatbestand. Der 
Bundesrat muss und wird diese Bestimmung 1m Rahmen der 
Zwecksetzung dieses Gesetzes handhaben. In Artikel 1 ha­
ben w,r klar beschlossen. dass die Fernmeldebedürfnisse von 
Bevölkerung und Wirtschaft in allen Landesteilen zuverlässig, 
preiswert usw. befriedigt werden sollen. Es geht nicht darum. 
dass der Bundesrat Jetzt die Möglichkeit erhalten soll. das Ge­
setz zu unterlaufen und das Gegenteil zu tun. Das 1st nicht die 
Meinung der Mehrheit. Deshalb sind alle Erwägungen. die uns 
nahelegen sollen. dass wir aufgrund der benachteiligten Lan­
desgegenden für die Minderheit stimmen sollen, abwegig. 
Der Bundesrat ist gehalten. diese Kann-Bestimmung 1m Rah­
men der Zwecksetzung des Gesetzes zu handhaben. Aper Je 
nach technologischer Entwicklung wird es möglich sein. im 
Rahmen der Zwecksetzung Ausnahmen zu bewllligen - und 
dann soll er es tun. Nach der Fassung der Minderheit könnte 
er es selbst dann nicht tun. wenn dies möglich wird. Ich mache 
Sie darauf aufmerksam. dass die technologische Entwicklung 
rasant voranschreitet und dass wir nicht ausschliesslich auf­
grund heutiger Gegebenheiten das Gesetz formulieren soll­
ten. 
Zweitens hat Herr Cottier gesagt, man dürfe die Rechtszu­
stände nicht vergleichen. Es ist in der Tat so: Nach der heuti­
gen Gesetzgebung hat der Bundesrat bereits diese Befugnis. 
so wie die Mehrheit es vorschlägt. Es spricht auch für den Bun­
desrat- ich winde ihm da ein Kränzlein-. dass er diese Befug­
nis nicht unangemessen. nicht fahrlässig gehandhabt hat. Er 
hat sie sinnvoll gehandhabt und von diesem Ermessen sinn­
voll Gebrauch gemacht. 
Die Vergleichbarkeit ist teilweise gegeben - ich bin einverstan­
den: nicht integral. Im Bereich der Dienste bestehen Unter­
schiede. weil das Monopol der PTT gelockert wird. Aber im Be­
reich der Netze bleibt die Tatsache. dass wir heute nicht einen 
Schritt zurück machen sollten. nachdem wir ausziehen. ein fle­
xibleres und moderneres Gesetz zu schaffen. das der Entwick­
lung Raum lässt. Da würde es nicht verstanden. wenn wir hin­
ter den heutigen Gesetzeszustand zurückgehen würden. 
Drittens: In Artikel 18 haben wir vorhin beschlossen. dass der 
Bund Konzessionen erteilen kann. dass auch Private Fernmel­
denetze erstellen und betreiben können. Jetzt müssen wir 

aber diese Bestimmung 1m Zusammenhang mit Artikel 23 le­
sen. Dort steht. dass keine Konzession möglich ist. wenn Dritte 
leitungsgebundene Fernmeldenetze erstellen und betreiben 
wollen und auf diesen Netzen Fernmeldedienste erbracht wer­
den sollen. Da wird ein ganzer Bereich von der Liberalisierung 
ausgenommen. Dort wird auf die Mietleitungen der PTT ver­
wiesen. Das haben wir vorhin so beschlossen. Ich stelle das 
hier nicht in Frage. Ich will aber dam,t zeigen. dass der Weg 
der Liberalisierung nicht so grosszugig 1st. wie er zum Teil dar­
gestellt worden ist. und dass auch dieser Umstand dafür 
spricht. dass wir diese Türe zwar noch nicht offenhalten. aber 
dass wir dem Bundesrat wenigstens die Türklinke 1n die Hand 
geben. damit er die Türe unter Umständen einmal öffnen 
könnte. 
Herr Bundesrat 091 hat mit Recht gesagt und darum gebeten. 
man solle nicht über die Kommissionsfassung hinausgehen 
und noch weitere Anträge stellen. Ich habe mich fügsam die­
ser Bitte unterzogen. Ich möchte Jetzt aber zurückbitten. Bitte 
gehen Sie jetzt nicht unter den Stand der Kommissionsarbei­
ten und somit hinter den geltenden Rechtszustand zurück. 
Stimmen Sie mit der Kommissionsmehrheit. 

Schiesser: Artikel 19 enthält die Ausnahmen zu Artikel 18. der 
den Grundsatz des Netzmonopols der PTT festlegt. Wie be­
reits angedeutet. befinden wir uns hier an einem ganz zentra­
len Punkt der Vorlage, was nicht nur dadurch belegt wird. dass 
wir hier den wohl gewichtigsten Minderheitsantrag der ganzen 
Gesetzesvorlage vor uns haben. sondern auch dadurch. dass 

Artikel 19 in beiden Kommissionen sowie im Nationalrat zu 
ausführlichen Diskussionen Anlass gegeben hat. Allem un­
sere Kommission hat zu Artikel 19 nicht weniger als 28 Proto­
kollseiten gefüllt. 
Im Nationalrat lag ein Minderheitsantrag der Komm,ss,on vor, 
der Ausnahmen zum Netzmonopol zulassen wollte. «wenn sie 
die Leistungspflicht der PTT nicht in Frage stellen oder von ge­
ringer Bedeutung sind». Dieser Antrag unterlag 1m Rat knapp 
mit 73 zu 79 Stimmen. Bekämpft wurde er unter anderem des­
halb, weil der Begriff der Leistungspflicht der PTT als Kriterium 
für die Gewahrung von Ausnahmen vom Netzmonoool zu un­
bestimmt und zu unklar sei. In der Komm1ss1on habe ich mich 
für diesen Antrag ausgesprochen. bin aber damit 1n der 
Schlussabstimmung unterlegen. weshalb ich weder zur Kom­
m1ss1onsmehrheit noch zur Komm1ss1onsminderhe1t gehöre. 
In der Zwischenzeit habe ich eingesehen. dass der Minder­
hertsantrag der nationalrätlichen Kommission verfehlt ist. 
Massgebendes Kriterium für eine wertere Oeffnung des PTT­
Netzmonopols könnte nicht die Leistungspflicht, sondern 
höchstens die Leistungsfähigkeit der PTT im Hinblick auf den 
ihnen überbundenen Auftrag zur Versorgung aller Landesteile 
m,t Fernmeldediensten sein. Aus diesem Grunde bin ich da­
von abgekommen. den Minderheitsantrag der nationalrätli­
chen Kommission zu vertreten. 
Aus Ueberlegungen. die ich kurz darlegen möchte. vertrete 
ich heute grundsätzlich den Standpunkt der Komm1ss1ons­
mmderheit. Der Antrag der Komm1ss1onsmehrne1t weist - ent­
gegen den Ausführungen des Präsidenten - einen erhebli­
chen Mangel auf. Auch wenn er der heutigen Rechtslage for­
mell entspricht. gewährt er dem Bundesrat in einem stark ver­
änderten Umfeld einen völlig unbestimmten Freiraum. Der An­
trag der Mehrheit enthält für die Entscheidung des Bundesra­
tes über die Gewährung von Ausnahmen vom Netzmonopol 
ausser dem Zweckartikel keinerlei Anhalts- und Orientierungs­
punkte. Der erhebliche Druck, der inskünftig entstehen wird. 
um Ausnahmen vom Netzmonopol zu erreichen. wird durch 
die Fassung der Mehrheit kaum in Schranken gehalten. Insbe­
sondere kann nicht von der Hand gewiesen werden. dass 
durch die Gewährung solcher Ausnahmen die gleichwertige 
Versorgung aller Landesteile gefährdet werden könnte. Es 
wird sich wohl kaum ein privater Netzersteller finden. der bei­
sp1e1sweise Elm mit Andermatt, Disentis oder einer anderen 
Bergregion verbinden wird. Solche privaten Netze würden 
höchstens in Agglomerationen entstehen. wie Kollege Cott1er 
bereits dargetan hat. 
Es ist diese Befürchtung, die mich als Vertreter einer Randre­
gion heute davon abhält. grosszüg1ge Ausnahmen zu gewäh­
ren. solange nicht sichergestellt ist. dass auch Dritte zur Ver­
sorgung abgelegener Gebiete beizutragen haben und nicht 
nur, wie bereits in anderem Zusammenhang angetönt. die 
süssen Rosinen aus dem sonst eher trockenen Kuchen 
picken können. 
Eine kurze Bemerkung zum Votum von Herrn Kollege Rhinow. 
Er hat darauf hingewiesen. dass der Bundesrat bei der Gewäh­
rung von Ausnahmen 1m Rahmen des Artikels 1 zu handeln 
habe. Das ist an sich unbestritten; nur muss man sich fragen -
wenn dem wirklich so 1st -. warum dann der Nationalrat 1n die­
sem Punkt derart ausführliche Debatten geführt hat. Die Ant­
wort auf diese rhetorische Frage liegt auf der Hand. Wirken­
nen doch alle genügend Fälle, in denen der Zweckartikel bei 
der praktischen Anwendung des Gesetzes nicht 1ene Bedeu­
tung erhalten hat. die ihm gebührt hätte. Genau das befürchte 
ich. wenn der Antrag der Komm1ss1onsmehrhe1t 1n der heuti­
gen Fassung durchkäme. 
Eine kurze Bemerkung noch zum Eventualantrag. den ich ge­
stellt habe. Wenn ich nur einen Eventualantrag vorlege. so ge­
schieht dies aus zwei Gründen. Sollte der Antrag der Minder­
heit gegenüber Jenem der Mehrheit unterliegen. so könnte e1-
nerse1ts m,t diesem Eventualantrag dem Bundesrat die im 
Zweckartikel vorgezeichnete Richtung neu aufgezeigt wer­
den. und zwar ganz verbindlich als Gesetzesbestimmung 1n 
Artikel 19. Der Bundesrat hätte sich dann be1 der Gewährung 
yon Ausnahmen nicht nur theoretisch. sondern auch praktisch 
nach diesen Bestimmungen zu richten. Weiter enthält dieser 
Eventualantrag mindestens eine der unabdingbaren Schran-
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ken. die zu setzen wären. wenn 1m Bereich des Netzmonopols 
weitergehende Ausnahmen gewährt werden seilten. Ich 
könnte mir sehr wohl vorstellen. dass die eine oder andere zu­
satzliche Schranke vorzusehen wäre. Aus diesem Grunde 
habe ich es unterlassen. emen Hauptantrag einzureichen. Da­
mit mochte ich aber zugleich antönen. dass ich durchaus be· 
reit wäre. einen zusätzlichen Schntt bei der Liberalisierung im 
Netzbereich zu machen. allerdings nur beim Vorliegen ein­
deutiger Schranken. die sicherstellen. dass nicht nur die Rosi-
nen werden. 

Gadient: Ich habe vorhin die Schritte aufgezahlt. die uns zu ei­
nem Gesetz führen. das starl< eurooaonent1ert 1st: es sind 
massgebliche Schntte der Liberalisierung. In der Diskussion 
kam wiederholt zum Ausdrucl<. dass diese Grundhaltung ihre 
Grenzen beim Netzmonopol finden muss. Ich möchte Gesag­
tes nicht wiederholen und schliesse mich den Voten der Her­
ren Cottier und Schiesser in jeder Hinsicht an. Das Argument, 
aas von Herrn Kollege Rhinow nochmals aufgenommen wor­
den 1st. dass der Bundesrat bereits jetzt entsprechende Kom­
petenzen gehabt hätte. verfängt insofern nicht. als der Ver­
gleich mit dem Telefonverkehrsgesetz nicht tauglich ist. Das 
Telefonverkehrsgesetz 1st seinerzeit von einer ganz anderen 
legislatorischen Konzeption ausgegangen: es wurde in einem 
aanz anderen Umfeld und historischen Kontext erlassen. 1922 
:-st das Monooot sehr umfassend und abschliessend verstan­
den worden. Es waren nur ganz wenige. wichtigste Anlagen 
vom Regal überhaupt ausgenommen: Militär. Eisenbahnen. 
Der Bundesrat sollte damals für ganz untergeordnete, wenig 
w1cht1ge Bereiche und Anlagen nach Bedarf Ausnahmen ma­
chen können. Nun sieht das PTT-Organisationsgesetz in Arti­
kel 13 vor. dass die Bundesversammlung die Fernmeldedien­
ste zu regeln hat. Damit hätte der Bundesrat. gestützt auf Arti· 
kel 2 des Telefonverkehrsgesetzes. keine Monopolausnah­
men zur Ermöglichung privater Dienste machen dürfen. Bei 
den Diensten stimmen die Rechtsauffassungen offenbar über­
ein. 
Das Fernmeldegesetz unterscheidet aber zwischen Dienstnet· 
zen und Teilnehmeranlagen. Teilnehmeranlagen und Dienste. 
ausser dem Telefon. sind bereits liberalisiert. und nur noch 
beim Netz bleibt das Monopol im öffentlichen Interesse. 
Wenn nun die Netze auch noch geöffnet und mit solcher For­
mel in das Monopol mindestens möglicherweise entlassen 
werden. muss man ganz einfach die Konsequenz sehen und 
bereit sem. sie auch in Kauf zu nehmen. Man wird dann den 
Leistungsauftrag der PTT-Betriebe überprüfen müssen. Die 
PTT-Betriebe werden nicht mehr 1n der Lage sein. den Lei­
stungsauftrag gemass Verfassung und Gesetz zu realisieren. 
Er wtrd stark gelahrdet sein. Das Rosinenp1cken. das mehr­
mals erwahnt worden ist. ist in den Zentren vorprogrammiert. 
und man überlässt es den PTT-Betrieben. die Verluste in den 
Randgebieten auf dem Buckel der Steuerzahler zu realisieren. 
Wenn gesagt worden ist. es handle sich tn der Intention der 
Mehrheit um eine Kann-Vorschrift und der politische Rahmen 
sei ia gesetzt durch den Zweckartikel usw. -. dann muss ich 
aocn auch auf Artikel 4 des Fernmeldegesetzes hinweisen. 
wie wir ihn 1etzt verabschiedet haoen. Mit dieser Bestimmung 
wird nun eine EG-konforme Liberalisierung stipuliert unter der 
Bedingung, dass der Verfassungsauftrag und der Zweckarti­
kel erfüllbar bleiben. Das sind die Jalons. die gesetzt worden 
sind. 
Aber wenn man auf dem Umweg uber die Ausnahme des 
Netzmonopols diese Konzeption aus den Angeln hebt. ist na­
türlich der Widerspruch offensichtlich. Ein solches Vorzeichen 
würde auf eine Entlassung des Gesetzgebers aus seiner Ver­
antwortung hinauslaufen. Das kann. gemessen an der Bedeu­
tung des Anliegens. das nun schlüssig zum Ausdruck gekom­
men 1st. sicherlich nicht die Meinung sein. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

Rüesch: Dieses Gesetz soll eine gewisse Liberalisierung brin­
gen. Es scheint mir aber. dass wir nun Gefahr lauten. diese L1-
beralis1erung im Detail lautend zurückzubinden. gemäss dem 
alten Erz1ehungspnnz1p: «Kinder. 1hr könnt machen, was 1hr 
wollt; aber gehorchen musst ihr ... 

Das Gesetz will neben der Liberalisierung die Versorgungssi· 
cherheit des Landes sicherstellen. den Leistungsauftrag der 
PTT zugunsten entlegener und benachteiligter Gebiete auf­
rechterhalten. Und ich möchte die Vertreter dieser Gebiete. 
Herr Danioth. daran erinnern. dass dieser Rat be, der Budget· 
debatte 1n den verschiedensten Positionen bewiesen hat 
dass ihm diese Gebiete sehr am Herzen liegen. 
Dieser Rat 1st der Memuna. dass wir im Fernmeldebereich den 
Berggebieten helfen müssen. dass Wir nicht nur Ställe sanie­
ren und meliorieren sollen. sondern dass diese Gebiete auch 
1m Bereiche der !nformat1onstechnolog1e und der Fernmeide­
technolog,e zu fördern seien. Aber deswegen, Herr Gadient 
und Herr Danioth. brauchen wir doch nicht angstlich zu wer­
den und nur nach dem Gesetz der Angst zu leg1feneren. Wenn 
der Bundesrat im Rahmen der Ubera1ts1erung eine Kann­
Bestimmung erhält. darf er sie gar nicht anders anwenden als 
1m Rahmen des Zweckartikels des Gesetzes. Artikel 1 gibt die 
entsprechende Garantie. dass der Bundesrat Jede Rosinen­
pickerei vermeiden kann. Und das sollte doch genügen. Nie­
mand braucht Angst zu haben, dass er vernachlässigt wird. 
Ich möchte Sie doch bitten. den Gedanken der Liberalisierung 
nicht ganz zu vergessen. Die Telekommunikationskonferenz 
der OECD. die am 27. November 1990 in Pans getagt hat. hat 
im Rahmen der OECD-Staaten ein klares Bekenntnis zur Libe­
ralisierung in diesem Sektor bekundet. International tätige Fir­
men wählen heute bereits den Standort ihrer Niederlassungen 
nach den Möglichkeiten der lnformat1onsuberm1ttlung. Auch 
diesen Aspekt müssen wtr sehen. Auch hier dürfen wir nicht 
abgehängt werden. 
Heute morgen wurde einmal mehr über die Europatauglich­
keit dieses Gesetzes gesprochen. Es scheint mir. Herr Onken, 
dass die Befürworter emes möglichst raschen Eintrittes der 
Schweiz in die EG und Promotoren der Initiative immer dann 
vom EG-Recht sprechen. wenn es in ihre Weltanschauung 
passt. und dann von «blassen Richtlinien», wenn sie dieses 
EG-Recht nicht vollziehen möchten. Also. entweder oder: 
auch hier bekommen Sie nicht den Fünfer und das Weggli. 
Diese Woche ist ein von wissenschaftlicher Seite geschriebe­
ner Zeitungsartikel erschienen mit dem nennenswerten Titel: 
«Das neue Fernmeldegesetz auf dem europäischen Prüf­
stand. Europäisches Kleid oder schweizerisches Korsett?» 
Schnüren Sie dieses Korsett nicht zu eng, und stimmen Sie 
deshalb der Kommissionsmehrheit zu. 
Es scheint mir allerdings. dass der Antrag von Herrn Schiesser 
allenfalls ein tauglicher Kompromiss wäre. Deshalb nehme ,eh 
diesen Antrag auf. als Antrag Rüesch. als Minderheit II. Ich ver­
teile ihn nicht noch einmal. Sie haben 1hn vor sich. Vielleicht 
werden wir Gelegenheit bekommen. uns auf der Lösung 
Schiesser zu einigen. 

Danioth: Als Zweitunterzeichner dieser respektablen. kom­
fortablen und auch honorablen Minderheit. aber herausgefor­
dert- vor allem durch das Votum des Herrn Kollegen Rüesch -
möchte ich ein kurzes Votum h1ezu abgeben. 
Ich we1ss um seine Sympathie zu den schwacheren Regionen 
und zum Berggebiet. Wir haben Jetzt drei Hauptanträge. und 
wir sind uns alle einig, dass die Bestimmung von Artikel 19 auf 
den Grundsatzartikel abgestützt sein muss. Da sind wir uns ei­
nig. 
Und wenn Herr Kollege Rhinow erwähnt. es gehe 1a nur um ein 
Ermessen des Bundesrates. meine ich: Wo kein nennenswer­
tes Ermessen ist und wo Keines sein kann. soll man auch nicht 
den Anschein erwecken. es wäre ein unbeschränktes Ermes­
sen vorhanden. Dass es kein unbeschränktes Ermessen sein 
kann. hat Ihnen Herr Kollege Cottier dargetan. Aufgrund der 
Erfahrung sind wir uns einig, dass einzig das Netzmonopol ge­
währleistet. dass der Grunddienst im ganzen Land preiswert 
und zuverlässig angeboten werden kann - und zwar selbst 
dort. wo er defizitär ist. Für private Netzbetreiber waren näm­
lich nur dichtbesiedelte Gebiete oder Benutzer von hohen Ver­
kehrsaufkommen von wirtschaftlichem Interesse. Kaum rent­
able Gebiete und verlustbehaftete Randregionen würden ver­
nachlässigt. Natürlich werden Sie einwenden. dass wir die 
Kautelen einbauen. Aber hat es einen Sinn. eine Gesetzge­
bung zu machen. die im Widerspruch steht zum Grundsatzar-
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t1keL die 1m Widerspruch steht zu den Bedürfnissen des Lan­
des und die e1gentt1ch nur Illusionen weckt? Sie weckt bei der 
Wirtscnaft Illusionen. man könne dann beim Bundesrat viel­
leicht doch durchsetzen. aass diese Kann-Vorschrift sich eben 
nicht nur auf Ausnahmen von geringer Bedeutung beschränkt 

nier sind wir uns Herr Kollege Cott1er hat es 
sondern auch auf Ausnahmen oe, Hauptnetzen. 
iichke1t beinhalten sowohl der Eventualantrag Schiesser wie 
der Rüesch. 
Dies 1st eine Illusion. Wir sollten keine Veruns1che-
runo hervorrufen. weder bei den Kunden Gebiete 
noch bei den PTI. Die feste Schranke soilte bastenen. aass 
nur den der Botscnatt umschriebenen Fällen von nPnrn·,.,, 

Bedeutung eine Ausnahme vom zentralen Netzmonopol 
lieh 1st Darum sollten wir eine Lösung finden. die keineswegs 

die EuropaKompat1b11ität soncht die aber die schwe,ze­
Bedürfnisse gesamthaft berucks1cht1gt. 

Ich bitte Sie. dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Kündig, Berichterstatter: Nachdem wir nun zwei Minderheits­
anträge haoen. gestatten Sie mir eine Präferenzerkfärung. 
Im Minderheitsantrag I wird von Netzen «von geringer Bedeu­
tung» gesprochen. Ich möchte dazu von einigen Punkten er­
klären. wte sie 1m Nationalrat ausgedeutscht wurden: Was 
hätte eigentlich ein Netz von geringer Bedeutung zu sein? 
Nämlich die drahtlosen TV-Programmwähler ,n Ihrer Stube. 
e1as Kindertelefon. das Oeffnen von Garagetoren sowie Netze 
von geringer Fernwirkung mit elektromagnetischen Wellen. 
dann Betnebsfernmeldenetze. die ein Grundstück auf der ge­
genüberliegenden Strassenseite bedienen und ähnliches 
mehr. Das ist also der Begriff «von geringer Bedeutung». 
Da muss ich sagen. dass mir. wenn schon eine der Minderhei­
ten durchkommen soll. der Antrag von Herrn Sch,esser. der 
nun durch Herrn Rüesch übernommen wurde. sinnvoller 
scheint. weil damit die Versorgungsneutralität gewährt werden 
soll. Sie ist zwar nicht notwendig, weil sie als Grundsatz des 
Gesetzes dient. Aber wenn man es hier aufnehmen will. ist das 
weiter nicht trag1scn. 

Bundesrat Ogi: Ich möchte dem Kommissionspräsidenten 
danken. Er hat plastisch erklärt. worum es geht. Es 1st richtig, 
dass dieser Artikel eine zweite Schlüsselstelle in diesem Ge­
setz darstellt. 
Der Bundesrat sieht das Netzmonopol als Grundlage für die 
gle1chmäss1ge Grundversorgung der ganzen Schweiz mit 
Fernmeldediensten an. Es ist das Netz. es 1st die Infrastruktur. 
cie hier bereitstehen muss. Und diese Infrastruktur muss flä­
chendeckend se,n. und sie muss finanziert werden können. 
wenn die Randgebiete nicht benachteiligt werden sollen. 
Sonst haben wir eoen die heute schon mehrmals erwähnten 
Rosinenp1cker. die sich dann nicht auf die Penphene. nicht auf 
die Randgebiete. konzentneren werden: sie werden nicht an 
das Calancatal und auch nicht an das Lötschental denken. 
sondern sie werden die besten Kunden in den Zentren anzap­
fen und diese für ihre Bere1cne akquirieren. So mussten die 
PTI den regionalen Ausgle1cn an dieser Infrastruktur sicher­
stellen können Das bedeutet. dass wir nur bescnrankt Aus­
nahmen vom Netzmonopol vorsehen dürfen. 
Der Bundesrat möchte deshalb m,t seiner Formulierung die 
Einschrankung im Gesetz festlegen. Es ist eine klare Um­
schreibung, die in der Botschaft auch erläutert ist. Es geht um 
Netze. die keiner grosseren fernmeldepolize,lichen Einfluss­
nahme bedt..irfen und von geringer wirtschaftlicher Bedeutung 
sind. Wollte man darüber hinausgehen. müssten wir - denken 
Sie an die möglichen roten Zahlen - aufpassen. 
Nun hat Herr Schiesser einen Kompromissvorschlag ge­
macht. Aus der Sicht des Bundesrates könnte man ihn akzep­
tieren. wenn Sie der Minderheit der Komm1ss1on und damit 
auch dem Bundesrat nicht zustimmen können. Dies ,m Sinne 
eines Komorom,sses. 
Wenn ich Herrn Standerat Sch,esser richtig verstanden habe. 
so hat er gesagt - und er hat recht damit-. dass der Zweckarti­
kel keine direkte. normative Kraft besitzt. Aus diesem Grunde 
ist das Formulieren von Schranken und die Wiederholung der 

)/) s 

Formulierung ,m Artikel 1. im Zweckartikel. eoen bedeutungs­
voll. 
Wenn Sie also der Minderheit Ihrer Komm1ss1on nicht zustim­
men wollen. wäre dieser Antrag Sch1esser. unterstt..itzt durch 
Herrn Ständerat Rüesch. eine Komorom1ss1ösuna. 
Zu Herrn Ständerat Dobler: Die Ihrer Frage erken­
nend. Herr Standerat Dobler. führe 1cn dazu folgendes aus: 
Der Bundesrat hat 1n der Botschaft auf Seite 41 etwas zu sei-
nen Absichten der Ausnanmen vom NOT7rnn,nn,r,nt 

ausgeführt. Mit der in Artikel 19 soll keinesfalls das 
,n Artikel 18 aefirnerte Netzmonopol wieder aufgewe1cnt oder 

wenn S1e wollen - auf kaltem Wege unterlaufen werden. Der 
Bundesrat mochte vielmehr die naben. dort Aus· 
<1anmen zu oew1iligen. wo die von Konzessionen un-
vernaltrnsmass1g ware. könnten. aus heutiger Sicht 
betrachtet. sein: Fernmeldeanlagen auf Z'Net aneinandergren­
zenden Grundstücken oder zwei einander gegenuberliegen­
den Grundstucken. die be1sp1elswe1se nur durch einen Weg 
oder einen Bach getrennt sind Ihr Nachbar hat das Ja vorhin 
erläutert -. Fernmeldeemnchtungen auf Sch1essplatzen (das 
ist vielleicht eine zusätzliche Möglichkeit) und Fernmeldeanla­
gen zur Steuerung von Uhren auf öffentlichen Grundstücken. 
Das soll Ihnen die heutige Sicht illustrieren. Damit habe ich 
!hre Frage wohl beantwortet. 
Zusammenfassend: Der Bundesrat 1st der Meinung. dass Sie 
cer Minderheit folgen sollten. Wenn diese Minderheit nicht 
durcnkommt. bitte ,eh Sie. auf alle Fälle dem Antrag von Herrn 
Sch1esser. unterstützt von Herrn Rüesch. zuzustimmen. 

Präsident: Ich nehme an. dass ich damit zur Bereinigung 
schreiten darf. 
Herr Schiesser. Ihnen ist die spezielle Ehre zuteil geworden. 
dass Ihr Eventua1antrag von Herrn Rüesch als Hauptantrag 
übernommen worden ist. Ich würde daher wie folgt vorgehen: 
Ich würde Ihren Eventualantrag als Antrag der Minderheit II 
tRüesch) der Minderheit I und das Resultat dieser Abstim­
mung der Mehrheit gegent..iberstellen. Ich bitte Sie. auf den 
Eventualantrag unter diesen Umständen zu verzichten. 
Sind Sie damit einverstanden? 

Schiesser: Nach den Ausführungen von Herrn Bundesrat Ogi 
bin ich m,t diesem vorgehen einverstanden. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell -A titre orelimma1re 
Für den Antrag aer Minderheit II 
Für den Antrag der Minderneit 1 

Definitiv - Oefinitivement 
Für den Antrag der Minderheit II 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 20. 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss aes Nationalrates 
Propos1tlon de la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 21bis 
Antrag der Kommission 

20Stimmen 
15 Stimmen 

28 Stimmen 
7 Stimmen 

Wer Hausinstallationen erstellen will. braucht e,ne Konzes­
sion. Die Artikel 22bis bis 26 gelten s,nngemass. 

Art. 21bis 
Proposition de la comm1ssion 
Celui qu1 veut etablir des ,nstallations interieures doit etre au 
benefice d'une concession. Les art1cles 22bis a 26 sont appli­
caoles par analog1e. 

Kündig, Berichterstatter: In Anlehnung an unsere Konzeption. 
den e,ngeourgerten Begriff «Konzession» we1terzuverwenden. 
haben wir in Artikel 21 bis kleine Aenderungen vorgenommen. 
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So wird Artikel 21 bis voll in das allgemeine Konzessionssy­
stem 1ntegnert indem man auf die Konzessionsordnung ver­
weist Dabei 1st auch klar. dass aut diese Konzession ein An­
spruch besteht. 

-Adopte 

Art. 21ter (neu) 
aer Komm1ss1on 

Titel 

Die PTT·Betnebe stellen Mietleitungen 1m Abonnement zur 

Art. 21ter (nouveau) 
Propos1t10n de la comm1ss1on 
Titre 
Fourrnture de circu1ts loues 
Al. 1 
L Entreprise des PTT fourn1t des circu1ts loues a 1 · abonnement. 
A/2 
Les art1cles 9 a 13 s · appliquent par analogie. 

Kündlg, Berichterstatter: Die Aufnahme des Artikels 21ter 
wurde notwendig, weil Sie 1m Artikel 4 Absatz 2 der Konzep­
tion für M1etle1tungen zugestimmt haben. Es ex1st1eren in der 
Schweiz heute schon rund 40 000 Mietleitungen. und die 
Nachfrage 1st stark im Steigen. Die Komm1ss1on möchte zur 
Formulierung «Die PTT-Betriebe stellen Mietleitungen ,m 
Abonnement zur Verfügung» auch sagen. dass nicht die PTT 
darüber zu entscheiden haben. ob sie dies tun wollen oder 
nicht. sondern dass sie diese Dienstleistung aufgrund eines 
hoheitlichen Entscheides des Bundesrates erbringen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
.... ausgenommen 1st, braucht eine Konzession. (Rest strei­
chen) 

Art. 22 
Prooos1t10n de la comm1ssion 

au benefice d'une concess1on. (Bitter le reste) 

Kündig, Berichterstatter: Dies 1st eine konzeptionelle Aende­
rung. 

Angenommen -Adoote 

Art. 22bis (neu) 
Antrag aer Kommission 
Titel 
Konzessionsbehörde 
Abs. 1 
Das Departement 1st Kr,n 7 ,:><::c:.r,,1c, 

Es kann seine einer Verwaitungs-
e1nhe1t ubertragen. Uebertragung auf die PTT-Betriebe 1st 

soweit es um Konzessionen für Funknetze 
aeht. auf denen Dienstleistungen 1m Bereich des Grunddien­
stes erbracnt werden sollen. 

Art. 22bis (nouveau) 
Prooosmon de la comm1ss1on 
Titre 

sa comoetence urnte admin:strat1ve su-
a I Entreonse des PTT n est pas ad-

m1se lorsqu il s ag1t d'octroyer des concess1ons pour des re­
seaux de rad1ocommurncat1ons sur lesquels seront fourrnes 
des prestations relevant du service de base. 

Kündlg, Berichterstatter: Wir haben eine neue Bestimmung 
,r,,,"""'"''1"'''"'n Damit können wir ein für allemal Klarheit schaf­
fen und ein herstellen. Die Regelung gllt für 
Netz- und Hausinstallationskonzess1onen sowie für Bewlliigun· 

an Bundesoehörden und öffentlich-rechtliche Anstalten. 
Departement 1st Konzessionsbehörde. Es 

kann aber diese Kompetenz. zum an das Bundesamt 
für Kommunikation. Es kann sogar eine weitere 
Komi:;,et,~mide,1ec~at11on an PTT-Betnebe möglich machen. 
sofern m diesem der PTT-Betrieb rncht selber 1m Wett­
bewerb steht. Das he1sst der Grundsatz. rncht Schiedsrichter in 
eigener Sache zu sein. muss voll bleiben. 

Angenommen -Adopte 

Art. 23 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1 
Eine Konzession erhält. wer die Voraussetzungen der Konzes­
s1onsvorschnften erfüllt. Für das Erstellen und Betreiben von 
le1tungsgebundenen Fernmeldenetzen. auf denen Fernemel­
dedienste erbracht werden sollen. werden keine Konzessio­
nen erteilt. 
Abs. 2 
Streichen 
Abs.3 
Die Konzessionsbehörde kann eine Konzession verweigern. 
wenn: 
a. sie annehmen muss .. 
b. wichtige fernmeldepolizeiliche oder technische Gründe es 
erfordern. 

Art. 23 
Proposition de la comm,ssion 
Al. 1 
Une concession est octroyee a toute personne qui remplit les 
conditions defirnes dans les prescriptions y relatives. Aucune 
concess1on n est accordee pour l'etablissement et l'exploita­
tion de reseaux de telecommurncations par fil qu1 sont desti­
nes a fournir des services de telecommurncat1ons. 
Al. 2 
Bitter 
Al. 3 
L autonte concedante oeut refuser une concess1on: 
a ..... , 
b. lorsque des motifs relevant de la police des telecommunica­
t1ons ou des donnees iechrnques I ex,gent. 

Kündig, Berichterstatter: Die Neuformulierung wurde notwen­
dig, weil durch die Aenderung der Zuständ1gke1t das Departe­
ment Konzessionsbehörde 1st. Der gestrichene Absatz 2 ist 
smngemäss im Absatz 1 eingebaut. Im Absatz 3 geht es 
darum. den Begriff «wichtige Gründe„ etwas klarer abzugren­
zen. Die meisten Anwendungsfälle werden bei der Funkord-

wahlte die Komm1ss1on fernme!de-
polize1lichen das he1sst die Frequenzverwaltung. 
In der offentllchen Diskussion werden immer wieder Befürch· 
tungen laut dass durch den Absatz 1 des Artikels 23 die Ka­
belnetze Radio und Telev1s1on betroffen werden. ich möchte 
hier nochmals festhalten. dass die Komm1ss1on dies klar ver­
neint. Le1tungsgebundene Fernmeldenetze. auf denen Fern­
meldedienste erbracht werden. sind gemass Artikel 3 Litera c 
,Die Einrichtungen und die Verbindungen. die zur Nachrich­
tenübermittlung zw1scnen Teilnehmeranlagen bestimmt 
sind». Gemäss Litera e fallen sie unter den Grunddienst. Ra­
dio- und Fernmeldenetze fallen weder unter den Grunddienst. 
noch sie zur Nachnchtenuberm1ttlung zwischen Teil­
nehmeranlagen Kabelnetze. Radio und Fernsehen. 

zugangliche 1ntormat1onen einer Richtung 
uberm1ttein. nicht unter den Grunddienst und damit 
auch nicht unter 01eses Gesetz. 
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Bundesrat Ogi: Ich danke für die Präz1s1erungen. die Herr 
Ständerat Künd1g zunanden der Materialien gemacht hat Ich 
unterschreibe Jedes seiner Worte. Ich bitte Sie um Annahme. 

Angenommen -Adopte 

Art. 24 
der Kommission 

zum Bescniuss des Nationalrates 
Prooos1t1on ae la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Adopre 

Art.25 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 3 
Die Konzessionsbehörde kann die Konzession Jederzeit wi­
derrufen. wenn: 

c. wichtige fernmeldepolizetliche oder technische Gründe es 
erfordern: 
Abs. 4 
Die Konzess1onsoehörde muss dem Konzess1onar . 

Art. 25 
Proposition de la commiss1on 
Al. 1, 2 
Adherer a la decis1on du Conseil national 
Al.3 
L' autorite concedante peut .... : 

c. des motifs relevant de la police des telecommunications ou 
des donnees techrnques l'ex1gent. 
Al. 4 
L'autorite concedante est tenue 

Angenommen -Adopte 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 

... legt die Konzessionsbehörde im Einzelfall . 

Art. 26 
Proposition de /a comm1ssion 
Al. 1 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 
A/.2 
.... /' autonte concedante fixe 

Kündig, Berichterstatter: Es handelt sich hier um eine redak­
tionelle Anoassung. 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommisst0n 
Abs. 1 
..... brauchen eine Bewilligung. 
Abs. 2 
Die Artikel 22bis bis 26 gelten sinngemäss. 
Abs. 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 
Proposttton de ta commiss,on 
Al. 1 

.. du monopole do1vent etre au benefice d'une autonsat1on. 
(Bitter le reste de 1·a11nea) 

A/.2 
Les art1ctes 22b1s a 26 sont appl1cables par analog1e. 
Al. 3 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Kündig. Berichterstatter: Auch hier handelt es sich um die An­
passung an das System des Bewilligungsverfahrens. 

Angenommen - Adopte 

Art.28-32 
Antrag der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 
Prooos1tion ae ta comm1ss1on 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 33 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Das Departement legt die technischen Anforderungen für Teil­
nehmeranlagen fest. Es trägt dabei den Anliegen des Daten­
schutzes und den internationalen technischen Normen Rech­
nung. Es kann seine Befugnis einer nachgeordneten Verwal­
tungseinheit ubertragen. 
Abs. 2 
.... vorschreiben. dass die interessierten Kreise vor Erlass der 
technischen Anforderungen für bestimmte Teilnehmeranla· 
gen angehört werden. 
Abs.3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 33 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Le departement fixe .... Ce faisant. il tient campte des normes 
techniques internationales. II peut deleguer sa competence a 
une unite administrative subordonnee. 
Al.2 
.... prescrire de prendre l'av1s des m1lieux concernes avant 
d'edicter !es specifications techniques pour des installations 
d'usagers determinees. 
A/3 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Beim Artikel 33 handelt es sich um 
eine Anpassung an die neue Kompetenzordnung. 

Bundesrat Ogi: Es geht hier um die Trennung von hohe1tli· 
chen und betrieblichen Funktionen. Also nicht mehr die PTT. 
sondern das Departement legt die technischen Anforderun­
gen fest. Das entspncht wiederum den Regelungen der EG. 

Angenommen - Adopte 

Art. 34 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Der Bundesrat regelt: 
a. die Anerkennung von Prüfstellen: 
b. die Anerkennung von Herstellern. die berechtigt sind. Kon­
formitätszeugnisse für Teilnehmeranlagen auszustellen: 
c. das Prüf- und das Zulassungsverfahren. 
Abs. 3 (neu) 
Er kann: 
a. die Anerkennung ausländischer Prüfstellen. Prüfberichte. 
Konform1tätszeugn1sse oder Zulassungen vorsehen: 
b. die Zulassunasbehörde anweisen. die Zulassung ausländi· 
scher Teilnehmeranlagen zu verweigern. wenn der Vertrieb 
schweizerischer Teilnehmeranlagen 1m Ausland ungerechtfer­
tigt behindert wird. 
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Art. 34 
Proposition de !a comm1ss1on 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
A/2 
Le Conseil federal regle: 
a. 1a reconna1ssance des laborato1res d·essa1s: 

la reconna1ssance des fabncants qu1 sont autonses a deli-
1rer des cert11icats de conform1te pour !es 1nstallat1ons d·usa­
gers: 

procedure d'essais et 
rnouveau) 

peut: 
a. reconnaitre des 1aoorato1res d. essa1s. des rapoorts. des cer­
t1ficats de contorm1te ou des agrements .otr,:,n,-,o,·c,· 

ex1ger de rautonte qu eile 
d'installat1ons d'usagers s1 la commerc1a1isat1on 
d·installations d'usagers d·ongine su1sse est l'ob1et d'entraves 
in1ust1fiees a retranger. 

Kündig, Benchterstatter: Im Artikel 34 möchten wir einige klei­
nere redaktionelle Klärungen vorschlagen. Der Antrag, wie er 
aus der nationalrätlichen Debatte resultiert. scheint nicht son­
derlich glücklich. Matenell sollten sich die Anträge aber 
decken. Es geht um Fragen des Konform,tätszeugnisses. Ge­
mäss Absatz 1 werden die Teilnehmeranlagen zugelassen. 
wenn das Prüfungszeugnis vornanden 1st. Der Bundesrat 
muss hingegen regeln. unter weichen Bedingungen ein Her­
steiler solche Zeugnisse aussteifen kann. Zudem soll der Bun­
desrat gemäss dem neuen Absatz 3 ausdrücklich ausländi­
sche Konform1tätszeugrnsse anerkennen lassen können. 

Angenommen -Adopte 

Art. 35 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 35bis 
Antrag der Komm1ss1on 
Streichen 
/wird durch Art. 56bis ersetzt) 

Art. 35bis 
Proposition de la comm1ss1on 
Biffer 
rremplace par art. 56bis) 

Kündig, Berichterstatter: Ich bitte. die Beratung über Arti­
kel 35bis auszusetzen. 01s wir Artikel 56b1s beraten haben. 

Art. 36 
Antrag der Komm1ss10n 
Abs. 1 

a .. 
ab,s. Abonnementstaxen für die Abgabe von Mietleitungen: 
b. 
c. Verbindungstaxen für ihre Dienstleistungen 1m Bereich des 
Grunddienstes: 
d. 
e. Verwaltungsgebühren für Arbeiten wie die Prüfung von Teil­
nehmeranlagen. die Ueberwachung von Frequenzen. die Ab­
nahme von Fähigkeitsprufungen. 
1. Streichen 
Abs. 2 (neu) 
Die Konzessionsbehörde erhebt: 
a. Konzessionsabgaben für das Recht. Fernmeldenetze zu er­
stellen und zu betreiben: 
o. Verwattungsgebühren für Arbeiten wie die Ertetlung und 
Aenderung von Konzessionen oder Bewilligungen. 

Abs. 3 (neu; 
Die Zulassungsbehörde erhebt eine Verwaltungsgebühr für 
die Zulassung von Teilnehmeranlagen. 

Art. 36 
Proposition de /a commiss1on 
Al. 1 

a. 
aois. des taxes d'abonnement pour fourniture de circwts 
loues: 

des taxes de commurncat1on oour ses prestations relevant 
du service de base; 
d. 
e. des emoluments pour l'essa1 d'installations d'usagers. la 
surve,Hance des frequences. l'orgarnsation d'examens de ca­
oac1te. etc. 
f. Biffer. 
Al. 2 (nouveau) 
L'autorite concedante pen;:01t /es redevances suivantes: 
a. des redevances de concession en contrepartie du drort qui 
autorise le concessionnaire a etablir et a exploiter son propre 
reseau de telecommurncations; 
b. des emoluments pour l'octro1 et la modification de conces­
s,ons ou d'autonsat1ons. 
Al. 3 (nouveau) 
L'autonte qw agree les installat1ons d'usagers pen;:01t un emo­
lument. 

Kündig, Berichterstatter: Da das Gesetz für die Abgabe von 
Mietleitungen ein Abonnement vorsieht, werden die entspre­
chenden Abonnementstaxen neu ausdrücklich aufgeführt; 
denn die in Absatz 1 Buchstabe b erwähnten Anlagen sind 
keine Mietleitungen und auch keine Teilnehmeranlagen. 
Zum Absatz 1 Buchstabe c: Die Aenderung von Artikel 4 
macht eine redaktionelle Anpassung notwendig. 
Buchstabe e und Absatz 2 berücksichtigen die Bestimmun­
gen, dass die Konzessionen nicht mehr ausschliesslich von 
den PTT-Betrieben erteilt werden sollten. sie unterscheiden 
also zwischen hoheitlichen und betrieblichen Aufgaben. 
Absatz 3 trägt dem nationalrätlichen Beschluss Rechnung, 
wonach Teilnehmeranlagen nicht von den PTI-Betrieben. 
sondern von einer anderen Bundesbehörde zugelassen wer­
den sollten. 
Zum Artikel 36: Die Kommission hat sich sehr eingehend über 
die Höhe dieser Abgaoen ausgesprochen. Insbesondere 
standen Bedenken 1m Raum gegen die Bemessung von Kon­
zessionsabgaben. da hier Ja keine Wirtschaftlichkeitsberech­
nung als Grundlage dienen könnte. Es schien aber der Kom­
m1ss1on wichtig zu sein. dass auch bei den PTI die einzelnen 
Dienstleistungen aufwandskonform abgegolten werden. da­
mit nicht andere Dienste schwergewichtig durch Umlagerun­
gen aus den Bereichen der Kommunikation m1tfinanz1ert wer­
den. 

Bundesrat Ogi: Ich z1ene die Konsequenz aus Ihren Beschlüs­
sen von heute morgen. Das haben wir mit der Neuformulie­
rung gemacht. w,e Herr Ständerat Kündig erwähnt hat. Der 
Bundesrat ist einverstanden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 37 
Abs. 1 
Der Bundesrat setzt die Abgaben fest. Er kann diese Befugnis 
übertragen: 
a. dem Departement für Abgaben nach Artikel 36 Absatz 3: 
b. dem Departement oder den PTI-Betneben für Abgaben 
nach Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben abis - e. ausgenommen 
die Taxen für Verbindungen 1m Inland, und Absatz 2. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 37 
Proposition de la comm1ss1on 
Al. 1 
Le Conseil federal fixe !es redevances. II peut deleguer cette 
comoetence: 
a. a~ deoartement oour !es cas vises a l'art1cle 36. alinea 3: 
b. au departement ou a i'Entrepnse des PTT pour les cas v1ses 
a l'article 36. alinea 1 er, lettres abis a e. a l'exception des taxes 
aophcables aux communications nationales. et al!nea 2. 
Al. 2 
Adherer a ia dec1s1on du Conseil national 

Kundig, Berichterstatter: Die Komm1ss1on hat sich 1n diesem 
uber das Postulat möglichst distanzunab­

""'nri,n,,r Tanfe ausgesprochen. Herr Generaldirektor Felix 
Rosenberg sagte dazu aus. die PTT hätten die Ortsgespräche 
angehoben und damit einen Schritt in dieser Richtung getan. 
Mit dem Netz 2000 solle eine vereinfachte Tanfierung einge­
führt werden. Dies oedinge aber, dass vorerst das Netz reali­
siert werde und ältere Telefonzentralen modernisiert würden. 
Im gleichen Schritt könne auch eine Reduktion der Netzgrup­
pen durchgeführt werden. Jedoch müsse heute schon festge­
stellt werden, dass eine ganz von der Distanz unabhängige 
Tax1erung nicht möglich sein werde. 

Angenommen -Adopte 

Art. 38 
Antrag der Kommission 
Die Behörde. die für die Erhebung der Abgaben zuständig ist. 
kann vom Abgabepflicht1gen eine angemessene Sicherheit 
verlangen. 

Art.38 
Proposition de la commission 
L'autorite competente pour percevo1r les redevances peut exi­
ger de oelu1 qui y est assuietti qu il fournisse des suretes ap­
propriees. 

Angenommen -Adopte 

Art. 39 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proooslt!on de la comm1ssion 
Adherer a ia dec1s1on du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 40 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1 
Hat die zuständige Behörde eine Abgaoe nicht oder zu 
Unrecht in Rechnung gestellt oder hat sie eine Abgabe falsch 
berechnet fordert sie den Fehlbetrag nach oder erstattet ihn. 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 40 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Si l'autorite competente n'a pas facture .... 
Al. 2 
Adherer a la decis1on du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Bei Artikel 40 handelt es sich wie­
derum um eine Anpassung an das System der Zuständ1gke1-
ten. 

Angenommen ·- Adopte 

Art. 41 
Antraa der Kommission 
Abgabeforderungen und Erstattungsansprüche vef)ähren in­
nert fünf Jahren. Die Veriährung beginnt mit der Fälligkeit der 

Abgaoeforderung oder mit dem Entstehen des Erstattungsan­
spruchs. 

Art. 41 
Prooos1tion de Ja comm1ss1on 
Les creances au t1tre de redevances et les demandes de rem­
boursement se prescnvent par cmq ans. Le deia1 de prescnp­
t1on court des de la creance ou des la na1ssance du 
dro1t au remooursement. 

Art. 42 
der Kommission 

Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 2 
Mehrheit 

c. Streichen 
Minderheit 
(Rüesch. Jagmetti) 

c ..... nach Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben ab1s und b sowie 
Absatz 2 vorsenen. 

Art.42 
Proposition de Ja comm1ssion 
Al. 1 
Adherer a la oecision du Conseil national 

Al. 2 
Majorite 

c. Bitter 
Minorite 
(Rüesch, Jagmetti) 

c . .... definies a I' article 36. alinea 1 er. lettres abis et b ainsi 
qu alinea2. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Kündig, Benchterstatter: Hier werden wir wahrscheinlich 
doch zuerst die Minderheit annören mussen. damit die Feuer­
wehren richtig zum Zug kommen können. 

Rüesch, Sprecher der Minderheit: Ich möchte Ihnen vorerst 
meine Interessenbindung bekanntgeben. Ich war in meiner 
Jugend vier Jahre Feuerwehrmann. Aber ich habe später als 
Gemeinderat. Gemeinderatspräsident und Regierungsrat ins­
besondere ,n Katastroohenfällen eine immer höhere Achtung 
bekommen vor Jenen rund 200 000 Leuten. aie ihre Freizeit 
hingeben und manchmal auch ihr Leben für die Allgemeinheit 
einsetzen. 
Gemäss Beschluss des Nationalrates kann der Bundesrat 
«Feuerwehren und ähnlichen Organisationen für ihre Alarm­
anlagen den Erlass von Abgaben nach Artikel 36 Buchsta­
ben b, e und f vorsehen ... Was heisst das? Der Bundesrat kann 
erlassen: «Abonnementstaxen für die Ueberlassung der Anla­
gen zum Gebrauch», «Konzessionsabgaben für das Recht. 
Fernmeldenetze zu erstellen oder zu betreiben». ,.Verwal­
tungsgebühren für Arbeiten wie die Erteilung und Aenderung 
von Konzessionen oder Bewilligungen .... "· Damit 1st kein um­
fassender Erlass von Abgaben vorgesehen. Es sind weiterhin 
zu bezahlen: Abonnementstaxen für die Teilnahme an den 
Fernmeldediensten. Abonnementstaxen für Mietleitungen, 
Verbindungstaxen für den Grunddienst und Bearoe1tungsta­
xen für die erweiterten Dienste. Von einem sogenannten Gra­
tistelefon kann also nicht die Rede sein. 
Die Gegner der vorgeschlagenen Lösung berufen sich auf die 
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Aufgabenteilung Bund/Kantone. Diese 1st in diesem Gesetz 
aber keineswegs durchgezogen. Bei Artikel 42 werden die Un­
ternehmungen aes öffentlichen Verkehrs. Behörden sowie öf­
fentlich-rechtliche Körperschaften und Anstalten der Kantone 
von Konzess1onsabgaoen für ihre Funknetze befreit. 
Die PTI erfüllen mit ihrem Fernmeldedienst einen Leistungs-

der die Aufgaoente1lung Bund/Kantone durcnbncht 
und vor allem in den wirtschaftlich schwacheren Gebieten des 
Landes Hilfe leistet. 
Hier wende ich m1cn noch einmal an die «Gebirgsvölker,, Herr 
Danioth: Diese Bestimmung kommt vor allem auch ihnen zu­
gute. Es 1st nicht einzusenen. dass von dieser ausge­
rectmer die Feuerwehren und ahnllche Wehrdienste ausge­
nommen sein sollen. 
Die Bedeutuno der Feuerwehr und anderer Wehrdienste wie 
Oelwehr. Chemiewehr. Lawinendienst hat in den letzten Jah­
ren massiv zugenommen. Das Katastropnenpotent1al in der in­
dustriellen Gesellschaft 1st erheblich gestiegen. Ich erinnere 
an Schwe1zerhalle. an die Unwetterkatastropnen in den Berg­
gebieten. Im Rahmen aer Ueberprüfung unserer Sicherheits­
politik kommt aem Katastrophenschutz eine erhöhte Bedeu­
tung zu. 
Im Rahmen von "Zivilschutz 95» werden unsere Feuerwehren 
den innersten hochqualifizierten Kern bilden. der rasch verfüg­
bar sein muss. Dazu sind Alarmanlagen notwendig, und sol­
che Anlagen werden vor allem durch Beitrage der kantonalen 
Geoaudevers1cherungsanstalten finanziert. Heute müssen die 
Gemeinden für Jeden angeschlossenen Teilnehmer Gebüh­
ren bezahlen. In finanzschwacnen Gemeinden mit räumlicher 
Ausdehnung. vor allem in den Berggeo1eten. haben diese Fol­
gekosten dazu geführt, dass bis heute auf moderne Alarman­
lagen weitgehend verzichtet werden musste. 
Es läge im Interesse einer neu konzipierten Gesamtverteidi­
gung, mit der vorgeschlagenen Entlastung den Feuer- und 
Katastrophenschutz flächendeckend zu fördern. 
Der Nationalrat hat semen Beschluss mit 76 zu 2 Stimmen ge­
fasst. Ich beantrage Ihnen. hier keine Differenz zu schaffen -
nachdem Sie heute morgen bereits viele Differenzen bereinigt 
haben - und im Interesse unserer 206 000 Männer und Frauen 
in 3860 Feuerwehren dem Nationalrat Folge zu leisten. 

Rhyner: Auch ich ersuche Sie. der Fassung des Nationalrates 
zuzustimmen. Wir alle wissen, dass auf die Alarmierung mittels 
SMT im heutigen Zeitalter der Telekommunikation nicht mehr 
verzichtet werden kann. Es ist ein nesengrosser Vorteil. es 
muss nicht mehr nur durch Alarmsirenen kollektiv aufgeboten 
Nerden. Durch die SMT können mittels gezielter Telefon­
a1arme Je nach Katastrophens1tuat1on und Umfang gezielt 
Spez1a11sten sowie mehr oder weniger umfangreiche Pikettor­
ganisationen aufgeboten werden. ohne gleich einen Gross­
alarm mit all den für die Bevölkerung und den Einsatz dieser 
Equ1oen problematischen Nebenerscheinungen auszutosen. 
Die SMT dient Ja vorwiegend der Feuerwehr. aber auch ande­
ren Katastrophenorganen. :eh denke da vor allem an die Lawi­
nendienste in Bergregionen. Alles übrige hat Kollege Rüesch 
deutlich gesagt. 
Die Gebühren werden weitgehend von kantonalen Sachvers1-
cherungsbere1chen usw. abgedeckt. Es ist meiner Auffassung 
nach nicht richtig, dass Gemeinden mit Gebühren belastet 
werden. Die PTI haben diesbezüglich zusatzliche Aufwendun­
gen zu erbringen. Es müssen keine zusätzlichen Leistungen 
von irgendwelchen staatlichen Instanzen erbracht werden. 
Als Vertreter einer dieser Regionen und als ehemaliger Ge­
meindepräsident einer weitverzweigten Berggemeinde fühle 
ich mich durchaus berechtigt. das vorzubringen. Wir dürfen 
solche Regionen und Gemeinden nicht dadurch benachteili­
gen. dass sie sich aus finanziellen Gründen dem SMT nicht 
anschl1essen können. Ich bitte Sie, dem Nationalrat zu folgen. 

Danioth: Herr Rüesch. es ist offenbar bei gewissen Gelegen­
heiten sehr wertvoll. das Argument der Förderung der Bergge-
01ete heranzuziehen. Wenn es zutrifft. ist es richtig; aber es 
wäre mir nun wirklich neu, dass die Feuerwehren nur für Berg­
gebiete notwendig wären. Ich kann mir durchaus Situationen 
vorstellen. wo ein rascher Telefondienst. auch für das Aufge-

bot der Feuerwehr. eben auch im Flachland notwendig wäre. 
Wir sollten hier nicht gegenseitig Trümpfe ausspielen. Ich bin 
nicht gegen die Priv1leg1erung der Feuerwehren. Was ich beim 
Eintreten gesagt habe. 1st auch hier richtig: Wenn die PTI 
diese Leistung erbringen - es ist eine gemeinwirtschaftliche 
Leistung dann sollen sie auch eine Entschädigung dafür er· 
halten. 

Kündig. Berichterstatter: Es geht der Kommissionsmehrheit 
darum. auszusagen. dass das nicht die Aufgabe der PTI sem 
kann. denn sie mussten es schlussendlich berappen. sie 
müssten den Feuerwehren und ahnlichen Organisationen die 

für die Alarmanlagen nach Artikel 36 Absatz 1 Buch­
ab1s und b sowie Absatz 2 erlassen. Es handelt sich 

h1eroe1 um Abonnementstaxen für die Abgabe von Mietleitun­
gen, Abonnementstaxen für die Ueberlassung ihrer Anlagen 
zum Gebrauch. Konzessionsabgaben für das Recht. Fernmel­
denetze zu betreiben. Hier müssen die Kantone 1m Sinne der 
Aufgabenteilung und unter Berücksichtigung der örtlichen 
und regionalen Gegebenheiten in die Lücke springen. Die Ko­
sten für diese Dienstleistungen wären von ihnen oder von den 
Gemeinden zu tragen. Sie belaufen sich nach heutigen Schät­
zungen auf zirka 7 bis 1 O Millionen Franken pro Jahr. Bei einer 
vollständigen Befreiung und bei einer vollständigen Ueber­
nahme dieser Kosten durch die PTI das ist vor allem zu 
fürchten - wurden sie wahrscheinlich ins Grenzenlose stei­
gen. Die Komm1ss1on verzichtete ausdrücklich darauf. die 
Kantone als mögliche Subvenienten dieser Anlagen zu erwäh­
nen, glaubt aber. dass die heutige Usanz. wonach kantonale 
Gebäudeversicherungsanstalten auch im eigenen Interesse 
fast alle Anschaffungen. inklusive die Einweihungsfeierlichkei­
ten. subventionieren. auch der Weg für die Finanzierung der 
Alarmanlagen sein könnte. Ich glaube: auch im eigenen Inter­
esse! 
Die Kommission beantragt Ihnen deshalb. den Antrag der Min­
derheit abzulehnen. 

Reichmuth: Ich möchte die Ausführungen der Vertreter der 
Minderheit unterstützen und auf weitere Ausführungen ver­
zichten. da sonst, gerade in der vorweihnachtlichen Stim­
mung. in der sich die Parlamentarier aller Couleurs bereits be­
finden. einige von ihnen zu Tränen gerührt werden könnten. 
Ich bin für die Kommissionsminderheit und für den National­
rat. was ich noch speziell unterstreichen möchte. 

Bundesrat Ogi: Herr Ständerat Reichmuth hat die vorwe1h­
nachtliche Stimmung angesprochen. Ich möchte 1n diesem 
Zusammenhang doch daran erinnern. dass die PTI in den 
letzten Jahren mit dem Bund sehr grosszüg1g waren. Die Mit­
tel. die die PTI dem Bund zur Verfügung gestellt haben. sind 
enorm. In den letzten 15 Jahren waren es über 2 Milliarden 
Franken. nicht eingerechnet sind dabei die gemeinwirtschaftli­
chen Leistungen. Eigentlich sollte man zuerst feststellen, w,e 
viele Leute den Feuerwehren nahestehen. und dann könnte 
ich mein Votum abgeben. aber ich möchte Sie mit dem Kom­
m1ss1onspras1denten bitten. der Komm1ss1onsmehrhe1t zu fol­
gen. Es stimmt nicht. dass die PTI für die Wehrdienste keine 
zusatzlichen Aufwendungen haben. Es geht hier um Dienstlei­
stungen, die die PTI erbringen. und diese sollten bezahlt wer­
den. Die Frage 1st nur, von wem. 
Ich habe Ihnen heute morgen schon einmal gesagt. die ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen der PTI sind enorm. Sie er­
reichen nachstes Jahr - im Budget nachzulesen über 
420 Millionen Franken. Irgendwo gibt es eine Grenze. Dann 
mochte ich Ihnen sagen. dass das Funktionieren dieser Sy­
steme. die auch Herr Ständerat Rhyner angesprochen hat. 
nicht in Frage gestellt ist durch die finanzielle Nichtunterstüt­
zung des Bundes. Es ist eindeutig eine Aufgabe der Kantone 
und nicht des Bundes. das müssen wir schon sehen. 
Deshalb möchte ,eh Sie bitten. hier den PTI nicht weitere ge­
meinwirtschaftliche Leistungen aufzubürden. Herr Ständerat 
Kündig hat es gesagt: «L'appetlt vient en mangeant.» Denken 
Sie an diesen Appetit der gross sein wird. 
Deshalb möchte ich Sie bitten. der Kommissionsmehrheit zu­
zustimmen; und in Abänderung dessen. was Herr Ständerat 
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Rüescn vorhin gesagt hat. mochte ich Ihnen zurufen: Meine 
Damen und Herren. machen Sie. was Sie wollen. aoer folgen 
Sie dem Bundesrat! 

Hänsenberger: Herr Ogi sagte. die Sacne werde nicht in 
gestellt durch diesen Artikel. Naturlich werden die effek-

tiven Anlagekosten durch der Gebaudevers1cherun-
und anderer bezahlt. Aber die Gemein-
haben für Teilnehmer zusatzllch 

Gebuhren für Benützung der PTI-Fernmeidenetze durch 
das zu bezahlen: vor allem für a1e kleineren und 
wf!1tver:rw1e,nten Gemeinden führt das zu Kosten. die a1ese In­
stallation bis verhindert haben. weil sie finanziell nicht ver­
kraftet werden Konnte. Ich auch auf dem Land 1st nun 
die Zeit des Feuerhornes und der allgemeinen Sirenen vorbei. 
Das gezielte Alarmieren - wie hier dargestellt - sollte kommen. 
Ich bitte Sie. nicht dem Nationalrat zuzustimmen. sondern der 
Fassung der Minderheit Rüesch/Jagmetti. die berücksichtigt, 
dass wir in den vorderen Artikeln gewisse Aenderungen vorge­
nommen haben. 

M. Oucret: c·est bientöt NoeL on parle de cadeaux. II faudra1t 
tout de meme rappeler que les cantons ont perdu. ii y a quel­
ques annees. la franch1se postale qu1 representa,t une grosse 
somme. On serait donc tres content s1 vous pouv1ez accepter 
ce geste vis-a-v1s des postes de secours. C'est une bonne 
,dee. (Hilante) 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art.43 
Antrag der Kommission 
Titel 
Haftung füi Fernmeldedienste und Mietleitungen 
Abs. 1 

20Stimmen 
3Stimmen 

Die PTI-Betriebe haften für den Schaden aus dem nicht gehö­
rigen Erbringen ihrer Fernmeldedienste und den Schaden. 
den eine mangelhafte Mietleitung verursacht. 
Abs. 2 
Sie haften nicht. soweit sie beweisen. dass sie die nach den 
Umständen geootene Sorgfalt angewendet haben. um einen 
Schaden dieser Art zu verhüten. oder dass der Schaden auch 
bei Anwendung dieser Sorgfalt eingetreten ware. 

Art. 43 
Proposition de la comm1ss1on 
Titre 
Responsabilite pour les serv,ces de telecommunications et les 
c1rcu1ts loues 
Al. 1 
L Entreprise des PTI reoond du dommage cause. d'une part. 
par la fourn1ture 1mparfa1te de ses serv1ces de telecommurnca­
tions et, d'autre part. par un c1rcuit loue defectueux. 
Al. 2 
Elle ne repond pas. dans la mesure ou eile prouve qu'elle a 
pris tous /es so1ns commandes par les circonstances pour de­
tourner un dommage de ce genre ou que sa diligence n eut 
pas empeche le dommage de se oroduire. 

Art. 43bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Haftung für Teilnehmeranlagen 
Abs. 1 
Die PTI-Betriebe haften für den Schaden. den e,ne von ihnen 
abgegeoene mangelhafte Teilnehmeranlage verursacht. 
Abs. 2 
Sie haften nicht. wenn die Garantiefrist für eine verkaufte Teil­
nehmeranlage 1m Zeitpunkt der Störung abgelaufen war. 

Art. 43bis (nouveau) 
Proposmon de la comm1ss1on 
Titre 
Responsabilite pour les 1nstallat1ons d'usagers 
Al. 1 
l Entreprise des PTI repond du dommage cause par une ins-
ta!lation aefectueuse qu eile a iivree. 

2 
Elle ne reoond pas. lorsque le dela1 de d une 1nstalla­
t1on vendue eta1t ecnu au moment ou la perturoa-
11on a eu l1eu. 

Art. 43ter (neu) 
der Komm1ss1on 

Titel 
Schadenersatz 
Wortlaut 
Der Bundesrat kann für den Schadenersatz Höchstgrenzen 
festsetzen. Wurde der Schaden vorsätzlich oder grobfahrläs­
sig verursacht. müssen ihn die PTI-Betriebe voll ersetzen. 

Art. 43ter (nouveau) 
Proposition de Ja comm1ss1on 
Titre 
Dommages-1nterets 
Texte 
le Conseil federal peut fixer les montants max1maux pour les 
dommages-1nterets. Si le dommage resulte d'un dol ou d'une 
taute grave. !'Entreprise aes PTI doit indemniser integrale­
ment l'ayant dro1t. 

Art. 43quater (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Anspruchsberechtigung und Verjährung 
Wortlaut 
Ansprüche gegen die PTI-Betriebe nach Artikel 43 und 43bis 
können vom Abonnenten und vom Benützer öffentlicher Be­
tnebsstellen geltend gemacht werden. Sie veqahren nach ei­
nem Jahr seit Kenntnis des Schadens. spätestens aber nach 
zehn Jahren seit dem Tag des schädigenden Ereignisses. 

Art. 43quater (nouveau) 
Propos1t1on de la comm1ss1on 
Titre 
Droit a l'indemnite et orescnotion 
Texte 
Les oretentions en dommages-mterets contre l'Entrepnse des 
PTI fixees aux articles 43 et 43b1s oeuvent etre em1ses par 
l'abonne et par l'usager d'une stat1on oublique. Elies se pres­
cnvent par un an a compter du 1our ou la oart1e lesee a eu con­
na1ssance du dommage et. dans tous les cas, par dix ans des 
le 1our ou le fa1t domrnageable s est prodwt. 

Art. 43quinquies (neu) 
Antrag der Komm1ss1on 
Titel 
Gerichtsstand 
Wortlaut 
Für Klagen gegen die PTI-Betriebe aus den Artikeln 43 und 
43bis richtet sich der Gerichtsstand nach Artikel 3 des PTI­
Organisationsgesetzes. 

Art. 43quinquies (nouveau) 
Proposition de la comm1sst0n 
Titre 
For 
Texte 
Les actions dirigees contre !'Entreprise des PTI en vertu des 
art,cles 43 et 43bis doi11ent etre 1ntentees au tor prevu a 
1·art1cle 3 de la 101 sur l'organ1sat1on des PTI. 
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Art. 43sexies (neu) 
Antrag aer Kommission 
Titel 
Haftung nach Verantwortlichkeitsgesetz 
Wortlaut 
Soweit die Artikel 43-43quinqu1es keine abweichenden Be­
stimmungen enthaiten. richtet s1cn die Haftung der PTT­
Betnebe nach dem Verantwortllchke1tsgesetz. 

Art. 43sexies (nouveau) 
Prooosmon de la comm1ss1on 
Titre 
Resoonsabliite selon la 101 sur ia responsao11ite 
Texte 
Saut dispos1t1on contra1re aes articles 43 a 43quinau1es. la res­
oonsao1hte de I' Entreprise des PTT est regte par ta 101 sur la res­
oonsao11ite. 

Kündig, Benchterstatter: Ich möchte zu den Artikeln 43 und 
43bis bis 43sex1es sprechen. Gemäss bishengem Verlauf der 
Beratungen wurde durch dieses Gesetz die Möglichkeit zur U­
beralis1erung 1m Bereich des Grunddienstes geschaffen. Da­
durch wird notwendig, dass die Spiesse für alle Teilnehmer 
gleich lang werden. was nicht möglich 1st wenn für die PTT ge­
nerell das Verantwortlichke1tsgesetz zur Anwendung kommen 
soll Einmal geht es darum. die Haftung für schlechte Leistung 
und fehlerhafte Anlagen von unerlaubter Handlung zu tren­
nen. Für den ersten Bereich haben wir Haftungstatbestände 
1ns FMG aufgenommen. und für den zweiten Bereich haben 
N1r das Verantwortlichkeitsgesetz als ergänzende Ordnung. 
Bei ungenügender Leistung oder bei ungenügenden Anlagen 
sollen die PTT gleich haften wie Private. Zu diesem Zweck 
wurde auch die Begrenzung der Schadenersatzhöhe aufge­
nommen. In der Folge mussten aber auch Normen über An­
spruchsberechtigung, Verjährung und den Gerichtsstand auf­
genommen werden. 
In Artikel 43bis. der die Teilnehmeranlagen betrifft. geht es 
nicht um den Schaden an den Anlagen. sondern um den 
Schaden. den eine defekte Anlage verursachen kann. Für die 
Anlage selbst gilt das Kaufrecht nach Obligat1onenrecht und 
nicht offentliches Recht. 
In Artikel 43ter wurde die Formulierung an den Wortlaut des 
Transoortgesetzes ange1ehnt. wo auch eine Begrenzung der 
Schadenhöhe moglich ist. 
In Artikel 43sex1es geht es um die Grenzziehung zwischen den 
vorangehenden Bestimmungen und dem Verantwortlichke1ts­
aeserz. Diese Bestimmung scheint der Kommission deshalb 
;,cht1g zu sein, weil sie klar aufzeigt. dass entweder Artikel 43 
bis Artikel 43QUinqwes anzuwenden sind oder das Verant­
wortlichkeitsgesetz. Damit dürfte auch für die Gerichte eine 
klare Ausgangslage geschaffen sein. wobei die Komm1ss1on 
Wert darauf legt, dass 1m Rat ausgesagt wird. dass der aufge­
zeigte Weg nicht eine in sich gescnlossene Alternative dar­
stellt. sondern dass die Anwendung anderer, unmittelbar an­
wendbarer Haftpflichtbestimmungen besonders Obligano­
nenrecnt Artikel 58 offen bleiben soll. 

Bundesrat Ogi: In aller Kürze: Im grossen und ganzen sind 
diese Anpassungen wie sie jetzt Herr Ständerat Kundig er­
läutert hat die Konsequenz der Liberalisierung. die Sie be­
schlossen haben. Es geht darum. gleich lange Spiesse für die 
PTT und die Privaten zu schaffen, Es geht darum. die Klärun­
gen vorzunehmen in bezug auf die Haftpflichts1tuat1on gegen­
Liber den PTT. 
Ich bitte Sie, der Kommission und den Ausführungen von 
Herrn Ständerat Kundig zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 44-51 
Antraq der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la comm,ss,on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 52 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1 
Zustimmung zum Bescnluss des Nationalrates 
Abs.2 

Art. 52 
Propos1t1on de la comm1ss1on 
Al. 1 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 
Al. 2 

par ie deoartement. conformement .... Le departement 
peut deleguer a des unites administratives suoordonnees la 
poursu1te et le Jugement ains1 que l'execution de la dec1sion. 

Bundesrat Ogi: Die Strafverfolgung wird nicht mehr durch die 
PTT, sondern grundsätzlich durch das Departement zu erfol­
gen haben. dies zuhanden der Materialren. 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 
Antrag der Kommission 
Der Rechtsschutz gegenüber den in diesem Gesetz genann­
ten Behörden und Verwaltungseinheiten richtet sich nach die­
sem Gesetz. den PTT-Orgarnsationsvorschnften sowie den 
Bestimmungen über die Bundesrechtspflege. 

Art. 53 
Proposition de la comm1ssion 
Les act1ons dirigees contre les autorites et unites administrati­
ves mentionnees dans la presente 101 sont reg1es par la pre­
sente 101. les dispos1tions de la 101 sur l'organisation des PTT 
ains1 que par les dispos1tions generales sur la procedure fede­
rale. 

Angenommen -Adopte 

Art. 54-56 
Antrag aer Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la comm1ssion 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 56bis (neu) 
Antrag der Komm1ss1on 
Titel 
Fernmeldekommission 
Wortlaut 
Der Bundesrat kann sich in Fernmeldefragen von einer Kom­
m1ss1on beraten lassen. in der die Wissenschaft. die Wirt­
schaft. die Benützer von Fernmeldediensten und Teilnehmer­
anlagen sowie weitere interessierte Kreise vertreten sind. 

Art. 56bis (nouveau) 
PropoSltion de la comm,ssion 
Titre 
Commiss1on des telecommun1cattons 
Texte 
Pour les questions concernant res telecommunications. le 
Conseil federat peut prendre l'av1s d'une comm1ss1on compo­
see de representants des mliieux sc1ent1fiaues. de 1·econom1e, 
des utilisateurs de serv1ces de telecommunlcat1ons et d'instal­
lat1ons d'usagers a1ns1 que d'autres mliieux concernes. 
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Kündig, Berichterstatter: Ich weise darauf hin. dass Artikel 
56b1s. Uebergangsbestimmung des Nationalrates. als Artikel 
56ter. Uebergangsbestimmung. aufgenommen 1st. Der Arti­
kel 56b1s der Fernmeldekomm1ss1on. wie ihn die Komm1ss1on 

1st also eine 
!m Artikel hat der Bundesrat die 
s,on beantragt. die ,hn fur 
sch!1esslich den 
Nationalrat hat diese Kommission 
35b1s eine neue FernmeldeKomm1ss1on die die 
standeratliche Komm1ss1on wiederum und dafur ein 
Bundesamt fur Kommunikation schaffen mochte. was wir 
der noch benandeln werden. 
Die Komm1ss1on mochte aoer mit diesem 
56b1s dem Bundesrat die 
Komm1ss1on für Fernmeldedienste zuzuz1enen 

Angenommen 

Art. 56ter (neu) 
Antrag der Komm1ss1on 
Titel 
Uebergangsbest1mmung 
Wortlaut 
1w1e Nationalrat Art. 56b1s) 

Art. 56ter (nouveau) 
Proposition C1e la comm1ss1on 
Titre 
Disposition trans1to1re 
Texte 
(Art. 56bis du Conseil national) 

Angenommen -Adopte 

Art. 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja comm1ssion 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 35b1S 

Kündig, Bencnterstatter: Aufgrund des Jetzigen Beschlusses 
,st die Stre1cnung eigentlich s1nngemass schon iast vorge­
nommen worden. 

Angenommen Adopte 

Aenderung von Bundeserlassen 
Modification de textes legistatifs 

Ziff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.1 
Propos1t1on de 1a comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Bundesgesetz vom 19. September 1978 (SR 172.010) über 
die Organisation und die Geschäftsfuhrung des Bundesrates 
und der Bundesverwaltung 

J ~ s 

Art. 58 Abs. Bst. C 
C. Aemter und Dienste 

Offices et serv1ces 
Uffici e serviz1 

Die Bundeskanzlei und die Oepartemente umfassen die fol­
Aemter und Dienste: 

Bundesamt für KommurnKat1on 
Office feaeral des commurncat1ons 
Uffic10 federaie delle commurncaziorn 

Ch. 1 bis (nouveau) 
Proposition de la comm1ss1on 
Titre 
Lo1 federa!e du 19 septembre 1978 sur et la 
gest1on du Conseil federal et de ladm1rnstrat1on federale (AS 
172010) 
Art. 58 al. 1 iet. C 
C. Offices et services 

Aemter und Dienste 
Uffici e servizi 

La Chancel!ene federale et !es departements comprennent les 
offices et serv1ces c1-apres: 
mserer: 
Office federat des commurncations 
Bundesamt für Kommurnkation 
Uffic10 federale delle commurncaz1orn 

Kündig, Berichterstatter: Hier geht es um die Schaffung eines 
Bundesamtes für Kommurnkation. Die Begründung zu dior -in 

Antrag habe ich schon in der Eintretensdebatte gegebe11. Kurz 
gefasst lässt sie sich wie folgt wiederholen. Die Ständerats­
komm1ssion hat eine strikte Trennung der hoheitlichen und 
betrieblichen Aufgaben vorgesehen. Diese Trennung muss 
auch strukturell und personell von der Verwaltung admini­
striert werden können. Solche umfassende Aufgaben können 
nicht mehr vom Generalsekretariat Libernommen werden. Es 
braucht eine starke und professionelle Institution gegenüber 
den PTI und den Mitkonkurrenten. 
Aus diesem Grund beantragen wir Ihnen die Aenderung des 
Bundesgesetzes über die Orgarnsation der Bundesverwal­
tung. Die Kommission wünscht. dass die Verordnung des 
Bundesrates über die Zuteiluna des Bundesamtes ins EVED 
vorgelegt wird. damit die Zustimmung gleicnze1tig mit der Zu­
stimmung zum Gesetz erfolgen kann. Wenn wir diesem Be­
schluss zustimmen. würden wir gleichzeitig aui Artikel 35bis 
zurückkommen und dem Stre1chungsantrag cer Komm1ss1on 
zustimmen. 

Bundesrat Ogi: Ich möchte Sie bitten. der Kommission zu fol­
gen. Es wird nicht mehr möglich sein. alle Aufgaben. die mit 
dem Radio- und Fernsehgesetz und Jetzt auch mit dem Fern­
meldegesetz auf uns zukommen. im GeneraiseKretanat zu er­
ledigen. SKizzennaft möchte ich Ihnen die Aufgaben. die wir 
aufgrund dieser oe1den Gesetze übernehmen sollten. kurz er­
läutern. 
Beim Fernmeldegesetz geht es darum. die Erarbeitung und 
die Verordnung sicherzustellen: es gent um das Erteilen von 
~~etzkonzess1onen. die Aufsicht über Netzkonzess1onäre. die 
Aufgaben in der Frequenzverwaltung, das Festlegen der tech­
nischen Anforderungen an Teilnehmeranlagen. die Zulassung 
von Teilnehmeranlagen. die Ueberwachung der Einhaltung 
der Zulassungsvorschriften für Teilnehmeranlagen. das Se­
kretariat der beratenden Fernmeldekomm1ss1on. die Verfol­
gung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen Strafbe­
stimmungen des FMG. die Behandlung der parlamentari­
schen Vorstösse und internat1ona1e Verhandlungen. Im Be­
reich des Radio- und Fernsehgesetzes. dessen Differenzen 
durch den Nationalrat leider nicht mehr 1n dieser Session be­
handelt werden können ·• schade -. sind folgende Arbeiten. 
skizzenhaft erwähnt. vorgesehen: 
Erarbeiten von Verordnungen. Erteilen von Veranstalterkon­
zess1onen. Weisungen für Frequenzordnungen. offentliche 
Ausschreibung und Verwaltung des Gebührenspl1tt1ngs, Ge­
nehmigungen. Vertragslösungen. Konzessionen für Kabel-
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netze. internationale Veranstalter. SRG - ich denke hier z. 8. 
an die Genehmigung des Finanzplanes -, Finanzierung von 
Medienforschung, Verfolgung und Beurteilung von Wider­
handlungen und auch Internationales, auch hier steht be­
kanntlich die Zeit nicht still. 
Ich bitte Sie deshalb. uns die Möglichkeit zu geben. uns anzu­
passen und vielleicht etwas moderner zu werden. um die 
ganze Entwicklung, wie Sie sie heute mehrmals erwahnten. 
aufzufangen. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 2- 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 2-7 
Proposition de la comm,ssion 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Nationalrat -Au Consetl national 

Schluss der Sitzung um 13. 00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 

• 

24Stimmen 
(Einst1mmigke1t) 

E 13 decembre 1990 

michael.tellenbach
Textfeld



Loi sur les telecommunications 644 N 20 mars 1991 

Gesamtabstimmung Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Differenzen - Divergences 

102 Stimmen 
(Einsnmm1gke1t) 

Siehe Jahrgang 1990. Seite 26- Vo,r annee 1990. page 26 

Ständerates vom 13, Dezember 1990 
ou des Etats du 13 decembre 1990 

Kategorie III. Art 68 GRN Categone III. art. 68 RCN 

Auer. Berichterstatter: Ihre Kommission hat an einer ganztägi­
gen Sitzung am 4. Februar 1991 die Differenzen 1m Fernmel­
degesetz zu den Beschlüssen des Stänaerates behandelt. 
Die Fassung des Gesetzes. wie wir sie im Februar letzten Jah­
res beschlossen haben, und die Fassung des Ständerates 
vom 13. Dezember 1990 unterscheiden sich in drei wesentli­
chen Punkten: 
1 . Die Ständeratskommission und der Ständerat haben das 
Gesetz europaverträglicher gestaltet. Das hatten zwar auch 
wir bereits getan. Wir wiesen jedoch darauf hin. dass nach Ver­
abschiedung des Gesetzes durch Ihre Kommission Mitte Au­
gust letzten Jahres 1n Brüssel neue Richtlinien veröffentlicht 
und d1skut1ert worden sind. Und wir sagten. unser Gesetz 
musse unter Umständen in einigen Punkten an die europäi­
schen Regelungen angepasst werden. 
Insbesondere mit diesen Fragen hat sich die Ständeratskom­
m1ss1on eingehend befasst. Das Departement erstattete ihr da­
für am 5. September 1990 einen ausführlichen Bericht, der 
auch den Beratungen Ihrer Kommission zugrunde lag. Das 
Fernmeldeaesetz ist durch den Ständerat zusätzlich liberali­
siert worden. Wir werden darauf zurückkommen. 
2. Die zweite wesentliche Differenz. d1e der Ständerat geschaf­
;en hat. ist eine striktere Trennung der betrieolichen una der 
hoheitlichen Funktionen. 
3. Der Ständerat verzichtet auf die von uns stroulierte Fernmel­
dekommission und schlägt statt dessen die Schaffung eines 
Bundesamtes für Kommunikation vor. 
Es sind über 40 Differenzen. Wo unsere Komm1ss1on mit dem 
Ständerat einverstanden 1st. werden wir. Herr Cacc1a und ich. 
;n den meisten Fällen auf Erläuterungen verzichten und nur 
dann. wenn es notwendig ist. etwas sagen. 

M. Caccia, rapporteur: A vous qu1 avez res,ste aux manrpula­
t1ons genetiques. Je vous promets de faire le max1mum pour 
redu1re les explications que le pres1dent et votre rapporteur 
vous donneront a propos des divergences qu, ont surg1 avec 
le Conseil des Etats en ce qui concerne la loi sur les telecom­
munrcations. La commission du Conseil national a siege une 
JOurnee entiere. le 4 fevrier 1991. et propose d'attirer votre at­
tent1on sur trois divergences pnnc1pales qu, ont surgi apres les 
decisions du Conseil des Etats. 
La prem1ere divergence 1mportante concerne l'effort que la 
comm1ss1on du Conseil des Etats et le Conseil des Etats lui­
meme ont fait pour adapter !es dispositions de la loi sur les te­
lecommunrcations aux dispos,tions communautaires. Nous 
av,ons auss, fait cet effort. ma,s entre les dec1s1ons du Conseil 
national et le tra,tement de la 101 par le Conseil des Etats. des 
laits 1mportants se sont deroules a Bruxelles. en part1culier 
pendant l'ete dern1er: des directives communautaires ont ete 
adoptees par la comm1ss1on et par le Conseil des Ministres. 

Notre comm1ss1on a ete d·av1s qu if fallait en tout cas suivre le 
Conseil des Etats dans une sene d adaptations de la IOJ. La 
comm1ss1on du Conseil des Etats a eu a sa disoosrtion. a partir 
du debut du mo1s de septembre deJa. un rapport du Departe· 
ment federal des transports. des communicat1ons et de l'ener­
g1e a prooos des dec1s1ons communautaires. ce rapport ayant 
const1tue auss1 la Oase de nos travaux et deliberations. II en re­
suite que 1a 101 sur !es telecommurncations est devenue sans 
doute plus liberale par rapport a ce qu eile eta1t apres nos pre­
m,eres dec1s1ons. 
La deux1eme aores les decisions du 
Conseil des Etats res1de dans le fa,t que la distincnon entre la 
haute surve1llance. du ressort de l'autonte federaie. et la ges­
t1on des telecommunrcat1ons. de la competence des PlT a 
ete poussee plus lo1n dans la loi. 
En ce qw conceme la tro1s1eme divergence, la decision du 
Conseil des Etats a deux consequences: eliminer la Comm,s­
sion des telecommunrcations que nous av,ons voulue et pro­
poser la creation d' un Office federal des communications. pro· 
pos1tion que nous suivrons. II y a plus de 40 divergences entre 
!e texte du Conseil des Etats et celui du Conseil national. ma1s 
dans les articles ou la commission du Conseil national vous 
propose de suivre le Conseil des Etats - ils sont nombreux -
nous essaierons de reduire au max1mum les exotications et 
donc le temps necessaire pour traiter de ces divergences. 

Art. 1. 2 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la.comm1ss1on 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Auer, Berichterstatter: In Artikel 1 hat der Ständerat die von 
uns beschlossene Ergänzung des Zweckartikels. es seien 
neue Technologien zu berücksichtigen. als unpräzis und un­
nötig abgelehnt. Er oeschloss mit 19 zu 8 Stimmen. sie zu 
streichen. Nachdem Herr Bundesrat 091 erklärt hat. die Be­
rucks1cht1gung neuer Techniken sei ein Mittel zum Zweck und 
aus dieser Sicht sei es selbstverständlich. dass die neuen 
Techniken eingesetzt würden. beantragen wir Zustimmung 
zum Beschluss des Ständerates. 
Zu Artikel 2: Es handelt sich um eine Anpassung an eine Aen­
derung des Radio- und Fernsehgesetzes. Sie ist notwendig 
geworden aufgrund des sogenannten Autronic-Entscheides 
des Europäischen Genchtshofs fur Menschenrechte. in dem 
bekanntlich die Schweiz verurteilt wurde. Ihre Kommission be­
antragt Ihnen auch hier Zustimmung zum Ständerat. 
Als letztes: Wir bitten Sie. vor Artikel 3 Artikel 4 des Gesetzes 
zu behandeln. weil - Je nach Beschluss - Artikel 3 präjudiziert 
wird. 

M. Caccia. raoporteur: A oropos de rart1cle premier. le 
Conseil des Etats a considere comme oeu orec,s et 1nutile ce 
que nous y av1ons aioute et l'a b1ffe par 19 vo1x contre 8. apres 
que le Conseil federai eut aeclare aue Ja technique etait seule­
ment un moyen d atteinare le but. Nous av,ons propose et 
adopte lors ae la orem1ere dec1s1on d' aiouter «tenant campte 
des techno1091es nouvelles». Votre comm1ss1on propose d. ac­
cepter la formulation du Conseil des Etats. 
Apropos de l'article 2. l'explication est courte: la commission 
vous propose d'accepter aussi les propos,tions du Conseil 
des Etats. C'est une adaptation a la nouvelle loi sur la radio et 
la telev1s1on a la su,te d'une decision de la Cour europeenne a 
propos de la reception de programmes etrangers. 

M. Coutau: Dans le premier examen auquel nous avons pro­
cede. vous aviez accepte une propos1tion de notre comm,s­
s,on que (ava,s suggeree comme complement a l'art1cle pre­
m,er. J' ava1s passablement ,ns,ste sur le fa,t que. surtout dans 
une entrepnse de monopole. il convena,t de souligner l'impor­
tance du devetoppement techn1que et de sa m1se a Jour per­
manente. Vous av,ez su1v1. En revanche. le Conseil des Etats. 
pour diverses ra1sons, y a renonce. 
Finatement en comm1ss1on. 1e me suis. non sans hesitation, 
rallie egalement a cette v1s1on des choses pour deux ra,sons. 
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La prem1ere. c est que le Conseil federal a ons des engage­
ments assez formels en disant qu il est absolument evident. a 
ses yeux. que le souc1 de tenir compte en permanence de rin­
novauon techn1que dans le developpement des telecommuni­
cat1ons eta1t un 1mperat1f auquel il eta1t sensible. La deux1eme. 

est que nous avons 1ntroduit dans certe 101 des elements de 
concurrence oeaucouo plus substant1els et que. a certe 
concurrence. ia conv1cnon que rinnovation technique sera 
respectee. 
Ce sont les ra1sons oour lesouelles. non sans hes1tation. ma1s 

gain ce oa,x. acceote de renoncer a ce memore de 
::in rase. 

Präsident: Gemass dem Antrag des Komm1ss1onsoras1den­
ten z1enen wir Artikel 4 vor. 

Art. 4 
Antraa der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Lanz 
Abs. 2 

sofern die Fernmeldebedürfnisse von Bevolkerung und 
Wirtschaft 1n allen Landesteilen zuverlässig, preiswert und 
:1acn gle1cnen Grundsatzen befrieoigt werden. 

Art. 4 
Proposition CJe la commiss1on 
Adherer a 1a oec1s1on du Conseil des Etats 

Prooos1t1on Lanz 
Al. 2 
..... pour autant que les beso1ns de la population et de l'econo­
m1e en mat1ere de telecommunications so1ent sat1sfaits. dans 
toutes les part1es du pays de maniere süre. avamageuse et se­
!on les memes pnnc1pes. 

Auer. Benchterstarter: Hier liegt nun eine der beiden wesent­
lichsten Differenzen zwischen den Fassungen der beiden 
Kammern vor. Es geht um das Monopol und darum. wieweit es 
auch 1m Bereich des Grunddienstes liberalisiert werden soll. 
1 n Uebereinstimmung mit dem Bundesrat haben Sie seinerzeit 
bescnlossen. dass die PTT das ausschliessl1che Recht hatten. 
aen Grunod1enst zu eronngen. 
Der Ständerat nat dieses Monopol aufgelockert. Er sagt in Arti­
~el 4 Absarz 1: ,Die PTT-Betnebe erbringen die Dienstle1stun­
aen 1m Bereich des Grunddienstes.» Und in Absatz 2 (eine 
Kann-Formel): «Der Bundesrat kann vorsehen. dass aucn 
Dntte solche Dienstleistungen. ausgenommen den Telefon­
a1enst.» - aas 1st zu betonen «auf Mietleitungen oder Funk­
netzen erbringen können. sofern Bevölkerung und Wirtschaft 
,n allen Landesteilen zuverlässig. preiswert und nach den glei­
chen Grundsatzen mit Fernmeldediensten versorgt werden.» 
:Jiese Te1iliberaiis1erung des Grunadienstes erfolgt 1n Ueber­
e1nst1mmung mit den EG-Richtlinien vom 28. Juni 1990. Auch 
dort wird der Telefondienst ausgenommen. 
In Absatz 2 wird in der Abgrenzung von Monopol und Wettbe­
werb bei den Diensten dem Zweckartikel zu normativer 
Rechtskraft verholfen. Falls der EWR-Vertrag in Kraft treten 
sollte. wird die Schweiz hier dasselbe Liberalisierungsstadium 
wie die EG zu verwirklichen haben. aus den Ueberlegungen, 
w,e sie 1n Brüssel. vom Ständerat und von Ihrer Kommission 
angestellt worden sind. 
Die vorgesehene Liberalisierung soll nicht durch Einzelent­
scheide erfolgen. also durch einzelne Bewilligungen an Dritte. 
sondern ,m Rahmen einer bundesratlichen Verordnung. Die 
Uberalisierung hat dann zu erfolgen. wenn davon für die Tele­
kommun1kat1onsa1enste insgesamt positive Auswirkungen zu 
'"rwarten sind. Dabei sei daran erinnert. dass es sich bei den 
erweiterten Diensten um ein ausgesprochenes Wachstums­
gebiet handelt. Nicht zu verwechseln 1st diese L1beralis1erung 
mit dem umstrittenen Netzmonopol. Davon wird bei Artikel 19 
die Rede sein. 

Die Ständeratskomm1ss1on hat den neuen Artikel 4 mit 9 zu O 
Stimmen genehmigt. Der Bundesrat stimmte zu. Die Kleine 
Kammer hiess ihn oppos1t1onstos gut. Zu andern ist konse­
quenterweise auch der Titel: statt «Monopol» he1sst es nun 
«Anbieter». 
In Ihrer Kommission wurden Bedenken geäussert. der Zweck­
artikel könnte unterlaufen werden. Herr Lanz versuchte dem 
mit einem Antrag indem er sagte. die Be-
dingungen gemass und Absatz 2 ·,on Artikel 4 
dürften durcn die Dritter rncnt in ge-
stellt werden. Absatz 1 stimmt er zu. 
Der Bundesrat vertrat die Ansicht mateneil bestehe zwischen 
der des Ständerates und dem Antrag Lanz praktisch 
keine Differenz. und er unterstützte die Fassung des Ständera­
tes. 
Mit 11 zu 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen wurde diese von Ihrer 
Kommission dem Antrag Lanz vorgezogen. Herr Lanz unter­
breitet Ihnen heute einen neuen Antrag zu Artikel 4 Absatz 2. 

M. Caccia. raoporteur: A l'article 4. il y a une divergence assez 
importante entre !es deux conse1ls. En accord avec le Conseil 
federal. le Conseil national ava1t decide que l'Entrepnse des 
PTT avait le dro1t exclus1f de fourrnr des services de base. Le 
Conseil des Etats a relativise ce monopole. L'alinea prem1er 
stioule: «les prestations relevant du service de base sont four­
rnes par rEntrepnse des PTT", mais a l'alinea 2 il est aioute: «le 
Conseil federal peut prevoir que des tiers aient auss1 la poss1-
b1lite de fourn1r de telles prestations sur des c1rcuits loues ou 
des reseaux de radiocommunication. a l'exceot1on du service 
telephonique». avec la reserve que le but de la loi. a son art1cle 
premier. ne SOlt pas remis en quest1on. 
Cette liberalisation partielle des serv1ces de base correspond 
aux directives de la Communaute europeenne qui reserve 
egalement un tra1tement privilegie au serv1ce telephornque. Si 
l'Espace economique europeen se realise. nous devons etre 
prets a accepter un degre de liberalisation comparaole a celui 
de la CEE. II y a lieu de souligner que nous sommes en train de 
discuter de la liberalisation des services et non pas de celle du 
reseau. traitee a I' article 18. 
La commission du Conseil des Etats a adopte le nouvel 
article 4 par 9 voix contre zero. Le Conseil federal l'a accepte. 
et le Conseil des Etats en a fait de meme sans aucune oppos,­
tion. Comme consequence. II faudra1t egalement changer le tl­
tre de cet art1cle. 
A.u sein de notre comm1ssion. des cramtes ont ete exonmees 
que le but de Ja 10! ne so1t detourne oar le b1a1s de cet art1cle 4. 
2e alinea. M. Lanz ava1t suggere une autre tormulat1on et votre 
comm1ssion a prefere la version du Conseil des Etats par 
11 vo1x contre 9 et 3 abstentions. M. Lanz vous presente au-
1ourd·hui une nouvelie propos1tion. 

Lanz: Vorerst eine Erklärung: Wie Sie gehört haben. habe ich 
in der Kommission bereits einen ahnlichen Antrag gestellt. 
Weil ich später einsah. dass der damalige Text nicht das Gelbe 
vom Ei war, habe ich ihn umformuliert. Darum steht mein Jetzi­
ger Antrag nicht als Minderheitsantrag auf der Fahne. 
Zur Begründung meines Antrages: Herr Bundesrat Ogi hat 
sich anlässlich der Fernmeldegesetz-Debatte vom 6. Februar· 
1990 hier im Saal wie folgt geaussert: «Bei der kleinen geogra­
phischen Ausdehnung der Schweiz 1st es wirtschaftlich nicht 
sinnvoll. den Grunddienst von mehreren Anbietern parallel er· 
bringen zu lassen.» Diese Aussage ist nach wie vor richtig, nur 
wird sie mit dem neuen Artikel 4 Absatz 2 missachtet. Ich bitte 
zu beachten. dass ich diesem Sachverhalt nicht opponiere. 
Warum diese Kehrtwende? In Brüssel hat unterdessen die 
EG-Komm1ss1on verschiedene Entwürfe für Telekommunikat1-
onsnchtlinien zu Papier gebracht und einen Grosste11 davon 
auch verabschiedet. Darauf hat der Standerat wie der Herr 
Präsident gesagt hat - den Fernmeldegesetzentwurf mit die· 
sen Richtlinien und zum Teil Richtlinien-Entwürfen 1n Ueber­
e1nstimmung gebracht. 
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Der Bundesrat - so scheint mir 1st sich der Problematik aer 
Pnvat1s1erung des Grunddienstes sehr wohl bewusst Ich zi­
tiere wieder Herrn Bundesrat Og1, der den Ständerat fatali­
stisch ermahnte: «Sie mussen aber auch die Konsequenzen 
kennen, Je mehr Wettbewerb für a1e PTT, desto weniger ge­
meinwirtschaftliche Leistungen," 
Wir beschliessen heute den vom Ständerat verabschiedeten 
Entwurf im Bewusstsein. dass Jeder den 
PTT resoe1<11ve dem Buna bringen wira. Das 
Ausmass aer Verluste 1st anscnemend noch rncnt kalkulleroar 
Die 1st also noch offen. wie die PTT in Zukunft aus den 
roten kommen sollen. Die SBB lassen 
Neues Bundesrecht soll anstreben. Damit 
·st die SP-Fraktlon einverstanden. Nur: Die Schweiz als Nicht­

braucht sich nicht als EG-Musterknabe zu produ-
zieren und sich allen Wünschen der EG-Komm1ss1on an-
zupassen. haben für die Mitgliedstaaten keine 
nationale Gesetzeskraft. Sollte es dereinst in allen EG-Ländern 
soweit sein, so wrrd erst der Vollzug die tägliche Realität aus­
machen. Lassen wir uns füglich etwas Zeit um unterdessen zu 
erfahren. was die EG-Mitglieder unter EG-Kompatibilität ihres 
Fernmelderechtes verstehen! Anlässlich der ersten Fernmel­
degesetz-Debatte habe ich mich namens der SP-Fraktlon wie 
folgt geäussert: Der Zweckartikel ist und bleibt für uns Leitlinie 
für das neue Fernmeldegesetz. Diesem Zweckartikel entspre­
chend soll das Fernmeldegesetz gewährleisten. dass Fern­
meldebedurfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft, und zwar 
sowohl als Nutzer wie als Anbieter. 1n a1len Landesteilen usw. 
befriedigt weroen können. In Artikel 4 Alinea 2 jedoch werden 
ais Voraussetzung für die Privatisierung von Grunddiensten 
die umfassenden Fernmeldebedurfnisse des Zweckartikels 
ausdrücklich auf die Versorgung der Nutzer mit den aus­
schliesslich in Kapitel 2 des Gesetzes enthaltenen Fernmelde­
diensten reduziert. Ob weitere Fernmeldebedürfnisse, die 
eben keine Fernmeldedienste sind. landesweit befriedigt wer­
den können. muss überhaupt nicht beachtet werden. Ich 
denke hier zum Beispiel an: 
a. die Zurverfügungstellung von Mietleitungen. laut Artikel 
21 ter zur Eigennutzung oder zum Erbringen von Dienstleistun­
gen nach Artikel 4 und 6: 
b. die Möglichkeit Dritter, ein Funknetz oder ein anderes Fern­
meldenetz nach Artikel 22ff. betreiben zu können. 
Ob die Dienstleistungen. wie sie in Kapitel 2 enthalten sind. 
von der interessierten Wirtschaft aller Landesteile nicht nur ge­
nutzt sondern auch erbracht werden können, 1st für den Priva­
t1s1erungsbeschluss des Bundesrates nach Artikel 4 aus­
drücklich unerheblich. Damit wird der Zweckartikel für die Ent­
scheidungsfindung des Bundesrates ,n einem der staatsooli­
t1sch wichtigsten Punkte des Fernmeldegesetzes missachtet. 
Die bundesrätlichen regionaloolitischen Richtlinien im Tele­
kommurnkat1onsbere1ch werden damit in Frage gestellt. und 
die Pnvileg1erung fernmeidetechnisch optimal erschlossener 
Landesgegenden 1st vorprogrammiert. Es ist voraussehbar. 
dass der Druck interessierter und einflussreicher Kreise auf die 
Entscheiaungsmstanzen. die in Artikel 4 aufgeführten ertrags­
tracht1gen Pnvatis1erungsmöglichke1ten möglichst rasch und 
vollumfänglrch auszuscnöpfen enorm sein wird. Der Bundes­
rat wird wohl eine Liberalisierung vornehmen müssen. Dies 
um so eher, als mit dem Text des Ständerates die Bedingun­
gen ohne werteres zu erfüllen sind. weil aufgrund der Artikel 5 
und ?bis die PTT zur landesweiten Versorgung mit Fernmelde­
diensten verpflichtet werden können. 
Herr Bunoesrat Ogi, Sie haben anfangs Jahr 1n einem Inter­
view mit der «Schweizerischen Handelszeitung» das «la,sser 
aller. la,sser rouler». den fehlenden Steuerungseffekt im Ver­
kehr und die hohen Kosten des Bundes für die SBB beklagt 
Vor Ihrer Zeit gemachte Fehler im Verkehrswesen mussen 
doch im Fernmeldewesen nicht unbedingt wiederholt werden! 
Mit dem von der Kommission -· wie gesagt mit 11 zu 9 
Stimmen beschlossenen Text sind w,r drauf und dran. dies 
zu tun. Mit meinem Antrag liessen sich Rahmenbedingungen. 
Steuerungseffekte formulieren. die den Entscheidungsbehör­
den ermoglichen würden. rucks1chtslose Privat1s1erungsfor­
derungen abzudampfen. und sie wurden - w,e das auch vom 

Vorort 1n einem Brief vom 30. Januar begrusst wird - ein Au: 
ufern des Wettbewerbs verunmöglichen. 
Mir geht es in erster Urne darum. dass die regionalpoHtische 
Grundsätze des Bundesrates auch beim neuen Fernmeldege 
setz eingehalten werden. 
Darum bitte ,cn Sie. meinem Antrag zuzustimmen. 

Eggenberger 
terstutzt den 
Interesse von 

~"''"""'"'' Die sozialdemokratische Fraktion un 
Lanz. Er 

Vorerst möchte ich meine 
bin der PTT -Betnebe 

der fünf Personalver 
Ich rede aber 1m Interesse von uber 

Millionen kleinen Telefonbenutzern: dazu gehören 
auch kleine Firmen und das Gewerbe. Ueberall dort, wo 1n an­
deren Ländern pnvat1s1ert oder eine zu weit gehende Llberal!-
sierung vorgenommen wurde. haben diese Kreise die Rech­
nung bezahlt und einige wenige naben profitiert. Ich rede 
aoer auch 1m Interesse von Rand- und Bergregionen. die ei­
nen Anspruch auf gute Fernmeldedienstfeistungen haben. 
Wollen Sie denn amerikanische Verhältnisse, wo man 1n Städ· 
ten und wirtschaftlich bedeutenden Regionen sehr gute Fern­
meldedienstleistungen anbietet während man die Randregio­
nen völlig vernachlässigt? 
Die Anträge des Ständerates sind etwa zu 110 Prozent europa­
lahig. Denken wir nur an die Formulierung von Artikel 19. die 
zu einem Ausverkauf des Netzes führen könnte und damit 
massive Einnahmenausfälle zur Folge hatte. Man könnte mei­
nen. dem Ständerat gehörten nur Vertreter der Kantone Ba­
sel-Stadt und Genf sowie der Städte Zürich, Bern und Lau­
sanne an. Auch die Anträge der nationalrätlichen Kommission 
sind ohne Aenderung von Artikel 4 Absatz 2 noch mehr als 
100 Prozent europafähig. 
Bei der Beurteilung der Situation gilt es zudem zu beachten, 
dass m unserem lande Gesetze ,n der Regel eingehalten wer­
den. während zum Teil in anderen Ländern die PTT-Verwaltun­
gen - m,t direkter oder indirekter Hilfe der Regierungen - die 
Richtlinien der EG nicht oder nur teilweise einhalten. 
In diesem Rat sitzen viele Kolleginnen und Kollegen, denen 
man das Rechnen nicht beibringen muss. 
Wie soll die Schweiz im internationalen Wettbewerb bestehen 
können. wenn Private die finanziell interessanten Geschäfte 
übernehmen können und den PTT-Betrieben allein die unren­
tablen uberlassen werden? Erschwerend kommt dazu, dass 
aer Bau der Fernmeldenetze ,n der Schweiz gegenüberw,chti­
gen KonKurrenzländern e,n Mehrfaches teurer zu stehen 
Kommt. Ohne Präzisierung von Artikel 4 Absatz 2. in Veroin­
dung mit Artikel 7b1s Absatz 2. wird diese Bestimmung zum 
Rosinenp,cker-Artikel, d. h. Private können einen interessan­
ten Bereich. z.B. Städte und Agglomerationen. beanspru­
chen. und der Bundesrat kann die PTT-Betriebe verpflichten, 
rn den unrentablen Rand- und Bergregionen die gleichen Lei­
stungen zu erbringen und dies erst noch - was besonders pro­
blematisch ist mit Monopolertragen zu verbilligen. 
Im Zusammenhang mit der Uberalisrerung, die wir im Rahmen 
der EG-Rechtsnormen uno -Richtlinien unterstützen. muss Je­
doch auch die Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen 
ernsthaft an die Hand genommen werden. Wenn Sie nicht wol­
len. dass die Einnahmenausfälle ,m Zusammenhang mit der 
L,beralis,erung dazu führen, dass die Dienstleistungen in den 
Randregionen abgebaut und die Taxen der Kleinkunden mas­
siv erhöht werden und dass die PTT-Betriebe analog den SBB 
namhafte Strukturbeiträge des Bundes beanspruchen mus­
sen. dann 1st es notwendig, Artikel 4 Absatz 2 gemass Antrag 
Lanz zu formulieren. 

M. Martin: Le grouoe radical a dec,de de se rallier, pour l'es­
sentiel. aux modrfications apportees par le Conseil des Etats 
au proiet de 101. II salue l'ouverture vers une certaine liberalisa­
t1on ä l'egard du monopole. caracterrstrque prrncipale de ces 
rnod1ficat1ons. lesquelles tenoent - nous le relevons auss1 
avec sat1sfact1on -· a mreux harmomser nos conceptions avec 
cetles de la Communaute europeenne. S'il est un doma,ne ou 
/es util1sateurs comprennent mal les differences de systemes 
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entre les pays. c est b1en celu1 des telecommunicat1ons et tout 
etfort d'urnform1sation do1t etre sa1ue. 
Pour le groupe rad1cal, ce qu1 est 1mportant notamment sur le 
plan interne. c est que ies concess1ons faites a la l!beralisat1on 
du monopole ne mettent pas en cause les qualites des presta-
t1ons dans !' ensemble du Je reoonds ains1 aux propos 
oue v1ent d entendre. en part1cu11er oue 
i arncle 19 ment1onne tres clairement oue i'ouverture. la ruo­
ture du monoooie. ne ao,t pas entrainer 1a rem1se en ouest1on 
ae la qua11te des orestat1ons. 
c·est dans cet esont que nous soutenons !a vers1on la ma­
;onte ae la comm1ss1on a i'art,cle 4. Je vous orooose donc 
d acceoter 1e texte tel qu 11 dans la vers1on du Conseil 
des Etats et de reieter ramendement de M. Lanz. 

Columberg: Die CVP-Frakt1on stimmt grunctsatzlich der stan­
derätlichen Lösung zu. a!leroings mit einer wichtigen Aus­
nahme. welche Artikel 19 betrifft: ich werde spater noch darauf 
zurückkommen. 
Nun zum vorliegenden Antrag: Herr Lanz wirft ein neues Pro­
blem auf: es geht unter anderem um die Chancengle1chhe1t für 
alle Regionen. um die Ausstattung des ganzen Landes mit 
Grunddiensten. Aus dieser Sicht handelt es sich um eine we­
sentliche reg1onaipolitische Forderung. Vielleicht haben wir 
diesem Aspekt zuwenig Beachtung geschenkt. Auf alle Fälle 
wurde der Antrag in der vorliegenden Form nicht in der Kom­
rn1ss1on d1skut1ert. 
Nun 1st es senr schwierig. Herr Bundesrat Ogi. 1m Differenzbe­
reinigungsverfahren neue Anträge zu erörtern. An und für sich 
empfinde ich sehr viel Sympathie für den Antrag Lanz. kann 
aber rncht beurteilen. ob er in der vorliegenden Fassung über­
haupt nötig und richtig 1st. Deshalb bitte ich Sie. Herr Bundes­
rat. um eine Erklärung. ob die Fassung des Ständerates rncht 
im Sinne der Ausführungen von Herrn Lanz interpretiert wer­
den kann. Das würde bedeuten. dass der Bundesrat dem re­
g1onalpolitischen Anliegen der gleichmass1gen Versorgung 
des Landes Rechnung tragen wird. Diese Erklärung ware mei­
ner Meinung nach ein eleganter Ausweg. Wenn Sie eine sol­
cne Erklarung abgeben. könnte Herr Lanz auf seinen Antrag 
verzichten. 

Auer. Berichterstatter: Ich kann nur persönlich zum Antrag 
von Herrn Lanz Stellung nehmen. weil wir ihn in der Komm1s­
s1on rncht benandelt haben. 
!eh rufe 1n Erinnerung. dass nach Absatz 2 gemass Ständerat 
der Bundesrat Dritte zum Erbringen von Dienstleistungen aus 
dem Bere,ch des Grunddienstes zulassen kann - e,ne Kompe­
tenznorm-. mit Ausnanme des Telefondienstes. Der Stände­
rat bnngt als Kautele eine Einschränkung dieser Bundesrats­
kompetenz: "sofern Bevölkerung und Wirtschaft in allen Lan­
desteilen zuverlässig. preiswert und nach gleichen Grundsat­
zen mit Fernmeldediensten versorgt werden» Der Antrag 
Lanz lautete ursprünglich in der Kommission bei der Differenz­
berem,gung: "sofern die Versorgung rncht in Frage gestellt 
wird» in beiden Fällen wird also das Angebot angesprochen: 
Die Versorgung durch die PTI oder bei einer T eillibera11s1e­
rung aurch einen Dntten müsse dem ZwecKart1kei 1 entspre­
cnen. Im neuen Artikel von Herrn Lanz. den er soeben oegrun­
det hat. 1st 1edoch von den «Fernmeldebedürfnissen» die 
Rede: nicht mehr von der Versorgung m,t Fernmeldediensten. 
sondern von den Bedurfnissen. also von der Nachfrage. Diese 
wird Jedoch rncht durch das Gesetz bestimmt. kann auch rncht 
durch die PTI oder einen Dritten bestimmt werden, sondern 
durch den Markt. Insofern scheint mir der Antrag Lanz rncht zu 
befriedigen. 
Wie aber 1n der Nationalratskommission und auch im Stände­
rat gesagt worden 1st. soil bei beiden Formulierungen die 
Chancengleichheit der Bergregionen und anderer abgelege­
ner Teile des Landes gewahrt werden. Das 1st rncht bestntten 
worden. und ich ware Herrn Bundesrat Ogi dankbar. wenn er 
nacnher in diesem Sinne 1m Namen des Bundesrates Stellung 
nenmen wurde. 
Namens der Nationalratskommission muss ich Ihnen beantra­
gen. der Fassung, wie sie Ihnen auf der Fahne unterbreitet 
wird. d. h. der Fassung des Ständerates. zuzustimmen. 

M. Caccia. rapporteur: Je rapoeilera1 tout d'abord que lacom­
m1ss1on vous propose d'adopter le texte du Conseil des Etats. 
A cet alinea 2. il s ag1t du probleme de l'ega1ite des chances 
pour les differentes reg1ons de Su1sse. II importe de souligner 
que pour le Conseil des Etats on oarie de iiberalisation «a rex-
cept1on du serv1ce telephonique». qu1. rapporte 
aux PTI 95 pour cent de leurs revenus. liberalisat,on est 
acl:et)tee. pour autant oue la fourrnture de services de te1e­
communicat1ons a la popu1at1on et a r econom1e so,t sauvegar-
dee. Par consequent le Conseil des Etats. c est une cer-
taine de qu1 campte. 
M. Lanz. quant a lu1. oue ce so1ent les besoms de la 
popu1at1on qu1 S01ent cons1deres dans cette des chan­
ces. M. Lanz craint en part1cu11er que la formulation «serv,ces 
de telecommunicat1ons» so1t trop etro1te. plus etro1te que la 
s1enne. a savo,r «beso1ns de la populat,on et de l'econom,e en 
matiere de telecommurncat1ons». il craint notamment que !es 
circuits loues ne s01ent pas disponibles dans les regions peri­
pheriques. 
La comm,ssion n·ava,t pas ete sa1s1e de la propos,tion Lanz, 
vous le savez. En tout cas. la pnse de pos1tion du Conseil fede­
ral ä propos de cette egalite des chances. qu, preoccupe 
M. Lanz. pourra1t etre determinante pour balayer les inqu1etu­
oes qw regnent encore au1ourd'hu1. 

Bundesrat Ogi: Ihre Komm1ss1on hat sich senr intensiv mit der 
Frage der Formulierung von Artikel 4 auseinandergesetzt. Vor 
ihr hat es aucn die ständerätliche Komm1ss1on getan. Ich 
meine, das 1st auch richtig so: denn es handelt sich hier um ei­
nen sogenannten Schlüsselartikel dieses neuen Gesetzes. Es 
geht darum festzuhalten. unter welchen Bedingungen eine U­
oeralisierung im Bereich des Grunddienstes vorgenommen 
werden soll. Aber irgendwann muss man zu einem Punkt kom­
men. 
Herr Lanz versucht. die Formulierung - wenn ich das richtig 
verstanden habe - noch naher an den Zweckartikel anzuleh­
nen. Trotzdem übernimmt er diesen Zweckartikel nicht ganz; 
das 1st begreiflich. Ganz dasselbe 1st es Ja rncht: Der Zweckarti­
kel spncht allgemein von Fernmeldebedürfnissen. die befrie­
digt werden müssen. Dazu gehören Infrastruktur. Dienste und 
Teilnehmeranlagen. 
Artikel 4 behandelt ein sehr wichtiges Bedürfnis. nämlich den 
Grunddienst. Deshalb knüpft die ständeratliche Version kon­
kret an das Angebot der Dienstleistungen ,m Bereich des 
Grunddienstes an. Hier 1st das konkrete Angebot von Fernmel­
dediensten gemeint. das dann die Versorgung bnngt. Es geht 
nicht darum. ob abstrakte Bedürfnisse befriedigt werden kön­
nen. sondern es geht um die Versorgung mit Diensten. Das 1st 
so nötig. denn nier erhalt der Nachsatz normative Recntskratt. 
Das 1st das Ziel der Uebung. 
Mit der Version des Ständerates wird das Ziel - so meine ich -
erreicht. Der Bundesrat we1ss. unter welchen Bedingungen er 
liberalisieren soil. d. h„ wenn die Versorgung mit Fernmelde­
diensten 1m Sinne des Zweckartikels sichergestellt 1st. Damit 
haben wir eine klare Lösung. 
Zu Herrn Eggenberger und Herrn Columoerg: Es geht weder 
um die Taxen der Kleinkunden nocn um Benachteiligung der 
Randregionen. Es gent darum. oo pnvate Kreise auf Mietlei­
tungen auch den Grunddienst erbringen dürfen. ohne dass 
das letzte Dorf an das Digitalnetz angeschlossen 1st. Auch der 
Bundesrat 1st für die Randregionen. Herr Columberg. aber wir 
durfen die Liberalisierung Jetzt nicht durch die Hintertüre quasi 
zurucknehmen. 
Der Bundesrat meint. dass man in der Formulierung des Stän· 
derates diesem Anliegen von Herrn Lanz - in der Stossrich­
tung wenigstens - Rechnung tragt. Ich muss Ihnen einfach sa­
gen: Es ware eine schlechte lndustnepolitik. wenn wir jedes­
mal verhindern wollten. dass ,n Zürich be1sp1elsweise etwas 
gemacht wird. wenn es 1n Juf noch nichts Derartiges gibt. Wir 
sind deshalb für die Lösung des Standerates. Wir meinen 
auch. w,r sollten hier keine Differenzen zum Ständerat schaf­
fen. 
Wir werden aber dem Problem. das Herr Lanz heute zu Recht 
autgegntfen hat. die not1ge Aufmerksamkeit schenken. Als 
Bergler und einer. der aus einer Bergregion Kommt. versichere 
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ich Ihnen, Herr Lanz: Es ist auch für den Bundesrat e,n Anlie­
gen. 
Ich bitte Sie aber trotz allem. auf diesen Antrag nicht einzutre­
ten und ihn abzulehnen. 

Lanz: Ich weiss. die Sache 1st reichlich kompliziert. und eine 
Frage 1st hier von grosser Bedeutung: Herr Bundesrat. wenn 
man Grunddienste fre1g1bt. damrt Dritte diese erbringen kön­
nen. dann brauchen diese Dritten Mietleitungen. und das rst 
das Problem: Die Mietleitungen fallen nicht unter den Begriff 
Fernmeldedienste. Darum meine Ausdehnung. 
Aber. Herr Bundesrat Ogi, Sie haben mein Problem erfasst. Ich 
glaube Ihnen. dass Sie Anwarter aus Randregionen. die 
Grunddienste erbringen wollen. nach Möglichkeit ben.icks1ch· 
t1gen. 
In diesem Fall schaffe ich nicht noch einmal eine Differenz zum 
Ständerat und kann auf eine Abstimmung verzichten. 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2-AJ. 2 

Präsident: Der Antrag Lanz ist zurückgezogen. 

Angenommen gemass Antrag der Kommission 
Adopte selon fa propos1t1on de la comm1ss1on 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Bst. CblS 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Bst. e 
Festhalten 
Bst. f 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Bst. fbis (neu) 
fbis. «Telefondienst»: Sprachübermittlung für Dritte zwischen 
festen oder mobilen Teilnehmeranlagen; 

Art. 3 
Proposition de /a comm,ssion 
Let. cbis 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Let. e 
Maintenir 
Let. f 
Adherer a la dec1sion du Conseil des Etats 
Let. fbts (nouvelle) 
fbis. «Service telephonique»: transm1ss1on de la parole pour 
des t1ers entre des 1nstattations d'usagers fixes ou mobiles: 

Auer, Berichterstatter: Ich erläutere die vier Differenzen bei Ar· 
t1kel 3 in einem Zug: 
Als Folge des veränderten Artikels 4 hat der Ständerat ,n Arti­
kel 3 Litera cb1s die Definition der Mietleitungen eingefügt. Die 
Kommrss1on 1st damit einverstanden. 
Hingegen sind wir nicht einverstanden bei Artikel 3 Litera e: 
Der Bundesrat definierte den Grunddienst als «Fernmelde­
dienst der Nachrichtenuberm,ttlung» (dort unter Litera c1. Der 
Nationalrat hingegen sagte. das sei «Nachrichtenuberm1ttlung 
für Dritte uber ein Fernmeldenetz». Der Standerat wiederum 
war gleicher Auffassung wie der Bundesrat. Ihre Kommission 
beantragt m,t 17 zu 4 Stimmen. an der von Ihnen beschlosse­
nen Fassung festzuhalten. und zwar aus folgenden Ueberle­
gungen: 
In der Fassung des Ständerates und des Bundesrates kommt 
der Begriff «Fernmeldedienst» vor. Dieser wird aber nirgends 
definiert. Der Grunddienst 1st in der Tat der Kern der Dienstlei­
stung, namlich die Uebertragung und Vermittlung von Nach­
richten zugunsten eines Dritten. Der Bundesrat unterstützte 
dte Formulierung des Ständerates. Dieser berücks1cht1gt, 
dass auf M1etle1tungen auch Dienstleistungen angeboten wer­
den kennen. Materiell ist die Differenz ohne grosse Bedeu­
tung. Ich bitte Sie. oem Antrag unserer Komm1ss1on zuzust,m-

men. also festzuhalten. auch wenn damit eine Differenz zurr 
Ständerat geschaffen wird. 
Bei der dritten Differenz. Artikel 3 Litera f. sind wir einstimmig 
für die Fassung des Ständerates. 
Mit Litera fb,s haben wir etwas Neues eingefügt: Da im verän· 
derten Artikel 4 der Begriff «Telefondienst» vorkommt, beantra­
gen wir Ihnen. diesen auch zu definieren. Zum Telefondienst. 
also dem Grunddienstmonopol der PTT. gehören im übrigen 
auch das Natel und die Sprachübermittlung via Satelliten. 
nicht aber das Telefax. Die vorliegende Fassung wurde in un­
serer Kommission ,n einer Eventualabstimmung e1nstimm1g 
gutgehe1ssen: sodann wurde mit 9 zu 7 Stimmen bei 2 Enthal­
tungen beschlossen. sie ,n das Gesetz einzufügen. 

M. Caccla, rapporteur: A l'article 3. qui conceme les defini­
t1ons. tl y a quatre divergences. dont une nouvelle dont Je vous 
parlera1 en dernier. 
A la lettre cb1s. le Conseil des Etats 1ntroduit une nouvelle defi­
nrtion: «Circuit laue». La comm1ss1on vous propose d'adopter 
le texte du Conseil des Etats. 
A la lettre e. «Service de base», le Conseil des Etats propose 
d' en revenir a la version du Conseil federat. Par 17 voix contre 
4. votre commiss1on vous engage a maintenir la divergence. 
La formulation du Conseil federal contient le concept de «ser· 
vice de telecommunications» qui n 'est defini nulle part. La defi­
nition de ce serv,ce de base est tres 1mportante. il constitue le 
noyau rneme des prestations. sa definition est donc 1mpor­
tante. La comm1ss1on du Conseil national vous propose de 
ma1ntenir notre decis1on. 
A la lettre f. «Se1V1ces elargis», la commission est d'accord et 
vous propose d'adopter le texte du Conseil des Etats. 
A la lettre Ibis, «Service telephonique», c·est une nouvelle defi­
nition qui a ete introduite. suite a la modification de l'article 4. 
alinea 2. Votre commission vous propose donc d'introduire a 
I' article 3 cette definition de «Service telephonique». La deci­
sion a ete adoptee par 9 voix contre 7. 

Bundesrat Ogl: Ihre Kommission mochte die Definition des 
Grunddienstes leicht anders halten als der Ständerat; anstatt 
«Fernmeldedienst der Nachnchtenübermittlung» möchte sie 
formulieren: «Nachrichtenübermittlung für Dritte über ein 
Fernmeldenetz». An und für sich ist das gehüpft wie gesprun­
gen. Aber uns, dem Bundesrat. scheint die ständerätliche For­
mulierung bedeutend eleganter. Dass die Nachnchtenüber­
m,ttlung uber ein Fernmeldenetz geschieht. wird schon in der 
Definition des Fernmeldenetzes gesagt. Das 1st systematisch 
rrcht1g vor der Definition des Grunddienstes aufgeführt. 1 m 
Wort «Dienst» ist zudem bereits enthalten. dass mindestens 
zwei Akteure im Spiel sind. Das Element «für Dritte» ist dem­
nach im Begnff «Dienst» in Artikel 3 Buchstabe e bereits ent­
halten. Sie können natürlich Ihrer Komm1ss1on zustimmen: Sie 
schaffen damit eine Differenz. Da diese aber materiell ohne 
grosse Bedeutung 1st. mochte ,eh Ihnen die Frage stellen. ob 
sich dies lohnt. Der Bundesrat meint: Nein. 
Eine Differenz haben wir noch bei Artikel 3 fbis: Hier geht es 
um den Teletondienst. der zu definieren ist. Wir haben bis jetzt 
absichtlich keinen einzigen Fernmeldedienst 1m Gesetz defi­
niert. denn es gäbe noch viele andere. Es ware also der ein­
zige spezielle Dienst. der auf Gesetzesstute nun definiert wer­
den musste. Bei den Begriffsdefinitionen sind die Begriffe auf­
geführt. die im Gesetz relativ haufig vorkommen. Das 1st für 
den Telefondienst nicht der Fall. Im Ständerat habe ich ausge­
führt. worum es sich bei der Telefonie handelt: Als Telefon­
dienst 1st die Uebertragung und die Vermittlung von Gespra­
chen zwischen festen und/oder mobilen Telefonanlagen zu 
verstehen Mit dieser Definition w1rd klar. dass ,n Verbindung 
m,t Artikel 4 auch das Natel und die Sprachübermittlung über 
Satelliten zum ausschliesslichen Aufgabenbereich der PTT 
gehören. Damit enthalten die Materialien die nötigen grund­
sätzlichen Ausführungen. In den Verordnungen wird dann 
konkret aufgeführt. was alles unter dem Begnff «Telefon­
dienst» angeboten wird. Die Defin1t1on auf Gesetzesstufe 1st 
deshalb. so meint der Bundesrat. unnotrg. 
Aber offenbar w,11 man hier doppelt nahen. Das können Sie: 
Sie schaffen damit wie gesagt eine Differenz. und der Bundes-
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rat meint. das ware unnötig. Ich möchte Ihnen aeshalb emp­
fehlen. bei Artikel 3 Buchstabe e und Artikel 3 Buchstabe fb,s 
diese Differenz nicht zu schaffen. 

Bst. cbrs - Let. cb1s 
Angenommen -Adopte 

Bst e Let. e 

Abstimmung - Vote 
aen der Komm1ss1on 

Für den des Bundesrates 

Bst fb1s Let. fbis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

54 Stimmen 
25 Stimmen 

64 Stimmen 
13 Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Geschaftes unterbrochen 
Le debat sur cet ob/et est mterrompu 

Schluss der Sitzung um 19.50 Uhr 
La seance est levee a 19 h 50 
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Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Fortsetzung - Suite 

S,ehe Seite 644 h1ervor - Voir page 644 c1-devant 

Art. 5, 7. 7bis, 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Prooos1tion de Ja comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Auer, Berichterstatter: In einem Aufwisch Artikel 5. 7. ?bis und 
8: Unsere Kommission 1st einverstanden m,t den Neufassun­
gen des Ständerates. die teilweise wiederum die Folge der Ab­
änderung in Artikel 4 sind. 
Da auch der Grunddienst teilweise dem Wettbewerb ausge­
setzt werden soll. gelten verschiedene Vorschriften für die PTI 
und für Dntte. 

M. Caccia. rapporteur: De l'article 5 a l'article 11. il y a auatre 
divergences. soit aux articles 5. 7, ?bis et 8. El!es sont en partie 
la consequence du nouvel article 4 que nous avons accepte 
selon la vers1on du Conseil des Etats. 
La comm1ss1on vous invite a adopter le texte du ConseH des 
Etats. 

Angenommen -Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(leuenberger-Solothum. Bore!. Couchepin. Diener. Reimann 
Fritz. Revaclier. Stamm. Stucky) 
Festhalten 

Art. 12 
Proposition de la comm,ssion 
Ma1onre 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minonte 
(leuenoerger-Soleure, Borel. Couchepin, Diener. Reimann 
Fritz. Revac!ier. Stamm. Stucky) 
Maintenir 

Leuenberger-Solothurn. Sprecher der Minderheit: Ich muss 
Ihnen gestehen. dass es m,r langsam verleidet. hier vor ver­
sammelter Gemeinde einen Staatsbetrieb. der sich in ein Un· 
ternehmen verwandeln will, um em bisschen Fre1he1t zu bitten. 
Das 1st eigentlich peinlich. Worum geht es? 
Dieser Rat hat auf Antrag seiner Kommission beschlossen. 
cass der Abonnent verlangen kann. dass er nicht ins Abon-

nentenverze1chms 1m Telefonbuch aufgenommen wird. Nie 
mehr und nicht weniger. Die PTT-Betriebe. aus Gründen. c 
mir absolut unverständlich sind. und der Bundesrat- wohl a 
Loyalität seinen Untergebenen gegenüber- bekämpfen die 
Eintragsfre1he1t mit einer Vehemenz, die langsam die 
aufwirft. was sich denn eigentlich dahinter verbirgt. 
!eh dart Ihnen namens einer Minderheit bea 

am Nationalratsbeschluss festzuhalten. 1n dem Sinn 
dass der Abonnent kann. oass er nicht ins Abo, 
nentenverze1chrns aufgenommen wird. 
Es 1st doch wirklich nicht mehr als recht und billig, dass ma 
be1 einem Unternenmen - die PTI wollen und seilen em Unte 
nehmen werden - eine beanspruchen kan 
und dafür oezahlt ohne als Nebenwirkung noch in einem al 
gemein Verze1chms. das in der Auflage der het 
t1gen Bibel herumverte1it wird. verzeichnet zu werde, 

und damit praktisch zum Fre1w1ld zu werden für anonym1 
Beiäst1ger, übere1fnge Marktforscher. Meinungsforscher. dii 
nur so aus dem Boden schiessen wie die Morcheln nach derr 
ersten Gewitter, für Telefonverkäufer, von denen es auch meh 
als genug gibt 
Die PTI-Betriebe haben dann begonnen zu argumentieren 
und es 1st ihnen keine gute Argumentation gelungen. Zuersl 
haben sie gesagt, die Leute sollten einen zweiten Anschluss 
mieten: dieser müsste dann rncht ms Teletonverzelchrns auf­
genommen werden. Das mag eine gute Verkaufstaktik sein. 
aber ein gutes Argument 1st es nicht. 
Später hat man sich darauf besonnen. dass es den Dienst 26 
gibt. Bei diesem Dienst kann man verlangen, dass man wäh­
rend den nachsten 24 Stunden rncht gestört werden will. Ich 
gratuliere den PTI für diese Dienstleistung. Jene. die sie bean­
spruchen wollen, werden froh sein darüber. Aber das löst das 
Problem nicht 
Stellen wir uns mal den konkreten Fall eines älteren Ehepaars 
vor, das vielleicht ein bisschen ängstlich 1st. verangstigt auch 
durch so schlaue Fernsehsendungen wie etwa «Aktenzei­
chen 't:Y». das sich zu Hause einschliesst und eigentlich nur 
mit seinen Angehörigen 1n Kontakt bleiben und nur ihnen die 
Telefonnummer angeoen möchte. damit Jederzeit ein Kontakt 
hergestellt werden kann. Für dieses altere Ehepaar 1st diese 
Dienstleistung uber die Telefonnummer 26 nicht hilfreich. 
denn sie wollen Ja von ganz bestimmten Leuten angerufen 
werden können. 
Das Hauptproblem aber scheinen aufgrund der Erfahrungen. 
die ich sammeln konnte. seit ich mich mit dieser Materie be­
fasse, Belastigungen zu setn. die sich vor allem alleinstehende 
Frauen gefallen lassen müssen. Es scheint. wenn man sich 
durch den Teiefonbuchetntrag als alleinstehende Frau zu er­
kennen gibt dass man sich dann einem erhöhten 8eläst1-
gungsris1ko aussetzt: das muss nicht sehr angenehm sein. 
Wenn man sich dagegen wehren will und von den PTT ver­
langt, sie sollen doch mal herausfinden. wer das setn könnte. 
dann 1st das aucn n1cnt das Angenehmste der Welt: Die betrof­
fene Frau muss diesen PTT-Beamten in allen Details schildern. 
,vas sie über sich hat ergehen lassen mussen. bevor die ganze 
Sache ernsthaft angegangen wird. 
Ich aestehe Ihnen. das n,er zur Diskussion stehende Problem 
,st keine Kardinalfraae dieses Gesetzes. aber der Widerstand 
der PTT und des Bundesrates lässt glauben, dass es doch 
eine Kardinalfrage werden könnte. 
Ich bitte Sie mit Nachdruck. Ihrer «vierfarbigen» Minderheit zu­
zustimmen und an Ihrem ursprünglichen Beschluss festzuhal­
ten. 
Herr Bundesrat Og,, ich möchte Sie auffordern: Geben Sie in 
diesem Punkt ein bisschen Freiheit. Sire' 

M. Martin: La majonte du groupe radical demeure attachee ä 
l'idee qu·un annua,re. pour etre utile. doit etre le plus complet 
possible. Celui qu1 cho1sit de s'abonner au telephone doit ad· 
mettre que son numero d'appel sort oublie: sauf si des ra,sons 
,mportantes 1ust1fient le contra,re. Autrement dit. nous ne som­
mes oas favorables a l'idee de laisser a la libre apprecrat,on de 
chacun l'inscrrption au non dans 1·annua1re telephon,que. 
D'ailleurs. la dispos,tron prevue par le Conseil des Etats pre­
'.101t que le Conseil federal peut fixer des cas ou la non-,nscrip-
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t!On est adm1se. Cependant. nous pensons que l'inscnption 
do1t etre la regle. 1a non-mscnpt1on l'exception. ma1s 11 est c!a1r 
aue cette non-mscnotion do1t etre poss1ble dans la mesure ou 
des ra1sons valables ou de secunte le 1ust1fient. 
Au nom du groupe radicai et de la ma1orite des raaicaux. Je 
vous 1nv1te donc a vous en tenir a la propos1tion du Conseil des 
Etats. 

Columberg: Herr Leuenberger nat mit seiner ausdrucksvollen 
Sorache das Problem noch etwas ctramat1s1ert und vor a1lem 
Sonderfälle Ich glauoe. es handelt sich um Son­
::ierfalle Wir macnen aber eine für die grosse 
Mehrzahl der Abonnenten. 
Der ,ns Abonnentenverze1chrns des Telefonbuchs 1st 
hoffentlich rncht ein zentrales Anliegen des Fernmeldegeset­
zes. Das System hat sich bewahrt: es hat keine nen­
nenswerten Missstande gegeben. Deshalb 1st eine grundle­

Korrektur rncht erforderlich. Wir können somit von der 
Lösung ausgehen und grundsätzlich dem bundes­

ratlichen Antrag zustm,men. 
Der Ständerat hat zudem die Anliegen des Datenschutzes be­
n.icks1cht1gt una eine Kompromisslösung beschlossen. Mit 
aer von ihm vorgenommenen Ergänzung besteht Gewähr. 
dass erstens kein Missbrauch mit dem Telefonverzeichnis be­
z1ehungswe1se mit den Angaben erfolgen kann und dass 
zweitens Angaben über einen Abonnenten 1n besonderen Fäl­
en n1cnt veröffentlicht werden mussen. 
Diese Regelung sollte durchaus genügen. Die Praz1s1erung 
des Standerates 1st wertvoll. Uebngens: Wenn sich ein Tele­
fonaoonnent belästigt fühlt. kann er. sofern er über einen mo­
dernen Telefonapparat verfügt und an einer modernen Zen­
trale angeschlossen ist. Ruhe vor dem Telefon verlangen. 
Diese Belast1gung kann man also verhindern. 
Deshalb bitte ich Sie namens der CVP-Fraktion. dem Kompro­
missantrag des Ständerates. der mit der Mehrheit der Kom­
mission übereinstimmt. zuzustimmen. Damit können wir end­
lich eine nicht weltbewegende Differenz aus der Welt schaffen. 

Präsident: Die SVP-Fraktion teilt mit. dass sie der Mehrheit 
und aem Ständerat zustimmt. 

Ruf: Es ist wahrscheinlich aussichtslos. aber ich bitte Sie trotz­
dem eindringlich. die Minderheit Leuenberger-Solothurn zu 
Jnterstützen. 
Diese Eintragungsoflicht zeugt meines Erachtens von einem 
kiem11chen. Ja so1essourgerlichen Denken: sie geht in Rich­
'.Jna einer totalen Zurschaustellung aes Bürgers durch den 
Staat. Weshalb soll eine durchschrnttl1che Privatperson be1-
so1e1swe1se. die es nicht will. im Telefonbuch figurieren müs­
sen. womit sie von ihren sämtlichen Bekannten entsprechend 
eingeordnet werden kann - sowohl geographisch wie auch 
::iezuglich der beruflichen Stellung oder des Privatlebens? 
Je nach Aktiv1tat werden mit dieser Eintragungspflicht Belästi­
gungen aller möglichen Art Tür und Tor geöffnet - ganz zu 
schweigen vom unerwünschten Bombardieren durch lastige 
Reklamen. auch aann. wenn die Adressen nicht mehr durch 
a1e PTT direkt weitergegeben werden. Mehr und mehr werden. 
nacndem die PTT Einschrankungen beim Adressenhandel 
vorgenommen haben. die Adressen aus dem Telefonbuch 
selbst abgeschrieben. 
Ständerat Onken. der in der Kleinen Kammer die gleiche Hal­
tung einnahm. führte dort als Sprecher der Minderheit unter 
anderem aus. «dass ein Abonnent verlangen können soll. 
nicht ins Abonnentenverze1chn1s aufgenommen zu werden -
so. wie das der Nationalrat beschlossen hat. Es 1st eine Grund­
forderung, eine Entscheidungsfreiheit. die dem einzelnen mei­
nes Erachtens nicht genommen werden sollte und die auch 
nicht e1ngeschrankt werden darf. Dass man einen Telefonan­
schluss hat. muss doch nicht gleichbedeutend damit sein. 
•jass man für alle und zu jeder Zeit erre1cnbar 1st. Man kann 
sich doch auch auf 1ene limitieren wollen. denen die Nummer 
,mvat bekannt 1st. Eine allgemeine Erre1chbarke1t muss nicht 
zwingend damit verknupft sein.» 
Damit 1st auch gesagt. dass der Dienst 26 wenig bis nichts 
nutzt. Man wird zwar wahrend einer gewissen Zeit vor samtli-

chen Telefonanrufen geschützt. 1st dadurch aber für einen pri­
vaten Kreis. mit dem man kommunizieren mochte. ebenfalls 
nicht erreichbar. und das kann auch nicht der Zweck der 
Uebung sein. Diese Lösung 1st also völlig 
Wenn Jemand seine Privatsphare schützen will. 
heute bekanntlich nichts anoeres als einen 
Zweitanschluss zu mieten. der dann nicht 
Das 1st doch ein Unsinn der nur den 
liehe Einnahmen bringt ftir einem dieser Weise """'"'nflir·h 
erforderliche Dienstleistung. der aber auch Ka1Da.:11aren 
lefonnetz unnöt1gerwe1se blockiert. 
Die von der Minderheit beantragte g,Dt es 1a schon 
bisher. Wie Sie wissen. können heute nur wenige. ganz er­
lauchte Personllchke1ten. allen voran die Bundesrate. einen 
Anschluss ohne Telefonouchemtrag bekommen. 
Sie. Herr Bundesrat 091. gehören zu diesem erlesenen Kreis. 
Seit Sie Bundesrat sind - das 1st mir einmal zufälligerweise auf­
gefallen. als ich 1m Telefonbuch unter Fraubrunnen etwas 
nachgeschaut habe - figurieren Sie im Telefonbuch Nr. 8 un­
ter Fraubrunnen rncht mehr. Vorher stand dort: Ogi Adolf. Di­
rektor usw. Sie haben eine oder mehrere offizielle Geheim­
nummern - eben nicht via Zweitanschluss -. die nur deniern­
gen bekannt sind. die sie wirklich benötigen. Das 1st sicher 
nchtig so. Es gibt aber keinen Grund, der überwiegenden 
Mehrheit der weniger erlauchten Bevölkerung das gleiche 
Recht vorzuenthalten! 
Vor dem Ständerat haben Sie erklärt: «Man soll wissen. wen 
man unter weicher Nummer erreichen kann.» Dazu muss ich 
Ihnen sagen und Sie auffordern: Wenn Sie diese Eintragungs­
pflicht beibehalten wollen. dann gehen Sie mit dem guten Bei­
spiel voran und lassen Sie sich wieder unter Fraubrunnen 1m 
Telefonbuch eintragen, damit die Bürger, die Sie direkt errei­
chen möchten. nicht durch eine Sekretärin im Bundeshaus 
abgewimmelt werden! 
Unhaltbar 1st die Argumentation, Katastrophenmeldungen 
und Brandalarme seien dann nicht mehr möglich. wenn nicht 
alle Abonnenten im Telefonbuch eingetragen seien. Das ist 
doch ein Unsinn! Wann wird ein Brandalarm oder eine Kata­
strophenmeldung durch Einzeltelefonanrufe übermittelt? So 
etwas passiert doch über die elektronischen Medien. Und was 
geschahe 1n diesem Fall mit Personen. die über keinen Tele­
fonanschluss verfügen? 
Sie sehen. wie unhaltbar diese Argumentation 1st. Zu solchen 
«Argumenten» wird - wie Herr Leuenberger-Solothurn treffend 
ausgeführt hat - offenbar nur gegriffen. weil man keine wirkli­
chen. überzeugenden Argumente hat. 
In Italien. Grossontanrnen. Oesterre1ch und Frankreich gibt es 
ahnhche Regelungen wie die beantragte, die sich bewahrt ha­
ben. Ich mochte Sie bitten. der Privatsphäre des Bürgers die 
gebührende Achtung zu erweisen und der Minderheit trotz al­
lem zuzustimmen. 

Präsident: Die liberale Fraktion teilt mit. dass sie der Mehrheit 
zustimmt. 

Auer. Berichterstatter: Zu Artikel 12 Absatz 1 bis: Sie hörten. 
dass der StänderaT und der Bundesrat wollen. dass man sich 
ooiigatonsch 1n die Abonnentenverze1chn1sse eintragen las­
sen muss. Sie erinnern sich an die lange Diskussion darüber. 
Ich rekapituliere ganz kurz: 
1. Zugunsten des Obligatoriums wurde angeführt. das Be­
kanntsem des Abonnements erst ermögliche Kommunikation, 
Verzeichnisse seien also quasi ihre unabdingbare Vorausset­
zung. 
2. Die Partner müssten gefunden werden können. damit man 
überhaupt kommunizieren könne. 
3. Die Benützerinnen und Benützer sollten wissen. ob die Part­
nerin oder der Partner nebst Telefon auch über Fax und/oder 
Videotex veriügen. 
4. Bei Branden. Katastrophen und 1n anderen Notfällen sollte 
man die Leute erreichen konnen. 
Letztlich: Das offentliche Interesse verlange öffentliche. voll­
standige und aktuelle Verzeichnisse, mit Ausnahme - wie wir 

soeben gehört haben - von 1enem von Fraubrunnen. 
Gegen das Obligatorium wurden vor allem die Anliegen des 

michael.tellenbach
Textfeld



Loi sur les telecommunications 652 N 21 mars 1991 

Persönlichkeits- und des Datenschutzes angeführt. Das 
Recht uber einen Telefonanschluss zu verfügen. beinhalte 
nicht auch die Pflicht. für Jedefrau und jedermann erreichbar 
zu sein. 
Von Herrn Ruf und von Herrn Ernst Leuenberger haben Sie so­
eben weitere Argumente gehört. Herr Leuenberger hat von 
den Morcheln gesprocnen. die nach einem Donnerwetter aus 
dem Boden sch1essen. Nach dem Donnerwetter von vorher. 
Herr mussen sie schon bald sonessen! 
Rückol1ckena: Ihre Komm1ss1on hat sich seinerzeit mit 1 O zu 8 
Stimmen gegen das ausgesprochen. ebenso 
der Nationalrat mit 91 zu Stimmen hat s1cn die 
stanaeratliche Kommission mit 7 zu 3 Stimmen für das 
tonum der Stänaerat ebenfalls, mit 21 zu 7 
Stimmen. Komm1ss1on beschloss 1n der Differenzoerem1-

nun rmt 12 zu 8 Stimmen. dem Ständerat zu folgen, in 
mit dem Bundesrat und um eine Differenz 

wegzubekommen. 
Sie hörten. es ist kein parteipolitisches Problem. es 1st Ja auch 
keine Namensabstimmung verlangt worden; es zeigt dies 
auch das Kunterbunt der Unterzeichner des Minderheitsantra­
ges. 
Bitte stimmen Sie dem Antrag Ihrer vorberatenden Komm1s­
s1on zu, also der Fassung des Ständerates. 

M, Caccia. rapporteur: A l'article 12, il y a deux divergences 
avec le Conseil des Etats. la prem1ere concernant l'alinea 1 bis. 
Le Conseil des Etats est revenu a l'obligat1on d'etre 1nscnt 
aans l'annua,re et a b1ffe par consequent l'alinea 1 bis que 
nous avrons introdu1t 
La discuss1on a ete tres longue, seit en commission la pre­
m1ere fois, soit au plenum, so1t en commission une deux1eme 
fois. La commiss1on du Conseil national s etait prononcee. par 
10 vo1x contre 8, contre l'obligation d'etre inscrit dans l'an­
nuaire. Notre conseil en avait tait de meme par 91 vo1x contre 
27. 
Quanta la commission du Conseil des Etats. eile s'etait pro­
noncee oar 7 vorx contre 3 en faveur d'une teile obligation, et 
avart decrde de b1ffer l'alinea 1 bis. La Chambre des cantons a 
su1vi la meme vo,e par 21 voix contre 7. 
Votre commrssion a decide, par 12 vo,x contre 8, de su,vre la 
propos1tion du Conseil des Etats. 
Une d1vergence touche egalement l'alinea 2 et raccourcit ainsi 
la distance separant le Conseil federal du Conseil national. Le 
Conseil des Etats. lors du tra,tement des exceptions a l'obliga­
t1on d'etre 1nscnt dans l'annuaire. propose une solution de 
comprom,s tenant compte non seulement d'interets publics 
oreoonaerants. ma,s auss1 d'ex1gences pamcu11eres de pro­
tect1on de la personnal1te. L'ampleur de la divergence depend 
de la la<;on aont sera ut1lise ce entere de condu1te dans les de­
cisions du Conseil lederal et des PTT Votre comm1ssian vous 
recommande, par 12 voix contre 8, de swvre le Conseil des 
Etats, 

Bundesrat Ogi: Das 1st wohl eines der Themen, das am mei­
sten Diskussionen verursacht hat. nicht zuletz1. weil es Herr 
Nat1onaira1 Leuenberger-Solothurn eben zu einem Kardinal­
problem hocnstllis1ert hat 
Sie haben es nicht bemerkt, aber es ist eine Tatsache: Der 
Ständerat hat versucht, eine Kompromisslösung zu finden. die 
auch zum System des Datenschutzgesetzes passt. Das 
scheint mir sehr wichtig zu sein, Der Bundesrat hat eine klare 
Eintragspflicht vorgesehen. Gemäss Ständerat wären die Aus­
nahmen davon weniger restriktiv. und es wird auch klar ge­
sagt. aus welchen Gründen sie erfolgen können. 
Der Bundesrat 1st für die Kommunikation. und der Bundesrat 
sollte sie deshalb auch erleichtern, Darum wollen wir vollstän­
dige Verzeichnisse: mehr steckt nicht dahinter. Herr National­
rat Leuenberger-Solothurn. Man soll wissen - so meint der 
Bundesrat - wen man unter welcher Nummer normalerweise 
erreichen Kann. Die Abonnentenverzeichnisse dienen vielen, 
und was Sie bewusst vergessen haben zu sagen: Gerade 
auch 1n Notfällen sind sie von grosser Bedeutung, 
Kommunikation verlangt Transparenz, Will iemand heute eine 
geheime Nummer, dann kann er sie erhalten - das wurde ge-

sagt mit einem Zweitanschluss. So bleibt die Kommunikati­
onsfähigkeit trotz allem gewahrt. und man kann trotz allem sei­
nen Frieden haben. Will man sich vor unerwünschten Anrufen 
schützen. gibt es die Dienstleistung «Ruhe vor dem Telefon», 
die Nummer 26. 
Ich muss sagen. Herr Nationalrat Leuenberger-Solothurn. 
auch ältere Leute können die Nummer 26 wahlen. Damit kön­
nen Anrufe. wie Sie aucn gesagt haben. auf einen '""'"'nti:>vr 
umgeleitet werden. Auch mit einem automatischen 
rutbeantworter kann man erreichen. dass man nur die ge­
wünschten Anrufe abnimmt Dann werden sich mrt den digrta-
ien Zentralen noch mehr wie die selektive Ruf-
annahme, ergeben, Die der Technik schreitet 
voran. und neue Möglichkeiten sich an. 
Mit der Weitergabe von Adressen hat der Eintrag nichts zu tun. 
Jeder Abonnent kann verlangen. dass seine Adresse nicht 
we1tergegeoen wird. Die1enigen, die das Telefonbuch ab­
schreiben wollen. Herr Nationalrat Ruf. haben eine recht um­
fangreiche Arbeit. ein zeitraubendes Unterfangen vor sich. Es 
kann auch verlangt werden. dass im Verzeichnis vermerkt 
wird, dass der Abonnent keine Werbung haben will. Offen­
sichtlich kennen Sie das Sternchen 1m Telefonbuch nicht oder 
haben es bewusst übersehen. 
Ihnen. Herr Nationalrat Ruf. muss ich sagen: Es stimmt, ich bin 
nicht mehr im Telefonbuch von Frauorunnen. Ich musste von 
dieser Massnahme Gebrauch machen. weil ich nicht während 
24 Stunden Auskunftsbüro für Steuer- una Finanzfragen sein 
kann. Ich vemnnge Ja etwa 16 Stunden hier 1n meinem Büro, 
hier bin ich erreichbar, aber eben nicht in Fraubrunnen. Des­
halb war es notwendig, diese Massnahme vorzusehen und 
von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. Im übrigen darf 
ich Ihnen sagen: Meine Sekretärin beantwortet jede Frage 
freundlich. «Abspeisen» kann man bekanntlich durchs Telefon 
nicht oder noch nicht Ich bitte Sie, auch im Gesetz nachzuse­
hen. also von «Abspeisen» 1st dort nirgends die Rede. 
Sie sehen. es gibt eine ganze Reihe von Möglichkeiten, sich 
vor unliebsamer Verwendung der Rufnummer zu schützen. 
Man muss es nur sehen, Ein Wahlrecht für den Eintrag ist des­
halb nicht nötig und auch nicht sinnvoll. 
Im Sinne eines Kompromisses können wir mit der Fassung 
des Ständerates leben. Ich bitte Sie, Ihrer Kommissionsmehr­
heit und damit dem Ständerat zu folgen und von einer weiteren 
Differenz - wenn irgendwie möglich abzusehen. 

Abs. 1 bis - Al. 1 bis 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Abs. 2-A/. 2 

71 Stimmen 
52Stimmen 

Auer, Berichterstatter: Auch hier besteht eine Differenz zum 
Ständerat. Dieser schlägt in Absatz 2 einen Kompromiss z.w1-
schen Bundesrat und Nationalrat vor. d. h. eine Lösung, mit 
der dem neuen. wenn aucn noch nicht vollendeten Daten­
scnutzgesetz Rechnung getragen wird. Den legitimen Inter­
essen des Datenschutzes soll Rechnung getragen werden. 
Für die Ausnahmen besteht in der Fassung des Ständerates 
ein grösserer Spielraum mit den beiden Kriterien «Schutz der 
Persönlichkeit» und «aus übeM1egend öffentlichen Inter­
essen». 
Ich beantrage Ihnen. dem Ständerat zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

72Stimmen 
45Stimmen 

Auer, Berichterstatter: Sie haben in Absatz 1 bis beschlossen. 
dass man sich nicht ins Telefonbuch eintragen lassen müsse. 
Bei Absatz 2 haben Sie nun beschlossen - ich bin mitschuldig. 
we1l 1ch den entsprechenden Antrag Ihrer Kommission unter­
breitet habe es könnten Ausnahmen zugelassen werden. 
Dieser Absatz 2 hat natürlich nur einen Sinn bei einem Obligato­
rium. Der Ständerat hat 1n Absatz 1 bis das Obligatorium be-
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schlossen. In Absatz 2 hat er dann gesagt, Je nachdem könne 
rr>an Ausnanmen davon machen. Nun haben Sie wieder die 
Fre1w1lligke1t beschlossen: somit ist natürlich Absatz2 hinfällig. 
Man muss beide Absatze als Ganzes betrachten. Insofern wa­
ren unsere Abstimmungen widersprüchlich: 1ene zu Absatz 2 
:st oosolet. Das 1st 1m weiteren Differenzbereinigungsverfah­
ren zu 

\1. Caccia. rapporteur: Nous venons de une dec1s1on 
au, est non seulement 1nut1le ma,s qu1 cree une certaine conlu-

M. a piaide. au nom de la minonte. pour 1a 
non-ooligat1on d'inscriot1on dans rannua1re et 
,otre ccnseu l'a swv1. par 71 vo1x contre 52. Le deux1eme a1i­
nea de cet art1cle 12 a un sens seulemem dans la conceptton 
du Conseil !ederal au, est egalement celle du Conseil des 
Etats. c est-a-d1re dans le cas ou II y a Votre conse11 
a su1v1 ia de 1a comm1ss1on et a pns par consequent 
une ctec1s1on contradictoire par rapport a celle pnse a 
l'alinea 1 bis. 
A mon av1s. notre seconde votation n·aura1t pas dü etre faite. la 
propos1t1on de minonte aura,t dü etre soumise a une seute vo­
tation. et c'est la prem1ere qu1 est valable. Votre conse1l s'est 
donc prononce en faveur de la propos1tion de mmonte. aussi 
b1en a l'almea 1 bis qua l'alinea 2. 

Art. 16-18 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Propos1tton ae la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 19 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Mlnaerhett 
:Frey Walter. Couchepm. Coutau, Martin, Revaclier. Stucky, 
Widmer) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 19 Al. 2 
Prooos1t1on de la commission 
Ma1onte 
Ma1ntenir 
\1inonte 
1Frey Walter, Couchepin. Coutau. Martm. Revac11er. Stucky. 
Widmer) 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Frey Walter. Sprecher der Minderheit: Ich darf auch fur die 
Mehrheit der SVP-Fraktion sprechen und Sie bitten. an der 
Version Ständerat festzuhalten. Ich möchte hier die nat1onal­
:attiche Komm1ssionsmmderhe1t vertreten. 
Sie erinnern sich v1elle1cht noch. dass wir uber einen sehr ähn­
lichen 111 diesem Rat schon einmal diskutiert und abge­
stimmt haben Das Resultat war knapp. Die Version wurde ver­
worfen mit 79 zu 73 Stimmen. Der Ständerat kam darauf zu­
ruck. und ich bin heute immer noch uberzeugt, dass man das 
Netzmonopol der PTI war nicht aufheben, aoer doch ein we­
nig lockern sollte. 
Was bringt mich zu dieser Auffassung? Ich möchte vorerst 
klarstellen. dass es nicht darum geht. das Netzmonopol aufzu­
heben. sonst ware dieser Antrag unter Artikel 18 gestellt wor­
den. Er ist aber unter Artikel 19 gestellt. wo die Ausnahmen ge­
regelt werden. Der Wortlaut von Absatz 2. den Sie aus der 
Fahne entnehmen können. 1st: «Der Bundesrat kann weitere 
Fernmeldenetze vom Netzmonopol ausnehmen. sofern da­
durch die zuverlass1ge, preiswerte und nach gleichen Grund­
satzen ausgerichtete Versorgung von Bevölkerung und Wirt­
schaft 1n allen Landesteilen mit Fernmeldediensten nicht 1n 
Frage gestellt wird.» Dieser Antrag 1st eigentlich nichts Revolu­
tionares, trotzdem bin ich uberzeugt. dass er ziemlich hOhe 
Wogen schlagen wird. 

i! N 

Wo sehe ich die Vorteile? Wenn wir hier eine solche Ausnah­
meregelung machen und der Bundesrat etwas tun will. kann 
er oe1sp1elswe1se die ubertasteten PTI - und die PTI sind 
heute 1n vielen Bereichen uberlastet - entlasten. auch 
1n den Randgebieten. gerade auch dort wo es für aie 
PTI kommerziell nicht so interessant ist ihre Versorgungs-
pflicht so rasch wie zu erfüllen. 
Der Bundesrat hatte es 1n der Hand ich betone: es 1st der 
Bunaesrat. der es in der Hand hatte den PTI einen gewissen 
Druck aufzusetzen. Das 1st unoestntten. Aber wir alle sind auf 
die Kommurnkat1onsd1enste der PTI und 1hr Netz angewiesen. 

es 1st gut wenn eine besteht einen 
Grossoetneo ein bisschen unter Druck zu setzen. aamit er sei­
nen Pflichten nacnkommt. sonst haoen w,r wirklich ein festae­
schriebenes Monopol. Die PTI selbst haoen einen gross-en 
Vorteil davon. meiner Meinung nach. Diese entspricht natür­
iich emer liberalen Ueberzeugung. Wenn wir Artikel 19 Ab· 
satz 2 so annehmen. wie ihn der Ständerat formuliert hat darf 
man die PTI nicht mehr emen Netzmonopolisten schimpfen. 
Das hat einen grossen Vorte1L Das Gesetz würde ilberaler. 
mar1<tw1rtschaftlicher. moderner und davon bm ,eh uber­
zeugt auch europakonformer. Ist es uberhaupt eme so 
grosse Ausnahme. die ich da verlange? 
Der Pras1dent der Generaldirektion der PTI hat vor der Kom­
m1ss1on anlasshch der Sitzung vom 15. August 1989 selber 
ausgeführt: «Bedeutende Netze, wie zum Be1sp1el das Swift­
Netz der Banken. das weltumsoannende Netz Tecnet von 
IBM. Netze von Fluggesellschaften usw„ werden von Pnvaten 
betrieben.» Also hier werden bereits Ausnahmen gemacht 
Die Frage 1st nur. wer solche Ausnahmen bewilligt: die PTI 
selbst oder eben der Bundesrat 
Ich möchte hier die Stellung des Bundesrates stärken. und ich 
bitte Sie. den Minderheitsantrag zu befürworten. 

M. Martin: le groupe radical vous propose de soutenir la ver­
s1on du Conseil des Etats et celle de la mmonte de la comm1s­
s1on. 
En effet. le entere de l'importance du reseau pour la sortie 
eventuelle du monooole nous a paru amb1gu et nous prefe­
rons desorma1s la vers1on du Conseil des Etats. D'une part, ce 
dern1er manifeste une large ouverture a l'egard du monopole. 
mais il pose d'autre part une condition extremement severe. 
celle qu1 figure a la fin de la phrase et qui dit que «la qualite de 
la prestation dans l'ensemole du pays doit etre sauvegardee». 
Cela nous parait un critere particulierement 1mportant 
pu1squ'il garant1t notamment la secunte et la qual1te de la d1s­
mbut1on des reseaux dans l'ensemble du pays. y compns 
dans les reg1ons ou leur 1nstailat1on est la 01us d1ffic1le. 
c·est pour cette ra1son que le groupe rad1cal. consc,ent de la 
necess1te d'ouvnr le monopole. accepte cette ouverture avec 
cette cautele tres importante. En son nom donc. Je vous inv1te 
a voter de la meme fa9on que le Conseil des Etats et la mmorite 
de la comm1ss1on. 

Columberg: Wir w1edernolen hier eine Diskussion. die wir be­
'e1ts vor einem Jahr geführt haoen Leider 1st es nicht gelun­
gen, Herrn Walter Frey zu uberzeugen. dass der Weg, den er 
·1orschiagt, nicht richtig ist 
Bei Artikel 19 geht es - ich muss es ohne zu dramatisieren sa­
gen - um eine zentrale Bestimmung dieses ganzen Gesetzes. 
namlich um das Netzmonopol. Lediglich 1n diesem kleinen Be· 
reich des Netzmonopols wollen wir an unserem früheren Be­
schluss festhalten. in allen anderen Bereichen smd wir bereit. 
dem Ständerat zu folgen. das he1sst eine grundlegende Libera­
lisierung vorzunehmen. Sämtliche erweiterten Dienste unterlie­
gen 1n Zukunft dem freien Wettbewerb. Ferner haben wir eme 
sehrgrosszügige Lösung bei den Mietleitungen getroffen. eme 
Lösung. deren Folgen im Augenblick überhaupt nicht abseh­
bar sind. Das uberarbe1tete Gesetz entspricht- das muss man 
betonen - voll und ganz den EG-Bestimmungen. auch wenn 
Sie der Fassung der Mehrheit bei Artikel 19 zustimmen. Hinge­
gen sollten wir beim Netzmonopol hart bleiben und hier keine 
Ausnahmen gestatten. Uebrigens. wem würde es 1n den Sinn 
kommen. zwei parallele Autobahnen von Bern nach Zürich zu 
bauen? Das wurde 1n diese Richtung gehen. 

michael.tellenbach
Textfeld



\ 

Lo1 sur les telecomrnunications 654 N 21 mars 1991 

Wenn wir die Grundversorgung mit Fernmeldediensten im 
ganzen lande nach gleichen Grundsatzen 1m Sinne der Ver­
fassung sichern wollen. können wir im Netzbereich keine Kon­
zessionen machen. 
Herr Frey Walter: Wer wird auch nur das geringste Interesse 
haben. 1n einem dünnbesiedelten Gebiet eine Leitung zu be­
treiben? Erzahlen Sie bitte nicht solche Märchen' Es ist ganz 
klar: Hier geht es um das Aosmenp1cken. Man möchte m stark 
besiedelten Gebieten - dort wo es sich lohnt - pnvat1s1eren. 
und alles andere könnte dann bei den PTT verbleiben. 
Wir haben in Artikel 18 vorgesehen. dass die PTT zusammen 
mit Dritten solche Netze erstellen sollen. Dort sind wir Ja bereit 
diese Zusammenarbeit zu fördern. Die standerätliche Fas­
sung 1st ohne Zwetfel eine Aufweichung. Zwar liegt es im Er­
messen des Bundesrates. Ausnahmen zu machen oder nicht. 
Aber es wird delegiert. Es ist nicht mehr auf Gesetzesstufe fest­
gehalten. Wir kennen den heutigen Bundesrat. aber wer ihm 
morgen angehören wird, das wissen w1r nicht. 
Ich bin der Meinung, dass das Netzmonopol zu den unver­
zichtbaren Bereichen gehört und der Liberalisierung entzogen 
werden soll. Nur mit der ursprünglichen Fassung von Arti­
kel 19 können wir diesen Grundsatz langfristig sichern. Uebri­
gens ist der Ständerat bei den Mietleitungen bereits sehr weit 
gegangen: die Folgen dieser Entscheidung smd im Augen­
blick gar nicht absehbar. 
Beim Leitungsnetz geht es sozusagen um den Lebensnerv 
der PTT. Diesen Nerv sollten wir nicht abschneiden. Die Kom­
mission hat mit 14 zu 9 Stimmen unseren Antrag ubernom­
men und Festhalten an der bisherigen Fassung des National­
rates beschlossen. Ich bitte Sie eindringlich: Bleiben Sie da­
bei! Wir haben sehr viel liberalisiert. aber hier dürfen und kön­
nen wir keine Ausnahme machen. 
Namens der einstimmigen CVP-Fraktion bitte ich Sie um Fest­
halten an der Lösung der Kommissionsmehrheit. 

Präsident: Die liberale Fraktion teilt mit. dass sie sich der Min­
derheit anschliesst. 

Reimann Fritz: Als wir uns im Februar letzten Jahres in diesem 
Rat mit Artikel 19 befassten, hat Herr Walter Frey von einem 
"kleinen Fensterchen im dunklen PTT-Monopol-Keller» ge­
sprochen. das er mit seinem Antrag öffnen möchte. 
Auch in der Kommission hat Herr Walter Frey versucht, die Be­
deutung dieses Artikels bzw. seines Antrages etwas herunter­
zuspielen. was einen Redner veranlasst hat. zu sagen man 
musse immer dann vorsichtig sein. wenn Jemand vor Dramati­
sierungen warne. Ich erwähne das. weil ich befürchte. dass Ar­
tikel 19 zum Schicksalsartikel dieses Gesetzes werden 
könnte. 
Mit dem Vorschlag des Ständerates. unterstützt von der Min­
derheit Frey, wird der Konsens, den w1r 1n der Frage der Libera­
lisierung innerhalb der Kommission gefunden hatten. wieder 
in Frage gestellt. Dieser Konsens kam nach langen Diskussio­
nen und ausgedehnten Hearings zustande. Wir haben uns zu 
einer recht grosszüg1gen Liberalisierung durchgerungen und 
damit grosses Verstandnis für die Bedürfnisse der Benützer­
kreise aufgebracht. 
Die sozialdemokratische Fraktion steht zu dieser Liberalisie­
rung. Das Gesetz ist damrt in Jeder Beziehung europafähig. 
Aber das. was uns der Ständerat vorschlägt. geht über den Be­
griff «L1beral1s1erung» hinaus. Das 1st Privatisierung 1m wahr· 
sten Sinne des Wortes. Wir smd in der Freigabe der erweiter­
ten Dienste und der Mietleitungen. also auch der Grunddien· 
ste. sehr weit gegangen und haben von Anfang an der L1berali­
s1erung 1m Vertrieb der Endgeräte zugestimmt. Nun will man 
die letzte Domane des Bundes. das Monopol uber das Lei­
tungsnetz. der Privatisierung opfern. Da können Sie von uns 
nicht erwarten. dass wir noch mitmachen. sollte auch der Na· 
t1ona1rat dem Ständerat folgen. 
Ich fühle mich auch ein wenig verschaukelt. Nachdem wir zu 
einer Verstandigungslösung Hand geboten haben. muss die­
ser Minderheitsantrag von den SP-Vertretern 1n der Komm1s­
s1on a1s Ruckenschuss empfunden werden. Auch uns fiel es 
nicht immer leicht. Ja zu sagen zu allen L1berahs1erungswun­
schen. die an uns herangetragen wurden. Aber 1m lntesse der 

Benützer sind wir diesen Wünschen sehr wert entgegenge­
kommen. Aber in Artikel 19 geht es nicht um die Benützung 
der Fernmeldenetze, sondern um das Erstellen von Leitungen 
und das Bereitstellen von Funknetzen. In dieser Frage sind wir 
der Meinung, dass das Monopol bei den PTI bzw. beim Bund 
bleiben soll. 
Ein generelles PTT-Monopol gibt es Ja nach den neuen Geset­
zestexten überhaupt nicht mehr. Die Ausnahmen von diesem 
Monopol sind 1m oundesrätlichen Vorschlag klar abgegrenzt. 
Es sind dies die Gesamtverte1d1gung, Unternehmungen des 
offenthchen Verkehrs. Sicherheit des Strassenverkehrs und 
Ausnahmen von geringer Bedeutung. Wie gesagt: Es geht in 
Artikel 19 nicht um die Benützung, sondern um das Erstellen 
der Netze. 
Mit dem Antrag des Ständerates wird das. was an Bundesmo­
nopol noch übrig bleibt, dermassen durchlöchert. dass man 
kaum mehr von einem Monopol sprechen kann. Man fügt -zwar 
bet, die zuverlässige und preiswerte Versorgung der Bevölke­
rung und der Wirtschaft mit Fernmeldediensten in allen Lan­
desteilen müsse gewährleistet sein. Aber diese Verpflichtung 
auferlegt man den PTT auch dann. wenn die rentablen Netze· 
in den Agglomerationen von Privaten abserviert sind. Was 
dann aber fehlt. ist der Lastenausgleich zwischen rentablen 
Netzen 1n den Agglomerationen und den weniger rentablen in 
den Randgebieten. 
Mit einer solchen Politik steuern wir die PTT-Finanzen in die 
gleiche Situation. 1n der sich dre SBB seit Jahren befinden. 
Den Ausgleich bezahlen dann die Steuerzahler mit der Ueber­
nahme der PTT-Defizite durch Bundesgelder. Ausgerechnet 
den am besten rentierenden Teil der PTT würden wir in die ro­
ten Zahlen führen. 
Die Befürworter des Minderheitsantrages wenden ein. es liege 
ja immer noch beim Bundesrat- auch Herr Walter Frey hat das 
gesagt-, zu entscheiden. wie grosszügig er das Monopol ab­
treten wolle. Aber Sie wissen genau: Wenn wir diese Abtre­
tungsmöglichkeit ohne einschränkende Auflagen im Gesetz 
aufnehmen - wie es der Ständerat vorsieht -. wird es auch 
dem Bundesrat schwer fallen, dem Druck privater Interessen­
ten zu widerstehen. Es liegt deshalb an uns, im Gesetz klare 
Verhältnisse zu schaffen. 
Ich bitte Sie deshalb. am ursprünglichen Beschluss des Natio­
nalrates festzuhalten. das he1sst der Mehrheit der Kommission 
zuzustimmen und den Minderheitsantrag Frey abzulehnen. 

Neblker: Ich bitte Sie dringend. der Minderheit der Komm1s­
s1on zuzustimmen Es geht um e,ne sehr bescheidene Libera­
lisierung. Der Bundesrat hat die Möglichkeit zu lockern. Es 
geht nicht ernfach um freie Marktwirtschaft. sondern der Bun­
desrat behält die Kompetenz. dort. wo es sinnvoll ist. auch an­
dere mit der Netzgestaltung zu beauftragen. Es ist keineswegs 
ein Aus für die PTT. wie das dramatisiert wird. Dermassen 
Kernpunkt der ganzen PTT ist dieses Netzmonopol nun auch 
nicht. 
Der Bundesrat - bestimmt auch nicht Bundesrat Ogi - wird die 
PTT ganz sicher nicht in den Ruin führen. indem er nun auch 
andern die Möglichkeit gibt. ein Telefonnetz oder ein Fernmel­
denetz zu erstellen. Es handelt sich um eine sehr vorsichtige 
Lockerung mit ganz klaren Randbedingungen. Es dürfen 
keine Nachteile für die Bevolkerung. für die Landesgegenden 
und für die Wirtschaft entstehen. Die nötigen Pfähle sind vom 
Ständerat und von der Kommissionsm,nderheit eingeschla­
gen worden. so dass hier keine Gefahr einer Aushöhlung der 
PTT oder einer Benachteiligung von irgendwelchen Minder­
heiten oder Regionen möglich 1st. Es geht schlechthin um eine 
Optimierung der Netze. 
Uns1nn1g wäre. diese Netze einfach einem Monopolisten zu 
überlassen. Wir wissen Ja. dass dieses Monopol in der 
Schweiz gar nicht etwa immer optimal gehandhabt wurde. Die 
PTT haben nicht alles nur zum besten gemacht. deshalb ist 
eine gewisse Konkurrenz oder eine gewisse Optimierung an· 
gezeigt. Es stimmt. dass die PTT von sich aus nach Artikel 18 
auch Dritte mit dem Erstellen von Netzen beauftragen können. 
Aber das liegt in der Kompetenz des Monopolisten selbst. Der 
Monopolist sagt. mit wem er zusammenarbeiten will. Wir aber 
wollen. dass nicht der Monopolinhaber sagt. wer etwas macht, 
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sondern dass der Bundesrat entscheidet. was die PTI selber 
machen oder was auch Dritten Libertragen werden kann. 
Es 1st keineswegs so. dass wir beim Vorschlag der Minderheit 
einfach das Monopol aufgeben und eine Privatisierung anstre­
ben. Im Gegenteil. das Staatsmonopol. die Kompetenz des 
Bundesrates. bleibt bestehen. Nur das Monopol des Betrei­
bers wird ein bisschen angekratzt Es geht um eine Optimie­
rung. 
Ich bitte Sie deshalb. unbedingt der Kommissionsminderheit 
und dem Ständerat zuzustimmen. Wenn schon der Ständerat. 
der Ja zu den Randregionen sehr Sorge trägt, zu dieser Lö­
sung kommt dann muss sie vernünftig sein; es täte uns gut. 
auch hier nachzuziehen. 

Präsident: Die grüne Fraktion wird fur die Mehrheit stimmen. 

M. Spielmann: J'interviens dans ce debat sur les reseaux 
parce que j' a1 trava1lle durant plus de vingt ans dans le do­
maine des telecommunications. notamment dans celu1 des re­
seaux. leur construction et leur reparation. 
Ce n'est pas si simple qu'on veut bien le dire et certains s'1llu­
s1onnent lorsqu'ils pensent qu·on peut construire ou comple­
ter un reseau sans d1fficulte. II y a un interet a en completer la 
ou l'on en denombre beaucoup. part1culierement en m1lieu ur­
bain. et egalement dans les v1lles ou la densrte d'informat1ons 
a transmettre est elevee. L'expenence montre qu il n'est pas 
poss1ble de laisser coexister olusieurs types de reseaux. que 
la complementante est 1mposs1ble. Quand on bätit un reseau, 
il ne taut pas unrquement penser a l'out1I qu1 tri3nsporte la com­
munrcat1on. mais aussi a tout ce qu1 est lie a un reseau. par 
exemple: les mensurat1ons. la localisation des differentes 
constructions. Dans plusieurs endro1ts de Geneve. des ca.blas 
ont ete poses par des entreprises privees. Par la suite. il a fallu 
que les PTI contr61ent. remesurent et retocalisent tous les cä­
bles parce que cela n'avait pas ete execute. ce qui fait que l'on 
ne pouvait taut s1mplement plus intervenir en cas de panne. 
Taute une serie de problemes surg1ssent lorsque les cäbles 
sont d1fferents. Parmi les multiples supports de la transm1ssion 
d'informations. citons le cuivre. le cäble coax1al. la fibre opti­
que. On ne oeut les melanger n'importe comment en tonction 
de l'interet particulier que revet la transm1ssion d'un endroit a 
l'autre: taut doit etre coordonne afin que les ca.blas correspon­
dent. Je ne developperai pas les cons1derations techniques 
plus avant. ma1s cons1derer que poser des cäbles et les exploi­
ter sans qu ils s'integrent dans un reseau. sans que celw a qw 
on va offrir !es services de ce reseau obtienne une garantie de 
fonctionnement et reparatron en cas de panne. est tout bonne­
ment 1mooss1ble. Sans parler de la coordinatron des travaux. 
de f'ouverture des chantiers et de nombreux reproches a pro­
pos des rnterventrons sur les vo1es de communication en mi­
lieu urbain. parce qu rl taut 1ntervenrr souvent pour reparer et 
localrser des cäbles. II est donc 1llusoire de completer un re­
seau ex1stant par un reseau pnve. 
La plupart des ut1lisateurs, le CERN. !es grandes adminrstra­
trons locales semr-orrvees de Geneve. qui ont possede des re­
seaux cäbles prives. ont fait marche amere et ont demande 
aux PTT de prendre leurs reseaux en marn pour que cela tonc­
tronne. Des sommes cons1derables ont ete depensees pour 
rendre ces reseaux compat1bles avec !es autres. pour pouvoir 
les reoarer. pour les faire tonct1onner taut simplement. Je 
n evoque pas 1ci l'interet de celu1 qur a pose les cäbles et etabli 
le reseau: une fo1s qu·i1 a vendu son reseau et alimente les 
deux pöles. rl s·en va et l'utilisateur do1t se debrourller seul. Oui 
peut garantrr la poss,brlite de pouvorr intervenrr dans un tres 
court laos de temps? 
Les communrcations sont d'autant plus 1mportantes qu·un 
seul cäble supporte une dens1te d'informat1ons tres elevee. de 
sorte qu on ne peut attendre une rntervention un ou deux Jours 
apres. Seules des personnes competentes sont capables 
d'intervenrr. pour cela rl laut connaitre la localisation des cä­
bles. Completer un reseau est une lllusron qu1 rendra la v1e 
comp11ouee: dans quelles canal1sations. dans quels endroits 
allez-vous poser les cables? Va+on multiplier !es canalisa­
t1ons? Une coordinat1on entre tous les services publics - eau. 
gaz. electrrc1te. telephone - est neces$aire. Chacun a ses di-

mens1ons. sa place dans les differentes routes. Cela ex1ge une 
gymnastique extraordinaire pour coordonner et mettre tout 
cela en train. Qui va contraindre celui qui pose ces nouveaux 
reseaux a s'adapter? Va-t-11 pouvoir utiliser les canalisations 
existantes? II y a le cas de Tele-Geneve ou l'on a fart appel a 
une sene d'entrepnses privees spec1alisees dans la pose de 
cäbles. et ou l'on a constate l'imposs1b1lrte de proceder ainsi. 
Les PTT ont ete appeles a la rescousse et en quelque temps ils 
ont trre les 350 k1lometres de cäbles necessaires au telere­
seau. 
Je vous rends attentifs. non pas au probleme de la pnvatisa­
tJon. ma1s a celur de l'utilisateur qu1 transmet des donnees: ce 
dern1er a tout rnteret a ce qu'on lui offre un reseau coordonne, 
des poss1b1lites d'intervention et un fonctionnement rapide. Je 
me fais auss, l'avocat de l'interet public: nos routes do1vent 
etre ut11isees de maniere optimale. pour cela un reseau coor­
donne est necessaire. Ce n'est pas un probleme de mono­
pole, ma,s de bon senset d'utilisation rationnelle de notre es­
pace. Je vous remercie devoter pour la ma1orrte. 

Lanz: Es besteht. so habe ich in der Debatte gehört, zwischen 
dem Wort «betreiben» und dem Wort «nutzen» eine Unklarheit 
Wenn das Monopol zum Bauen und zum Betreiben der Netze 
dem Bund zusteht, dann heisst das. dass der Bund die Ver­
pflichtung hat. die Netze betriebsbereit zu halten. Diese be­
trrebsbere,ten Netze können von Dritten - genannt wurden 
von Herrn Walter Frey IBM. Banken usw. - zur Nutzung ver­
wendet werden. Diese Nutzung wird mit dem neuen Fernmel­
degesetz liberalisiert. 
Mit dem Artikel 21ter ist die Voraussetzung gegeben. dass pri­
vate Fernmeldenetze landes- oder weltweit entstehen können 
und auch von Privaten genutzt werden können. Darum glaube 
ich, dass das Fernmeldegesetz den Anforderungen genugt, 
die eigentlich Herr Frey und seine Minderheit wünschen. Arti­
kel 19 kann man wirklich so belassen. wie ihn der Bundesrat 
vorschlägt. Ganz speziell sind hier die Gebirgs- und Randre­
gionen angesprochen: Die würden dann noch erleben, was 
das heisst. private Netze erstellen! 

Auer, Berichterstatter: Hier liegt einer der wichtigen Streit­
punkte in der Abgrenzung von Monopol und Liberalisierung 
und die zweite erhebliche Differenz zum Ständerat vor. Es ist 
eine Schlüsselbestimmung in bezug auf die Stellung der PTI. 
Zum Werdegang dieses Artikels in Sachen Netzmonopol und 
der Ausnahmen davon: Lesen Sie Artikel 18 nach. Dieser sti­
puliert das Monopol der PTI. Sie Liben gemäss Fassung des 
Bundesrates dieses Recht selbst aus oder ubertragen es 
durch Konzessionen oder Bewilligungen an Dritte. Der Natio­
nalrat ergänzte auf Antrag seiner Kommission. d. h. von Herrn 
Caccia: «oder rn Zusammenarbeit mrt Dritten». Der Ständerat 
hat diese Formulierung Libernommen. so dass bei Artikel 18 
kerne Differenz besteht. 
Artikel 19 hingegen gab auch in der Ständeratskomm1ssion 
und im Ständerat zu langen Debatten Anlass. Eine Mehrheit 
der Ständeratskomm1ssion beschloss in der ersten Lesung 
mrt 4 zu 4 Stimmen. in der zweiten mrt 5 zu 5 Stimmen. beide 
Male nur mit Stichentscheid des Präsidenten, eine Ausnahme­
formulierung ohne Jegliche Einschränkung, sieht man vom 
Zweckartrkel des Gesetzes ab. Der Bundesrat sollte demnach. 
abgesehen von den Netzen für die Gesamtverteidigung, den 
öffentlichen Verkehr und die Sicherheit des Strassenverkehrs. 
weitere Fernmeldenetze vom Netzmonopol ausnehmen kön­
nen. 
Dieses weitere Ausnahmekriterium liess der Ständerat fallen. 
Eine Minderheit der ständerätlichen Kommission übernahm 
den Beschluss des Nationalrates. Dieser Minderheitsantrag 
obsiegte rn der Kleinen Kammer in einer Eventualabstimmung 
mrt 20 zu 15 Stimmen. 
Mit 28 zu 7 Stimmen hiess der Ständerat dann aber einen 
zweiten Minderheitsantrag gut. den Sie auf der Fahne finden. 
Die Kompetenz des Bundesrates. Ausnahmen vom Netzmo­
nopol zu gewähren. wrrd analog dem liberalisierten Artikel 4 
mit der Wiederholung des Zweckartikels eingeschränkt. Aus­
nahmen dürfen nur erfolgen. sofern dre erwahnten Kautelen 
erfüllt srnd: Herr Nebiker hat vorher darauf h1ngewresen. 
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Bei den nationatratlichen Beratungen 1m Februar 1st ein Min­
derheitsantrag von Herrn Walter Frey mit 73 zu 79 Stimmen 
knapp abgelehnt worden. Herr Frey wollte dann zusatzliche 
Ausnahmen vom Netzmonopol erlauben. wenn die «Le1-

.~r·~~·"'''"•der PTT nicht in Frage gestellt» werde. Dieser An­
trag wurae in der Standeratskomm1ss1on aufgenommen. fand 
;edoch keine Gnade: decke den Zweckartikel 
zuwenig ab. Ihre Kommission nun mit 14 zu 9 
Stimmen. an der aes Nationalrates festzunalten: dies 

Uebereinst1mmung mit dem Bundesrat sei. dass 
beide eurooakompat1bel sind. Auch die EG halt 

des Netzmonopols fest 
Der Ihrer Komm1ss1on die vom Ständerat be-
schlossene llberalisierung, 1m zu 1n Artikel 4. 
zu weit auch wenn sie mit den erwahnten 
schränkt wird. Sie kame nach ihrer Auffassung allenfalls 
Agglomerationen. nicht aber den Randgebieten zugute. Die 
Verpflichtung der PTT, die Dienstleistungen 1m Bereich des 
Grunddienstes ,n allen Landesteilen nach gleichen Grundsat­
zen zu erbringen (Art. 5 des Gesetzes), werde unter Umstän­
den nicht befolgt werden können. wenn das Netzmonopol an­
geknabbert werde. 
Der Bundesrat ist der Auffassung. dieses gehöre - auch aus fi­
nanziellen Gründen zu den unverzichtbaren Bereichen der 
PTT. Herr Generaldirektor Rosenberg von den PTT argumen­
tierte. die beantragte Relativierung des Monopols führe zu ei­
nem Druck auf den Bundesrat Vorerst würden vielleicht nur 
kleine Gebiete ausoenommen. wenn sich diese aber auswei­
teten. wurde «der Lebensnerv der PTT getroffen». Es müsse 
daher von vornherein ein Riegel geschoben werden. 
Persönlich stimme ich für die Minderheit. weil ich meine. Ab­
satz 2 bringe den Randregionen genügend Schutz. und weil 
wir nicht wissen. welche Entwicklung die Technik nimmt: ob es 
möglicherweise spater einmal volkswirtschaftlich vernünftig 
ist. in Zusammenarbeit mit den PTT auch das Netzmonopol zu 
liberalisieren. 

M. Caccia. rapporteur: Nous sommes sans doute parvenus a 
;a divergence la plus imoortante entre le Conseil des Etats et le 
Conseil national. Ce derrner. en accord avec le Conseil fede­
ral. ava,t dec1de d'exciure du monopole «d'autres reseaux de 
telecornrnunications peu irnportants». Le Conseil des Etats 
propose d' exclure du rnonopole «d'autres reseaux a condition 
que ... " (cf. al. 2). c·est le rnemetypede liberalisation qui aete 
oresente a l'article 4 pour les services de base. ma1s dans un 
tout autre dornaine que celu1 des reseaux. 
La quest1on a ete tres controversee. rneme au Conseil des 
Etats. Au sein de la cornm1ss1on de ce dern1er. la dec1s1on a ete 
pnse oar deux fois a la voix preponderante du pres1dent Au 
Conseil des Etats finalernent. apres quelques votations. une 
propos1tion de minonte a ete adootee par 28 vo,x contre 7. 
C'est l"alinea 2 que vous trouvez sur le depliant. Vous vous 
rappelez que dans notre conse1I une prooos1tion s1m1laire de 
'v1. F rey Walter avait ete re1etee oar 79 voix contre 73. 
Votre comm1ss1on. en accord avec le Conseil federal. vous 
suggere de mainternr la ctec1s1on precedente par 14 vo1x 
contre 9. La minonte. cornrne vous i"avez entendu. prooose 
d accepter :a dec1s1on du Conseil des Etats. li faut souligner 
que les deux solutions sont cornpatibles avec le droit commu­
nauta1re parce que ce dern1er prevo1t la possibilite de rnainte­
nir le monopole du reseau. Pour la ma1or1te de votre comrn1s­
s1on. la liberalisation du reseau va trop 101n. Dans un territoire. 
de la dirnens,on et avec les caracteristiques de la Su1sse. le but 
fixe a 1 · article prern1er de la loi peut etre garant1 seulernent avec 
1·octroi du monopole du reseau aux PTT. 
Avec l'art1cle 18. on a accornpli un effort - M. Colurnberg l'a 
raopele - pour essayer d'eviter les gasp1llages de ressources 
qu1 se developpent lorsqu il y a plus1eurs reseaux paralleles 
qu1 ne sont pas utilises de fac;;on optimale et on a propose la 
solution d'une collaboration entre les PTT et des tiers. Avec le 
iibelle adoote par le Conseil des Etats. on nsque de retomber 
(jans ce gasp1llage de dispornbilites des reseaux paralleles qu, 
ne sont pas ut1lises de facon optimale. Mais. Mesdames et 
Messieurs. le nsque est ev1dernment couru uniquement dans 
les reg1ons de notre pays 1es plus interessantes du po,nt de 

vue commerc1al. II vaut la peine de raopeler que les PTT. 
merne s ils ont partois accumule quelque retard. n'ont pas s1 
mal trava1lle. Si une analyse cornparat1ve effectuee a l'echelon 
europeen est vra,e. le reseau des telecommurncations des 
PTT su1sses est de tres loin 1e plus fiable de toute l'Europe en 
ce qw concerne la transm1ss1on de donnees. 

Bundesrat Ogi: Es 1st richtig. dass 1m Falle einer Zustimmung 
zur Minderheit der Bundesrat eine etwas weitergehende Korn· 
oetenz erhalten wurde. vom Netzmonopol Ausnahmen zu 
,vahren oder nicht. In Anbetracht oer Diskussion und der 
n,:,n,:,,,.,n,:.,r~,n 1n unserem lande musste so oder so restriktiv 

werden. 
Netzmonopol ist die letzte Bastion vor der vollständigen 

das müssen Sie wissen. Wenn die Flächen· 
deckung in Frage gestellt werden so1I. muss konsequen­
terweise diese Bastion gehalten werden. Wir müssen, wie ge­
sagt wurde. an die Randgebiete denKen. wir müssen an das 
Lötschental und an das Calancatal denken und dürfen diese 
beiden Täler nicht vergessen. auch das Toggenburg nicht Wir 
dürfen nicht nur an Zürich denken. Wir müssen ebenfalls ver­
meiden. dass eine Art Rosinenp,cken stattfindet 
Um dies zu verhindern. 1st nach Meinung des Bundesrates die 
Fassung der Mehrheit besser geeignet. Im Ständerat war der 
Bundesrat 1m Clinch. das stimmt Be, der Wahl zwischen einer 
vollständigen Oeffnung und einer etwas weiteren Fassung hat 
sich der Bundesrat für das kleinere Uebel entscheiden müs­
sen. 
Zu dem. was Herr Walter Frey gesagt hat: Netze. wie sie die 
Banken oder die Fluggesellschaften haben. smd nicht vom 
Netzmonopol ausgeschlossen. Diese Netze beruhen auf Miet­
leitungen der PTT und nicht auf eigenen Netzen. Diese Netze 
haben also nichts mit Artikel 19. sondern sie haben m,t Arti­
kel 4 und 21ter zu tun. wo Sie die L1beraiis1erung bererts be­
schlossen haben. 
In Anbetracht dieser Tatsache bitte ich Sie. der Kommissions­
mehrheit und dem Bundesrat zu folgen und den Antrag der 
Minderheit abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 21bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a la decis1on du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 21ter 
Antrag der Komm1ss10n 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la comm1ss10n 
Adherer a la decis1on du Conse!I des Etats 

85Stimmen 
45 Stimmen 

Lanz: Gestatten Sie mir einige kurze Feststellungen zu Arti­
kel 21ter zuhanden der Materialien. 
Die Zurvertügungstellung von Mietleitungen ist der eigentliche 
Schlüssel zum liberalisierten Fernmeldewesen. Sowohl dem 
kleinen Unternehmer als auch dem weltweit tätigen Multi wird 
damit ermöglicht. umfassende firmeneigene Fernmeldebe· 
dürfrnsse 1nklus1ve das Telefonieren selber zu befriedigen. 
Mit den modernen Teilnehrnerverrnrttlungsanlagen, die die 
Mietleitungen zu einem privaten Fernmeldenetz werden las­
sen, 1st es rn Minutenschnelle möglich. auf diesem Netz auch 
den Telefondienst zu erbringen. Der Unter11anderung des Te­
lefondienstmonopols wird Tür und Tor geöffnet. und das «lais­
ser aller. laisser telephoner» 1st vorprogrammiert. wenn man 
den Dingen freien Lauf lässt. 
Hier. Herr Bundesrat. sind Sie gefordert. 
Beim Erlass der Verordnungen oder zum Beispiel der Abonne­
mentsvorschriften nach Artikel 13 1st unbedingt dafür zu sor­
gen. dass die rn1ssbrauchliche Nutzung von Mietleitungen 
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auch 1n privaten Teilnehmerverm1tttungsanlagen verhindert 
und von den PTT bekämpft werden kann. Mir wurde. weil ich in 
der Kommission einen Antrag zurückgezogen habe. verspro­
chen, man gebe mir zu diesem Thema Erklärungen zu den 
Matenalien. 
Herr Präsident und - noch lieber - auch Herr Bundesrat, ich 
bitte Sie um diese Erklärung. 

Auer. Berichterstatter: Die Stossnchtung von Herrn Lanz 1st 
richtig. Die Mietleitungen als Teil des Netzes sind in Artikel 3 
Buchstabe cb1s neu ausdrücklich verankert worden. auch jetzt 
durch Sie. 
Der Rat hat überdies zuvor Artikel 4 zugestimmt. in dem fest­
gehalten wird. dass auch Dienstleistungen im Bereich des 
Grunddienstes auf solchen Mietleitungen erbracht werden 
können. 
Um Klarheit über diesen rechtlichen Status zu erhalten. sind 
sie 1etzt ausdrücklich im Kapitel «Fernmeldenetze» verankert. 
Dies gilt auch für die Art und Weise. wie sie den Kunden zur 
Verfügung gestellt werden, wobei dies allerdings über ein 
Abonnement geschieht. 
Ich btn aber dankbar. wenn Herr Bundesrat Ogi das Ganze 
noch einmal aus höherer Warte zuhanden der Materialien dar­
legt. 

M. Caccia. rapporteur: M. Lanz est preoccupe par !es nsques 
d'abus poss1bles sur !es c1rcuits loues, prevus dans le nouvel 
article 4 qw permet auss1 de realiser des serv1ces de base pour 
des tiers, excluant le service telephonique. Vous comprenez 
ce que pourrait s1gnitier le fait de ne pas maintenir sous 
contröle l'application de cet article 4. alinea 2. En effet. 
95 pour cent des revenus des PTT sont assures par les servi­
ces telephoniques; il taut donc verifier attentivement l'applica­
tion de cette clause qui stipule que les services telephoniques 
sont interdits sur !es circu1ts loues par des tiers. 

Bundesrat Ogl: Es geht hier um Artikel 21ter. den Herr Natio­
nalrat Lanz angesprochen hat. Er befürchtet. dass über Miet­
leitungen das Monopol für den Telefondienst umgangen 
werde. 
Technisch - Sie wissen das als Spezialist. Herr Nationalrat 
Lanz - ist es natürlich möglich. über eine Mietleitung Sprach­
übermrttlung zu betreiben. Für die eigenen Bedürfnisse wird 
der Mietleitungsabonnent das auch tun dürfen. Aber er darf es 
nicht Dritten als Dienst anbieten. Um dies sicherzustellen. be­
stehen verschiedene Möglichkeiten. Einmal müsste er den 
Dienst fast öffentlich anpreisen, wenn er damit ein Geschäft 
machen wtll. Das fällt auf. Da kann man einschreiten. 
Dann könnte man in den Abonnementsbestimmungen vorse­
hen. dass die PTT jederzeit Zutritt zu den am Mietleitungsnetz 
angeschlossenen Teilnehmervermittlungsanlagen haben 
müssen. Da kann man kontrollieren. Die Mietleitungen werden 
von den PTT abgegeben. Sie unterhalten natürlich ein Ver­
zeichnis darüber, wer welche Mietleitungen abonniert hat. Da 
hat man die Uebers1cht. Ich glaube. das 1st heute gegeben. 
Wenn man eine Verletzung des Telefondienstmonopols fest­
stellt, gibt es ein sehr wirksames Mittel dagegen. Man droht mit 
dem Entzug der Mietleitung. Im Extremfall kann die Mietlei­
tung zuruckgezogen werden. Ohne Mietleitung Kann dann der 
Kunde seine Kommunikationsbedürfnisse nicht mehr befriedi­
gen. Da halt er wonl lieber die Vorschriften ein. Das 1st die Mei­
nung des Bundesrates. 
Ich kann deshalb bestätigen. dass der Bundesrat bereit ist im 
Sinne Ihrer Ausführungen das Gesetz auch anzuwenden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 22, 22bis. 23, 25-27. 33, 34 
i\ntrag aer Komm,ss,on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Propos1t10n ae la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.35bls 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la comm,ssion 
Adherer a la dec1sion du Conseil des Etats 

Art.S6bis 
Antrag der Komm1ss1on 
Streichen 
Proposition de la comm1ss1on 
Bitter 

Art. 58 Abs. 1 Bst. C 
Antrag der Komm,ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 58 al. 1 let. C 
Proposition de la commiss1on 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Auer, Berichterstatter: Auf Antrag Ihrer vorberatenden Kom­
mission haben Sie - nicht unbedingt zum Entzücken des Bun­
desrates und der PTT - die Schaffung einer Fernmeldekom­
mission beschlossen. Ihre Aufgaben werden in Artikel 35bis 
enumeriert. Diese Fernmeldekommission. etn ziemlich stark 
belastetes Milizorgan. könnte nur mrt Hilfe eines effizienten. 
vollamtlichen Sekretanats ihre Aufgaben erfüllen. 
Der Ständerat hat nun statt dessen beschlossen. ein Bundes­
amt für Kommunikation - abgekürzt Bako - zu schaffen. Je­
doch in Artikel 56bis (Fahne S. 15) einen Wurmfortsatz unse­
rer Fernmeldekommission zu belassen. Demnach soll sich 
der Bundesrat in Fernmeldefragen von einer Kommission be­
raten lassen können. Dafür braucht es aber ketne besondere 
Gesetzeskompetenz! Der Bundesrat hat es alleweil in der 
Hand. Kommissionen zu bilden und sich von diesen auf den 
verschiedensten Gebieten beraten zu fassen. Unsere Kom­
mission beschloss daher mit 9 zu 3 Stimmen. Artikel 56bis er­
satzlos zu streichen. 
Somit unterbreiten wir Ihnen Jetzt drei Anträge: 
1 . Streichung der Fernmeldekomm1ss1on gemäss Arti­
kel 35bis. Fahne Seite 9, analog dem Ständerat. 
2. Streichung der Ersatz-Mini-Fernmeldekommission gemäss 
Artikel 56b1s. Fahne Seite 15, auf der französischen Fahne Sei­
te 14 .. Damit wird zwar eine Differenz zum Ständerat geschaf­
fen. Diese .ist aber materiell nicht von Bedeutung, weil dieses 
Komm1ss1onchen in Artikel 56bis vom Ständerat mit Rücksicht 
auf den Nationalrat beschlossen worden ist. 
3. Schaffung eines Bundesamtes für Kommunikation. mit der 
vom Nationalratsprasidenten erwähnten Aenderung von Bun­
deserlassen: Ziffer 1 bis. Bundesgesetz vom 19. September 
1978 über die Organisation und die Geschaftsführung des 
Bundesrates und der Bundesverwaltung. Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe C (deutsche Fahne S. 16. franzosische Fahne 
s. 15). 
Die Gründe für dieses Bako: Die strikte Trennung von hoheitli­
chen und betneblichen Funktionen 1m Gesetz führt zu zusätzli­
chen Aufgaben des Departements. die nicht mehr einfach von 
dessen Generalsekretanat übernommen werden können. Da­
für werden die PTI von verschiedenen Aufgaben entlastet Die 
Bewalttgung der hoheitlichen Aufgaben bedarf einer Behörde 
ausserhalb der PTI Auch das neue Radio- und Fernsehge­
setz ubertragt verschiedene Aufgaben dem Departement. So 
soll z. B. der b1shenge Radio- und Fernsehdienst des General­
sekretariates in das Bako integriert werden. 
Waspolitisch w1cht1g 1st und nicht zu den Aufgaben des Bako 
gehort. 1st die Programmaufsicht über Radio und Fernsehen. 
Hier ist die Unabhang1ge Beschwerdeinstanz gemass Bun­
desverfassung bzw. das Radio- und Fernsehgesetz zustän­
dig. Es handelt sich beim Bako also nicht um ein Medien- oder 
Medienaufsichtsamt. Herr Bundesrat Ogt wird Ihnen noch 
naher Auskunft über das Pflichtenheft una über finanzielle und 
personelle Konsequenzen geben. 
Zur Erinnerung: Der Stanaerat hat 1n der letzten Herbstsession 
ein Postulat von Herrn Gad1ent gutgehe,ssen. das die Schaf­
fung eines Bundesamtes fur Kommuntkat1on fordert. Der Bun-
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desrat war bereit. das Postulat entgegenzunehmen. der Stän­
derat hat es Liber.v1esen Ständeratskomm1ss1on und Stände­
rat h1essen den Vorschlag e1nst1mm1g gut. In gleicher Weise 
stellt Ihnen Ihre Kommission jetzt Antrag. 
Um die Realisierung zu beschleunigen. wollten wir Ihnen in 
Uebere1nst1mmunq mit dem Ständerat und Ihrer Kommission 

also heute. den Bunaesbeschluss uber die Ge-
der Liber aie Zuwe1-

aer an 01e Deoartemente und Dienste an die 
Bundeskanzlei unterbreiten. Die Botschaft vom 11 März 1st lh· 
nen letzte Woche hier 1m Saal verteilt worden. Die FraKtions-
pras1dentenkomm1ss1on hat ein solches 
:es Verfahren Das Büro hat 1nzw1schen das 
schaft an unsere uberw1esen. Sie werden soater 
ctaruber zu befinden haben. 

M. Caccia. rapporteur: A l'article 35 bis. on trartera egalement 
de l'art1cle 56 bis et de l'article 58 de la 101 federale sur 1·organi­
sat1on et la gestion du Conseil federal et de !'Administration fe­
derale. 
Swvant la proposition de votre commission. vous aviez ac­
cepte de creer. par cet art1cie 35bis. une Comm1ss1on des tele­
communications. avec des competences etendues. C'etait le 
resultat d'un effort cons1derable pourtrouver un consensus au 
sein de la commiss1on eile-meme. 
Le Conseil des Etats propose de creer un Office lederal des 
communications. tout en maintenant la poss1b1lite d'une Com­
m1ss1on des telecommurncat1ons dans la 1oi. ma1s prevue a 
1 art1cie 56b1s. Votre comm1ss1on est d'avis que le Conseil fe­
deral n'a pas besoin d'une base legale exolicite pour instituer 
une comm1ss1on consultative. comme celle proposee par le 
Conseil des Etats. 
Votre commiss1on vous propose donc premierement. de biffer 
l'article 35bis, suivant la decision du Conseil des Etats: deuxie­
mement de biffer l'article 55bis, inutile: trois1emement d'ac­
cepter la proposrtion de creer un Office federal des communi­
cations. en modifiant l'article 58 de la loi federale sur l'organi­
sation et la gestion du Conseil federal et de !'Administration fe­
deraie. c·est la consequence inevitable de la distinct1on entre 
haute surve1llance. de la competence de l'autorite federale. et 
gest1on des telecommunications. de la competence des PIT, 
et des competences que la loi sur la radio et la television 
donne au departement. Les täches nouvelles confiees par ces 
deux 101s au deoartement justifient la creation d'un office fede­
ral dans leouel finiront auss1 les serv1ces actuels rattaches au 
secretanat du deoartement de M. Ogi. A lu1 d'expliquer, ende­
ta11. la consntution et l'orgarnsation de cet office. 
Votre comm1ss1on ava1t tente de liquider oar une voie tres ra­
pide ie message et le proJet d'arrete federal qui vous ont ete 
transm1s ces derrners Jours a prooos de l'approbation d'une 
nouvelle ordonnance qw regle les attributions de l'office fede­
ral lu1-meme. La Conference aes pres1dents de groupe n a pas 
acceote cette procedure extraordina1rement rapide. La ques­
t1on est donc renvoyee. 

Hafner Rudolf: Wunder geschehen in der schwerfälligen Ge­
setzgebung eigentlich selten. Aber. Herr Bundesrat 091. nun 
sind wir wahrsche1nl1ch vor einem solch seltenen historischen 
Ereignis. dass wir da ein Wunder kreieren. denn es soll ein 
Bundesamt tur Kommun1kat1on ins Leben gerufen werden. 
Leider haben wir auf unseren Pulten wenig Unterlagen dazu. 
e1nz1g die Komm1ss1onsm1tglieder haben offenbar kurzfristig 
noch Unterlagen des EVED erhalten. Man muss sich doch fra­
gen: Was 1st das für ein Bundesamt. das da innert Kürze gew,s­
sermassen hergezaubert werden soll? Wenn schon im Rah­
men eines Differenzbereinigungsverfahren ein neues Bundes­
amt geschaffen werden soll. dann seien doch einige kritische 
Fragen aazu erlaubt. 
Weshalb erhalten wir als Parlamentsmitglieder keine Unterla­
gen daruber? Es war zwar wohl so, dass offenbar einmal eine 
Pressemeldung erschienen 1st. Aber ich glaube. es kann nicht 
Sinn und Zweck unseres Parlamentsbetnebes sein. dass man 
seine informat1onen uber eine Pressemitteilung beziehen 
muss. Aus dem Bericht des EVED können Jährliche Kosten 
·,on etwa 52.9 Millionen Franken ersehen werden. Die Frage 

stellt sich: Warum haben wir überhaupt noch eine Finanzkom­
m1ss1on. wenn em solches Geschäft der Komm1ss1on nicht vor· 
gelegt w1ra? 
Vonseiten der Finanzdelegation. die normalerweise bei samt­
liehen Geschäften eingeschaltet wird. habe ich gehört. dass 
nicht einmal die Delegation darüber beraten konnte. Wir sind 
;etzt in der Situation. dass wir 1m D1fferenzoere1nigungsveriah­
ren ein Bundesamt beschliessen sollten. 
Eine weitere Ein kleiner Teil des Personals soll von be­
stehenden Verwaltungszweigen übernommen werden. von 
den PIT usw. Aber Bencnt des EVED ist vrtrni~<:~>n 
46 Personen neu zu Auch hier die Woher 
kommen sie? Hat der Bundesrat da eine Reserve. von der 
selbst die Finanzkomm1ss1on keine Ahnung hat und von wel­
chem Bundesamt sollen diese 46 neuen Mitarbeiter abgezo­
gen werden. oder woher kommen sie? Wie steht es überhaupt 
,m Einklang mit dem Personalstopp man nat ja eigentlich ein 
klares Bewilligungsverfahren instrtutionalis1ert -. dass da 
plötzlich 46 neue Arbeitsplätze ohne vorhergehende Beratung 
geschaffen werden sollen? Wann werden diese 46 neuen Mit­
arbeiter bewtlligt? 
Eine weitere Frage aus dem EVED-Bericht: Soll das neue Bako 
seine Funktionen grundsätzlich gleich mit Inkrafttreten des 
Fernmeldegesetzes und des Radio- und Fernsehgesetzes 
aufnehmen? Es gibt hier zeitlich eine Vorgabe. Es ist also ganz 
klar, wann das Ganze m Kraft treten soll. Das Bako soll offen­
bar - wie man auch von se1ten der Komm1ss1onssprecher ge­
hört hat - diese Koorainat1onsfunkt1on Libernehmen. Dann 
stellt sich doch die Frage: Wie wlil man das machen, wenn die 
Mittel - insbesondere das Personal - noch gar nicht bewilligt 
sind? Wie soll das so rasch gehen? 
Die letzte Frage: Wie will man in Zukunft verhindern, dass un­
ser Parlament quasi über Nacht. ohne eingehende Unterla­
gen, mit solchen Problemen konfrontiert wird und dass ein 
Präjudiz geschaffen wird? 

Leuenberger-Solothurn: Es ist in der Tat Gesetzgebung auf 
die schnelle Tour. wenn der Zweitrat bei einer Gesetzesbera­
tung im Anhang zu einem Gesetz ein neues Bundesamt 
schafft. Das 1st zwar sehr dynamisch, und Dynamik ist in dieser 
Zeit gefragt; man kann zu Dynamik fast immer nur gratulieren. 
Aber immerhin gehören zu dynamischem Vorgehen auch die 
Fragesteller. Unser Plenum kann sich ja heute erstmals mit 
diesem Bundesamt für Kommunikation auseinandersetzen. 
Ich gebe Ihnen gerne zu: Nachdem der Ständerat eine so 
klare Trennung zwischen hoheitlichen Aufgaben und PIT-Auf­
gaben vorgenommen hat. war dieses Amt für den PIT-Bere1ch 
unumganglich: man konnte gar nicht anders als es schaffen. 
Das 1st auch der Grund, weshalb ich Ihnen Jetzt keinen Stre1-
chungsantrag für diesen Anhang vorschlage; vielmehr 
möchte ich meine Kritik im Sinne des englischen Oppos1t1ons­
onnzips anbringen - damit jene. die so dynamisch vorange­
hen. möglichst wenig Fehler machen und sich der Fallstricke 
bewusst sind. 
Ich muss Ihnen gestehen: Es reizt einen fast, eme Satire zu 
schreiben. Unter dem Titel «Liberalisierung des Fernmeldewe­
sens" resultiert schlussendlich summa summarum für die he!-
1et1sche Repuolik ein neues Bundesamt mit 76 Beamten. wo­
von 50 Stellen neu geschaffen werden müssen. Ich würde oh­
nehin nicht von Liberalisierung reden. ich würde von Deregu­
lierung und von Kommerzialisierung reden. 
Das kann doch wohl nicht der Zweck der Uebung gewesen 
sein, dass man der öffentlichen Hand gewisse Aufgaben 
wegnimmt und dann sagt: Weil man jetzt Aufgaben wegge­
nommen hat muss der Staat die Situation neu überblicken. 
und dazu braucht es eine neue Bürokratie. 
All diese Aufgaben. die neu wahrgenommen werden müssen. 
sind auch bisher schon wahrgenommen worden von speziel­
len. tüchtigen Fachkräften. in der Regel bei den PIT-Betrie­
ben, zum Teil auch im Departement. Wir mussen also aufpas­
sen. dass wir hier nicht dem Herrn Parkinson ein Söhnchen 
zur Seite stellen. 
Es 1st denn auch fast belustigend: Im Bericht des Oepartemen­
tes steht dass die Liberalisierung eindeutig mehr hoheitliche 
Aufgaben mrt sich bringt. als es bis heute der Fall war: «Das 
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Monopol zu verwalten war einfacher.» Dieses Monopol hat das 
Land gut versorgt und dazu geführt. dass man Jahr für Jahr 
noch 150 Millionen Franken 1n die Bundeskasse abliefern 
konnte. 

Wir erlassen 1etzt ein Gesetz unter dem Titel 
scnaffen ein neues Bundesamt. das dann 

•:?!'Na 50 Millionen Franken kosten soll. und überdies treiben 
mr die PTT die Nähe der roten Zahlen. Bon. das 1st offenbar 

Le1tQe1s,t. der europa1sche Geist der hier in diesem Haus 
zu wehen Aber 1cn muss Ihnen sagen: So kann das 
joch nicht gemeint sein. 

der Finanzkomm1ss1on muss ich Ihnen 1n aller Of· 
fenne1t sagen dass die Finanzkomm1ss1on oe1 der ouu""'"'~-

d1ese 50 neu an begehrten Stellen und ebenfalls das 
get dieses Amt ganz grundlich wird unter die nehmen 
mussen. 
Die Zustimmung heute zur dieses Bundesamtes 
kann 1n Keiner Art una Weise bedeuten. dass man damit ein­
;erstanden 1st. dieses Bundesamt dann entsprecnend den 
heutigen departementalen Vorstellungen auszugestalten. Das 
will ich schon Jetzt festhalten. damit Sie mir nicht im Dezember 
sagen, ich hätte ein bisschen früher aufstehen müssen. 
In diesem Sinne. zähneknirschend. stelle ich keinen Antrag 
gegen dieses Bundeskommunikationsamt. Immerhin. damit 
Sie mir auch etwas auf den Weg mitgeben Könnten: Der Solo­
thurner Stadtammann nat mir anvertraut. er hatte noch ein 
freies Grundstück für ein dezentral1s1ertes Bundesamt: es 
ware 1a wohl klüger. die neuen Bundesamter zu dezentra1is1e· 
ren anstatt 1ene. die bereits Wurzeln gescnlagen haben. Also. 
wenn für Solothurn nocn etwas herausschaut. ware ich mögli­
cherweise zu haben. 

Begrüssung - Bienvenue 

Präsident: Ich begrüsse auf der Tribüne die Gäste aus der So­
wieturnon. Es freut uns sehr. dass Sie als Vertreter der parla· 
mentanschen Komm1ss1on für den Volksgesundheitsschutz 
wahrend einigen Tagen unser Gesundheitssystem studieren 
Nerden. Wir hoffen. dass der Besuch in der Schweiz Ihre Er· 
Nartungen erfüllt. und wünschen Ihnen einen guten Autent­
'lalt. !Be/fall} 

Mühlemann: Nicht zahnekrnrschend, sondern erfreut oe­
gn.isse ,cn die Dynamik von Herrn Bundesrat Og1. Wenn wir 
wacnen Sinnes die Beratung der beiden Gesetze verfolgt ha­
ben. dann erkennen wir. dass sich dieses Bundesamt für Kom­
murnKat1on 1n natürlicher Weise aufdrangt. Herr Hafner: Gott 
sei Dank geschehen noch Wunder. Kommt es vor. dass Bun­
desrate rascner marschieren. als die Musik spielt. Und Sie 
sind Ja oestens 1nform1ert. Sie kennen Ja das Pnnztp. dass In· 
formanon eine Ho1scnuld 1st Sie haben langst gelesen. was 
das Departement ausgebrütet hat. Ihre Fragen sind Ja nur 
Scheintragen - Sie gehoren einer Fraktion an. die als «Pro­
blembnngerfraktion» bekannt ist. 
Ich bin der Meinung, dass wir 1n dieser Sache nun wirklich 
übereilt kntis1eren. Wir haben ein Gesetz verabschiedet. das 
Fernmeldegesetz. 1n dem ganz neue Aspekte aufgetaucht 
sind. Wir haben ein Fernmeldegesetz geschaffen. in dem die 
Liberalisierung recht weit gediehen 1st. Diese Aufgaben kön­
nen Sie doch nicht einem einzelnen Generalsekretar und zwei 
Schreibgehilfen überlassen. Es 1st ganz selbstverstandlich. 
dass diese Aufgabenstellung auch orgarnsatonscn nach 
neuen Losungen ruft. 
Es kommt hinzu. dass wir hier 1n einem Bereich sind. der 1n ei­
ner rasanten tecnniscnen Entwicklung 1st. Die Computertech· 
nolog1e bleibt nicht stehen. Der Personalcomputer. den Sie 
araussen 1n der Wandelhalle haben. war noch vor fünfzehn 
Jahren der grosste Computer unserer Firmen. So rasch ent-

wickelt sich die Technik. Bis vor kurzem Konnte man die Bibel 
acht Minuten fernmeldetechnisch bewalt1gen. Heute kann 

man das schon innerhalb fünf Minuten tun. So rasch verKürzen 
sich die Zeiten. 
Wenn wir 1n der Videotechnik weiter voranschreiten. muss die 

russ1scne das nachste Mal rncht mehr h1er-
herre1sen. sondern Kann von Moskau aus unseren Ratsbetneb 

Solcne rufen docn auch nacn mo-

dell. führen doch zu neuen 
führt ZU sehr <:IC1hw1<>r,r1<•n 

nicht einfach iemandem oe1 den 
ment überlassen kann. 
Dasselbe gilt selbstverstandlich auch für unsere schwierigen 
Beziehungen zum Ausland. Wir stehen ganz deutlich meinem 
Konkurrenzverhältnis zu ausländischen Radiosendern. Das 
Problem 1st rncht gelöst. Das kann nicht auf unterster Stufe be­
werkstelligt werden. Hier brauchen wir eine neue Organisa­
tionsform. 
Ich ware froh. wenn wir diese Botschaft mit offenem Geist be­
trachten würden, wenn sie in unsere Kommission kommt 
Im ubrigen. Herr Hafner. glaube ich. dass Jetzt alle Fragen be­
antwortet sind. 

Columberg: Ich möchte hier Herrn Mühlemann sekundieren 
und ein Gegengewicht setzen zur geausserten Kritik. 
Wir mussen Verstandnis haben: noch mehr: Wir müssen dem 
Departement und dem Bundesrat danken. dass sie so rasch 
handeln. 
Unser Ständerat hat eine grundlegende Liberalisierung oder 
Deregulierung, wenn Sie wollen. Herr Leuenberger. beschlos­
sen: 
Ständerat und nun auch Nationalrat haben beschlossen. eine 
klare Trennung vorzunehmen zwischen den hoheitlichen Auf­
lagen des Bundesrates. bez1ehungswe1se des EVED. und des 
ausführenden Organs der PTT. 
1. Wenn das Gesetz rasch in Kraft treten soll und wenn wir wol­
len. dass es bald wirksam wird. haben wir gar keine andere 
Möglichkeit. als möglichst rasch dieses Bundesamt zu schaf­
fen. sonst ware der Vollzug unserer Beschlüsse rncht möglich. 
Das 1st das Hauotargument für die Notwend1gke1t eines ra­
schen Handelns. 
2. Die Vonage kommt nicht so uberraschend. Es lieat schon 
seit langerer Zeit ein Vorstoss von Standerat Gad1ent;or. Die­
ser Vorstoss wurde 1m Standerat ohne Oppos1t1on überwie­
sen. Er verpflichtet den Bundesrat. eine entsprechende Vor­
lage zu bringen. Von Ueberraschungscoup kann keine Rede 
sem. 
3. Jetzt. wo eine Komm1ss1on „Parlamentsreform» gründliche 
.A.rbe1t leistet und verlangt. den Ratsbetneb zu rat1onalis1eren 
und den Bundesrat zu soeditivem Handeln anzuhalten. sollten 
wir nicht kritisieren. wenn der Bundesrat tatsachlich rasch han­
delt. insoesondere deshalb nicht. weil wir hier einen exempla­
nschen Fall für rasches Handeln haben. 
Uebngens glaube ich nicht. dass wir die Katze 1m Sack kaufen. 
Das Parlament w1rd noch dazu Stellung nehmen kennen 
soatestens bei der Budgetberatung. 
In diesem Sinne begnisse ich dieses rasche Handeln. Ich 
danke dem Bundesrat. dass er gewillt ist. dieses Bundesamt 
rasch zu realisieren. damit das Gesetz effektiv vollzoaen wer-
den kann. -

Schmid: Ich möchte Herrn Mühlemann entgegnen: Heisst für 
Sie «mehr Fre1he1t. weniger Staat ... dass man ausserhalb Jegli­
cher parlamentarischer Gepflogenheiten neue Aemter ein­
schmuggelt? Was kommt dann dabei heraus? Offenbar mehr 
Staat und weniger Freiheit. Aber ich glaube. es 1st da einmal 
menr so. dass man die Grundsatze uber den Haufen wirft. Je 
nachdem. wie es einem passt. 
Im übrigen haben wir Herrn Bundesrat Ogi Fragen gestellt und 
nicht Herrn Mühlemann. Wir warten noch auf Antwort. 
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Auer. Benchterstatter: Herr Ernst Leuenberger 1st ein talentier­
ter Rhetoriker. der selbst dann. wenn er mit den Zähnen 
knirscht. laut und deutlich spncht. Und wie immer. wenn er et· 
was sagt: Wenigstens etwas davon ist wahr. Er hat gesagt. er 
hatte Lust. eine Satire zu schreiben. Das 1st ein Lustgebiet. das 
wir beide gemeinsam haben. In der Tat macht es einen wider· 
sprüchlichen Eindruck. wenn man bei diesem Gesetz standig 
von Liberalisierung spricht und dann gle1chze1t1g ein neues 
Amt schafft. 
Wer 1st schuld an diesem neuen Amt oder der Notwendigkeit 
dafür? Schuld 1st einmal eine sich überstürzende. enorme 
technische Entwicklung, die zwangsweise zu einer L1beralis1e­
rung geführt hat. die teilweise über das bestehende Gesetz 
hinausgegangen 1st und die wir neu zu ordnen versuchen. 
Wir haben mrt diesem Gesetz und mit der Liberalisierung der 
Verwaltung neue Aufgaben übertragen. Dies geschieht auch 
mit dem Radio- und Fernsehgesetz. mrt dem EWR und den 
Europa-Verhandlungen. die erhebliche Belastungen bringen 
bezuglich der internationalen Beziehungen. Es scheint mir 
vernünftig. dass man diese Aufgaben nun nicht zerstreut- teil­
weise sind es Ja solche. die bisher von den PTI erfüllt wurden 
- sondern einem Amt überträgt. Wir haben uns also teils 
selbst eingebrockt. was wir nun ausfressen müssen. 
Formell ist es so. dass wir jetzt dieses Amt beschltessen soll­
ten. Die Zuteilung an e,n Departement wird soater Gegen­
stand unserer Beratungen sein. Wir werden zum gegebenen 
Zeitpunkt noch etwas dazu sagen können. 
!m übngen - Gott sei Dank - ist die Organisation der Verwal· 
tung Sache des Bundesrates: aber ich glaube. die Finanzkom­
m1ss1on sollte prüfen. weshalb mit dem neuen Amt derart hohe 
zusätzliche Kosten entstehen sollen. Es wird zu prüfen sein. 
ob durch Transfer von den PTI und durch andere Uebertra­
gungen der zusatzliche Personalbedarf auf einem Minimum 
gehalten werden kann und nicht mit der Plafonierung kolli· 
diert. Wir werden auch bei der Budgetberatung die Gelegen­
heit haben. darauf zurückzukommen. 
Was nun die kritisierte «A-la-hopp-Mathilde-Methode» betrifft­
es se, das erste Mal in der Geschichte des Parlaments. dass 
man so etwas mache -. erinnere ich Sie an die Revision des 
Asylgesetzes. Dort stand auch hinten auf der Fahne: «Es wird 
ein Bundesamt für Asylwesen geschaffen.» Das haben Sie 
dort beschlossen. weil Sie es vernünftig fanden. 
Im übrigen glaube ich. dass die Fragen. die Herr Hafner aufge­
worfen hat. berechtigt sind. Sie haben nun hier einmal den Fall 
«mehr Freiheit und mehr Staat» zugunsten der Liberalisierung. 

M. Caccia. rapporteur: M. Leuenberger l'a souligne. an 
eorouve une 1mpress1on de paradoxe apres avo,r tant parle de 
liberal1sat1on et conclu. apres les debats sur cette 101. a la crea­
tion d'un office federal assez coüteux. Mais. s, vous relisez le 
message et le proJet de 101. et que vous etablissez une compa­
ra1son avec le point ou nous sommes parvenus auiourd'hut. II 
est evident que la vo1e de la distinction plus prononcee entre la 
haute surve1llance. confiee au Conseil federal et a l'Adm1nistra· 
tion tederale. et la gestion des telecommunications. vous !'ad· 
mettrez. est ra v01e que le Conseil national et. plus encore. le 
Conseil des Etats ont parcourue et que nous avons largement 
acceptee au1ourd'hu1. 
C'est surtout en su1vant le courant communautaire. qu1 veut 
que la ou les PTI sont en concurrence sur le marche des appa· 
re1is et des serv,ces II y a,t une separation. qu·11 taut qu il y a,t 
une autonte independante des PTI. appelee a se prononcer. 
Evidemment. de cette facon. on enleve auss, une certaine 
quantite de taches - ou la dimension de certaines taches - aux 
PTI eux-memes. De ce fait. une certa1ne quant1te de personnel 
des PTI sera liberee de cette tache et pourra a1nsi etre transfe· 
ree dans cet office federal. II est donc clair que le personnel 
necessa1re a cet office ne sera pas entierement du personnel 
nouveau. 
Mais. il taut auss1 souligner que. d'un autre c6te. II y a deja de la 
part du Conseil des Etats des dec1s1ons qu1 ont ete pnses 01en 
avant le tra11ement de cette 101. Le 20 mars de l'annee oassee. 
M. Gad1ent. conse,ller aux Etats. ava1t presente un oostulat 
pour la creat1on d un Office federal des telecommunicat1ons. 
crne le Conseil des Etats a approuve exactement s,x mo1s 

aores. c est-a-dire le 20 septembre 1990. Ce postulat charge 
donc le Conseil tederal de proposer la realisation de cet office 
federal. ce qu II a fa1t avec le message du 11 mars 1991 . 

Bundesrat Ogi: Zunachst. zu Herrn Hafner: Er hat von Wun­
dern gesprochen. Leider Gottes. Herr Hafner. gibt es keine 
Wunder mehr. Wir haben 1n diesem lande so viele Bremsen 
eingebaut. dass uns heute 01e notige Pferdestärke fehlt. um all 
diese vielen Schw1engke1ten. die uns 1m Weg stehen. zu uber­
winden. 
Zu Herrn Nationalrat Leuenberger-Solothurn - er ist zwar nicht 
dagegen. aber ich muss es ihm doch sagen -: Sie können 
nicht von uns verlangen. dass wir all das realisieren. was Sie 
,m Radio- und Fernsehgesetz und 1m Fernmeldegesetz als 
Aufgaoen an uns herangetragen haben - und als Mitglied bei­
der Komm1ss1onen kennen Sie a,ese Aufgaben Ja-. und uns 
Jetzt das Instrumentarium und die Organ1sat1on verweigern. 
Wir wollen mit diesem Bundesamt für Kommunikation nur das 
korrekt ausführen. was Sie uns in den letzten zwei Jahren 1n 
Sachen Fernmeldegesetz und Radio- und Femsehgesetz 
übertragen haben. Man hat meinem Departement zu lange -
ich muss das hier ganz klar und deutlich sagen - immer wieder 
Aufgaben zugeteilt und nicht überlegt. welche matenellen. fi. 
nanziellen. aber auch personellen Konsequenzen das haben 
könnte. Wir können in unserem Departement mrt 599 Mitarbei­
tern - das hat auch Vorteile. weil ich Jeden und jede kenne -
nicht alles tun ohne die nötige Mittelzuteilung. 
Die Mehrheit Ihrer Komm1ss1on beantragt die Schaffung eines 
neuen Bundesamtes für Kommunikation. und sie folgt damit 
dem Ständerat. der das Amt am 13. Dezember 1990 beschlos­
sen hat. Ihre Komm1ss1on forderte uns auch auf. unsere Vor­
stellungen 1n bezug auf die Aufgaben sowie den Personal- und 
Finanzaufwand für das Amt darzulegen. Ich mache das gerne. 
Aber ich muss Ihnen sagen: Das erfordert relativ umfangreiche 
Abklärungen. deren erste Resultate wir Ihrer Kommission in 
den letzten Tagen mitteilen konnten. Ich möchte deshalb. 
nachdem die Frage hier gestellt ist. kurz darauf eingehen: 
Das neue Amt soll also «Bundesamt für Kommunikation 
(Bako)» he1ssen. französisch «Office federal de la communica­
t1on» oder italienisch «Ufficio federale delle comunicazioni». 
Die Notwendigkeit des Bako ist - so glaube ich feststellen zu 
dürfen. und ich freue mich darüber - unbestritten. Mit der 
Handvoll Leute. die 1m Generalsekretariat- ich betone: im Ge­
neralsekretariat - meines Departementes diese Aufgaben be­
waltigen müssen. 1st das eben nicht möglich. An Arbeit - da 
bitte ich. fair und ehrlich zu sein - wird es nicht fehlen. 
Im Radio- und Fernsehbereich zum Beispiel stehen folgende 
Aufgaben an: zunächst die Genehmigung der Sendenetz­
plane. dann die Durchführung öffentlicher Ausschreibungen 
fur Rundfunkkonzessionen. die Bearbeitung der Konzessions­
geschafte. das Erteilen der Kabelnetzkonzessionen. die Prü­
fung von Zusammenarbeitsvertragen. Denken Sie an das Ver­
tragsmodell 1n Artikel 31. das Sie beschlossen haben: Der 
Bundesrat soll hier Schiedsrichter spielen Denken Sie an die 
Verwaltung der Finanzhilfen. die Finanzaufsicht uber die Emp­
fänger von Finanzhilfen oder Gebührenanteilen. die Finanzie­
rung der Aus- und Fortbildung von Programmschaffenden. 
die Verwaltung der Veranstaltennformat1onen. die allgemeine 
Aufsicht über Konzess1onare - eine Aufsicht. die wir heute in­
folge Personalmangel nur beschrankt ubernehmen können -
sowie die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen. 
Des weiteren: lnternationa1es. Denken Sie an die Entwicklung. 
die sich international abspielt! Wir sollten nicht Trittbrettfahrer 
sein: wir sollten medaillenträcht1g bleiben und hier Fortschritte 
erzielen. mit dieser Entwicklung mitgehen. Und denken Sie an 
den ganzen Rechtsetzungsbere,ch. Im Radio- und Fernseh­
bereich 1st das ein sehr ansehnlicher Katalog. 
Was ich Herrn Leuenberger-Solothurn und Ihnen allen sagen 
möchte und auch zuhanden der Materialien und zuhanden 
der Geschichte: Wir wollen kein Medienaufsichtsamt! Jetzt 
klatscht Herr Leuenberger-Solothurn - r.jam,t 1st er zufrieden. 
1,ch hoffte. dass Sie mithelfen wurden. aas Fernmeldegesetz in 
dieser Session zu verabschieden. das he1sst auch in der Diffe­
renzberein,gung mit dem Ständerat. Leider Gottes haben Sie 
gestern Differenzen geschaffen: Jetzt warten wir halt wieder. 
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Aber Europa und aie Kommunikation warten nicht auf uns. Wir 
haben wieder eine Chance verpasst. vorwartszumachen. 
Im Fernmeidebere1ch, 1n der Fernmeldegesetzgebung kom­
men neue Aufgaben auf uns zu: die Koordinat1onsfunkt1on in 
der dann die Bearbeitung der technischen Vor­

und für Dienste. soweit sie für 
die von Teilnehmeranla-

über die 
Hinzu kommen die 

Aufsicht uber die 
die PTT :m Wettbewerb mit Dntten können ia nicht 

die PTT erteilen. das 1st eine Konsequenz der L1beralis1e-
1ch denke an die Funk- oder Satellitennetze. uber die ein 

;:ernmelded1enst angeboten wird. !eh denke an die Strafverfol-
gung, an die und ich denke auch an lntemat10-
na1es. Auen hier 1st der gegeben: wir sollten dabei 
sein. 
Bei dieser Aufgabenabgrenzung wir davon aus. dass 
neute nur d1e1enigen Aufgaben dem Bako zugewiesen werden 
sollen. be1 denen der Vorwurf gegen die PTT als Schiedsrich­
ter und Mitspieler mit Recht erhoben werden könnte. Eine voll­
kommene Trennung der hoheitlichen von den betrieblichen 
Funktionen gerade 1m Fernmeldebereich wurde eine allzu 

Stellenverschiebung von den PTT ins Bako bedeuten. 
genauen Aufgabenabgrenzungen schlagen sich dann in 

den Verordnungen zum FMG nieder. und deren wichtigste 
werden - vV1e versprochen. Herr Leuenberger-Solothurn ei­
nem kurzen. offent11chen Vernehmlassungsverfahren unterzo­
gen. 
S1e sehen: Wir machen wirkllch alles. was wir können. Aber wir 
machen es etwas schnell. v1etle1cht etwas schneller als üblich, 
weil wir eben auch von aussen her gesehen nicht 1m ersten 
Gang fahren sollten. sondern den Turbo einschalten müssen. 
Das Monopol zu verwalten war einfacher, als die Einhaltung 
der Sp1e1regeln in einem te1lliberalis1erten Umfeld sicherzustel­
len. Das 1st auch eine Konsequenz Ihrer Entscheide. Mit dem 
von Ihnen verabschiedeten Gesetzen kommen diese bedeu­
tenaen Aufgaben aut das Departement und damit auf das 
neue Bundesamt für Kommunikation zu. Dafür braucht es 
Geld. dafür braucnt es Personal. Beides werden wir beantra­
gen. Nach den heutigen - ich betone: nach den heutigen -
provisorischen Erhebungen sind knapp 80 Stellen für das 
BaKo vorgesehen, wobei Sie etwa 50 Stellen zu bewilligen ha­
ben werden. 
Das Bake-Budget. auch noch nicht definitiv. auch noch nicht 
3oscnl1essend berechnet wird auf zirka 55 Millionen Franken 
zu stehen kommen. Davon sind etwa 37 Millionen Franken 
Subventionen. die Sie in den letzten Jahren 1m Med1enbere1ch 
oeschlossen haben. Diese Kosten fallen unabhängig davon 
an. ob es das Bako gibt oder nicht. 
D1e ubngen Kosten betragen zirka 8.5 Millionen Franken für 
das Personal, 2.5 Millionen Franken für Sachausgaben und 
4.5 Millionen Franken für Drittvergaben. Es handelt sich wie 

um erste Zahlen: Sie dürfen sie noch nicht als endgul­
und abschliessend betrachten. 
Teil der Kosten fallt zum Teil bereits heute an. das müssen 

wir gerecnterNe1se sagen. so 1m ailgemeinen Bundesbudget 
Teil der Kosten •ur das Personal und die Sachmittel sowie 

die Beiträge an den Kurzwellendienst. was vielleicht etwa 
16 Millionen Franken ausmacht. Weitere Betrage sind im PTT­
Budget enthalten. nämlich die Mittel für die heute noch dort er­
füllten Aufgaben. 
Ich betone nochmals: Das sind lediglich erste Angaben zum 
neuen Amt. Sie sollen Ihnen zeigen, was wir uns darunter vor­
stellen. sie sollen Ihnen Anhaltspunkte über die Grössenord­
nung geben. Nach Ihren heutigen Beschlüssen können wir 
mit Volldampf an die Realisierung des Amtes gehen. Dann 
werden die Angaben selbstverstandlich konkreter. 
Zu einigen Bemerkungen und zu einigen Fragen. Zunächst 
zur Bemerkung von Herrn Nationalrat Leuenberger-Solo­
thurn. es sei falsch. dieses Amt 1m Differenzoerein1gungsver­
fahren so auas1 unterzu1ubeln. Dazu 1st zu sagen. dass der 
Standerat a1eses Verfahren vorgegeben hat. Wenn schon ein­
mal dieses Temoo angeschlagen wird. lasse ich mich nicht 
zweimal bitten. Da bin ich sofort daoe1. Das Bako ist materiell 

nötig. das mochte ich noch einmal sagen: das haben Sie auch 
bestatigt Ich danke Ihnen für Ihre Fairness. 
Das vom Ständerat vorgegebene Verfahren scheint mir auch 
rationell zu sein. Es ist vielleicht unüblich. aber es 1st rationell 
und es geht mit der rasanten Entwicklung mit Es erspart - so 
etwas sollten wir 1n der vermehrt beacnten - uns 

des 
zes uberd1e 
Ohne Bako könnten wir mit auf die von Ihnen aer Verwal-

,no,Tr,,ric,non Aufgaben in einen gera-
doch Jetzt nicht beschliessen und warten. bis 

das ganze definitiv 1st. und dann erst damit 
nen. das Instrument. die vorzuoere1ten. 
he1sst: "Prevoir 1oin et commander court» das wissen Sie, und 
fuhren ne,sst: das Nötige 1etzt zu beschliessen, damit wir 
rA<cht7·A,t,,o bereit sind, wenn die beiden Gesetze verabschie­
det sind. 
Zu Herrn Nationalrat Hafner. Wie ich schon sagte. 1st das Ver­
fahren vom Ständerat vorgegeben worden, nicht von uns. 
Aber w1r müssen den Auftrag erfüllen. Budgetkompetenzen 
des Parlamentes bleiben seibstverstandlich sowohl in perso­
neller wie in finanzieller Hinsicht gewahrt, Sie wissen aas. Herr 
Hafner. 
Wir gehen nicht auf Umwegen zum Ziel. sondern wir pflegen 
Transparenz. Die Botschaft über die Genehmigung der Zuwei­
sungsverordnung hat der Bundesrat verabschiedet und an die 
Bundeskanzlei überwiesen; die Funktionsaufnahme sollte -
aas 1st auch von der Führung ner richtig - dann bereit sein, 
wenn diese beiden Gesetze, das Radio- und Fernsehgesetz 
einerseits und das Fernmeldegesetz andererseits. vollzogen 
weraen. 
Sollte die Organisation nicht stehen das muss ich Ihnen in al­
ler Klarheit und Deutlichkeit sagen könnten wir in Schwierig­
keiten geraten. Auch hier noch einmal: Man wartet nicht auf 
uns; wir sollten mitgehen und w1r müssen mitgehen, wenn wir 
1m internationalen Bereich Schritt halten wollen. 
Ich bitte Sie deshalb, aus dieser Angelegenheit nicht eine 
grosse Sache zu machen; es ist die logische Folge dessen, 
was Sie beschlossen haben. 

Angenommen - Adopte 

Art. 36-38, 40-42 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

4ngenommen - Adopte 

Art. 43. 43bis-43sexies 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Prooos1t1on de la comm1ss1on 
Adherer a la dec1s1on au Conseil des Etats 

Auer, Berichterstatter: Ich aussere mich zu den Artikeln 43 bis 
43sex1es. Komm1ss1on und Bundesrat hatten für die Haftung 
der PTT-Betriebe nur eine einzige Bestimmung vorgesehen. 
Der Ständerat beschloss nun in Zusammenarbeit mit der Ver­
waltung deren sechs. infolge der Liberalisierung bei den 
Grunddiensten sollten auch bei den Haftungsfragen die 
Sp1esse gleich lang sein. Das Verantwortlichke1tsgesetz wird 
erganzt und es werden verschiedene Haftungställe unter­
schieden. Auch werden Höchstwerte festgelegt ferner An­
spruchsberechtigung und Veqährung sowie Gerichtsstand. 
Es sei Ihnen die Lektüre der entsprechenden Artikel auf der 
Fahne angelegentlichst empfohlen. Wenn Sie dazu Fragen 
haben, sind wir gerne bereit. darauf einzutreten. 
Wir beantragen Ihnen mit dem Bundesrat diesen Neufassun­
gen zuzustimmen. 

M. Caccia, rapporteur: En ce qu1 concerne les art1cles 43 a 
43sex1es. c est a la su1te de 1a libera11sat1on des services de 
base qu on a du creer ces nouveaux art1cles. Les t1ers qu1 peu-
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,ent auss1 fourntr des services sera1ent soumis aux cond1tions 
olus modestes du Code des obligat1ons. tandis que les PTI 
aura1ent des obligat1ons accrues. L' egalite de tra1tement est 
ctonc necessaire. Le Conseil des Etats en a tire les consequen­
ces en oroposant ces arttcies et votre comm1ss1on vous pro­
Dose de 1e su1vre. 

Art. 52. 53 
der Komm1ss1on 

zum Beschluss des Ständerates 
l-'rcJocrs1t1on de la comm1ss1on 
Adherer a la decis1on du Conseil des Etats 

Art. 56ter 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a comm1ssion 
Adherer a la dec1s1on du Conseil des Etats 

Auer. Benchterstatter: Sie sehen: Auf der Fahne Seite 15 ist 
zweimal ein Artikel 56bis angeführt. einmal beim Nationalrat. 
einmal beim Ständerat. 
Den Artikel 56bis beim Ständerat - Fernmeldekomm1ss1on 
naben Sie vorhin gestrichen. Artikel 56bis (Nationalrat}. den 
Sie beschlossen haben. betrifft bei den Uebergangsbesttm­
rnungen Teilnehmeranlagen. die ein akustisches Signal aus­
senden sollen. wenn Dritte ein fremdes Gespräch mithören 
können (Artikel 33Absatz 3). 
Dieser Artikel 56bis wird jetzt hier als Artikel 56ter angeführt. 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Ad 88.058 

Motion des Ständerates 
( Finanzkommission) 
1 nvestitionen der SBB. 
Mitwirkung des Parlamentes 
Motion du Conseil des Etats 
(Commission des finances) 
lnvestissements des CFF. 
Competences du Parlament 

Kategorie ·J Art 68 GRN - Categorie V, art 68 RCN 

Wortlaut der Motion vom 21. September 1989 
Der Bunoesrat wird eingeladen. den eidgenössischen Räten 
eine Aenderung des SBB-Gesetzes vorzulegen. Diese sollte 
eine vermehrte Mitwirkung des Parlamentes bei den Grund­
satzentscheiden über die Investitionspolitik sichern: 
a. beim 1ahrlichen Investitionsbudget. 
b. beim mittelfristigen Investitionsplan und 
c. allenfalls über Verpflichtungskred1te bei grossen lntrastruk­
turvorhaben. 

Texte de /a mot1on du 21 septembre 1989 
Le Conse11 federal est 1nv1te a soumettre une modificat1on de la 
:01 sur 1es CFF aux Chamores federales. Celle-c1 devra1t garan­
t1r une part1c1pation accrue du Parlement dans les dec1s1ons 
ae pnnc1pe relatives a la politique des 1nvest1ssements. a sa­
V01r: 

a. le budget annuel des 1nvest1ssernents. 
b. 1e plan des invesnssements a moyen terme. et 
c. le cas echeant. les credits d'engagement concernant de 
grands pro1ets d'infrastructure. 

Herr Coutau unterbreitet 1m Namen der Komm1ss1on den foi­
schnftlicnen Bencht: 

1. der Motion 
Bei der des neuen des 
Bundes nanm der Ständerat 1989 einen neuen Artikel 38b,s 
an. der eine des vom 23. Jurn 
944 über die SBB in dem Sinne dass der Bunaesver-

samm1ung oe1 der Genenm1gung des Anteils der SBB am ln­
frastrukturaufwand und der VerptlichtungsKredite für diese In­
frastrukturen eme grössere Mitwirkung zusteht. 
Die beiden Finanzkomm1ss1onen hatten ihren Räten empfoh­
len. diesen Artikel 38bis abzulehnen. unter anderem aus for­
mal1urist1schen Gründen die neue Bestimmung gehöre nicht 
in das EBG -. aber auch. weil das hier aufgeworfene Problem 
einer umfassenden Vorabklärung bedürfe: eine solche habe 
Jedoch bei der Behandlung dieses Gesetzes nicht stattgefun­
den. 
Der Nationalrat hatte den betreffenden Artikel gestrichen. der 
Ständerat ihn hingegen oe,behaiten. so dass es im Entwurf 
zum EBG in der Herostsess1on nur noch diese Differenz zu be­
reinigen galt. 
Die Finanzkommission scnlug zu diesem Zweck dem Stände­
rat eine Motion vor. die das Finanzdepartement und das Ver­
kehrs- und Energiewirtschaftsdepartement zuvor hatten prü­
fen können und zu der sich diese nach einer Neuformulierung 
des Wortlautes weitgehend positiv geaussert hatten. Diese 
Motion wurde vom Ständerat am 21. Septemoer 1989 ange­
nommen. 
2. Ziel der Motion 
Laut Ständerat ergibt sich die verstärkte Mitwirkung aus der 
Rolle. die dem Bund bei der Finanzierung der Infrastrukturen 
der SBB zukommt. Gegenwärtig überträgt das Gesetz dem 
Parlament die Zuständigkeit sich in globo über das Gesamt­
Jahresbudget der SBB zu äussern und vom mittelfristigen Inve­
stitionsplan lediglich Kenntnis zu nehmen. Schliesslich wer­
den bestimmte Pro1ekte der SBB. die wegen ihrer Grösse Ge­
genstand von Verpflichtungskrediten smd. einzeln behandelt. 
Nach dem Leistungsauftrag der SBB ist für Einzelinvestitionen 
das Unternehmen. für strategische Investitionen dagegen ent­
weder der Bundesrat oder das Parlament zuständig. 
Die Motion verlangt. dass das Parlament seine Mitwirkung bei 
Grundsatzentscheiden uber die lnvest1t1onspolitik verstärkt. 
indem es sich zum Jährlichen Investitionsbudget. zum mittelfri­
stigen invest1tionsplan und zu den VerpflichtungsKrediten für 
grosse lnfrastrukturproiekte äussert. 
3. Beratungen der Finanzkomm1ss1on 
Mit Schreiben vom 5. Septemoer 1990 liess das Verkehrs- und 
Energ1ew1rtschaftsdepartement ,m Namen des Bundesrates 
der Finanzkomm1ss1on seme Stellungnahme zukommen. Es 
vertntt die Meinung, dass die Motion den Forderungen des 
Leistungsauftrages entspricht und daher angenommen wer­
den konne. Es weist allerdings darauf hin. dass es den Inter­
pretationsspielraum der Motion. die ,m Rahmen des neuen 
Leistungsauftrages verwirklicht werden soll. begrenzen 
mochte. Der neue Leistungsauftrag wird den geltenden späte­
stens 1994 ablösen. Das SBB-Gesetz könnte also bis dahin 
angepasst werden. 
Die Finanzkommission hat am 19. September 1990 über die­
ses Problem beraten. Sie hörte Bundesrat Og1 an, der die Hal­
tung des Bundesrates zu dieser Frage bestätigte und präzi­
sierte. 
In der Debatte wurden allerdings die Gründe. die für eine Aus­
dehnung des Mitw1rkungsbere1chs des Parlamentes geltend 
gemacht werden. als nicht stichhaltig bestritten. Den Befür­
,vortern wurde namentlich entgegengehalten. eine solche 
Ausdehnung des Mitwirkungsbere1ct1s des Parlamentes sei 11-
lusonsch; man musse den SBB die notwendige Eigenständig­
keit in der Betriebsführung zugestehen. um so die Verwirkli­
chung des Leistungsauftrages auf die Dauer sicherzustellen. 
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Proposition de Ja commission 
La comm1ssion unanime propose l'adoption de I' arrete federal 
concernant la Convention du Conseil de l'Europe sur la televi­
sion transfrontiere ainsi que celle de la modificat1on de l'arrete 
federal sur la radiodiffusion par satellite. 

Frau Weber: Erlauben Sie mir eine Bemerkung zu diesem 
schriftlichen Bericht Ich habe keinen Antrag zu stellen, aber 
eine Bemerkung zu machen. 
!m vierten Absatz des Kommissionsberichts bin ich mrt dem 
zweiten Satz nicht einverstanden. Den ersten Satz möchte 1cn 
Ihnen in Erinnerung rufen. Sie haben ihn ubrigens im 1etz1gen 
Fernseh- und Radiogesetz auch wieder unterstrichen. Es 
heisst da: «Die Schweiz soll sich nach Ansicht des Bundesra­
tes und der Kommission anlässlich der Ratifizierung das Recht 
vorbehalten, die Werterverbreitung von ausländischen Fern­
sehprogrammen zu verhindern, falls diese Alkoholwerbung 
enthalten.» 
Es entspricht unserer Tradition und dem Gesetz. dass wir am 
Fernsehen und am Radio keine Werbung für Alkoholika und 
für Tabak zulassen. Ich möchte das hier noch einmal unter­
streichen. und ich finde das auch sehr gut. Sie haben 1n Arti­
kel 17 Absatz 5 im Gesetz, das wir soeben beschlossen ha­
ben. diese Intention noch einmal unterstrichen. Es geht in die­
sem Uebereinkommen nur um die Möglichkeit. die der Bun­
desrat hätte, Alkohol- und Tabakwerbung zu untersagen. Es 
ist also keine zwingende Form. 
Nun steht aber im zweiten Satz folgendes, und das stört mich: 
«Von dieser Möglichkeit soll ailerdings nicht Gebrauch ge­
macht werden. bis im Zusammenhang mit den hängigen Zwil­
lings-Initiativen, die ein Werbeverbot für Tabakwaren und alko­
holische Getränke verlangen, Klarheit herrscht.» 
Dieser zweite Satz ist höchst fragwürdig. Ich frage Sie: Seit 
wann warten wir auf eine Abstimmung über eine Volksinitia­
tive. die ja immer verschiedene Fragen enthält und bei der 
man nachher nicht unbedingt sagen kann. warum sie ange­
nommen oder abgelehnt wurde? 
Ich möchte nun zur Klärung deutlich sagen: Ich möchte nicht. 
dass ein negativer Abstimmungsentscheid über die beiden In­
itiativen als Vorwand genommen wird, um einem Kommerz, 
mit dem man schon lange liebäugelt, Tür und Tor zu öffnen. 
Das möchte ich nicht! Ich bin nicht dagegen, dass man noch 
einmal darüber nachdenkt. Meines Erachtens sind die Verhält­
nisse klar. Dieser Grundsatz ist bei uns tief im Volk verankert. 
'Nenn man noch einmal darüber nachdenkt. bin ich nicht da­
•;:iegen: aber ich möchte nicht. dass man nachher einen negati­
ven Volksentscheid zum Vorwand nimmt 

Cavelty, Berichterstatter: Der Vorbehalt gegenüber dem aus­
ländischen Fernsehen wurde angebracht. Es wurde aber 
noch nicht so weit gegangen. dass man die Alkohol- und Ta­
bakwerbung aus dem ausländischen Werbeangebot tatsäch­
lich entfernen wird. Bevor man das macht. behält man sich 
den Ausgang der Abstimmung über die erwähnten Initiativen 
vor. Man will diese nicht präjudizieren. Praktisch soll es ubri­
gens ausserordentlich schwierig sein. solche Ausklammerun­
gen aus dem ausländischen Fernsehen uberhaupt zu realisie­
ren. Das wird auch der Grund sein. dass man etwas zuwartet. 
Es steht selbstverständlich nicht zur Diskussion, dass wir für 
unser Schweizer Fernsehen Alkohol- und Tabakwerbung zu­
lassen. Es geht nur um den Eingriff in die ausländischen Pro­
gramme. Ich glaube, es ist richtig, dass man es Jetzt einmal bei 
diesem Vorbehalt bewenden lässt und zusieht, wie sich die 
Sache weiter entwickelt. 

Bundesrat Ogi: Ergänzend zu dem. was Herr Cavelty gesagt 
hat, möchte ich sagen, dass die Frage der Alkoholwerbung 
natürlich sehr heikel ist. Die Schweizer Delegation hat sich bei 
den Verhandlungen für ein Verbot der Alkoholwerbung einge­
setzt. ist aber nicht durchgedrungen. Wir mussen zur Kenntnis 
nehmen. dass von einem Verbot die sehr populären Pro­
gramme von ARD. ZDF. ORF. RTL plus. SAT 1 und 3 SAT be­
troffen wären. Deshalb hat der Bundesrat das vorgehen ge­
wählt. wie es im Bericht festgeschrieben ist. In Bestätigung 

dessen. was Herr Cavelty gesagt hat: Eine Durchführung wäre 
praktisch und technisch sehr schwierig zu handhaben. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conse,I decide sans oppos,tion d'entrer en matiere 

Detailberatung Discussion par articles 

A. Bundesbeschluss zum Uebereinkommen des Europa­
rats über das grenzüberschreitende Fernsehen 
A. Arrete federal concernant la Conventlon du Conseil de 
l'Europe sur la televislon transfrontiere 

Gesamtberatung Tra1tement global du pro1et 

Tltel und Ingress, Art. 1, 2 
Titre et preambule, art. 1, 2 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 22 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über den Satellitenrundfunk 
B. Arrete federal sur la radiodlffuslon par satelllte 

Gesamcberatung - Trairemem global du pro1et 

Titel und Ingress, Zlff. 1. II 
Titre et preambule, eh. 1, II 

Gesamtabstimmung- Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Differenzen - Oivergences 

22 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Siehe Jahrgang 1990. Seite 1074 Voir annee 1990. page 1074 

Beschluss des Nationalrates vom 21 März 1991 
Dec1s1on du Conseil national du 21 mars 1991 

Art. 3 Bst. e, fbls 
Antrag der Komm1sswn 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 let. e, fbls 
Proposition de la comm,ssion 
Adherer a la decision du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Zu Artikel 3 Litera e: Die Kommission 
beantragt Ihnen hier Zustimmung zum Nationalrat. Die textli­
che Aenderung bedeutet keine materielle Aenderung. 
Bei Buchstabe fbis handelt es sich meines Erachtens nicht um 
eine Differenz. sondern um eine neue Definition, die der Natio­
nalrat aufgenommen hat. Der Begriff«Telefondienst• spielt bei 
der Abgrenzung der Monopolbereiche zum Wettbewerbsbe­
reich eine wichtige Rolle. insbesondere 1n Artikel 4. 
Die Kommission beantragt Ihnen. der Fassung des Nationalra­
tes zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

michael.tellenbach
Textfeld



6. Juni 1991 s 431 

Art. 12 Abs. 1 bis 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Cavadini. Onken) 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 12 al. 1 bis 
!"r(JfJC)S1I1on ae /a comm1ss1on 

Maintenir 
Minonte 
(Cavadini. Onken) 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Die Kommissionsmehrheit bean· 
tragt Ihnen. am Bescnluss des ~tänderates festz~halten und 
den Eintrag ins Telefonbuch obltgatonsch zu erklaren, wobei 
die Ausnahmen im Absatz 2 festgehalten sind. Die Kommis­
sionsminderheit beantragt Ihnen. dem Nationalrat zuzustim· 
men und den Eintrag ins Telefonbuch fakultativ zu gestalten. 
Die Grundsatzdiskussion hat schon bei der ersten Beratung 
sehr ausgedehnt stattgefunden. und ich möchte daher nur 
kurz auf die Uebenegungen eintreten: Um Kommunikation be· 
treiben zu können, muss auf der anderen Seite auch ein Part­
ner gefunden werden können. Die Kommun,ikationsbenützer 
sollen die Richtigkeit der ihm angegebenen Nummer oder der 
Adresse überprüfen können. Es besteht auch ein öffentliches 
Interesse. dass die Telefonverzeichnisse aktuell und vollstän· 
dig sind. Ohne Vollständigkeit sind Warnungen, Katastro­
phenmeldungen, Brandalarme, auch Hilferufe usw. verun­
möglicht. Der Eintrag ist auch unter dem Gesichtspunkt des 
Datenschutzes in jeder Beziehung bedenkenlos. 
Der Ordnung halber möchte ich noch darauf hinweisen. dass 
es wohl selbstverständlich ist, dass die nicht eingetragenen 
Nummern aucn nicht über Telefonnummer 111 abgefragt wer· 
den können. da ja sonst der zur Begründung herbeigezogene 
Datenscnutz hinfällig würde. Im werteren scheint es auch 
selbstverständlich zu sein, dass die Streichung der persönli­
chen Eintragung mit wiederkehrenden Kosten verbunden ist. 
die vom Abonnenten zu tragen wären. Die Kommissionsmehr­
heit beantragt daher. am Beschluss des Ständerates festzu­
halten. Sollten Sie dem Nationalrat folgen. müsste der Ab­
satz 2 durch den Nationalrat wohl neu formuliert werden. denn 
der Beschluss des Nationalrates ist in sich inkonsequent. Man 
kann nicht die Freiheit des Eintrags gewähren - Absatz 1 bis -
und gleichzeitig noch Bestimmungen zum Schutze der Per­
sönlichkeit aufnehmen. Dies möchte ich mindestens zuhan· 
den der RedaktionsKommiss1on festhalten. Für m;ch persön­
lich ist dies aber ein Grund mehr. der Ständeratslösung zuzu­
stimmen. 

Onken, Sprecher der Minderheit: An sich war vorgesehen. 
dass Herr Kollege Cavadini diese Minderheit anführt und den 
Antrag in tranzos1scher Sprache begründet. Ich übernehme 
das aber gerne. ich habe es auch schon beim letzten Mal ge­
tan. 
Die Gründe. welche zu diesem Antrag führten. sind an und für 
sich bekannt. Der Kommissionspräsident. Herr Kündig, hat sie 
soeben kurz wiederholt. Wir haben das letzte Mal eine grund­
sätzliche Diskussion darüber geführt, und ich kann und will 
hier nicht alles nochmals aufrollen. Wir haben ein öffentliches 
Interesse gegen ein individuelles Interesse abzuwägen. ge­
gen eine individuelle Freiheit sozusagen. Ich bin der Meinung, 
dass jemand. der einen Telefonanschluss oenutzt, nicht unbe· 
dingt auch dazu gezwungen werden sollte. seine Telefonnum­
mer 1n ein offentliches Verzeichnis eintragen zu lassen. Die 
Gründe. die für das öffentliche Interesse angeführt werden. 
wie Brandmeldungen. Hilferufe und dergleichen. überzeugen 
mich allesamt nicht. Denn im allgemeinen werden Ja gerade 
solche Meldungen nicht individuell über das Telefon übermit­
telt. sondern auf ganz andere Art und Weise das ist also Kein 

überzeugendes Argument. Auch die angebotenen Alternati­
ven reichen nicht aus. Die PTI machen zwar einiges. sie ha­
ben Jetzt gewisse Möglichkeiten eröffnet. mtt denen man sich 
den unerwünschten Belästigungen entziehen kann. Das istsi· 
eher erfreulich. aber es reicht eben gleichwohl nicht aus. 
Schliesslich verweise ich noch auf das Ausland. wo diese 
Möglichkeit in etlichen Ländern besteht - te1lwe,se muss man 
etwas dafür bezahlen. Warum auch nicht? Das könnte auch 
hier eingeführt werden - aber dieser Zwang zum Eintrag ms 
Verzeichnis besteht dort nicht. 
Deshalb bitte ich Sie. hier der Minderhert Cavadini/Onken zu 

und auf diese Verpflichtung zum ins Telefon-
buch zu verzichten, wie das auch der Nationalrat getan hat 

Danioth: Im Gegensatz zu Herrn Onken geht es hier nach mei­
nem Dafürhalten mcht einfach um eine grobe Gegenüberstel­
lung von privaten und öffentlichen Interessen. Es geht um die 
Frage. wie konsequent man die Bereitschaft zur Kommunika­
tion handhaben will. Ich möchte Ihnen vorschlagen, an unse­
rer eindeutigen Beschlussfassung festzuhalten. 
Der Nationalrat hat die Richtigkeit der ständerätlichen 
Fassung im Prinzip anerkannt, indem er Artikel 12 Absatz 2 in 
der Fassung des Ständerates mit 72 zu 45 Stimmen ange­
nommen hat. Er hat nur Festhalten an seinem Artikel 12 Ab­
satz 1 bis beschlossen, und zwar mit 71 zu 52 Stimmen. Damrt 
hat er aber einen Widerspruch geschaffen. Nach seiner Ver­
sion kann jeder Abonnent voraussetzungslos verlangen. dass 
er im Telefonbuch gestrichen wird. Also bräuchte es die Kom­
petenz, die man in Absatz 2 dem Bundesrat aufgrund des Da­
tenschutzgesetzes geben will, gar nicht mehr. 
Ich möchte aber darauf hinweisen, dass das Obligatorium 
nach wie vor die Regel sein soll. Die Kommunikationsbereit­
schaft wird mit dem Abonnement bekundet, und man kann 
diese nicht nur in einer Richtung ausüben. Die Fälle des Per­
sönlichkeits· und Datenschutzes, die im Nationalrat von den 
Herren Leuenberger-Solothurn und Ruf erwähnt worden sind, 
sprechen gerade für unsere Lösung. Herr Leuenberger hat die 
alleinstehenden Frauen erwähnt. die dauernd belästigt wer­
den. Im konkreten Fall ist es durchaus möglich, aufgrund von 
Absatz 2 hier zu entscheiden, dass die Aufnahme im Telefon­
buch unterbleiben kann. Es gibt auch andere belästigte Perso­
nen: Politiker usw. Ich erinnere an einen ehemaligen Regie­
rungsrat in der lnnerschweiz. der dauernd einer schweren Be­
lästigung und Bedrohung ausgesetzt wurde - auch hier 1st die 
Voraussetzung nach Absatz 2 gegeben -. wie auch an Herrn 
Bundesrat Og1 selber; er hat seine Situation 1m Nationalrat dra­
stisch geschildert. 
Dass hier auch öffentliche Interessen berücksichtigt werden 
müssen und dass aufgrund der Richtlinien. die der Bundesrat 
erlässt. 1m Einzelfall eben derartige Ausnahmen bewilligt wer· 
den können. ist nicht zu beanstanden. Ich glaube. auch die 
Frage des Adressenverkaufs kann mit Absatz 2 besser abge­
deckt werden. Das Datenschutzgesetz ist jetzt im Nationalrat 
in Behandlung. Beide Fassungen. sowohl jene des Ständera· 
tes wie auch jene der Kommission des Nationalrates. gehen 
von dieser Abwagung aus. 
Ich möchte Sie aringend bitten. an der Fassung des Ständera· 
tes festzuhalten. 

Bundesrat Ogi: Ich hoffe. der Rat ist mit mir einverstanden. 
wenn ich sage: Das ist ein Dauerbrenner. Denn wir haben die­
sen Punkt verschiedentlich diskutiert. Der Bundesrat hat seine 
Meinung nicht geändert. er war immer klar zugunste~ der 
Kommunikation und zugunsten des obligatorischen Etntra· 
ges. Er hat dies auch mehrmals begründet. und ich glaube. in 
Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit muss ich diese Begrün­
dung nicht noch wiederholen. 
Der Bundesrat 1st der Meinung, Sie sollten die Mehrheit Ihrer 
Komm1ss1on unterstützen. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

23Stimmen 
4Stimmen 
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Art 19 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Rhinow. Bühler. Huber. Kündig, Rüesch) 
Festhalten 

Art. 19 al. 2 
Proposition de la commiss,on 
Ma1orite 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Minorrte 
(Rhinow. Bühler. Huber. Kündig, Rüesch) 
Maintenir 

Kündlg, Berichterstatter: Dieser Artikel hat in der Kommission 
die ergiebigste Diskussion ausgelöst Die Kommission hat -
entgegen den Beschlüssen des Ständerates und auch entge­
gen ihren eigenen Anträgen - in der ersten Beratung mehrheit­
lich beschlossen. Ihnen zu beantragen. dem Nationalrat zu fol­
gen. Dadurch soll die Freiheit des Bundesrates. Ausnahmen 
vom Netzmonopol zuzulassen. noch weiter eingeschränkt 
werden. 
Der Bundesrat soll nach Bedarf Ausnahmen bewilligen kön­
nen. Jedoch nur dann. wenn die Netze von geringer Bedeu­
tung sind. Dies sei notwendig, so meint die Mehrheit, damit 
der Bundesrat nicht Pressionen ausgesetzt werde und regio­
nale Versorgungsunterschiede zulasse. Artikel 19 müsse 
auch klar aussagen. dass das Netzmonopol bei den PTT­
Betrieben bleibe. Die Gefahr bestehe, dass sonst die Rosinen­
pickerei einsetze und nur noch die Wirtschaftszentren optimal 
versorgt würden. 
Die Kommissionsminderheit. der ich angehöre. glaubt, dass 
die vom Ständerat beschlossene Lösung sehr klar aussagt, 
wer in Zukunft welche Ausnahmen bewilligen kann. und dass 
dies an bestimmte Voraussetzungen. die die Versorgung aller 
Landesteile sicherstellen soll, gebunden ist. 
Gestatten Sie mir noch einen Hinweis zum heute gültigen Ge­
setz. Es hat folgenden Wortlaut: «Der Bundesrat kann weitere 
Fermeidenetze vom Monopol ausnehmen .... " Eine Vorschrift, 
die offensichtlich bis heute keine Probleme brachte, aber trotz­
dem durch die Beschlüsse des Nationalrates wie auch durch 
diejenigen des Ständerates stark eingeschränkt werden soll. 

Rhinow, Sprecher der Minderheit: Eine starke Minderheit. von 
der leider zwei Kollegen nicht mehr anwesend sind. beantragt 
Ihnen. am Beschluss unseres Rates festzuhalten. Wir haben 
das letzte Mal eine ausführliche Diskussion über das Monopol 
und die Ausnahmen vom Monopol geführt. Ich möchte mich 
darauf beschränken. kurz die wesentlichen fünf Punkte noch­
mals in Erinnerung zu rufen. welche für die Minderheit respek­
tive für unseren gefassten Beschluss sprechen. 
1 Wir befinden uns 1m Bereich einer rasanten technologi­
schen Entwicklung. Wir wollen ein Fernmeldegesetz schaffen. 
das flexibel ist. das nicht nur auf den heutigen Stand abstellt. 
Unsere Fassung hält diese Türen offen. Der Wettbewerb wird 
auch im Netzbereich ermöglicht, und der Wettbewerb ist erfah­
rungsgemäss besser geeignet als Monopole. einer raschen 
Entwicklung zu folgen und auf der Höhe der Zeit zu bleiben. 
2. Der Fernmeldebereich ist für die Konkurrenzfähigkeit unse­
rer ganzen Volkswirtschaft von grosser Bedeutung. Es geht 
hier nicht nur um den Fernmeldesektor. und es darf auch nicht 
primär um die Erhaltung eines Monopols oder einer Monopol­
anstalt gehen. sondern es geht um die Rahmenbedingungen 
überhaupt. um die Infrastruktur. um die Entwicklung unserer 
Wirtschaft im internationalen Umfeld. Deshalb sollten weitere 
Deregulierungen ermöglicht werden - ich betone: «ermög­
licht». 
3. Wie der Herr Kommissionspräsident bereits erwähnt hat. 
entspricht die ständerätliche Fassung dem heutigen Rechts­
zustand; es würde doch seltsam scheinen. wenn wir ein 
neues. flexibles. zukunttsgerichtetes Gesetz schaffen und da­
bei hinter den heutigen Rechtszustand zurückgehen würden. 
4. Es handelt sich um eine Kann-Vorschrift, um einen Ermes-

senstatbestand. Wir entziehen mit der Verabschiedung dieser 
Bestimmung der PTT nichts, auch das Monopol nicht, son­
dern wir geben dem weisen Bundesrat und dem weisen De­
oartementsvorsteher die Kompetenz. ebenso weise und nach 
pflichtgemässem Ermessen von dieser Befugnis Gebrauch zu 
machen. Nichts spricht dagegen. dass diese Handhabung 
nicht auf diese Weise erfolgen wird. 
5. Der Haupteinwand ich knüpfe an die Ausführungen des 
Kommissionspräsidenten an - ist immer der: Private Netzer­
steller würden sich auf rentable Netze beschränken. und dies 
gehe dann zu Lasten von Berggebieten. von Randregionen in 
unserem Land. 
Ich habe grosses Verständnis für diese Bedenken. Ich habe 
aber kein Verständnis. wenn man an diesen Bedenken auch 
angesichts der Klausel festhält. wie sie heute im Gesetz veran­
kert 1st. Wir haben ja nicht einfach gesagt: «Der Bundesrat 
kann wertere Netze vom Monopol ausnehmen», sondern wir 
haben gesagt, er dürfe dies tun, aber nur sofern die zuverläs­
sige, preiswerte und nach gleichen Grundsätzen ausgerich­
tete Versorgung von Bevölkerung und Wirtschaft in allen Lan­
desteilen mit Fernmeldediensten nicht in Frage gestellt wird. 
Das ist eine klare Voraussetzung, die dem Argument des Rosi­
nenpickens oder der ungleichen Landesversorgung entge­
gensteht. 
Ich bitte Sie. am Beschluss des Ständerates festzuhalten. 

Gadient: Obwohl es sich zum Teil um Wiederholungen in der 
Argumentation handelt. scheint es mir nicht angängig, einige 
Argumente unwidersprochen stehen zu lassen; denn diese 
Bestimmung hat ohne Zweifel einen sehr zentralen Stellenwert 
im Rahmen des neuen Fernmeldegesetzes. Ein Blick auf In­
halt und Umfang der uns zugegangenen Interventionen macht 
das deutlich. 
Artikel 19 soll die Ausnahmen vom Netzmonopol so umschrei­
ben. dass künftige Auseinandersetzungen nach Möglichkeit 
vermieden werden können. Nach der Bedeutung dieser Rege­
lung obliegt es dem Gesetzgeber selber, einem Einbruch ins 
Netzmonopol vorzubeugen - wenn eben die flächen­
deckende Versorgung des Landes gesichert bleiben soll -, 
und zwar so. wie das die gesetzliche Vorgabe will. 
Das Fernmeldegesetz bringt eine sehr weitgehende Liberali­
sierung. Diesen Anliegen ist Rechnung getragen. Sie können 
das Fernmeldegesetz in seiner heutigen Ausgestaltung mit 
den modernsten europäischen Gesetzgebungen vergleichen. 
Sie werden feststellen. dass unser Erlass 1n wesentlichen Be­
langen noch uber die Regelungen des Auslandes hinausgeht. 
Die Konsequenz: Es müsste auch dort eine strikte Trennung 
hoheitlicher und betrieblicher Zuständigkeiten Platz finden. 
wo es im Interesse des Unternehmens darum geht. den nöti­
gen Freiraum bei Führungsentscheidungen zu sichern. Da­
von sind wir weit entfernt. Parlament und Bundesrat befassen 
sich ja weiterhin mit innerbetrieblichen Angelegenheiten des 
Unternehmens. 
Schaffen wir indessen noch Kompetenznormen. welche einer 
derartigen lnteroretation bedürfen und die entsprechend 
durch eine äusserst wache und agil tätige Telekommunikati­
onsinteressenz auch wahrgenommen werden. dann wird es 
dereinst nicht verwundern dürfen. wenn 1n unserem lande 
auch noch das Netzmonopol fallen wird. Das aber ist weder 
bei den Nachbarländern der Fall noch im Grünbuch der EG 
vorgesehen. 
Das Monopol sichert einerseits das Tätigkeitsfeld, bringt aber 
anderseits dem Unternehmer hohe Verantwortung und Ko­
sten: 80 Prozent der Netze. die betrieben werden, rentieren 
nicht. Das werden sich vor allem die Vertreter der Randgebiete 
merken müssen. 
Es sind in diesem Zusammenhang in der Kommission Zahlen 
genannt worden: Von den 1400 Sendern und Umsetzern wer­
den nur gerade zehn für die Versorgung von etwa vier Millio­
nen Einwohnern des Landes benötigt, während 1390 Sender 
und Umsetzer für die Versorgung der restlichen zwei Millionen 
Einwohner installiert werden mussten. 
Man kann natürlich den Wettbewerb zur obersten Devise ma­
chen. Nur müssen wir uns dabei vergegenwärtigen. dass wir 
alsdann das Pflichtenheft gewaltig werden revidieren müssen. 
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da es im vorliegenden Sinne nicht mehr vollziehbar sem wird. 
Ich ersuche Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen. 
Ich darf abschliessend darauf hinweisen. dass der Nationalrat 
diesen Entscheid im Verhältnis zwei zu eins gefasst hat und 
wir sollten in dieser Diskussion endlich zu emem Ende kom­
men. 

Bunaesrat Ogi: Das Fernmeldegesetz bringt, wie Sie wissen. 
eine vollständige Liberalisierung bei den Teilnehmeranlagen. 
Es eme weitgehende Liberalisierung bei den Diensten. 
auch Grunddienst Im Bereich des Netzes wurde zudem 
der Grundsatz der Zusammenarbeit mit Dritten verankert. und 
es werden Netzkonzessionen erteilt. Insbesondere können 
Konzessionen für Funk- und Satellitennetze erteilt werden. 
über die auch Fernmeldedienste angeboten werden. 
Was ietzt nocn zuruckbleibt. ist wirklich sehr. sehr wenig. 
Wenn ich höre. was Sie heute zum Geschäftsbericht und zu 
den Finanzen der PTT gesagt haben. möchte ich Sie bitten zu 
überlegen. ob sich die PTT im harten Wettbewerb - wenn ein­
mal dieses Fernmeldegesetz in Kratt gesetzt ist - noch halten 
können. Diese Frage muss noch beantwortet werden. 
Wir brauchen em zusammenhängendes. em flächendecken­
des terrestrisches Netz. Wir dürfen sowohl das Calancatal wie 
das Lötschental nicht vergessen. Wir brauchen ein Netz ohne 
grosse Löcher. Das ist kein Käse. deshalb möchten w,r eine 
klare Regelung der Ausnahmen vom Netzmonopol. Wir wollen 
keme Regelung, die eine schleichende Durchlöcherung 
bringt, bis vor lauter Löchern kein Netz mehr vorhanden 1st. 
Deshalb unterstützt der Bundesrat die nationa:lrätliche Ver­
sion. Sie setzt klar den Grundsatz fest. dass nur 1n eng be­
schränkten Fällen Ausnahmen vom Netzmonopol gemacht 
werden können. Das scheint dem Bundesrat richtig. Damrt 
können wir sicherstellen, dass die flächendeckende Infra­
struktur auch bis in die Peripherie finanziert werden kann. Das 
ist em sehr wichtiges Anliegen. Zudem können Sie damit eine 
Differenz bereinigen. Herr Ständerat Rhinow. ich glaube. das 
ist auch eine weise Angelegenheit. 
Ich bitte Sie deshalb. der Kommissionsmehrheit. dem Natio­
nalrat und dem Bundesrat zu folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. S6bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la comm1ss1on 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

17Stimmen 
9Stimmen 

91.023 

Zuweisung 

der Aemter an die Departemente 

der Aemter an die Departemente 
und der Dienste an die Bundeskanzlei. 
Bundesbeschluss 
Attrlbution 
des offlces aux departements 
et des services a la Chancellerie federale. 
Arrete federal 

Botschaft und Bescnlussentwurl vom 1 

Message et pro1et d'arrete du 11 mars 1991 

Herr Kündig unterbreitet im Namen der Kommission den fol­
genden schriftlichen Bericht: 

Das Inkrafttreten des Fernmeldegesetzes sowie des Radio-­
und Fernsehgesetzes zieht eine Fülle von ständigen Vollzugs­
autgaoen nach sich. Diese können rncht mehr vom Generalse­
kretariat EVED bewältiat werden. welches als Stabsstelle über 
sehr beschränkte Mittel verfügt. Der Ständerat beschloss da­
her am 13. Dezember 1990 im Rahmen der Beratung des 
Fernmeldegesetzes die Schaffung emes Bundesamtes für 
Kommunikation. Der Nationalrat folgte diesem Entscheid am 
21. März 1991. 
Wenn beide Räte der Schaffung des Bundesamtes zustim­
men. so muss dieses noch einem Departement zugewiesen 
werden. Mit der vorliegenden Botschaft schlägt der Bundesrat 
das Eidgenössische Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepar­
tement vor. Die Aenderung der entsprechenden Verordnung 
bedarf der Genehmigung durch die eidgenössischen Räte. 

M. Kündig presente au nom de la commission le rapport ecrit 
suivant: 

L'entree en vigueur de la loi sur les telecommunications et de 
la loi sur la radio et la television entraine une multitude de tä­
ches permanentes. Ces dernieres ne peuvent plus etre assu­
rnees par le Secretanat general du DFTCE qu1 ne dispose que 
ae moyens fort restreints. C'est la ra,son pour !aquelle le 
Conseil des Etats a decide le 13 decembre 1990. dans le cadre 
de ses deliberations relatives a la loi sur les telecommunica­
tions. la creation d'un Office federal de la communication. Le 
Conseil national a approuve cette decision le 21 mars 1991. 
Si les deux conseils approuvent la creation d'un office tederal, 
encore taut-II l'attribuer a un departement. Dans son message. 
le Conseil federal propose le Departement federal des trans­
ports. des communications et de l'energ,e. La modification de 
l'ordonnance y relative aoit etre adoptee par 1es Chambres fe­
derales. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt, 
- den Entwurf des Bundesbeschlusses über die Genehmi­
gung einer Aenderung der Verordnung über die Zuweisung 
der Aemter an die Departemente und der Dienste an die Bun­
deskanzlei vom 11. März 1991 anzunehmen: und 
- das Postulat 90.437 Schaffung eines Bundesamtes für Kom­
munikation (S 20.9.1990. Gadient) abzuschreiben. 

Proposition de la commission 
La commission propose 
- d'adopter le pro1et d'arrete federal relat1f a l'aoprobation de 
l'ordonnance concernant l'attnbution des offices aux departe­
ments et des ser.ices a la Chancellene federale du 11 mars 
1991 et 
- de classer le postulat 90.437 relatif a la creation d'un Office 
federal de la communication (E 20.9.1990. Gadient). 
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finde. aus rechtstheoretischen Ueberlegungen zu weit zu ge­
hen. 
Die Frage. die sich aufdrängt, ist die: Uegen die beiden Lösun­
gen nun tatsachlich so weit auseinander? 
Ihr Rat will den Veranstalter. der Ständerat aber den Pro­
grammscnaffenden ins Recht fassen. Auch bei der Lösung 
des Standerates kann der Veranstalter unter bestimmten Vor­
aussetzungen bestraft werden. dann namlich. wenn die Unter­
suchung unvernaltmsmassig wäre. um den fehlbaren Pro­

zu ermitteln. 
Ich iinde die Lösung Ihres Rates sachgerecht. 

v,<>11<>11"'.nr 1st die Zeit dazu noch nicht rert. Man muss hier 
senen. aass mit der Einführung der Strafbarkeit von iunsti­
schen Personen Neuland beschritten wird. Ich könnte also ab­
solut mit Ihrer Mehrheit leben. Wir würden dann keme Diffe­
renz mehr schaffen. 
ich bitte Sie. nun zu entscheiden. damit wir dieses Gesetz bald 
1n Kraft setzen können. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 644 hiervor - Voir page 644 ci-devant 

Beschluss des Standerates vom 6. Juni 1991 
Dec1s1on du Conseil des Etats du 6 Juin 1991 

Kategone V. Art. 68 GRN Categone V. art. 68 RCN 

88Stlmmen 
48 Stimmen 

Herr Auer unterbreitet im Namen der Kommission den folgen­
den schriftlichen Bericht: 

Das Fernmeldegesetz kommt mit einer letzten Differenz 1n die 
antte Beratung des Nationalrates. In allen übrigen Punkten hat 
der Ständerat in der zweiten Beratung dem Nationalrat zuge­
stimmt. Vor allem hat er sich bei Artikel 19 (Ausnahmen vom 
Netzmonopol der PTr) der Fassung des Nationalrates ange­
schlossen. die nur Fernmeldenetze «von geringer Bedeu­
tung» vom Netzmonopol ausnehmen lassen will. 
Unter diesen Umständen scheint es der Kommission ange­
zeigt bei der letzten verole1benden Differenz dem Ständerat 
zuzustimmen Der Nationalrat hatte in Artikel 12 emen Ab­
satz 1 bis aufgenommen. wonach Abonnenten verlangen kön­
nen. nicht ms Abonnentenverzeichnis aufgenommen zu wer­
den. Der Ständerat hat am 6. Juni 1991 mit 23 zu 4 Stimmen 
am Grundsatz des obligatorischen Eintrages in Abonnenten­
verze1chn1ssen festgehalten. 
Die Komm1ss1on beantragt einstimmig, der ständerätlichen 
Fassung von Artikel 12 zuzustimmen. 

M. Auer presente au nom de la commission te rapport ecrit 
suivant: 

Avec une derrnere divergence. fa loi sur les telecommurnca­
t1ons rev,ent en tro1s1eme deliberation devant le Conseil natio­
nal. Lors de la deux1eme deliberation au Conseil des Etats. ce 
dermer a approuve toutes les autres propositions. II s·est no­
tamment rallie a 1·av1s du Conseil national pour ce qu1 est de 
i'articte 19 (except1ons au monopote de reseau des PTr) en 
acceptant de n exc1ure que des reseaux de telecommurnca­
t1ons «peu 1moortants». 

Dans ces conditions. la comm1ss1on 1uge aopropne de se ral­
lier a l'av1s du Conseil des Etats pour ce qur est de la derniere 
divergence. Le Conseil national a introduit un alinea 1 bis a 
l'article 12. qui dispose que des abonnes peuvent exiger de 
pas figurer dans I' annuaire des abonnes. Le Conseil des Etats, 
par 23 vo1x contre 4. a maintenu le 6 juin 1991 le pnncipe de 
l'inscnption obligatoire dans l'annuaire des aoonnes. 
A l'unanim1te, la commiss1on propose d'approuver l'article 12 
tel que le Conseil des Etats I' a formuie. 

Art. 12 Abs. 1 bis 
Antrag der Komm1ss1on 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 12 al. 1 bis 
Proposition de ia commission 
Adherer a la dec1sion du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

91.023 

Zuweisung 
der Aemter an die Departemente 
und der Dienste an die Bundeskanzlei. 
Bundesbeschluss 
Attribution 
des offices aux departements 
et des services a la Chancellerie federale. 
Arrete federal 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 11 . März 1991 (881 111 n) 
Message et pro1etd'arretedu 11 mars 1991 (FF 11173) 

Beschluss des Ständerates vom 6. Juni 1991 
Dec1s1on du Conseil des Etats du 6 iu1n 1991 

Kategorie V. Art. 68 GRN - Categone V. art. 68 RCN 

Herr Auer unterbreitet im Namen der Kommission den folgen­
den schriftlichen Bericht: 

Das Inkrafttreten des Fernmeldegesetzes sowie des Radio­
und Fernsehgesetzes zieht eme Fülle von ständigen Vollzugs­
aufgaben nach sich. Diese können nicht mehr vom Generalse­
kretariat EVED bewältigt werden. welches als Stabsstelle über 
sehr beschränkte Mittel verfügt. Der Ständerat beschloss da­
her am 13. Dezember 1990 im Rahmen der Beratung des 
Fernmeldegesetzes die Schaffung eines Bundesamtes für 
Kommunikation. Der Nationalrat folgte diesem Entscheid am 
21. März 1991. 
Wenn beide Räte der Schaffung des Bundesamtes zustim­
men. so muss dieses noch emem Departement zugewiesen 
werden. Mit der vorliegenden Botschaft schlägt der Bundesrat 
das Eidgenössische Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepar­
tement vor. Die Aenderung der entsprechenden Verordnung 
bedarf der Genehmigung durch die eidgenössischen Räte. 
Der Ständerat hat den entsprechenden Bundesbeschluss am 
6. Juni 1991 einstimmig angenommen. 

M. Auer presente au nom de la commission le rapport ecrit 
suivant: 

L'entree en vigueur de la loi sur les telecommunications et de 
la loi sur la radio et la television entraine une multitude de tä­
ches permanentes. Ces dernieres ne peuvent plus etre assu­
mees par le Secretariat general du DFTCE qu, ne dispose que 
de moyens fort restre1nts. C'est la ra1son pour laquelle le 
Conseil des Etats a decide le 13 decembre 1990, dans le cadre 
de ses deliberat1ons relatives a la 101 de la telecommunica-
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85.047 

Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetzbuch. Revision 
Code penal et Code penal militaire. 
Revision 

Siehe Seite 854 hiervor - Voir page 854 ci·devant 

st;:inn~"""~s vom 21. Juni 1991 
du 21 jUIO 1991 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch. Militärstrafgesetz 
(Strafbare Handlungen im Sexualbereich) 
B. Code penal suisse et Code penal militaire 
{lnfractions d'ordre sexuel) 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

124 Stimmen 
3Stimmen 

C. Militärstrafgesetz (Disziplinarische Ahndung des Kon­
sums geringer Mengen von Betäubungsmitteln) 
C. Code penal militaire (Repression disciplinaire de la pe­
tite consommatlon de stupetiants) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

87.061 

129 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Radio und Fernsehen. Bundesgesetz 
Radio et television. Loi 

Siehe Seite 1153 hiervor - Voir page 1153 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 17. Juni 1991 
Decis1on du Conseil des Etats du 17 juin 1991 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunications 

Siehe Seite 1107 hiervor - Voir page 1107 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 6. Juni 1991 
Dec1s1on du Conseil des Etats du 61uin 1991 

106 Stimmen 
9Stimmen 

Präsident: Ich muss Ihnen eine den 
französischen Text betrifft: Artikel 20 2 der französ1-

ist der Satzteil «s'ils sont de peu 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

88.039 

Bund und Kantone. 
Aufgabenteilung. zweites Paket 
Confederation et cantons. 
Repartition des täches. 
Second train de mesures 

Siehe Seite 1276 hiervor - Voir page 1276 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 21. Juni 1991 
Decision du Conseil des Etats du 21 juin 1991 

5. Bundesgesetz über den Wasserbau 

123 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

5. Loi federale sur l'amenagement des cours d'eau 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

6. Bundesgesetz über die Fischerei 
6. Loi federale sur la peche 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat -Au Conseil federal 

89.067 

Gegen Missbräuche 

127 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

120 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

der Fortpflanzungs- und Gentechnologie 
beim Menschen. Volksinitiative 
Contre l'application abusive 
des techniques de reproduction 
et de manipulation genetique 
a l'espece humaine. Initiative populaire 

Siehe Seite 1288 hiervor - Voir page 1288 ci-devant 

1991 

M. Guinand: Le groupe liberal souhaite l'adopt1on d'une 
norme constitutionnelle sur le genie genetique et la procrea· 
tion medica!ement ass1stee. Le contre-proJet adopte par !'As­
semblee federale apporte cependant des restrictions que 
nous iugeons excessives. C'est pourquo1 nous ne pouvons 
pas I' accepter. 

An den Bundesrat -Au Conseil tederal 

51 St!!T1rT1<0n 

31 ,-.rnTirr,an 
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Votations finales 614 E 21 1991 

Dreizehnte Sitzung - Treizieme seance 

Freitag, 21. Juni 1991, Vormittag 
Vendredl 21 juin 1991, matln 

08.00h 

Vorsitz- Presidence: Herr Hänsenberger 

Präsident: Ich begrüsse Sie zur letzten Sitzung der Sommer­
session. Ganz besonders begrüsse ich unseren Kollegen. 
Herrn Ziegler. der heute Geburtstag hat. Wir wünschen ihm al­
les Gute. (Beifall) 

88.039 

Bund und Kantone. 
Aufgabenteilung. zweites Paket 
Confederatlon et cantons. 
Repartition des taches. 
Second train de mesures 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 389 hiervor - Voir page 389 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 20. Juni 1991 
Decision du Conseil national du 20 juin 1991 

5. Bundesgesetz über den Wasserbau 
5. Loi federale sur l'amenagement des cours d'eau 

Art.6Abs.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 6al. 3 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Rüesch, Berichterstatter: Wir haben noch eine kleine Differenz 
zu bereinigen: Der Nationalrat hat in einer seltenen Phase der 
Grosszügigkeit in sämtlichen Differenzen bei beiden Gesetzen 
(Wasserbau und Fischerei) überall uns zugestimmt. Es bleibt 
eine kleine Differenz in Artikel 6 Wasserbaugesetz. Wir haben 
dort den Absatz 3 gestrichen. weil wir der Meinung waren, es 
sei eigentlich im Absatz 1 schon enthalten, dass der Bund Vor­
schriften erlassen könne, die er an seine Subventionen bindet; 
ich erinnere an das Subventionsgesetz und anderes mehr. 
Aber der Nationalrat möchte daran festhalten. Damit wird es 
einfach doppelt genäht sein. 
Ich beantrage Ihnen, dem Nationalrat zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

85.047 

Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetzbuch. Revision 
Code penal et Code penal militaire. 
Revision 

Siehe Seite 450 h!ervor - Voir page 450 ci-devant 

des Nationalrates vom 3. Juni 1991 
du Conseil national du 3 1991 

B. Schweizerisches Strafgesetzbuch. Militärstrafgesetz 
(Strafbare Handlungen im Sexualbereich) 
B. Code penal suisse et Code penal militaire 
(lnfractlons d'ordre sexuel) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 38 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

C. MIiitärstrafgesetz (Dlsziplinarlsche Ahndung des Kon· 
sums geringer Mengen von Betäubungsmitteln) 
C. Code penal militaire (Repression disciplinalre de la pe­
tite consommation de stupefiants) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

87.061 

40 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Radio und Fernsehen. Bundesgesetz 
Radio et television. Loi 

Siehe Seite 506 hiervor - Voir page 506 ci-devant 

Bescnluss des Nationalrates vom 21. Juni 1991 
Dec1sion du Conseil national du 21 iuin 1991 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat -Au Conseil tederal 

87.076 

Fernmeldegesetz 
Loi sur les telecommunlcations 

Siehe Seite 430 hiervor - Voir page 430 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 21 Juni 1991 
Decision du Conseil national du 21 juin 1991 

35 Stimmen 
2Stimmen 

Le president: J'ai une communication a vous faire en ce qui 
concerne la version frarn;aise. Dans le texte fram;ais il y a une 
omission. A l'articte 20, alinea 2, il taut ajouter le membre de 
phrase suivante: «s'ils sont de peu d'importance». 
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Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil tederal 

88.039 

Bund und Kantone. 
Aufgabenteilung. Zweites Paket 
Confederation et cantons. 
Repartition des taches. 
Second train de mesures 

5. Bundesgesetz über den Wasserbau 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

5. Loi federale sur l'amenagement des cours d'eau 

Siehe Seite 614 hiervor - Voir oage 614 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 20. Juni 1991 
Dec1s1on du Conseil national du 20 juin 1991 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

6. Bundesgesetz über die Fischerei 
6. Loi federale sur la peche 

Siehe Seite 389 hiervor - Voir page 389 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 20. Juni 1991 
Dec1s1on du Conseil national du 20 juin 1991 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Consell national 

89.067 

Gegen Missbräuche 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

der Fortpflanzungs- und Gentechnologie 
beim Menschen. Volksinitiative 
Contre l'application abusive 
des techniques de reproduction 
et de manipulation genetique 
a l'espece humaine. Initiative populaire 

Siehe Seite 450 hiervor - Voir page 450 Ci·devant 

Beschluss des Nationalrates vom 21. Juni 1991 
Decision du Conseil national du 21 juin 1991 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

36 Stimmen 
3Stimmen 

90.067 

Grenzüberschreitendes Fernsehen. 
Uebereinkommen 
Television transfrontiere. 
Convention 

Siehe Seite 429 hiervor - Voir page 429 ci-devant 

Nationalrates vom 21 Juni 1991 
national du 21 iuin 1991 

A. Bundesbeschluss zum Uebereinkommen des Europa­
rates über das grenzüberschreitende Fernsehen 
A. Arrete federal concernant la convention du Conseil de 
l'Europe sur la televislon transfrontlere 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 38Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über den Satellitenrundfunk 
B. Arrete federal sur la radiodiffusion par satellite 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federaJ 

90.069 

Sofortprogramm 
bei der direkten Bundessteuer. 
Verlängerung 
Programme immediat 
en matiere d'impöt federal direct. 
Prorogation 

Siehe Seite 121 hiervor - Voir page 121 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 12. Juni 1991 
Decision du Conseil national du 12 juin 1991 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

40 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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